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Europäisc 


wir erleben. 


en P 
zutage 


fassen. 


des Prestiges so unberührt, so losgelöst von der 
“überhaupt das Wesen der Politik zu sehen. 


‘ 


»: Doppelkongreß von Münster und Osnabrück stellt das 
rste allgemeine europäische Gesandtentreffen dar. Bis auf 


neland, Dänemark, Rußland, Polen und Siebenbürgen sind 
le Staaten Europas vertreten; sogar die Türkei hat einen 


t auch ihr Hintergrund. Ideologische und materielle In-. 
ressen der verschiedensten Art stehen sich gegenüber, 
lannigfaltige Traditionen kämpfen mit einem keineswegs 
nheitlichen Neuerungswillen, so daß es schwerhält, das 
Vesentliche herauszugreifen. 

Der Beginn des Kongresses steht im Zeichen der bis ins 
"htzehnte Jahrhundert hinein charakteristischen Verquik- 
ng von Kriegführung und Friedensverhandlung. Die Prä- 
ninarien waren schon 1641 in Hamburg unterschrieben 
rden, aber erst zwei Jahre später, nach dem Einfall Tor- 
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e"Kongresse ım Wandel der Außenpolitik 


Von Hermann Hackert } 


2: Europa brennt nun ab, und aus der Asche erst wird eine neue Ordnung der Dinge 

RS entstehen, oder vielmehr wird die alte Ordnung neue Reiche beglücken. Wir erleben 

Er “ sie nicht mehr, die Epoche, wo Gesetze gegen blinde Herrschsucht ihre ewigen Rechte - 
EEE behaupten werden. Eine Veränderung in der Form aller europäischen Siaaten ist 


unvermeidlich, sie wird, sie muß eintreten, diesen totalen Umsturz werden 


In der Einleitung zu unserem Bericht über die Moskauer Konferenz. der "Außenminister wurde angedeutet, daß wir die dort 
getretenen Auseinandersetzungen als ein Durchgangsstadium ‚in dem gewaltigen Umschmelzungsprozeß . betrachten, der 
“Europa und die Welt ergriffen hat. Während sich das Jahr der Londoner Außenministerkonferenz zuneigt, die der britische Außen- 
‚minister unlängst als die „wahrscheinlich lebenswichtigste Konferenz der Weltgeschichte“ bezeichnet hat, erscheint es angebracht, 
den Blick tiefer in die Vergangenheit zu senken und die Perspektiven, die die Zeit uns eröffnet, in ihrer ganzen Weite zu um- 


* Dabei stammen gerade diese anscheinend unzerstörbaren Elemente der Politik aus Bereichen, die dem klärenden, 
“Verstand und dem freien Zugriff des Willens offenstehen. Nur die angestaute Trägheit und Müdigkeit vieler Geschlechter — 
stupidite, le secret des grands regnes“, wie Napoleon einmal bitter bemerkte —, nur das Beharrungsvermögen eingefahrener 
Denkgewohnheiten hindern uns, das gestörte Gleichgewicht weltweit, nicht nur kontinental wiederherzustellen, die politische Kon- 
venienz aus den engen Bereichen der Kabinettspolitik zu lösen, neue Grenzen zu ziehen und neue Reservate einzuräumen, die den 
sozialen Gegebenheiten der Zeit und den wirklichen Notwendigkeiten der Völker entsprechen. 
Das Ringen um ein tieferes Verständnis unserer geschichtlich gewachsenen Bindungen kann ein erster Schritt unserer Selbst- 
‚befreiung werden, wenn wir daraus dem Maßstab für grolse Entscheidungen und die nötige Sammlung und Bescheidenheit für die 
vielen unscheinbaren Handreichungen gewinnen, die einer wirklichen Zeitenwende vorausgehen müssen. Als Vorstufe einer sol- 
chen geschichtlichen Besinnung war die nachfolgende Studie gedacht. Sie kann von uns nicht in. der Form vorgelegt werden, wie 
‚sie vom Autor ursprünglich geplant war. Er wollte die Darstellung der Kongresse von Münster, Utrecht, Wien und Paris nur 

als Einleitung zu einer Untersuchung der Friedensverhandlungen nach dem zweiten Weltkrieg benutzen, die, auf unseren bis- 
‚herigen Archivberichten aufbauend, die gegenwärtigen Auseinandersetzungen in einen weiteren geschichtlichen Zusammenhang 
stellen sollte. Mitten aus der Arbeit nahm der Tod den erst Einunddreißigjährigen zu sich. In unserer Redaktion, der er en 
stiller, zurückhaltender Kamerad war, entsteht dadurch eine schmerzliche, nicht auszufüllende Lücke. ‘Sein Gespräch mit den 
Mächten der Vergangenheit, das er vorsichtig, aber zielbewußt eingeleitet hatte und unter allen Entbehrungen der Nachkriegszeit 
im Schatten eines schweren Leidens fortführte, soll nicht abreißen. Es bleibt uns verpflichtend wie die unausgesprochenen Worte 
vieler anderer, die an der Schwelle dieser dunklen Jahre zurückgeblieben sind, als das Vermächtnis eines jungen Europäers. 


_ Die Friedensverhandlungen von Münster und Osnabrück 


eobachter entsandt. So bunt wie die Versammlung selbst 


ex 


Metternich an Gentz am 21. Januar 1806 


Vergegenwärtigen wir uns den Rhythmus der politischen Auseinandersetzungen, die das Gesicht Europas in seiner neueren 
Geschichte bestimmt haben, so spüren wir, wie allenthalben die drängende Wucht universaler Konzeptionen auf das Beharrungs- 
vermögen überkommener Machtpositionen trifft, sie überspült und in ihren Grundfesten erschüttert. Nie kommen aber die revo- 
Jutionären Fluten zu freiem, ungehemmtem Durchbruch. Ausgehöhlt und zerfurcht in jahrhundertelangen Stürmen, auf weite 
"Strecken unter gewaltigen Erschütterungen zusammenbrechend, aber selbst dann ‚ruinenhaft beharrend, hält sih die Grund- 
"struktur des europäischen Staatengefüges in basaltener Dauer. Mag inzwischen die Spannweite des Erdballs auf einen Bruchteil 
"zusammenschrumpfen, mögen ganze Kulturkreise auf anderen Kontinenten der zivilisatorischen Expansion Europas erliegen, mögen 
sich Voraussetzungen und Methoden der Politik in Europa selbst im innersten Kern verändern, — es bleiben bestimmte statische, 
staatliche Gegebenheiten, Vorstellungen des Gleichgewichts und der „Convenance“, Grenzen, Reservate, Attribute der Macht. und 
geschichtlichen Entwicklung, daß die Welt sich daran gewöhnt hat, in ihnen 


wägenden 


Co. 


! 


stensons (1)”) in Böhmen, wurden sie ratifiziert. Der kaiser- 
liche Sieg bei Tuttlingen bringt kurz darauf eine neue Ver- 
zögerung, und erst im April 1645 sieht Münster die feier- 
liche Eröffnung. 

Wer die sechzehn Monate dauernden Verhandlungen über 
die gegenseitige Anerkennung der Vollmachten nur als Ver- 
schleppungsmanöver ansehen wollte, befände sich ım Irr- 
tum. Wohl legten die Parteien keine besondere Eile an den 
Tag, da sie sich noch zu viel von den Waffen versprachen, 
aber die Klärung der Formfragen wurde mit kaum vorstell- 
barem Nachdruck betrieben. Ein Zurückweichen in einer so 
wichtigen Sache wie etwa dem Titel, der dem jeweiligen 
Souverän in den Beglaubigungsschreiben zugelegt wurde, 
hätte von vornherein eine schlechte Ausgangsposition ge- 


*) Die Ziffern in Klammern sind Hinweise auf den biwgraphischen Anhang. 
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schaffen. Die sogenannten „curialia“, die in den Akten von 

Münster und den folgenden Kongressen ebensoviel Platz 

beanspruchen wie die sachlichen Verhandlungen, sind cha- 
- rakteristisch für den Geist der Barockdiplomatie. Ihr waren 
4 dieZeremonialstreitigkeitennicht nur eine großediplomatische 
" _ Kraftprobe, sondern vor allem die entscheidende Gelegen- 
heit, mit der Rangfolge der Herrscher auch das Verhältnis 
‚der Mächte in Europa neu zu klären oder die alte Ordnung 
wiederherzustellen. Wenn der König von Frankreich auf 
Grund der auf den Konzilien gebräuchlichen Formel „rex 


Ei - Franciae et aliqui reges“ den Vorrang vor den übrigen Kö- 
-  _ nigen beanspruchte, so lag darin die Vorbereitung des uni- 
versalmonarchischen Anspruchs, den der Staat Ludwigs XIV. 
Kir dann bald nicht ohne den Gedanken an die Kaiserkrone 
selbst erhob. Das Reichsoberhaupt stand dem Bestreben der 


Kurfürsten, wie gekrönte Häupter behandelt zu werden, nicht 
ganz feindlich gegenüber, weil das eine Herabsetzung aller 
Könige bedeutet hätte, Die Herzöge indessen waren darauf 
bedacht, daß ihr Abstand zu den großen Sieben, aus denen 
- der Friedensschluß acht machte, nicht zu spürbar wurde. 
E So ist jede Einzelheit der endlosen Debatte um Anrede, Vor- 
_ tritt und Sitzordnung symbolisch für die völlige Auflösung 
der mittelalterlichen Begriffe im Reich und in Europa und 
- für das außerordentlich gewachsene Selbstbewußtsein der 
‚großen und kleinen Staatsgebilde. 

“ Hatten schon Karl VO. (2) und die Kräfte, die hinter ihm 
standen, N At, ßen Ordnungsgedanken 
g: ‚standen, es nicht vermocht, den großen Ordnungsg 

‚des Mittelalters nachträglich in einer Universalherrschaft zur 
Vollendung zu bringen, so mußte erst recht T’erdinand II, (3) 
die Existenz einer Vielheit souveräner Machtgebilde als ge- 
geben hinnehmen. Um so mehr war er aber entschlossen, in 
Deutschland nichts unversucht zu lassen, um die kaiserliche 
Macht zu stärken. Er hätte indessen keinen Richelieu (4) 
zum Gegenspieler haben dürfen; für diesen war die Auf- 
richtung einer absoluten Herrschaft im Reich gleichbedeu- 
“  tend mit einem Herabsinken Frankreichs in die Abhängig- 
keit von Habsburg. Darum hieß es, gleich ob bei Katho- 
liken oder Protestanten, den „Libertätsgedanken“ im Lager 
‚der deutschen Fürsten schüren. Vielleicht konnte so auch die 
Gefahr einer Einigkeit der „Casa d’Austria“, wie sie die 
Abtretung des Elsaß an Spanien — die eigentliche Ursache 
des Dreißigjährigen Krieges — zum Ausdruck brachte, in 
. letzter Stunde noch gebannt werden. Wie recht der große 
Kardinal mit seiner Politik hatte, bewies mehr noch als der 
Kriegsverlauf der Kongreß, wo sich auch die Fürsten, die 
dem Kaiser ihre Waffen geliehen hatten, auf die Seite derer 

. stellten, die die Würde des Reichsoberhauptes allen politi- 
schen Gewichts beraubt sehen wollten. Die Idee der fürst- 
- lichen Libertät verband sich mit den antihegemonialen Ten- 
 denzen im außerhabsburgischen Europa, die bald unter der 
= Parole der Souveränität, bald unter dem Schlagwort vom 
_ Gleichgewicht dem Universalismus erfolgreich die Stirn 
boten. 

Während sich im Mittelalter der Widerstand gegen das 
Imperium im wesentlichen auf die verschiedene Auslegung 
des einen umfassenden Herrschaftsgedankens beschränkt 
hatte, stand den Gegnern der Einheitsidee seit der Renais- 
sance auch eine politische Theorie zur Verfügung, um den 
Gliedern der Christenheit jenes Selbstbewußtsein zu ver- 
leihen, das sie zur Bildung einer freien Gemeinschaft brauch - 
ten. Bereits im sechzehnten Jahrhundert kann der alten Vor- 
stellung vom einigen Abendland in Form von de la. Noues 
dauerndem Bund gegen die Türken ein moderner Födera- 
tionsplan entgegengestellt werden, und nicht lange vor dem 
Westfälischen Frieden entsteht das Projekt Cruces, der 
Venedig zur Hauptstadt einer Welt mit endgültig festge- 
legten Machtverhältnissen machen will, sowie Sullys (5) 
ebenfalls vielbeachtete Neuaufteilung Europas mit einem 
„Conseil general“ der fünf großen Mächte. Solche Pläne 
waren vor allem von dem Wunsch getragen, die habsburgi- 
sche Vorherrschaft aus der Welt zu schaffen. Bezeichnender- 
weise verstummen sie in dem Augenblick, da das Haus 
Bourbon in Ludwig XIV. (6) die Hegemonie innehat. Aber 
daß sie überhaupt möglich waren, mußte der alten Füh- 
rungsmacht den Ernst der Lage vor Augen bringen. Sie 
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lieferte darum auf dem Kongreß ein verzweifeltes Rückzugs- 
gefecht; etwas anderes blieb ihr nicht mehr übrig, seit mi 
dem Jahre 1635 das Kriegsglück die, Kaiserlichen verlassen 
hatte. | 

Es ist nun aber nicht so, daß das Datum des Eingreifen: 
Richelieus die Wende vom Religionskrieg zum reinen In 
teressenkampf der Staaten bezeichnet; man könnte nach! 
weisen, daß bis zur Unterzeichnung des konfessionellen Aus} 
gleichs in der Friedensurkunde der Kampf für und wider 
die Gegenreformation nicht an Schärfe verlor. So hat den 
auch Ranke (7) den Kongreß als den „großen Prozeß zwi- 
schen Katholiken und Protestanten“ betrachtet. Aber eben- 
sogut ließe sich zeigen, wie der Dreißigjährige Krieg keines- 
wegs nur „der Freiheitskampf des deutschen Protestantis- 
mus“ war, als den Erdmannsdörffer (8) ihn ansehen möchte! 
Seit den böhmischen Wirren spielte die Staatsräson auf 
beiden Seiten eine hervorragende Rolle. a | 
und machtpolitische Tendenzen waren von vornherein auf 
engste verquickt und blieben es auch auf dem Kongreß. | 


Dabei läßt sich indessen eine wichtige Unterscheidung 
treffen. Innerhalb der einzelnen Staaten geht im allgemei- 
nen das religiöse Prinzip vor, in der Außenpolitik muß es 
durchweg den Gesichtspunkten der Staatsräson weichen! 
Solange der Kaiser in Deutschland als Staatsoberhaupt gel- 
ten wollte, erblickte er in der Bekämpfung der Ketzerei nicht 
nur eine religiöse Pflicht, sondern eine politische Notwen- 
digkeit. Erst als Kriegsverlauf und Verhandlungsergebnisse: 
erwiesen hatten, daß das. Emporkommen einer jungen, ei- 
genständigen Staatenwelt auf dem Boden des Reiches nicht 
mehr zu verhindern war, schien die Voraussetzung für ei 
religiöges Kompromiß gegeben, denn dieses hatte jetzt zwi- 
schenstaatlichen Charakter und verlangte nicht die für de 
damaligen Absolutismus so schwere Toleranz im eigene 
Hause. Innerhalb der einzelnen Herrschaftsgebiete war aud 
in Münster noch nicht an eine Abänderung des Grundsatzes 
„cuius regio, eius religio“ zu denken. Eine Ausnahme bilde 
nur die Gleichberechtigung der Andersgläubigen in einiger 
freien Stadtrepubliken. 


Nachdem der Westfälische Friede die Eigenstaatlichkeit 
und Bündnisfähigkeit der deutschen Fürsten verbrieft hatte 
konnte dann unter Katholiken und Protestanten in den fol 
genden Kriegen gegen Ludwig XIV. ein spätes Reichsbe+ 
wußtsein wieder aufkommen. Längst war den religionspoli 
tischen Momenten die Schärfe genommen, die ihnen die i 
Münster begrabene Gegenreformation gegeben hatte, als & 
zum nationalen Zusammenschluß gegen Frankreichs Überge 
wicht kam. Im Dreißigjährigen ih indessen kann in keine 
Phase die Echtheit des Glaubenskampfes bestritten werden 
— soweit es sich um einen deutschen Bürgerkrieg handelt, 
Hier war die Aufrichtung der Reichsgewalt gleichbedeu 
tend mit religiöser Niederwerfung der Protestanten, wäh 
rend ein Sieg des Libertätsgedankens auch religiöse Freiheit 
der Reichsglieder verhieß. So fielen die machtpolitischen und! 
die ideologischen Interessen hier weitgehend zusammen! 
Dies ließ ’Lutheraner und Kalvinisten, die untereinande 
stark verfeindet waren und im Felde nicht vollzählig gege 
den Kaiser gestanden hatten, auf dem Kongreß gemeinsa 
vorgehen und brachte andererseits katholische Fürsten wie 
Maximilian von Bayern (9) in Konflikte. | 


Lenkt man aber den Blick auf die gesamteuropäische Aus- 
einandersetzung, so hat man eine interkonfessionelle Ein- 
heitsfront gegen Habsburg vor sich, und die Bekenntnis- 
oleichheit des großen Schwedenkönigs mit seinen deutschen 
Bundssgenossen gewinnt fast zufälligen Charakter. Es wa 
nur natürlich, daß das protestantische Dänemark auf dis 
Seite des Kaisers übertrat, als es sich von der Flanke he 
bedroht sah. Aber das Biindnis von Kur-Trier. mit Frankreich 
blieb erstaunlich, weil im allgemeinen innerhalb einer Na 
tion die Gleichgläubigen auch dieselbe Politik trieben. Ri 
chelieu bekämpfte aus nationalen Gründen die Hugenotten) 
denen Spanien, die Hochburg der Gegenreformation, eben- 
falls aus nationalen Gründen half. Als der Papst dem Kar- 
dinal wegen der Unterstützung Schwedens Vorwürfe machte! 
wußte ihn dieser mit dem Hinweis zu beruhigen, der Kaiser 


Be 


rde auf solche Weise von Italien abgelenkt. Der Heilige 
ater selbst scheute sich ja keineswegs, in Münster dem 
Ivinistischen Pfälzer gegenüber den Ansprüchen Bayeıns 
Rücken zu stärken, weil er sich an der Franzosen- 
undschaft Maximilians stieß. 


o werden Glaubens- und Interessenpolitik in verhält- 
iismäßig naiver Weise vermischt. Keineswegs dient die Re- 
gıon nur als ideologisches Aushängeschild für nacktes 
Be histreben. In der Seele jener frühen Barockmenschen 
lebten geistliche wie weltliche Dinge gleich geliebt und 
eich unbewältigt nebeneinander. Das muß man beachten, 
ll man die von leidenschaftlichem Ernst getragenen, um- 
ändlichen Vorgänge zu Münster und Osnabrück verstehen. 


Bezeichnend für die Kriegslage im Jahre der Eröffnung 
es Kongresses war der Waffenstillstand Sachsens mit Tor- 
enson (1), desselben Landes, das zehn Jahre zuvor in Prag 
ch dem Kaiser zugewandt hatte. Damals, kurz vor dem 
tiegseintritt Frankreichs, standen die Dinge’ ja noch so. 
all es zum Frieden unter völligem territorialem Verzicht 
chwedens gekommen wäre, hätte man sich nur über die 
öhe der Geldentschädigung einigen können! Jetzt indessen 
irften die nordischen Invasoren eine ganz andere Rech- 
ng präsentieren: sie forderten außer Pommern noch Schle- 
en als Kriegsbeute. Handelte es sich hier auch um den ur- 
ten diplomatischen Trick des Überforderns, so fällt doch 
‚ wie sehr sich der kaiserliche Primarius Trautimanns- 
orff (10) beeilt, nunmehr Vorpommern und Wismar an- 
ieten. Ein volles Jahr ringen die brandenburgischen und 
wedischen Gesandten um die pommersche Teilungslirie. 
der Zwischenzeit gelingt Torstenson ein neuer Vorstoß, 
‘ das Herz der kaiserlichen Erblande bedroht. Dieses Er- 
signis und die Vereinigung Wrangels (11) mit Turenne (12) 
eranlassen Ferdinand III. (13), im September 1646 auch den 
(ranzösischen Forderungen entgegenzukommen. 

De 


“Erleichtert wurde dem Kaiser die Abtretung der österrei- 
hischen Rechte im Elsaß durch die Tatsache, daß sie ja be- 
its an Spanien vergeben worden waren. Die elsässischen 
ikel des Westfäliechen Friedens sind ein Musterbeispiel 
r. wie durch unklare Formulierung in Verträgen neue 
ıfliktstoffe geschaffen werden. Im Augenblick hielten sich 
eide Teile etwas auf die Lösung zugute. Dadurch, daß die 
bgetretenen habsbureischen Besitzungen und Rechte sowie 
les, was mit den Bistümern Metz, Toul und Verdun in 
nzösische Hände ühergehen sollte, nicht genauer umschrie- 
‚en wurden, hoffte der Kaiser, Frankreich, das zuerst den 
reisgau beansprucht hätte. von weiteren Forderungen ab- 
alten. und in dem Glauben zu lassen, es habe praktisch 
‚ganze Elsaß eingesteckt. Mazarin (14) indessen hat viel- 
ht von vornherein für seinen König die Chance gewit- 
tt. bei passender Gelegenheit den elsässischen Artikeln 
ne ihm genehme Auslegung zu geben. So bestand mög- 
'herweise zwischen Trauttmannsdorff und seinem gewand- 
ı Gegenspieler Servien (15) eine stille Übereinkunft beim 
ıbfassen jener Bestimmungen, die ein Menschenalter spä- 
»r von Ludwie XIV. dazu benutzt wurden. nicht nur den 
ındgau und die Vogtei über die zehn Reichsstädte, sondern 
las gesamte Elsaß mit rechtlichen Argumenten zu annek- 
eren. Europa erhielt damit einen Unruheherd erster Ord- 
jung, der bis in-unsere Tage fortwirkt. 

Frankreich legte aus verständlichen Gründen ‘in Münster 
esonderes Gewicht darauf, nur als Gegner Österreichs, nicht 
'es Reiches. zu erscheinen. weshalb es ja auch nur habsbur- 
ischen Besitz als Entschädisung verlangte. Es bot sorar 
‚en Verbleib dieser Gebiete beim Reiche an. Aber ein Sitz 
er französischen Krone in Resensburg, der damit verbun- 
n gewesen wäre, schien den Protestanten keineswegs vor- 
“lhaft zu sein. Der Kaiser erblickte nach kurzem Schwanken 
arin ebenfalls nichts Gutes. Da auch Mazarin für seinen 
önio einen Platz unter den deutschen Ständen zu gering 
ind. ließ man den Gedanken wieder fallen. Frankreich 
\hickte sirh ia an, viel wirksamer anf die deutschen Ver- 
iltnisse Einfluß zu nehmen als durch Mitwirknne im Reichs- 
©, wo es ohnehin seine Partrioäneer und Krindschafter 
Indem es sich in einen Friedensschluß der Reichs- 
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fürsten mit dem Kaiser einschaltete, wurde es zusammen mit 
Schweden, das damals noch nicht als bloßer Vasall Frank- Re 
reichs auftrat, zum Garanten der Anarchie in Mitteleuropa. 


Hinsichtlich der rechtlichen Beziehungen zwischen den 
großen und kieinen Mächten wurden in Münster keineswegs 
nur negative Ergebnisse erzielt. Der Abbau des Reichs- 
rechts, der den Kaiser der letzten tatsächlichen Zentralge- 
walt beraubte, war zugleich der entscheidende Antrieb zur 
Entwicklung des jungen europäischen Völkerrechts. Von aus- 
schlaggebender Bedeutung war gewesen, daß der Kaiser 
allen Ständen die Zulassung zum Kongreß gewähren mußte. 
Nicht ohne Grund wehrte sich Ferdinand Jahre hindurch 
dagegen, bis ihn schließlich die Niederlage von Jankau im 
August 1645 zum Nachgeben zwang. Noch in Nimwegen 
machte die kaiserliche Diplomatie einen letzten Versuch, die 
Vertretung der beteiligten Reichsfürsten zu übernehmen. 


Die Tatsache einer Vielzahl zwar nicht gleichberechtigter. 
aber völkerrechtlich selbständiger Einheiten auf dem Boden 
des alten Reiches ergab für die Zukunft des europäischen 
Staatensystems unübersehbare Möglichkeiten neuer Kombi- 
nationen. Das Reich als Ganzes hatte jetzt mehr den Cha- 
rakter einer engeren deutschen Gemeinschaft von Staaten 
gegenüber der weiteren Europas, an dessen Verfassung Gen : 
westfälische Kongreß ebenso arbeitete wie an der neuen Ge- 
stalt des Reiches. Dieses hatte im Innern in dem Auge 
blick völkerrechtlichen Charakter angenommen, als seine 
Glieder sich einem größeren Völkerrechtskörper einordne- 
ten. Die Grenze zwischen Verfassungsrecht und Völkerrecht 
wurde in hohem Grade verwischt. Weder die Diplomaten in 
Münster und Osnabrück noch die instruierenden Staatsmän- 
ner in den Residenzen konnten ahnen, daß das Ergebnis 
ihrer Verhandlungen nicht nur das Grundgesetz des alten 

' Reiches für den Rest seines Bestehens, sondern zugleich d 2 
Rechtsgrundlage einer neuen europäischen Staatengemein- | 
schaft werden würde. Sie kannten zwar des Grotius (16) 
neue Theorien vom Recht der Völker, aber einen Gesamt- 
vertrag als Vorbild besaßen sie nicht. So arbeiteten sie alle 
als Vertreter der verschiedensten Glaubens- und Mach 
interessen an einem gemeinsamen Werk, das eben diesen 
Interessen Grenzen und neuen Sinn geben sollte. ee 


CR 
Bis zur Unterzeichnung des Vertrages waren nicht nur x 
‚die einzelnen Bedingungen in Frage gestellt, sondern auch, 
ob es überhaupt zum Frieden kommen würde: so sehr hoff- 
ten beide Teile noch bis zuletzt, durch die Waffen ihre 
Verhandlungsbasis zu verbessern. Oxenstierna (17) hatte im 
Ärger darüber, daß mit Bayerns Unterstützung die fran- 
zösischen Forderungen durchgedrungen waren und die 
schwedischen deshalb zurückgeschraubt werden mußten, de 
Heere seiner Königin gegen Maximilian marschieren lassen 


“ 


zwungen. Kurz darauf aber kämpft Bayern bereits wieder 73 
und lenkt beträchtliche Truppen von den österreichischen 
Erblanden ab. Auf dem Kongreß siedeln die Schweden für 
einige Zeit nach Münster über, ungeachtet der Rangstreitig- Er 


keiten mit Frankreich, die sie in erster Linie bestimmt hat- 
ten, auf einer eigenen Verhandlungsstadt zu bestehen. Nun 


trieb sie der Wunsch, den drohenden holländisch-spanischen u; 
Friedensschluß zu verhindern, der ihrer Kriegspolitik sehr iR 
ungelegen kam. Im Januar 1648 schied wirklich Holland 
durch seinen Sonderabschluß aus der Zahl der kämpfenden ı 
Verbündeten aus. Es sah in Frankreich bereits die weitaus % 
größere Gefahr als in seinem alten Todfeind Spanien, das 
in den letzten fünf Jahren seit Olivarez’ (18) Sturz sich rein 
defensiv verhalten hatte. i 


Dieser Teilfriede wurde in ganz Deutschland mit großem 
Jubel begrüßt. War-eine Versöhnung zwischen zwei so er- 
bitterten Gegnern möglich, dann durfte man vielleicht doch 
noch auf einen allgemeinen Frieden hoffen. Das Gelingen > 
der endgültigen Einieung ist nicht zuletzt das Verdienst der 
sogenannten „politischen Partei“ beider Konfessionen. Bran- 
denburg, Sachsen und Bavern, wurden von Schönborn (19), 
dem neuen Mainzer Kurfürsten, unterstützt, der die Parole 
ausgab: .Erst das -Feuer löschen, dann die Habe retten!“ 
Diese Mahnung war in der Tat angebracht angesichts der 
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Die europäische Friedensordnung nach dem Westfälischen Frieden (1648) 


IS epiembe 1 


on 


Wesfälischer Friede, 24. Oktober 1648 


Ak "AM N er 

r | Unterhandlungen von 1645 ab ın .D 
Ss DANEM Münster mit krankreich und in Ös- Sa 

ER nabrück mit Schweden. S 
Die Karte zeigt die Gebietserwer- nz 

j bungen der Länder in.den entsprechen- & 

den Mustern auf schwarzem Grund. ES 

Frankreich wird der Besitz der 1552 8 

u Bistümer Metz, loul, Ver- S 

gt, es erhält den Su RI 


die österre,duische Landgrafschalt 
die Landvogteı über zehn Reichsstädte, 
dıe aber beim Keich verbleiben; auf 
dem rechten Rheinufer erhält es die 
Stadt Breisach und das Besatzungs- 
recht in Philippsburg. 

Schweden erhält Vorpommern mit 
Rügen, Stettin, Usedom und Woilin, 
die Stadt Wismar (W) und die Bis- 
tümer Bremen und Verden. Bayern 
wurde der Besitz der 1628 erworbenen 
Oberpfalz, Sachsen der Besitz der 1635 


Die F riedensregelung 


E RER erworbenen Lausitz bestätigt. Branden- 
IRRE ält Hi n mit K 
a 5% RR N burg erhält Hinterpommern mit Kam- 
ER TED min, die Bistümer Halberstadt, Minden 
BI x S und die Anwartschaft auf das Bistum 
Ö SI Magdeburg, das es 1666 besetzt. Meck- ? 
. 


lenburg erhält die Bistümer Ratze- 
burg und Schwerin, Hessen-Kassel die 
Abtei Hersfeld (H) und Teile der Graf- 
schaft Schauenburg. 

Die Unabhängigkeit der, Niederlande 
und der Schweiz wird anerkannt. 


{ Pyrenäen-Friede, 1659, 

beendet «en 1655 ausgebrochenen Krieg 
Frankreichs mit Spanien. ‚Frankreich 
erhält die Grafschaft Roussillon und 
mehrere Plätze in Artois und Flandern. 
England (unter Cromwell) besetzt bis 
1662. Dünkirchen (DU). = 


0:5. MRAINISCHES 


han 


Zeichenerklirung? 


DU — Dünkirchen, H — Abtei Hers- 
feld, HD — Hessen-Darmstadt, HK 
— Hessen-Kassel, M — Mantua, MO 
— Moniferrat, MOD -— Modena, 
PAR — Parma, TOST — Toscana, 
W — Wismar. 
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‚hemmungslosen Jagd nach noch so seringfügigen iets- 

orteilen, der sich groß und klein hinsal enden ag 
Anteil an den Säkularisationen riß man sich leidenschaft- 
lich. Das Kirchengut war von Trauttmannsdorff, der Mün- 
‚ster schon im Juli 1647 verlassen hatte, das große Tuch ge- 
annt worden, aus dem alle Aquivalente geschnitten werden 
| üßten. Als nach langem Hin ‘und Her endlich über die 
'Entschädigungsansprüche der deutschen Stände eine Eini- 
‚gung erzielt war, scheiterten die Verhandlungen beinahe 
‚noch an der Frage, in welcher Zeit die schwedischen Trup- 
Ben Deutschland räumen sollten. Mit diesem und anderen 


| . . 
 Streitpunkten befaßte sich dann der Nürnberger Exekutions- 


Der Kongreß 


Der äußere Verlauf des Kongresses ist schnell beschrieben. 
Nur zehn Tage sind diesmal der Frage des Zeremoniells ge- 
| "widmet. Februar und März 1712 sehen insgesamt drei allge- 
| meine Sitzungen, dann setzen die Konferenzen bis zum Som- 
'pmer überhaupt aus, und nach einer weiteren Pause von fünf 
Monaten hat die Geheimdiplomatie überall so weit vorge- 
‚arbeitet, daß ernsthaft verhandelt werden kann. Mit der 
' Niederlage von Denain hatte sich in Wien die Erkenntnis 
1 durchgesetzt, daß man verlassen war und Kompromisse 
‚schließen müsse. Bis Mitte 1713 will Karl (21), von dem 
nach dem Tode seines Vaters die Engländer eine Wieder- 
J aufrichtung der habsburgischen Gesamtmonarchie befürch- 
‚I ten, auf der Basis der französischen Vorschläge den Frieden 
F unterzeichnen. Da stellt Ludwig (6) plötzlich neue Forde- 
‚rungen, die an die Ehre des Reichsoberhauptes rühren: der 
‚Kaiser soll erst nach Friedensschluß anerkannt werden, 
I Philipp (22) jedoch sofort; ein förmlicher Verzicht Wiens 
auf Mantua, Mirandola und Comacchio wird erwartet, und 
für Bayern ist wegen der Verletzung des Ilbesheimer Ver- 
‚I trages eine Entschädigung vorgesehen. Von Karl werden 
Jaußerdem Garantien und Unterwerfung unter ein Schieds- 
gericht verlangt. Doch die beabsichtigte Demütigung gelingt 
Frankreich nicht. Die Seemächte unterzeichnen den Frieden 
allein. Der Kaiser kämpft weiter und erhält in Rastatt sogar 
Sardinien. E 

Wieder hatte, wie drei Jahre vorher bei der Fortsetzung 
| des Krieges durch Frankreich, der Ehrenstandpunkt eine 
L ausschlaggebende Rolle gespielt. Er entsprach uralter abend- 
Fländischer Überlieferung, und die englische Politik berück- 
" sichtigte nicht zuletzt auch in dieser Hinsicht die öffentliche 
Meinung, wenn sie den Verstoß gegen die Bündnistreue erst 
"nach und nach dem eigenen Volk beibrachte. Das Parlament 
wurde erst nach geschlossenem günstigem Frieden einberu- 
' fen. Die britische Diplomatie war ja stets genötigt, darauf 
li zu achten, was man im eigenen Hause von ihr dachte. Eben- 
"so trieb Holland eine Politik, die wie die Kriegführung je- 
"weils von republikanischen Kontrollorganen korrigiert wurde 
| und deshalb nichts wagen konnte, was gegen das Handels- 
| interesse Amsterdams ging. Die Landmächte aber ließen in 
| ihrern verschiedenen Vorgehen nur die abweichenden Schat- 
| tierungen des absoluten Prinzips erkennen. Dieses war in 
' Frankreich am klarsten ausgebildet und gab dort allen Ak- 
| tionen einen einheitlichen, rationalen Zug. Im Reich gebot 
ı der Kaiser nicht einmal in seinen Erblanden über einen 
| zentralisierten Staat, während das übrige Deutschland sich 
| jeder Bevormundung entzog. So kämpfte der Preußenkönig 
| als Kurfürst weiter und schloß als europäischer Souverän 
Frieden. Derartige Verhältnisse mußten der Wiener Politik 
| etwas Zwiespältiges geben. 

Ob nun der Geist der Diplomatie autokratisch gradlinig 
erscheint oder von vielfältigen inneren Rücksichten bestimmt 
bleibt, hervorstechend ist auf allen Seiten der Sieg einer Po- 
'litik des naheliegenden " Vorteils, die unter Verzicht auf 
‚ideologische Konzeptionen Erweiterung hier und Sicherung 
"dort anstrebt, einer Politik des Interessenausgleichs ohne 
Rücksicht auf die konfessionelle Stellung des Partners. Der 


| 
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Die Friedensregelungen von 1648 bis 1919 


In der Isolierung Spaniens, das in den Vertrag nicht ein- 
begriffen wurde, während das Reich sich verpflichten mußte, 
ihm nicht mehr beizustehen, hatte Mazarin einen Ausgleich 


für seine Mißerfolge in den Niederlanden und Italien er- 
egen 


reicht. Frankreich konnte jetzt zum tödlichen Stoß 
das Erbe Philipps II. (20) ansetzen und für die zweite Hälfte 
des Jahrhunderts sich selbst an die Spitze Europas stellen. 
Während der ganzen Zeit seiner Hegemonie träumte es den 
Traum von der Vereinigung der beiden Länder durch die 


spanische Heirat Ludwigs XIV., die Mazarin schon wäh- 


rend des Kongresses von Münster plante und die Europa 
schließlich in einen seiner folgenschwersten Kriege stürzen 
sollte. 

\ 


von Utrecht 


Kampf um die Rechte der Protestanten im Elsaß etwa ver- 


mag in Utrecht nicht mehr religiöse Parteien zu bilden. Es 


gibt schon lange in beiden Lagern Gegner und Anhänger 


der Toleranz, und die letzteren werden immer stärker. Das 
verhindert nicht, daß das Glaubensmotiv als zusätzliches pro- 
pagandistisches Kampfmittel beliebt bleibt; eine zweckmäß:ige 


Allianz aber vermag es weniger denn je zu trüben. Das 
Hauptunterscheidungsmerkmal der außenpolitischen Denk- 


weisen des absolutistischen Zeitalters bleibt der Grad des 


kommerziellen Einschlags. 
Bedeuten die westfälischen Friedensschlüsse nach 


. f { 2, 
einem 


Wort Rankes (7) „das Grundgesetz gleichsam einer allge- 


meinen Republik“ der europäischen Staaten, so gaben sie 


der Verfassung des Abendlandes doch nur den Rahmen, die 
Form der Völkerrechtsgemeinschaft. Von Utrecht an indessen „_ 
hat die Organisation der Völker, die sich in den allgemei- 
nen Kongressen manifestiert, ihre erste, wenn auch sehr vage 
inhaltliche Bestimmung gefunden. Das europäische Gleich- 
gewicht ist nunmehr der anerkannte Inbegriff der Solidari- 


tät aller Mächte. Der Universalismus habsburgischer oder 


bourbonischer Prägung war ein für allemal begraben, und 


das moderne Europa übertrug den naturrechtlichen Grund- 


satz von der Freiheit und Gleichberechtigung der Indivi- 
duen, noch ehe er sich in den einzelnen Staaten durch- A 
setzte, auf die Glieder der Völkerfamilie. Unbeschwert von 


konfessionellen Rücksichten konnten die selbständigen 


Machtgebilde nun jede beliebige Verbindung eingehen, und 


schon bald nach Utrecht zeigte der von den Unternehmungen ii ” | 


Alberonis (23) ausgelöste „Kontertanz der Allianzen“, in 
welchem Maße alle Welt von den neuen Möglichkeiten 
Gebrauch machte. Zugleich erhielt durch das Bemühen um 
die „trutina statuum‘“*) die Politik jenen idealen Zug, des- 
sen sie nach dem Durchdringen des reinen Interessenprin- 
zips so schr bedurfte. Der neue Leitstern eignete sich be- 


sonders gut zur Bemäntelung der verschiedenen Egoismen, 


weil der Gleichgewichtsgedanke demselben Rationalismus 
entstammte wie die Souveränitätsidee, die das 
staatsprinzin“ zeitigte. Diese Geisteshaltung, seit der Renais- 
sance in die politische Theorie eingedrungen, hatte den 
antiuniversalen Kräften in Europa den Widerstand gegen 
Spanien und später gegen Ludwig XIV. erleichtert. Sie hatte. 


„Macht- 


ihnen im Flugschriftenkampf die tödlichen Waffen in die 


Hand gegeben. Jetzt, nachdem die antibourbonischen Koa- 
litionen ans Ziel gelangt waren, wird die „juste reparti- 
tion des forces“ nach allen Seiten in einer Weise gehand- 
habt, die man nur, wie die Außenvolitik des späten Abso- 


lutismus überhaupt, als machiavellistisch bezeichnen kann. 


Das aber gibt dem Zeitalter seinen bestimmenden Zug, daß 
das reine Machtdenken und -handeln der Kabinette doch 
mit einem Bedürfnis nach höherer Rechtfertigung einher- 
geht, wie es eben in dem Streben nach Gleichgewicht, nach 
einem Ausbalancieren der offenen und latenten Allianzen 
sich äußert. Wir erleben also das Schauspiel, daß die In- 
teressenpolitik selbst sich ihr Ethos schafft. Dabei kommt zu 
dem „equilibre general“ noch ein neues Schlagwort, das der 


*) Das Gleichgewicht der Staaten. 
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 „convenance“, aus der Theorie in die Diplomatensprache 
hinein. Es sollte der Verpflichtung zu einem Ausgleich der 
Interessen des Einzeistaates mit denen der Gesamtheit Aus- 
druck verleihen und spielte eine große Rolle beim Tauschen 
und Teilen von Staaten, wie es das achtzehnte Jahrhundert 
in Plan und Tat geliebt hat. 


Der Utrechter Kongreß steht im Zeichen des größten 
"Länderhandels, den die Geschichte kennt. Seit der Tod 
‚Karls II. (24) die lange schon brennende Frage des spani- 
schen Erbes zum Streitobjekt der Großmächte machte, war 
mit äußerster Erbitterung bıs in entlegene Winkel Europas 
hinein gekämpft worden. Der Nordische Krieg und der 
;panische Erbfolgekrieg haben nur scheinbar nichts mitein- 
- ander zu tun. Das Ringen um das Baltikum hätte in Verlauf 
und Ergebnis ein völlig anderes Gesicht bekommen, wenn 
“ nicht die „Unbeteiligten“ im Westen gebunden gewesen 
wären. Und immer wieder bemühte sich sowohl die fran- 
sische wie die alliierte Politik, „Diversionen“ der nordi- 
‘schen Mächte herbeizuführen. Während Marlborough (25) 
persönlich nach Berlin reisen muß, um Preußen bei der 
tange zu halten, versucht Marschall Villars (26) in Alt- 
nstädt, Karl XII. (27) zu bewegen, in Böhmen einzufal- 
en. Leibniz (28), als Staatsmann ohne großen Einfluß und 
uch wohl ohne viel Geschick, riet dringend, durch Ver- 
sprechen schwedischer Beute Dänemark für den Kampf in 
den Niederlanden zu gewinnen und Rußland zu veranlas- 
ü sen, den Amsterdamer Kaufherren Vorteile zu bieten, um 
ie gegen Frankreichs Lockungen immun zu machen. In 
der Tat sandte damals Peter (29) zur näheren Fühlung- 
ıahme einen Kammerherrn nach Wien und der Kaiser den 
rafen Wilezek (30) an den Zarenhof. Aber man nahm sich 
gegenseitig noch nicht ernst genug; wußte doch die Hor- 
burg nicht einmal genau, ob nun die Russen eigentlich 
(rieg mit den Türken hatten oder nicht. Nur England be- 
ielt den neuen Emporkömmling im Osten scharf im Auge 
nd sorgte durch eine Flottendemonstration dafür, daß er 
m Frieden von Nystad nicht zu üppig wurde. 

Im Schlußjahr des Krieges im Westen stand für den Gehei- 
men Rat der Aufenthalt des Prinzen Eugen (31) in Lon- 
don im Vordergrund. Davon versprach man sich goldene 
Berge, während die Politik der Inselmacht längst die große 
chwenkung vollzogen hatte. Was gleichzeitig auf der UÜt- 
echter Bühne geschah, der diplomatische Kampf einer längst 
unterminierten Allianz gegen einen übermütigen Gegner, 
der in verwirrender Weise zugleich Verlierer und Gewin- 
ner war, hatte ebenfalls keine Bedeutung gegenüber der 
Realität britisch-französischer Abmachungen, die das Ganze 
zu einer Farce werden ließen. 


er 


Trotz seiner offensichtlichen Schein- und Tarnfunktion ist 
nun der Kongreß nicht nur völkerrechtlich, sondern auch 
unter dem Blickpunkt divlomatischer Methoden in, hohem 
Maße interessant. Es muß dabei auf das Problem der Ge- 
heimdiplomatie eingegangen werden. Man wird sie weder 
unterschätzen noch überschätzen dürfen. Sie konnte Über- 
E ‚raschungen vorbereiten, manches im Dunkeln vorwegnehmen 
oder beschleunigen, was das Taseslicht noch nicht vertrug; 
aber sie hatte sich doch im Rahmen des politisch Mög- 
N ‚lichen zu halten. Das Zeitalter der Kabinettsintrigen hat 
- viel Mühe auf das politische Spitzelwesen und die getarn- 
- ten Verhandlungen verwardt, doch letzten Endes konnte 
sich enur behaupten, was den offiziellen Tendenzen nicht 


- eisenen Landes noch der Staatengssamtheit zu viel zu- 
-  mutete. Für das absolute System mußte natürlich eine Ver- 
suchung darin liegen, neben den allgemein bekannten divlo- 
matischen Aktionen unvermutete Coups zu unternehmen und 
sie ebenfalls mit der gansen Autorität des Selbstheherr- 
schers zu unterstützen, so daß niemand je ganz wissen konnte, 
woran er eisentlich war. Die Gehe'mhaltung blieb um so 
b>sser gewahrt, je mehr das Staatsoberhaunt persönlich das 
Heft in.der Hand hielt. Aber alles derart Erreichte konnte 
lediglich taktische Bedeutung haben. Dir eroße Linie einer 
Außenpolitik wird nicht dadurch beeinflußt, ob vor oder 
hinter dem Vorhang gespielt wird. Utrecht liefert hierfür 
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-  zuwiderlief — und weder der öffentlichen Meinung des 
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den besten Beweis. Klagte man auch Oxford (32) und Bo 
lingbroke (33) später des Hochverrats an und rückte de 
letztere selbst von seiner Handlungsweise nachträglich ah 
so bedeutet Englands weiteres Verhalten doch eine Zustim 
mung zu dem, was die Geheimpolitik der Jahre 1711/1 
erreichte: Stützung des ehemaligen Gegners angesichts de 
bedrohlichen Stärke des Freundes. Das Ergebnis des Frie: 
dens wäre bald wieder annulliert worden, wenn es nich 
einem tiefen Bedürfnis der Inselbewohner entsprochen hätte 
Wäre England damals noch absolut regiert gewesen, so hätt 
man gar nichts von einem inneren Zwiespalt bemerkt. Je 
denfalls muß die Leistung der Staatsmänner hoch bewerte 
werden, die in einem Augenblick, da die öffentliche Mei 
nung ihres Landes noch nicht für die Entscheidung rei! 
war, unter Lebensgefahr jene neuen Fäden knüpften,. die 
das Antlitz Europas auf lange hinaus bestimmen sollten. 


Schon die Kongresse des späten siebzehnten Jahrhundert: 
standen im Zeichen der Geheimdiplomatie. Während de: 
Nimwegener Verhandlungen beruhigte der englische König 
seinen Schutzpatron Ludwig über die „Ruptur“, die er dem 
Kaiser in Aussicht stellte. Die Holländer gaben insgeheim 
ihre Kriegsmüdigkeit zu, und Brandenburg ließ sich von den 
Franzosen Unterstützung in seinen pommerschen Zielen 
zusichern. Vor Rijswijk suchte auch die kaiserliche Diplo- 
matie mit ausgedehnten Nebenverhandlungen etwas zu er- 
reichen, war aber auch damals den Seemächten unterlegen) 
Jetzt nun leisteten die Engländer ihr Meisterstück. _ | 


Nach der unerwartet festen Haltung, die Ludwig 1710 an 
den Tag legte — er hatte in Gertruidenberg Habsburg de 
gesamten spanischen "Besitz lassen wollen, man fordertd 
aber von ihm noch aktive Unterstützung gegen seine 
Enkel Philipp —, war die whiggistische Kriegspartei ins 
Hintertreffen geraten. Und nun ist bezeichnend, daß did 
neuen Männer, die sich um die Königin Anna (34) grup-4 
pieren, mit Frankreich engen Kontakt aufnehmen, noch be+ 
sie das Vertrauen des Parlaments besitzen. Mittel4 
mann war ein Geistlicher französischer Herkunft, der ala 
Hauskaplan. des kaiserlichen Botschafters in London beson, 
ders gut für diese Rolle geeignet war. Monatelang wußte 
nur Shrewsbury (35), Jersey (36) und Harley (32) von der 
geheimen Fühlern. Als dann der Systemwechsel im Herbst 
1710 vollzogen war, konnte man es immer noch nicht wa+ 
gen, offen eine bündniswidrige Politik zu treiben: und ein 
volles Jahr später sind die eigenen Gesandten für den Frie- 
denskongreß nicht einmal in die Präliminarien eingeweiht 
die als Ergebnis der englisch-französischen Sonderverhand- 
lungen Spanien samt den Kolonien den Bourbonen zuspre+ 
chen. So sieht sich die Londoner Regierung verschiedent- 
lich veranlaßt, sich in Paris wegen des Auftretens ihrer) 
Kongreßdelegation zu entschuldigen, die über die wirkliche 
Absprachen nicht im Bilde sei. In der Tat sehen ja au 
die Vorgänge auf der Friedensbühne einer bitteren Ko- 
mödie ähnlich. 


Die Hofburg, die endlich von den Geheimverhaundlunge 
Wind bekommen hatte, obwohl Franzosen und Engländer 
darin gewetteifert hatten, ihren Argwohn zu zerstreuen, be- 
schickte den Kongreß nur sehr widerstrebend in dem rich- 
tigen Gefühl, diesem Possenspiel nicht gewachsen zu sein. 
Das ganze Ausmaß des Betruges ahnte man indessen i 
Wien nicht einmal. Man hoffte immer noch, durch Hin-+ 
weise auf die gemeinsame Sache die erschütterte Allianz 
neu zu festigen, wie es Eueen in London mit leidenschaft-, 
lichen Denkschriften versuchte. Aber die Politik der See- 
mächte folgte ihren eigenen Gesetzen. die hauptsächlich vom 
Handelsinteresse bestimmt wurden. Vergeblich sıehte man 
sich in Wien darauf einzustellen. indem man den Gesandten 
vorschrieb. den Engländern und Holländern für den Fall 
einer habsburgischen Herrschaft in Spanien und Übersed 
dieselben kommerziellen Vorteile anzubieten. die ihnen die 
Rourbonen verschaffen wollten. Tene Hauptinstruktion ist! 
überhaupt sehr bezeichnend für den Geist der kaiserlichent 
Diplomatie. ey | 
Von der leopoldinischen Aera her hatte die Wiener Po- 
litik noch immer etwas Schweres, Zähflüssiges, gegen das 
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PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG Ka Die Friedens gen von 1648 | 
3 Bde der Schwung des Prinzen Eugen und des tatkräftigen ber dulden als den frankreichfreundlichen Wittelsbacher 
Kaisers Joseph (37) nicht hatte aufkommen können. Es war Darum sah man für diesen Neapel vor. Und wieder ist e 


jene Vorsicht und Entschlußfurcht, die ihre Wurzeln hatte 
in einer tiefen Resignation vor der Unlösbarkeit der kaiser- 
lichen Aufgaben in Erbländern, Reich und Europa zugleich. 
Erst langsam kommt mit der in den Türkenkriegen erwor- 
 benen großmachtlichen Eigenstellung Österreichs ein freierer 
Zug auf, der dann in der Zeit Kaunitz’ (38) sich der allge- 
meinen diplomatischen Routine gewachsen zeigt. Die Ia- 
"struktion für Utrecht atmet noch ganz den Geist des alten 
 Kinsky (39), dessen Schwerfälligkeit in Rijswijk so viel ge- 
‘schadet hatte. Wünsche und Illusionen spielen eine weit 
größere Rolle als praktische Überlegungen. Der 'Geheime 
Rat fühlt wohl schon, daß die Forderung nach Gesaint- 
spanien nicht erfüllt werden wird; aber was er eigentlich 
_ aufzugeben gewilit ist, weiß er selbst nicht recht. So wird 
n Nachsatz wieder eingeschränkt, was der. Vordersatz zu- 
t, und eine heillose Unklarheit geschaffen. 


Ein Muster realistischer Lagebeurteilung sind dagegen die 
Richtlinien, die der französische Aufenminister Torcy {40) 
usgearbeitet' hat: es besteht kein Mißverhältnis zwischen 
Wollen und Können. Was hier gefordert wird, ist im we- 
sentlichen auch später erreicht worden. In der Tat trat 
udwig, von England gedeckt, nun in der Rolle des lor- 
 dernden auf. Denn von Spanien und den Kolonien redete, 
er nicht mehr, und die Niederlande, Mailand und Neapel 
te er sich am liebsten auch noch diplomatisch abringen 
sen. Am Elsaß hielt er ebenso fest wie an seiner flan- 

hen Stellung. Bezüglich der Tauschmöglichkeiten Bayern 
Belgien machte man sich in Paris keine Illusionen, woll- 
doch die Seemächte Österreich in den Niederlanden lie- 


Der Utrechter Kongreß hatte so über das spanische Erbe 
srfügt, daß keine der beiden rivalisierenden Festlands- 
chte an eine Hegemonie mehr denken konnte. Im acht- 
zehnten Jahrhundert zeigte sich, wie damit in der Tat die 
rundlage für ein gut funktionierendes euröpäisches System 
geben war. Napoleon (42) hatte daher, als er die bewährte 
aatenordnung und zugleich das sie tragende Gleichge- 
ichtsprinzip über den Haufen warf, nicht nur den Behaup- 
ngswillen der Souveräne und den diesen selbst höchst un- 
:quemen Freiheitsdrang der Völker gegen sich, sondern 
vor allem auch ein starkes Verlangen nach Rückkehr zu 


_ Keine neue Ausgangssituation wie nach der Niederringung 
Ludwigs XIV. soll geschaffen. sondern der Zustand vor 
‚der napoleonischen Episode, keste es, was es wolle, wieder- 
hergestellt werden. Der Preis, den Europa dafür bezahlte, 
war die Niederhaltung der freiheitlichen Ideen auf lange 
hinaus. Andererseits ist nicht von der Hand zu weisen, daß 
die erneute Festlegung der Mächte auf die alten Grund- 
‚sätze der Außenpolitik Europa bis zum Weltkrieg ein Jahr- 
hundert relativen Friedens geschenkt hat, den nur die loka- 
lisierten Kriege der Ära Napoleons III. und Bismarcks un- 
= terbrachen. Jene Grundsätze einer kollektiven Friedenssiche- 
rung durch die Pentarchie der Großmächte wurden damals 
nicht nur im Gegensatz zum Universalismus, der im Korsen 
noch einmal sein Haupt erhoben hatte, wieder aufeestellt, 
sondern vor allem auch in der Abwehr gegen die Revolu- 
tion. die durch ihre Verbindung mit den nationalen Kräften 
alles ins Wanken zu brinsen drohte. Als dann trotzdem mit 
britischer Unterstützung der konstitutionelle Gedanke immer 
mehr an Boden gewann, gewahrte man, daß das Prinzip 
.der Volkssouveränität, dem man .,sich damit näherte. die 
Staaten durchaus nicht dem überlieferten, unter der abso- 
Juten Monarchie gewachsenen Schema entfremdete. Teden- 
falls zeigten sich die auf Wien fußenden, aber nicht erst 
dort geschaffenen völkerrechtlichen Spielregeln zunächst 
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Der Wiener Kongreß 


‚ Niktstoffe der überseeischen Ausdehnung der europäische 


. Europas in der Welt bestand, Geltung. Der Wiener Kon- 


ein Beweis für die mangelnde Wendigkeit der kaiserliche 
Diplomatie, daß sie diese Möglichkeit nicht aufgriff un 
zugunsten italienischer Aspirationen auf den Anschlu 
Bayerns an die kaiserlichen Erblande verzichtete. Als da! 
Angebot bestand, wies man in Wien noch jede Restitutio 
des kurfürstlichen Reichsrebellen weit von sich, und al 
man sich schließlich doch dazu bequemen mußte, ware 
weder die Niederlande noch Unteritalien mehr einzu 
tauschen. 


Was die Staatsmänner in Whitehall ihrerseits dem Gra 
fen Strafford (41) und dem Bischof von Bristol mit auf den 
Weg gaben, nahmen sie selbst in keiner Weise ernst. ‚Ge: 
radezu zynisch mutet die Vorschrift an, die Finigkeit de! 
Alliierten bei jeder Gelegenheit zu betonen. Spanien un«d 
seine Kolonien dürften nicht an die Bourbonen fallen, unc: 
die deutsche Auffassung von den Besitzrechten im Elsafl 
müßte durchgesetzt werden. Aufrichtig gemeint war nuı 
die eigene Forderung auf Neufundland, Gibraltar, Port Ma- 
hon und Handelsmonopole in Spanisch-Amerika. Es iss 
die Tendenz spürbar, Frankreich noch über die geheime 
Abmachungen hinaus Zugeständnisse abzugewinnen. 


Utrecht wurde vielleicht deshalb zu dem großen Erfols 
Englands, weil seine Staatsmänner schon damals verstan- 
den, das Kaufmännische mit dem Machtpolitischen zu ver- 
binden, und weil es ihm — die erste große Frucht der Re- 
volution — möglich war, nach einem Regierungswechse 
ohne innere Erschütterung die bisherige Politik plötzlich 'z 
verleugnen. Ä 


durchaus in der Lage, jene von Liberalismus und Nationa- 
lismus veränderte Welt der Staaten, die nicht mehr ein& 
gemeinsame Regierungsform verband, stabil zu erhalten — 
und dies, obwohl später zu allen Spannungen noch die Kon 


Mächte hinzutraten. Erst in Versailles erlebt auch die A 
ßenpolitik eine Revolutionierung: der Grundsatz der Pari- 
tät, nach dem bisher auch der unterlegene Teil und die er 
klärte „Störungsmacht‘“ behandelt worden. war, wird auf- 
gegeben, und außerdem tritt neben die zwischenstaatlichen 
Abmachungen eine internationale Organisation. 


In Wien faßt die europäische Diplomatie alles seit 17141 
Erreichte gleichsam zusammen und verschafft ihm bis zum 
ersten Weltkrieg hin. das heißt, solange die führende Roi 
greß verbindet das achtzehnte und das neunzehnte Jahr | 
hundert ebenso deutlich, wie der Friede von Utrecht das 
siebzehnte und achtzehnte trennt. Er zieht das Fazit des 
ancien regime und sucht ihm die Zukunft zu sichern: 
Innerstaatlich-Gesellschaftlichen mit geringem. Erfolg, im! 
Diplomatisch-Völkerrechtlichen jedoch mit um so *rößerem., 
Er konnte nicht verhindern, daß sich die Außenpolitik! 
neuerlich ideologisierte: aber die Methoden, die er befestigte, 
wiesen doch in erster Linie auf den Interessenausgleich hin, 
nunmehr im Zeichen der Kompensation wie vorher unter 
dem Zauberwort der Konvenienz. Die sogenannte „Alte! 
Schule“ der Diplomatie, die noch den Wiener Geist at-\ 
mete, war ein Gegengewicht gegen jede außenpolitischeh 
Fanatisierung. 


Das Erstaunlichste für den heutieen Betrachter der di-| 
plomatischen Ereienisse von 1814/15 bleibt die außerordeniill 
lich großzügive Behandlung Frankreichs, des Landes, dash 
durch seine Revolntion alle bestehenden Staatsordnungen 
gefährdet und im Gefolge Napoleons den Versuch gemacht! 
hatte. ganz Europa zu unterwerfen. Trotz des gerade Vor-| 
refallenen blieb ein Gesamtbild von Europa bestehen in 
dem Frankreich seinen vanz bestimmten. bedeutsamen Platz! 
hatte, den man ihm nicht nehmen durfte, ohne das Can 
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Wanken zu bringen. Daß niemand an Demütigung und 
rafung dachte, fand seinen Lohn nicht erst in der Folge- 


em Bourbonen vorher gestellt wurden, dem zurückgekehrten 
poleon den Wind aus den Segeln. Der Kongreß aber 
nte alle übrigen europäischen Fragen durch die Hinzu- 
me Frankreichs viel dauerhafter lösen, als es ohne Be- 
agen dieser Macht möglich gewesen wäre. Daß Talleyrand 
3) aus der Situation alles nur Erdenkliche herausholte, ist 
ekannt; aber auch ‘seine Kunst wäre umsonst gewesen, 
enn er nicht die Bereitwilligkeit zur Wiederaufnahme des 
hruhigen Gliedes in den Schoß der Staatenfamilie . als 
rundstimmung vorgefunden hätte. 


Diese Bereitschaft war naturgemäß bei den einzelnen 
|Staaten recht unterschiedlich, ja innerhalb der jeweiligen 
binette keineswegs einheitlich. Während auf österreichi- 
er Seite Graf Stadion (44) und Erzherzog Karl (45) für 
ößere Abtretungen Frankreichs plädierten gegenüber -Met- 
nich (46) und Schwarzenberg (47), wurden diese in ihrer 
urcht vor einem „allgemeinen Revirement“ von Castle- 


Die von den diplomatischen . Notwendigkeiten ab- 
ichende Ansicht der preußischen Militärs nimmt nicht 
under. Nur vom Zarenhof schien eine einheitliche Welle 
der Großmut auszugehen. Doch so verschieden auch die 
‚Auffassungen über die Behandlung Frankreichs vor und 
jach den Hundert Tagen im einzelnen sein mochten, seine 
\nerkennung als einen der Hauptfaktoren des Gleichge- 
jwichtssystems stand außer Frage. Dieses- Ziel hatte schon 
r Teplitzer Vertrag vom September 1813 zwischen 
sterreich, Rußland und Preußen aufgestellt. Zwei Monate 
äter war in den „Frankfurter Vorschlägen“ sogar die 
Möglichkeit angedeutet worden, daß man das linke Rhein- 
fer bei Frankreich belassen könne, — eine schwere Hypo- 
thek für die weiteren Verhandlungen. Erstaunlich genug 
bleibt jedenfalls der tatsächliche Gebietszuwachs im ersten 
Pariser Frieden, bestehend aus Philippeville, dem Saartal, 
lem Gebiet um Landau. Westsavoyen und sämtlichen En- 
klaven. Dafür mußte sich Ludwig XUIII. (50) zur Aner- 
kennung der geplanten europäischen Ordnung bereiterklären. 


Über das Wesen dieser Ordnung hatten von vornherein 
keine Zweifel unter den Verbündeten bestanden: sie sollte 
lauf der Herrschaft der bisherigen großen Mächte beruhen. 
‚lDie seit dem Siebenjährigen Krieg faktisch bestehende Pent- 
archie wurde zu Chaumont im März 1814 als Konzert der 
Großmächte zum tragenden Grund des kommenden Frie- 
dens gemacht. Handelte es sich im Augenblick auch um 
eine Allianz zu viert, so war doch die spätere Aufnahme 
Frankreichs eindeutig vorgesehen. In der Politik der näch- 
sten Zeit wirkte sich das entsprechend aus: während sich 
lim Sommer bereits wieder zahlreiche deutsche Fürsten ge- 
radezu um Frankreichs Gunst bemühen, sucht auch Metter- 
nich erneut Fühlung mit ihm. Auf dem Höhepunkt des Kon- 
gresses, um die Jahreswende 1814/15, hatte Talleyrand die 
Stellung seines Landes so gefestirt, daß sich “der Wiener 
Staatskanzler zu einem offenen Zusammengehen mit dem 
Fxponenten der geschlagenen Macht entschlielien konnte. 
Diese Schwenkung, die die Aufgabe der bisherigen öster- 
ll reichischen Mitteleuropavolitik an der Seite Preußens be- 
| deutete, war hervorgerufen durch das Nachgeben Friedrich 
Wilhelms (51) gegenüber den Vorstellungen des Zaren, der 


l wollte, Am 7. Januar 1815 wurde die bisherige Viererkon- 
| ferenz zum Fünferrat erweitert, nachdem schon einige Tage 
"vorher ein Geheimbündnis Großbritannien, Österreich und 
Frankreich in eine Front gebracht hatte. 

Der beschleunigte Eintritt Frankreichs in eine aktive Rolle 
| war die eine Folge des Zerwürfnisses zwischen Österreich und 
Preußen in der sächsisch-polnischen Frage. Aber die Tat- 
‚ache, daß die norddeutsche Großmacht Metternichs Wün- 
hen bezüglich der Grenzziehung in Polen, die vor allem 
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it. Schon 1815 nahmen die günstigen Bedingungen, die 


|Preußen nicht um wichtige Teile Polens vergrößert sehen 


# 
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auf eine Schwächung Rußlands hinausliefen, nicht entge- 
genkam, hatte noch andere Konsequenzen. England suchte 
die Gewichte in Europa nicht nach einem vorgefaßten Plan 
zu verteilen, sondern richtete sich bei gleichbleibender E4 
Grundeinstellung nach den gegebenen Möglichkeiten. Hatte 
Castlereagh zunächst gemeinsam mit den deutschen Mäch- 
ten ein „intermediäres System‘ aufrichten wollen, um Frank- 
reich und Rußland auseinanderzuhalten, so stellte er sich 
jetzt darauf ein, mit Österreich und Frankreich zusammen 
Rußland die Waäge zu halten. Für Deutschland bedeutete 
das die Aufteilung auf die beiden großen Waagschalen. 
Hardenbergs (52) Plan einer Bundesorganisation mit Kreis- 
einteilung und koilegialer Zentralgewalt, der im September 
Metternichs Zustimmung gefunden hatte, war damit zum 
Scheitern verurteilt. Die preußisch-österreichischen Verhand- 
lungen kreisten fernerhin um ein Kompromiß in Sachsen 
und um das Schicksal der Rheinlande, für deren Ansch! 
an Preußen sich auch Talleyrand gewinnen ließ. Nachdem 
das Großmachtsystem wieder den alten Grundsätzen gemä 
ausbalanciert war, blieben damit für einen deutschen Bun 
im Schoße dieses Systems nur noch geringe Möglichkeit 


‚An kühne, der Zeit angepaßte Neulösungen wagte m 
sich nicht heran. Das ancıen regime feierte in Wien sein 
Rettung: das war das Wesentliche. Der Kongreß, auf de 
nicht weniger als zweihundert Staaten mehr oder wen 
offiziell vertreten waren, unterschied sich indessen n 
nur dem Umfang nach von den früheren Gesandtentreffen. 
Da Außenminister, leitende Staatsmänner und sogar Sou- 
veräne in der Donaustadt zusammenkamen, konnte weit- 
gehend unmittelbar verhandelt werden. So ließen sich trotz 
der nicht abreißenden Festlichkeiten, auf denen allerdings 
nicht weniger und nicht schlechter Politik gemacht wurd 
als am Konferenztisch, die Streitfragen zwischen den Mä: 
ten und die Anliegen der Kleinen und Kleinsten verhält 
mäßig schnell erledigen. Allerdings waren die Probl 
die das direkte Verhältnis England-Frankreich und die üb 
seeische Besitzverteilung betrafen, schon vorher aus d: 
Wege geräumt. Neben Malta und Helgoland hatten da 
Tabago, Santa Lucia, Isle de France ünd von den holl: 
dischen Kolonien Kapland und Ceylon die britischen 
werbungen des achtzehnten Jahrhunderts vorteilhaft a 
rundet. bi 


Metternich hatte dem am 10. Mai in Paris vorgeschlage- 
nen -Kongreß nur bestätigende Bedeutung zumessen wollen. 
In der Tat stellt der Wiener Tanz- und Verhandlungswinter 
keinen Friedenskongreß im Sinne einer Vertragsfindung mit 
dem Feinde dar. Die Bedingungen für Frankreich lagen fest 
Es handelte sich jetzt noch um eine neue Gesamtordnung 
des aufgewühlten Kontinents, über deren Gesicht die Mei- 
nungen nicht wenig auseinandereingen. Man wurde nur 
deshaib so bald damit fertig, weil Einigkeit darüber herrschte, 
daß die Neugestaltung im Geiste des vorrevolutionären Eu- 
ropa zu erfolgen habe, und weil sich in den verantwort- 
lichen Staatsmännern zugleich glänzende Diplomaten begeg- 
neten, von denen zwei als schlechthin überragend bezeich- 
net werden müssen. Die beunruhieende Aktivität des Zaren 
Alexander I. (53). die zwischen Gefühlspolitik und Berech- 
nung hin- und herschwankte, hätte zweifellos viel mehr 
Schwierigkeiten bereitet, wäre sie nicht auf'Männer wie 
Metternich und Talleyrand, Castlereagh und Hardenberg 
gestoßen. die genau wußten, was sie wollten. Neben dem 
Gremium der Großmächte, das diese Persönlichkeiten dar- 
stellten, bestanden noch zwei ziemlich unbedeutende Körper- 
schaften: ein Achterrat mit Spanien. Portugal und Schweden 
und ein Deutschlandkomitee, zusammengesetzt aus Öster- 
‚reich, Preußen, Bayern. Württemberg und Hannover. Die 
Vollversammlung trat überhaunt nie zusammen. Das Vor- 
handensein einer Unzahl von Interessenvertretern, die alle- 
samt eine ınheimliche Geschäftigkeit entfalteten, wäre aber 
zweifellos hemmend genug gewesen, hätten nicht jene vier, 
denen noch ein Humboldt (54) und ein Gentz (55) zar Seite 
traten,. die Fäden fest in der Hand gehabt. So war die 
Kongreßakte praktisch unter Dach, als Napoleon am I. März 
1815 zurückkehrte. Nach den Hundert Tagen blieb nur noch 
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Die Karte zeigt die Gebietserwer-, 
bungen der Länder in den entsprechen- 
den AMusternsAuf schwarzem Grund. 


Wiener Kongref, _ 
S>ptember 1814 bis Juni 1815 


50. Mai 1814, erster Friede zu Paris, 
20. November 1815, zweiter Friede zu 
Paris. 

An Stelle des früheren Leutschen 
Reiches tritt der Deutsche Bund, !ür 
den der im Februar 1805 in Regensburg 
gef :  Reichsdeputatiorshauptschluß 
in Kraft bleibt. Als wi.etigste Ver- 
änderung durch ihn erl Bavern 
die Bistümer Würzbu Batnverg, 
Freising und Augsburg; Baden die 
rechtsrheinischen Teile der Pfalz und 
der Bistümer Basel, Konstanz, Speyer 
und Straßburg; Hannover dss Bistum 
Osnabrück; Preußen die Bistümer Mün- 
ster,. Paderborn und das Mainzische 
Thüringen; Württemberg zahlreiche 
Klöster und Reichsstädte. darunter 
Reutlingen, Eßlingen und Heilbronn. 


Die hauptsächlichsten Gebietsver- 
änderungen durch den Wiener Kon- 
greß: Bayern werden die 1777 und 1801 
erworbenen Gebiete der Rheinpfalz 
bestätigt; Baden und Württemberg 
bleiben im Besitz .der 1805 erworbenen 
vorderösterreichischen Gebiete: Han- 
nover erhält Hildesheim und Goslar; 
Preußen, dem als Entschädigung für 
die nicht zurückerhaltenen Gebiete 
Westfalen und die Rheinprovinz be- 
deutend vergrößert werden, erhält die 
Gebiete von Posen und Danzig zurück, 
dazu den Rest Pommerns und den 
Nordteil Sachsens; Österreich wird das 
1797 erworbene Venedig und das 1805 
erworbene Bistum Salzburg bestätigt. 


Rußland erhält Kongreßpolen. Kra- 
kau wird Freistaat, Dänemark erhält 
das Herzogtum Lauenburg. England 
behält Helgoland und Malta und wird 
Schutzstaat der lonischen Inseln. 


Frankreich nimmt seine Grenzen von 
1792 wieder ein,,es behält Korsika und 
teitt (zweiter Pätiser Friede 1815) das 
Saargebiet an Preußen und Landau an 
Bayern ab. , 


Sardinien wird um Genua vergrößert. 
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g, Frankreich neue Bedingungen aufzuerlegen. Der von 
llington sofort wieder eingesetzte Bourbone bedurfte 
ht einmal mehr seines verdienten Anwalts, Talleyrand, 
die Grenzen seines Landes zu behaupten und vor allem 
as Elsaß zu behalten; so sehr lagen die Dinge bereits fest. 


Der Gesellschaft des ancien regime, die in Wien ihr 
oßes Rendezvous hielt, erschien die Revolution wie ein 
ser Spuk, den es ebenso wie die von Napoleon ausgelöste 
hebung der Völker möglichst bald zu vergessen galt. Ein 
erhafter Neubau, der die Wiederholung des Erlebten 
sschloß, schien nur in der Rückkehr zu dem vom Abso- 
“ der Staaten, in die derart unberechenbare Größen 
vie souveräne Nationen durchaus nicht hineinpaßten. Und 
ch kündigte sich bereits auf dem Kongreß deutlich an, 
ion welcher Seite das hochkonservative System seinen ent- 
cheidenden Stoß erhalten sollte. Das traditionsstärkste Land 
Onnte sich zum Anwalt des politischen Fortschritts auf- 
hwingen, weil gerade im freiheitlichen Denken seine 
ärkste Tradition lag. Diese Tendenz der britischen Politik 
m zwar erst nach und nach zu außenpolitischer Wirkung; 
meldete sich jedoch schon in Wien mit der Forderung 
ch einem unabhängigen Polen an — wobei sie dem kon- 
tutionellen Gönnertum des Zaren begegnete, hinter dem 
ich ein massiver Imperialismus nur schwer verbarg. Indes- 
en gelang es Castlereagh noch, die öffentliche Meinung 
einer Heimat davon zu überzeugen, daß die auf dem west- 
jolnischen Besitz beruhende 
‚enüber Rußland erhalten werden müsse. Hierin fand er 
ich wiederum einig mit Metternich, der einen polnischen 
ationalstaat ebenso fürchtete wie russischen Überdruck. 
rgebens suchte der österreichische Staatskanzler als wei- 
eres Gegengewicht gegen den Koloß im Osten die Pforte 
- die Garantie der Kongreißakte einzubeziehen. Die Türkei 
lieb außerhalb der europäischen Völkerrechtsgemeinschaft, 
lie sich in Wien: neu manifestierte. 


Br) 


er R © 5 
- Nach wie vor konnte man nicht von einer Rechtsordnung 
ler Völker untereinander reden, sondern genau besehen im- 


ner noch von einem Verkehrsrecht der Souveräne, das die. 


wischenstaatlichen Beziehungen regelte. Die Kongreßakte 
om 8. Juni 1815, verbunden mit der. deutschen Bundes- 
ıkte, fügte ihm neue Bestandteile hinzu. Iminer noch wird 


weder eine übergeordnete Instanz über den Staaten aner- 


cannt, noch ein verbindlicher Kodex aufgestellt. In einer 
jesonderen Abmachung findet indessen das Gesandtschafts- 
wesen eine allgemeine und endgültige Regelung. In ihr 
erden die Eigenschaften und Rechte der Botschafter, Ge- 
andten und Geschäftsträger samt ihren Verwendungsmög- 
ichkeiten genauer umschrieben. Diese Rang- und Etikette- 
irdnung aus dem Geist des achtzehnten Jahrhunderts hat 
len Gesamtstil und das Wesen der Außenpolitik nach dem 
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Der Geist der Kongresse, die wir behandeln, läßt sich zum. 


Teil aus dem Charakter des Krieges verstehen, der ihnen 
jeweils voranging, vor allem aber auch aus den Ereignissen. 
lie seit dem letzten Nevordnungsversuch die Aufenpolitik 
jeeinflußten. Zwischen den Napoleonischen Kriegen ind 
lem ersten Weltkrieg änderten sich nicht so sehr die Me- 
hoden der Außenvolitik als vielmehr ihre Voraussetzungen 
srundlegend. Spiel und Gegensviel der Allianzen wurden 
joch fortseführt. Träger des Rundgesprächs der esuropa- 
schen Kabinette waren Dinlomaten alter Schule, die erst 
jach und nach in den einzeinen Ländern in verschiedenem 
Vaße durch bürgerliche Elemente ersetzt wurden. Man kal- 
tulierte die Machtpositionen der Staaten als berechenbare 
$rößen, und auch den irrationalen Faktor Krieg glaubte 
han unter Kontrolle halten zu’ können. Aber wenn arıch lie 
ruppe der europäischen Großmächte 1914 bis auf die Zu- 
ammenfassung Deutschlands durch Bismarcks Reichsgrün- 
ing. noch dieselbe , Zusammensetzung aufwies wie jene 
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ismus geschaffenen Tableau denkbar. jener „sozialen Ord- ' 


starke Stellung Preußens ge- - 
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Gesetz der Wechselwirkung von Form und Inhalt bis hauen \ 
deutlich beeinflußt. & 


Wenn auf dem Wiener Kongreß auch für Einzelgebiere 
Neuerungen eingeführt werden — so sieht zum Beispiel die 
Rheinschiffahrtsakte die Beteiligung von Nichtuferstaaten 
vor —, kann doch von einem grundsätzlichen völkerrecht- 
lichen Fortschritt keine Rede sein. Nach wie vor beruht dıe 
allgemeine Ordnung auf dem Willen aller Mächte zum 
Gleichgewicht. unter dem sich: jeder etwas anderes vorstel- 
len konnte, und die ideelle Grundlage der souveränen Staa- 
tenwelt ist weiterhin der dynastisch-patrimoniale Gedanke. 
War 1648 die Idee der Souveränität zur tragenden Kraft 
des Neuen gegenüber dem mittelalterlichen Denken gewor- 
den, so erschien sie jetzt im Verein_mit dem Legitimismu:; 
als hemmende Reaktion. Wie in Münster wird auch jetzt 
wieder ein engeres. völkerrechtliches Kollektiv deutsche: 
Staaten in eine weitere europäische Staatengemeinschaft 
eingebettet und in einem Gesamtvertrag verknüpft. Abe 
wenig es mit den alten Mitteln gelingen konnte, die frei- 
heitlichen und nationalen Strömungen aufzufangen un: 
fruchtbar zu machen, so wenig war es möglich, von der V 
stellung des freien Kräftespiels in der Außenoolitik he 
etwas völkerrechilich Neues zu schaffen. Auch dies wu 
indessen von der glänzenden Versammlung in Wien erwa 
tet. Es zeigen dies die zahlreichen Vorschläge zu einer in- 
ternationalen Organisation, die unter dem Eindruck des 
Kongresses erwuchsen wie einst St. Pierres (56) Projekt vom 
ewigen Frieden in der Atmosphäre von Utrecht. ER 
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Es lag ja nahe, was Napoleon mit den Mitteln der Macl 
verwirklichen wollte, die Finheit Europas. num auf d 
Wege friedlicher Übereinkunft zu suchen. Von den Autor: 
der Unionsprojekte, die im allgemeinen gut durchdach! 
sind und genaue Sanktionsbestimmungen enthalten, wur: 
auch das Problem. der verfassungsmäßigen Unterschi 
zwischen den Staaten durchaus erkannt. Graf von Pao 
Chasny will seinen Bund auf die hochkonservative L 
festlegen, während der deutsche Philosophieprofessor Alexa 
der Lips (57) die allgemeine Annäherung an die Demok 
tie verlangt. Ein anonymer Vorschlag vom Jahre 18 
möchte vor allem eine Vereinigung von Nationalstaat 
schaffen. Nur Karl Christian Friedrich Krause (58). der Na 
poleon als den Begründer des Weltstaates begrüßt hatte 
sieht in der verschiedenen Struktur der Einzelelieder kein 
Hindernis für einen dauerhaften Zusammenschluß. Für i 
ist Europa eines der regionalen Systeme des kommend 
Weltrechtsbundes. Das einzige einer internationalen Orga- 
nisation nahekommende Gebilde. das die handelnden Staats 
männer zustande brachten, die Heilige Allianz, beruhte zwaı 
auf Prinzipiengleichheit, war darüber hinaus aber mit de 
völlig auseinanderstrebenden Interessen der drei Monarchier 
belastet. 


Pentarchie, die Napoleon überdauert hatte, so waren doch 
Entwicklungen eingetreten, die es fraglich erscheinen ließen, 

wie lange die hergebrachten Methoden noch ausreichen 
würden. Mit Ausnahme von Österreich-Ungarn ‚hatten alle 
Großmächte des Kontinents nunmehr Weltgeltung errungen. 
Im Wettstreit um die Anfteilung Afrikas entründete sich 
der Imoverialismus, der auch Italien ansteckte. Rußland mußte 
sich mit Japan messen, dessen Aufstieg wiederum das Her- 
austreten der Vereinieten Staaten aus der Isolation be- 
schleuniste. Aber nicht nur ein Wechsel der politischen 
Maßstäbe und eine langsame Verlarerung der außenooli- 
tischen Gewichte vom euronäischen Kontinent nach Über- 
see bahnten sieh im neunzehnten Jahrhundert an: nenartige 
materielle und ideelle Faktoren wirkten beim Firscheinen 
des Imperialismus mit. Die sich rasch entwickelnden Indu- 
strien brauchten Rohstoffländer und Absatrmärkte. die sich 
jeder Staat selbst aufbauen wollte. Die ebenso unheim!'ch 
wachsende Bevölkerung mußte ernährt und durch neues 
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Siedlungsland befriedigt werden. Schließlich benötigten der 
Tatendrang und das Machtstreben der zum vollen Bewußt- 
seın ihrer Individualität gelangten Nationen ein Ventil. 
Während sich der Nationalismus durch eine größere Reizbar- 
keit der einzelnen Staaten, die auch auf die kühler denken- 
den Köpfe der Führung übersprang, in der Außenpolitik be- 
merkbar machte, trug das andere Erbteil der französischen 
Revolution, der Liberalismus, in doppelter Hinsicht dazu 
bei, die Voraussetzungen für die Diplomatie altens Stiles 
zu zerstören. Das wachsende Gewicht der Volksvertretung, 
‘das sich auch bei den Mittelmächten auswirkte, unterhöhite 
langsam die Kabinettspolitik. Gleichzeitig legte der Erfolg 
demokratischer Praktiken nahe, den Rechtsgedanken auch 
im internationalen Leben grundsätzlich über die Machtent- 
scheidung zu stellen. Diese Tendenz machte sich einmal in 
der wachsenden Juristifizierung der Außenpolitik bemerk- 
bar, für die wiederum die Arbeit am Kodex des Völker- 
rechts bezeichnend ist, und zum andern in einem ersten 


E Streben nach internationaler Organisation. Gerade die Er- 


‚richtung der Schiedsgerichtsbarkeit auf den Haager Konfe- 
_ renzen ist ein Ausdruck dafür, daß das allgemeine Mißtrauen 
‚wuchs, ob die alten Mittel des Interessenausgleichs noch ge- 
nügen würden, und daß die Menschheit kommende Katastro- 
phen fürchtete. Der erste Weltkrieg, auf dem Wege der 
Machtintrigen ohne den Willen der Völker zustande gekom- 
men, bestätigte diese Ahnungen. Die Sieger gelobten sich, 
aus dem Fiasko der alten Außenpolitik des freien Kräfte- 


. spiels unter Einschluß des Krieges die Konsequenzen zu 


ziehen und eine dauerhafte Friedens- und Rechtsordnung auf- 
_ zustellen. Aber mit einem Schlage war das nicht zu voll- 
enden. Das gewohnte Machtdenken, entzündet eben an der 
. Empörung über den vermeintlich Alleinschuldigen, sprach 
nur zu sehr mit, und was eine dauerhafte Neuordnung Eu- 


. . „ropas und der Welt hätte sein können, wurde zum über- 


stürzten Produkt der Stunde. 


Das am 29. November 1918 in Washington von Jusserand 


(59) überreichte französische Programm sah einen Prälimi- 
‚narfrieden vor, dem der eigentliche Kongreß erst folgen 
sollte. Im weiteren Verlauf der Verhandlungen wurden je- 
doch Vorfrieden und Endrsgelung miteinander verschmol- 
zen, so daß der Diktatcharakter, den Präliminarien ıhrem 
Wesen nach haben, den Geist des Gesamtvertrages be- 
‚stimmte. Noch am 12. Februar 1919 faßte man einen Be- 


_ schluß, vorerst nur militärische Bestimmungen festzulegen, 


' und Oberst House (60) hielt es daraufhin für möglich, An- 
fang April die Mittelmächte zum Gedankenaustausch heran- 
zuziehen. Der Glaube an den kommenden Kongreß hielt 
sich lange; aber es blieb bei der Konferenz der Siegergruppe. 


Eine Woche vor der Eröffnungssitzung am 18., Januar 
1919 wurde aus den Ministerpräsidenten und Außenmini- 


stern der fünf Großmächte der Rat der Zehn konstituiert, 


aus dem sich dann bis Ende März ein Viererkollegium bil- 
.dete, beherrscht von dem Triumvirat Wilson (61), Ciemen- 
ceau (62), Lloyd George (63). Man setzte sich sowohl über 
den Anspruch der Weltöffentlichkeit auf Hinzuziehung der 
_ Presse wie über das Recht der kleinen Staaten auf Mitbe- 
stimmung hinweg. Den „Mächten mit Spezialinteressen“ ge- 
währte man nur Audienzen und eine beschränkte Beteili- 
gung an Köinmissionen. Immerhin ist die Vollversammlung, 
zu deren Wortführer sich Brasilien und Kanada machten, 
wenigstens zusammengetreten. 


In der Plenarsitzung vom 25. Januar wurden fünf Kom- 
missionen gebildet: für den Völkerbund, für das Kriegs- 
schuldmaß, für die Reparationen, für Kontrolle der Häfen. 
Wasserwege und Eisenbahnen und für internationale Ar- 
beitsgesetzgebung. Ein Wirtschafts- und Finanzkomitee 
folgte bald darauf, während im Februar die Reihe der Terri- 
torialkommissionen eingesetzt wurde. Das Ausschußwesen 
war das Hervorstechende an der Konferenz. Jede der acht- 
undfünfzig Kommissionen enthielt grundsätzlich, natürlich 
nicht praktisch, je zwei Delegierte der fünf Großmächte, 
war also ein Zehnerrat im kleinen. Sie waren weniger nach 
den Aufgaben als nach den Ansprüchen aufgestellt. Man 
hatte nicht Zentralausschüsse für die Vertragsländer, son- 
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dern ging von den Nachfolgestaaten aus. Auf diesen un 
andere Strukturfehler hat Nicolson (64) aus der Kenntn: 
der diplomatischen Kleinarbeit in Paris hingewiesen. Er be 
mängelt auch das Fehlen einer Gesamtübersicht des Gene 
ralsekretariats und stellt vor allem fest, daß die einzelne 
Kollegien der Sachbearbeiter das Gefühl hatten, Maxima! 
" anschläge auszuarbeiten, und keineswegs damit rechneteı 
daß ihre Entwürfe endgültig sein würden, wie es dann i 
den meisten Fällen war. 1 
Nachdem der Rat der Vier sich unter ungeheuren Schwie 
rigkeiten über die Grundfragen geeinigt hatte, wurde de 
umfangreiche Gesamtvertrag knapp vor der Überreichun 
am 7. Mai zusammengestellt, so daß zu seinem Studi 
kaum mehr Zeit blieb. Den Deutschen gab man drei, Wc 
chen zur Stellungnahme, in denen sie zwanzig ausführlich 
Noten herausbrachten. Am 16. Juni schließlich, wenig 
Tage vor der Unterzeichnung, erfolgte die Schlußantwo) 
der Alliierten, die praktisch keine Konzessionen enthielt. B 
dauerte noch ein volles Jahr, bis der Reihe nach die Vo3 
ortverträge mit Österreich, Ungarn, Bulgarien und der Tüs 
kei fertiggestellt werden konnten. Über die wesentlichen Be 
stimmungen wurde aber schon während der Hauptverhanc 
lungen im Frühjahr 1919 entschieden. 
Welche Politik haben nun die einzelnen Mächte in ‚de 
schicksalhaften Vierteljahr verfolgt? Für die französisch 
Linie ist die Bemerkung Clemenceaus, daß man einen g 
meinsamen Geist des Friedens benötige, wie man einen gt 
meinsamen Geist des Krieges gehabt habe, in doppelter Hin) 
sicht bezeichnend. Einmal spricht sich darin die Furcht a 
Deutschland könne aus der Uneinigkeit der Alliiert 
Nutzen ziehen; dann aber steckt darin auch der Wunsch 
den Radikalismus der Kriegsstimmung zur Grundlage d 
Friedensregelung zu machen. Für die Franzosen selbst schici 
schon die Erinnerung an 1814, 1870 und’ 1914 Grund genu) 
die Mitte Europas so weit wie möglich der Macht zu en 
kleiden. Man glaubte es nicht verantworten zu können, di) 
Gelegenheit verstreichen zu lassen. So wurden auch di 
Vierzehn Punkte, solange es eben ging, ehrlich abgeleh 
und eine Quarantäne für Deutschland gefordert. Den Ve 
bündeten gegenüber betonten die französischen Staatsmähl 
ner neben dem Recht auf Sicherheit vor allem den moralll 
schen Gesichtspunkt. Deutschlands Kriegsschuld sollte di 
Handhabe zu einer besonderen, das Hergebrachte verleug 
nenden Behandlung abgeben. Soweit Wilson auf diese Frag; 
-überhaupt einging, enttäuschte er die Franzosen dadure 
daß er hier nicht nur die Notwendigkeit einer Bestrafun! 
sondern daneben immer auch die Möglichkeit sah, auf det) 
Hintergrund der deutschen Schuld die amerikanische Hajı 
tung um so großzügiger erscheinen zu lassen. Die Brit« 
verschlossen sich zwar ebenfalls nicht der französischen A) 
gumentation, waren aber nicht gewillt, aus der deutsch& 
Verantwortlichkeit Konsequenzen zu ziehen, die ihnen au 
die Dauer selbst schädlich sein mußten. 


“ Die Inselmacht war hauptsächlich an den überseeisch& 
Problemen interessiert. Es zeigte sich schon bei der Diskut 
sion des Wilson-Programms, daß sie bezüglich der Freihe 
der Meere, von der sie eine. ganz bestimmte Auffassun 
besaß, nicht mit sich handeln ließ. Als erst einmal d! 
deutschen Kolönien in seinem Sinne verteilt waren, betri« 
Großbritannien alles nur noch mit halber Kraft. Lloy 
George, der Premier, hatte die traditionelle Gleichg« 
wichtspolitik weitgehend verlassen. Insofern näherte er sic! 
dem französischen Standpunkt. Er sah jedoch das deutsch! 
Problem wesentlich kühler an. Zeitweilig wurde er geradı 
zu zum Anwalt der Mittelmächte; aber er war zu abhängi 
von der öffentlichen Meinung seines Landes. Dies hatte & 
selbst während des Wahlkampfes im November in ein 
Stimmung hineingetrieben, die einem Vernunftfrieden feind 
lich sein mußte. Nur langsam konnte es der damals noc 
schwachen Arbeiterpartei und Winston Churchill (65) ge 
lingen, ein Gegengewicht gegen die Propaganda Northcliffe 
(66) zu schaffen. 5 ta 
Die Amerikaner zeigten sich auf der Konferenz verhält 
nismäßig schlecht informiert. Wilson selbst berührten di 
x f 
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zelfragen ziemlich wenig, obwohl gerade ihm in vielem 
Entscheidung zufallen sollte. Ihm kam es darauf an, 
' Standpunkt der Menschheit zu wahren; die Schaffung 
Völkerbunds stand für ihn durchaus im Vordergrund. 
s war seine Politik — nicht die amerikanische, wie sich 
(d herausstellen sollte. In Paris haben wir nicht die Ver- 
igten Staaten von Amerika vor uns, sondern Wilson. Der 
ann, auf den Deutschland seine Hoffnung setzen mußte, 
on dem man annehmen durfte, daß er die Dinge mit Ab- 
and sah, hatte indessen nicht genügend Konsequenz, seine 
gene Linie bis zum Ende zu verfolgen. Er selbst war der 
ste, der den „Wilsonismus“ aufgab. Keynes (67), der die 
ritische Delegation unter Protest verließ, sagte von ihm, 
och niemals habe ein Philosoph solche Waffen in der 
and gehabt. Wilson gefiel sich auf seiner Rundreise um 
e Weihnachtszeit als der von den Völkern Europas ge- 
sierte Retter, um sich dann auf der Konferenz, wie er 
lbst zugab, an der Nase herumführen zu lassen. Es war 
er ein Fehler, daß er überhaupt nach Paris ging. Von 
ashington aus hätte er seinen Einfluß besser geltend ma- 
hen können; zugleich wäre er in engerem Kontakt mit dem 
oe Kongreß und der öffentlichen Meinung ge- 


eben. Senator Knox wies damals immer wieder auf die 
fahr für die Monroedoktrin hin, während Lodge die 
rderung nach einem harten Frieden vertrat gemäß der 
mmung, die in den Vereinigten Staaten gerade herrschte 
d die völlig anders war als die Stimmung drei Jahre vor- 
er oder drei Jahre nachher. In der Heimat hätten Wilson 
nd seine Leute vielleicht ausgleichend wirken können; so 
jußte er mit seiner Völkerbundspolitik eines Tages des- 
ouiert werden. Eine besondere Enttäuschung für den Prä- 
identen war die Tatsache, daß sein Vertrauter und Gehilfe 
a Paris, Oberst House, der die Dinge nüchterner betrach- 
ete, schließlich von ihm abrückte. Wenn ihm auch der letzte 
rfolg versagt war und seine menschliche Enge sich bei den 
Jariser Verhandlungen ungünstig auswirkte, so bleibt Wil- 
on doch das historische Verdienst, dem Gedanken der in- 


ernationalen Organisation zu seiner ersten Verwirklichung - 


erholf en zu haben. 


Der am 10. Januar vorgelegte Entwurf eines Völkerbunds- 
aktes ging auf ein Projekt von Smuts (68) zurück. Die ent- 
prechende Kommission wurde in sechzehn Tagen mit dem 
"ext des Paktes fertig, und am 14. Februar konnte Wilson 
inen persönlichen Erfolg vor der Vollversammlung davon- 
ragen. Diese hatte eine Resolution verabschiedet, derzu- 
olge der Völkerbundspakt als Bestandteil des Friedensver- 
rages gelten sollte — entgegen der französischen Auffas- 


ung, die beides zu trennen suchte. L&on Bourgeois (69) war . 


uch für eine Erklärung über die deutsche Kriegsschuld in 
jer Präambel eingetreten, was ebenfalls fehlschlug. Im Völ- 
erbundspakt erblickten die meisten seiner Verfechter das 
Mittel zur Rettung des mißglückten Friedens. So war der 
levisionsartikel XIX von vornherein von zentraler Bedeu- 
ung. Durch den Rückzug Amerikas karı er indessen nicht 
u voller Wirkung, da die Genfer Institution ja nun weit- 
‚ehend von der revisionsfeindlichsten Macht, Frankreich, 
‚eeinflußt wurde. Die Teilnahme der Vereinigten Staaten 
ber hatte selbst die am 10. April angenommene Klausel, 
aß der Völkerbundspakt die Monroedoktrin unberührt 
asse, nicht erreichen können. Gleich in den Tagen des 
Jertragsabschlusses zeigte die amerikanische Garantie für 
‘rankreich, daß der neue Geist noch nicht in der Lage 
var. die alte Bündnispraxis zu beseitigen. Immerhin konnte 
ler Versailler Völkerbund bis zu seinem endgültigen Schei- 
ern einige bescheidene Erfolge buchen. Positiv wirkte sich 
labei aus, daß man die junge Organisation nicht mit der 
‚ösung des Reparationsproblems belastet hatte, das man ın 
>aris auf die lange Bank schob. 


"Nachdem Clemenceau den Ausdruck „reparation des dom- 
nages“ schon in den Waffenstillstandsvertrag hineinge- 
'racht hatte, nahm die Konferenz in London zwischen Lloyd 
Teoroe. Clemenceau und Orlando (10) am 2. und 3. Dezem- 
1918 eine internationale Kommission für „reparation 
ıd indemnity“ in Aussicht. Man hoffte damals, gleichzei- 
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tig mit der Pariser Konferenz auch die Frage der deutschen 
Zahlungen zu lösen. Eine Einigung über die Endumme 
wurde jedoch nicht erreicht; man kam nur dahin überein, 4° 
daß Deutschland alle Schadenersatzansprüche zu befriedigen 
habe, worunter man auch die Renten der Kriegsbeschädig- 
ten verstand, und daß das konfiszierte öffentliche und pin 8 
vate Eigentum nicht anzurechnen sei. Bis Mai 1921 sollten 
die Forderungen von einer Reparationskommission endgül- 
tig festgesetzt werden. Der Grund für diesen Aufschub war 
die Uneinigkeit über diesen wichtigen Punkt, nicht so sehr 
der Vorschlag Lloyd Georges, die Entscheidung in eine 
ruhigere Atmosphäre zu verschieben. Der britische Premier 
konnte nicht ahnen, daß die Vereinigten Staaten den Frie- rg 
den nicht unterzeichnen und infolgedessen aus dem Vorsitz 
der Reparationskommission ausscheiden würden. Indesen 
bewies die amerikanische Politik bis hin zum Hoover-Mora- 
torium, daß es ihr mit der Einhaltung der Leistungsgrenze 
Ernst war, auf der sie in Paris bestanden hatte. wer, AR 


Für die Reparationen diente der Kriegsschuldartikel 231 
als Rechtsgrundlage. Nicht so für die Gebietsabtretungen; 
hier führte man das Selbstbestimmungsrecht ins Feld. In- 
folgedessen gelang es den Franzosen nicht, die Annexion 
des Saargebiets durchzusetzen, sondern nur dessen zeitwei- .S 
lige Nutzung bis zur Volksabstimmung. Es gab wegen dieser 
Frage dramatische Auftritte zwischen Clemenceau und Wil- 
son. Was die Grenze im Osten anbetraf, war Wilson von 
vornherein mit dem französischen Außenminister weit- 
gehend einig. Beide machten sich den Standpunkt des Pa- 
riser Nationalkomitees der. Polen zu eigen, demzufolge Po- 
lens Leben von seiner Ausdehnung gegen Deutschland hin 
abhing, während eine polnische Gruppe in London für Ver- 
größerungen im Osten des Landes eintrat. Lloyd George 
wies damals auf die Germania irredenta als Herd des näch- 
sten Krieges hin, aber schließlich gab auch er nach. Die 
Grundlagen der Versailler Bestimmungen über Westpreu: 
ßen, Posen und Oberschlesien hat eine Denkschrift Dr. 
Dmowskis (71) geliefert, die dieser schon im Oktober 1918. 
Wilson vorgelegt hatte. Es ist nicht so, wie Ziegler (72) es. 
darstellen möchte, daß zwei Militärs das Schicksal des deut- 
schen Ostens bestimmt haben, weil der Bericht des Unter- 
ausschusses, den sie beherrschten,’ schließlich angenommen 
wurde. Die Annahme der Vorschläge, die General Le Rond 
und Oberstleutnant Kisch im Verein mit dem amerikani- 
schen Geographen Browman: unterbreiteten, war vielmehr 
nur möglich durch die Entschlossenheit der Großmächte, 
allen Schwierigkeiten in der Frage der Befriedigung Polens 
auf Kosten Deutschlands aus dem Wege zu gehen. 


Während so die Lösung im Osten zustande kam, stand im 
Hintergrund noch eine Unbekannte: das bolschewistiich ae 
Rußland, von. dem man nicht wußte, ob es endgültig das 
Zarenreich ersetzen würde. Dieses gehörte seit zwei Jahr- 
hunderten zum. Parallelogramm der Kräfte in Europa. An 
seine Stelle war ein Machtvakuum getreten, als nun seine 
alten Grenzen aufgelöst wurden und der größte der Nach- 
folgestaaten sich gegenüber der ebenfalls machtleeren euro- 
päischen Mitte ausdehnte. ” 


Was Dmowski für sein Land erreichte, fand sein Gegen- 
stück in Orlandos Erfolgen. War Polen wenigstens bei den 
weıtestgehenden Forderungen das Selbstbestimmungsrecht 
entgegengehalten worden und war zum Beispiel Danzig 
entgegen der öffentlichen Meinung der. Vereinigten Staaten 
nicht an Polen gekommen, so stellte sich Wilson im Falle 
Italiens auf den Boden des Londoner Vertrages von 1915, 
den Italien jetzt Entschädigungen heischend präsentierte. 
(Die Geheimabkommen der Kriegszeit waren für Wilson 
bereits maßgebend gewesen, als in der Schantungfrage mit 
den Japanern, die im übrigen die deutschen Rechte ‘in China 
an sich zogen, ein Kompromiß geschlossen wurde.) Gleich 
zu Anfang war es Orlando gelungen, dem Präsidenten den 
Widerstand gegen dıe Einverleibung Südtirols auszureden, 
wobei ihm die mangelnde Informiertheit Wilsons zustatten 
kam. Bald konnte er auch die Zustimmung zu einem ita- 
lienischen Fiume nach Hause tragen. 
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Die Karte zeigt die von den nach- 
folgenden Verträgen berührten Haupt- 4 
gebiete, die weiß auf schwarzem Grund, 
mit den Mustern der Herkunftsländer“ 
versehen sind. z 

Versailles, 28. Juni 1919 
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Pariser Botschafter-Konferenz, 
15 März 1925 
Polen wird 1920 besetzte Wilna 
und Litauen im Januar 1923 be- 
sctzte Memelland bes et. 

Lausanne, 23. Juli. 1925 
„Revision des Vertrages von Sövres, 
die Türkei erhält die an Griechenland 
abgetretenen Gebiete zurück. 
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- Widersprüche in diesen und anderen europäischen 
pdnungsversuchen, Widersprüche vor allem zwischen dem 
amierten Selbstbestimmungsrecht der Völker und der 
fach geübten Annexionspolitik, zwischen der Bekämp- 
ng. des Nationalismus in Deutschland und seiner 
chzüchtung in den neuen kleinen Staaten, lassen sich 
ht nur aus dem Gegensatz zwischen alter und neuer 
plomatie erklären. Es ist die besondere Lage zu berück- 


ie waren nicht wie ihre Vorgänger von 1815 einem Sou- 
srän allein. verantwortliche Minister, sondern Parlamen- 
jer, Sie hatten mit Ausnahme Wilsons vor allem die 
Yufgabe, den demokratischen Volkswillen zu repräsentie- 
en. Wäre Clemengeau nicht gewesen, so hätte ein anderer 
e Wünsche der französischen Nation vertreten, die damals 
rständlicherweise über das Ziel hinausschossen. Der Krieg 
var fast unvermutet gewonnen worden, und allen lag noch 
= Schreck in den Gliedern. Die Völker auf alliierter Seite 
aren alles andere als frei von Haß und Furcht, als die 
Neuordnung durchgeführt werden mußte, und die Pariser 
Jiplomaten hatten Rücksicht zu nehmen auf die psycho- 
ogische Situation. Sie taten es selbst dort, wo es ihnen 
licht zum Bewußtsein kam. Die Männer des Wiener Kon- 
resses fanden ungleich günstigere Bedingungen für einen 
rnunftfrieden vor, da sie selbst die stärksten Strömungen 
den Völkern, die erst langsam zu sich selbst kamen, un- 
ücksichtigt lassen konnten. 


Wenn man zugunsten der Verantwortlichen von Ver- 


. 


alles demnach ihre Abhängigkeit von der Stimmung ihres 
‚andes bedenkt, läßt sich zugleich sagen, daß unter diesen 
Jmständen der Vertrag zu bald nach Kriegsende zustande 
am. Eine Regelung der europäischen Verhältnisse war 
llerdings sofort geboten; sie hätte jedoch den Charakter 
ines Provisoriums tragen müssen und nicht als endgültige 
Irdnung ‚gelten dürfen, Der Vertrag aber trat mit dem An- 
pruch auf, eine Dauerlösung zu sein, während die Züge. des 
wwfälligen überall aus ihm hervorstachen. Um wirklichen 
jestand zu haben, hätte er entweder ein karthagischer 
'riede oder ein Dokument der Versöhnung sein müssen, Zu 
lem ersten jedoch reichte selbst die Nachkriegspsychose 
icht aus. 

So'kam es zu einem seltsamen Kompromiß. Aus diesem 
ätte dennoch etwas Gutes hervorgehen können, wenn nicht 
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(1) Torstenson, Lennart, Graf von Ortala, 1603—1651. Hervor- 
— ragendster Heerführer aus der Schule Gustav Adolfs; Ober- 
befehlshaber der schwedischen Armee im Dreißigjährigen 
Krieg nach Baners Tod (1641). 


() Karl VO. von Habsburg, römisch-deutscher Kaiser, König von 
- Spanien, regierte 1519—1556; Gegner der Reformation, 


(3) Ferdinand I]., römisch-deutscher Kaiser 1619—1637; Haupt- 
gegner der Protestanten im Dreißigjährigen Krieg. 


(4) Richelieu, Armand Jean du Plessis, Herzog von, 1585 bis 
- 1642. Kardinal, seit 1624 allmächtiger Leiter des französischen 
Staates. Bricht die Macht des Adels, besiegt die Hugenotten 
und verschafft Frankreich durch Eingreifen in den Dreißig- 
jährigen Krieg gegen Habsburg europäische Vormachtstellung. 


(5 Sully, Herzog von, Maximilian de Böthune, Baron von Rosny 
4 (Mantes), 1560—1641. Minister Heinrichs IV. von Frankreich. 


(6) Ludwig XIV., König von Frankreich 1643—1715, der „Son- 
nenkönig“. Unmumschränkter Herrscher, riß 1670 Lothringen 
"an sich, Krieg gegen die Niederlande (Friede von Nimwegen), 
nahm 1681 Straßburg, hob 1685 das Edikt von Nantes auf; 

Zerstörung der Pfalz, Friede von Utrecht. Förderer der Kunst 


Ä und Literatur, aber auch der Üppigkeit und Mätressenwirt- 


Be schaft. 

(7) Ranke, Leopold von, 1795-—1886. Historiker, 1825 Professor 

in Berlin; hat durch seine bedeutenden Arbeiten nicht nur 
auf die deutsche, sondern auch auf die ausländische Ge- 

 schichtschreibung nachhaltig eingewirkt. 
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htigen, in der sich die beteiligten Staatsmänner befanden. 
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zwei Faktoren eine Normalisierung der internationalen Be- 
ziehungen und damit einen echten Frieden verhindert hät- 
ten: der schwache Revisionswille auf der einen und die 
wachsende Ungeduld auf der anderen Seite. Nachdem nun 
einmal der Vertrag als endgültig unterzeichnet war, ge 
wöhnten sich die Westmächte zu sehr daran, in ihm eire 
gerechte Sache zu sehen, und besonders die Franzosen wur- 
den zu unbeirrten Verfechtern des Status quo. In Deutsch- 
land machte sich der Rechtsradikalismus die Lage zunutze, 
indem er mit der Dolchstoßlegende operierte und bewuße 
jeden Versuch einer Abänderung Versailles’ auf dem Wege 
geduldiger Verhandlungen als unwürdig sabotierte. Ds 
war besonders verhängnisvoll, da ganz allmählich der Rvr 
sionsgedanke doch an Boden gewann, wie die Rheinland 
räumung und das von Brüning (73) vorbereitete Abkommen 
von Lausanne bezeugten, und jedes Anwachsen des Natio- 
nalismus in Deutschland diesen Prozeß wieder verlang- 
samte, So kam es zu einer tragischen Wechselwirkung des 
gegenseitigen Mißtrauens. Nr 


In dieser Atmosphäre konnte auch das Schwesterprodukt 
des Versailler Friedens, der Völkerbund, nicht gedeihen. 
Ihm lag in der Tat eine unglückliche Mischung von alter 
und neuer Diplomatie zugrunde, Der Geist des zwanzigsten 
Jahrhunderts drängte zu Weltorganisation und Parlamenta- 
visierung der internationalen Beziehungen, zu Abrüstung 
und kollektiver Sicherheit. Die Außenpolitik des ancien re- 
gime in ihren respektablen Resten verlangte Ausbau der 
Finzelmächte und Allianzen. Daß es der Völkerbund nach 
seinem Scheitern als Weltverband nicht wenigstens zu einer 
leistungsfähigen europäischen Regionalorganisation gebracht 
hat, war sein schwerstes Versagen, Me: 

Die Gründe liegen aber gerade auch wieder im Geist von & 
Versailles, der nicht der Geist konstruktiver Zusammen 
arbeit in Europa war. Deutschland seinerseits, wesentlicher 
Merkmale der Souveränität beraubt, hätte nur durch stän- 
digen Hinweis auf die Souveränität der Rechtsordnung, der 
auch die andern sich beugen mußten, seine Lage langsam 
verbessern können. Statt dessen beschritt es in einem Ring 
von Machtgebilden alten Schlages den. gefährlichen Weg 
der Selbsthilfe mit anachronistischen Methoden. Die neue - 
Katastrophe wurde ihm zur furchtbaren Lehre. Aber auch 
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seine Kriegsgegner mahnt sie daran, die Fehler von Ver- u 
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sailles nicht zu wiederholen. 


(8) Erdmannsdörffer, Bernhard, 1833—1901. Historiker, shrie: 
„Deutsche Geschichte vom Westfälischen Frieden bis zur Re- BR: 
gierungszeit Friedrichs des Großen.“ \ N BR 


(9) Maximilian T., Kurfürst‘ von Bayern, 1573—1651; Haupt der. 03 
Katholischen Liga im Dreißigjährigen Krieg, Gegner Wal- i 


lensteins. 


(10) Trauttmannsdorff, Maximilian, Graf zu, 1584—1650. Öster- 
reichischer Staatsmann, kaiserlicher Gesandter in Rom, schloß 
1635 den Prager Frieden; sein größtes Werk war der West- 
fälische Friede. 


Wrangel, Karl Gustav, Graf von, 1613—1676; schwedischer Per. 
Reichsadmiral und Feldmarschall, Oberbefehlshaber der 8 
schwedischen Truppen im Dreißigjährigen Krieg nach dem E 
Rücktritt Torstensons (1646). re 


(12) Turenne, Merry de, 1611—1675, Marschall von Frankreich: ht 
1644 und 1672 Oberbefehlshaber der französischen Truppen 
in Deutschland; 1675 bei Sasbach gefallen. } 


Ferdinand IIl., römisch-deutscher Kaiser 1637—1657, Sohn 
Ferdinands Il.; schloß 1648 den Westfälischen Frieden. 


(14) Mazarin. Jules, 1602—1661. Kardinal, französischer Staats- 
mann, wurde 1643 Nachfolger Richelieus; brach die letzten 
Widerstände des Adels gegen den Hof (Fronde) und erzielte 
auch außenpolitische Erfolge. 
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(15) Servien, Abel, französischer Diplomat, Vertrauensmann Ma- 
zarins; Bevollmächtigter beim Westfälischen Frieden. 
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Grotius, Hugo de Groot, 1583—1645, niederländischer Hu- 

manist, Rechtsphilosoph; Begründer des Staats- und Völker- 

rechts. 

in), Oxenstierna, Axel, 1583—1654; Reichskanzler Gustav ‚Adolfs 
+ und nach dessen Tode Leiter der schwedischen Politik. 


Olivarez, Don Gasparo de Guzman, Graf von, Herzog von 
San Lucar, 1587—1645. Spanischer Staatsmann, leitete die 
spanische Politik im Krieg gegen die Niederlande und in 
den damit zusammenhängenden Religionskämpfen in Deutsch- 
land. Die Unmöglichkeit, Selbständigkeitsbestrebungen in den 
_ Provinzen Katalonien und Portugal zu ersticken, führte 1643 
seinen Sturz herbei. 
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Erzbischof und Kurfürst von Mainz. 

0) Philipp: II., geboren 1527, Sohn Karls V.; König von Spa- 
‚nien 1556—1598. . E 

Karl Ul., römisch-deutscher Kaiser, zweiter Sohn Kaiser Leo- 

 polds I., der letzte Habsburger im Mannesstamm, regierte 

E71 1740. 

) Philipp ©., Herzog von Anjou, Enkel Ludwigs XIV.; König 

_ von Spanien 1741—1746. 

) Alberoni, Giulio, 1664—1752; Kardinal und spanischer Staats- 

 minister. 


burger auf dem spanischen Thron, regierte lange unter der 
Vermundschaft seiner Mutter Maria Anna von Österreich, 
welche die Regierung unter dem Widerstreit der Parteien 
mühsam leitete. Sein Tod rief den Spanischen Erbfolgekrieg 
‚hervor. 


5 Marlborough. John Churchill, Herzog von, 1650-1722; eng- 
lischer Heerführer im Spanischen Erbfolgekrieg. 


und Marschall von Frankreich; 1703 Sieger bei Höchstädt, 
y 1709 bei Malplaquet von Prinz Eugen geschlagen. 


Karl XII. König von Schweden 1687—1718; führte den Nor- 
dischen Krieg eegen Dänemark; Polen-Sachsen (August II.) 
und Rußland (Peter I.). 


Leibniz, Gottfried Wilhelm, Freiherr von. 1646—1716. Phi- 
losoph,. Naturwissenschaftler, Diplomat, Historiker, Sprach- 
 forscher, - Jurist, Theoloee und, Mathematiker. Begründer der 
 , Berliner Akademie. i 

(29) Peter I., der Große, Kaiser von Rußland 1682—1725;: nahm, 
durch August II. von Polen bestimmt, am Nordischen Krieg 
Re gegen Karl XII. von Schweden teil. 


), Wilezek, Heinrich Wilhelm, Graf, 1665—1739. Diplomat und 


Militär; 1710=-1712 Gesandter in Petersburg. 


Eugen. Franz, Prinz von Savoyen, 1668—1736. Österreichi- 
scher Feldherr und Staatsmann, der „edle Ritter“; eigent- 
licher Begründer der österreichisch-ungarischen Dopnel- 
monarchie: kämpfte siegreich gegen die Türken und im Spa- 
nischen Erbfolgekrieg. | 

Harley, Robert, später Graf von Oxford, 1661-1724: bri- 


aber zu den Tories über. 

‚Bolingbroke, Henry, Viscourt, 1678S—1751, englischer Staats- 
_ mann, trat für die vertriebenen Stuarts ein. 

34) Anna, Königin von Großbritannien und Irland 1702—1714, 
war das letzte in England regierende Glied des‘ Hauses 
_ Stuart; ihre Regierung erhielt außerordentliche Bedeutung für 
Großbritannien durch dessen Teilnahme am Spanischen Erb- 
 folgekrieg gegen Frankreich. i 

Shrewsbury, Charles Talbot, Earl of, 1660—1717, englischer 
Staatsmann unter Wilhelm III. und Georg I. 


Versey, Edward Villiers, Earl of, 1656—1711. Gesandter in 
Holland und Frankreich bis zur Abberufung durch Königin 
Anna; darauf Rüdtzug aus dem politischen Leben. 

(87) Joseph I. von Habsburg, römisch-deutscher Kaiser 1705—1711 
setzte mit Kraft und Eifer den von seinem Vater, Kaıser 
Leopold I., überkommenen Spanischen Erbfolgekricg gegen 
Frankreich fort (Prinz Eugen). 


(88) Kaunilz, Wenzel Anton Dominik, Fürst von, 1711-1794, Di- 
E plomat, österreichischer ' Staatskanzler, stiftete 1756 das 
B)) Bündnis mit Frankreich und Rußland gegen Friedrich den 


Großen. : 
(39) Kinsky, Wilhelm, Graf, als Unterhändler Wallensteins mit 
Ä Frankreich und Schweden in dessen Katastrophe verwickelt 
” und am 25. Februar 1634 zu Eger ermordet. 


9) Schönborn, Johann Philipp von, geboren 1605; 1647—1673 . 


Karl II., König von Spanien 1665— 1700, der letzte Habs- 


Oillars, Claude Louis Hector, Herzog von, 1653—1784; Pair 


tischer Staatsmann, gchörte anfangs zu den Whigs, ging dann 


40) 


(44) 


a 
Torcy, Jean Baptist 
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er is. © 4 
zösischer Staatsmann, Minister des Ausw en in den schw« 
ren Jahren des Spanischen Erbfolgekrieges, wurde nach Lu i 
wigs XIV. Tode 1715 aus dem Amte verdrängt. h 


Strafford, Thomas Wentworth, Graf von, 1672—1739, bri 
tischer Staatsmann und Diplomat; 1708—1711 Gesandter i 
Berlin, 1711—1714 im Haag. N 
Napoleon I. Bonaparte, geboren 1769 zu Ajaccio (Korsika) 
Kaiser der Franzosen. Offizier des “ranzösischen Heeres, 179) 
Oberbefehlshaber in Italien, Eroberer der Lombardei, Friet 
densschluß von Campo Formio mit Österreich; 1798 Landun 
in Ägypten, Sieg bei den Pyramiden, Niederlage in der Sec 
schlacht bei Abukir. Stürzte 1799 das Direktorium und hiet 
sich zum Ersten Konsul auf zehn Jahre ernennen. Zwan\ 
1801 Österreich zum Frieden von Lun&ville, schloß 1802 m 
Großbritannien den Frieden von Amiens. Rechtsreforme' 
(Code Napoleon). 1802: lebenslänglicher Konsul, 1804 Kaiseı 
Gewann 1805 Schlacht bei ' Austerlitz. 1806 Gründung dei 
Rheinbundes unter seinem Protektorat, 1807 Friede von Till 
sit. 1809 Einnahme Wiens. 1812 unglücklicher Feldzug geget 
Rußland. 1813 Völkerschlacht bei Leipzig. 1814 Abdankung; 
Internierung auf Elba. 1815 Wiedereinzug in Paris, bei Wa. 
terloo geschlagen, abermalige Abdankung und in St. Helen) 
gefangen gehalten. Dort 1821 gestorben, 1840 im Inyalider 
dom: zu Paris beigesetzt. ! 


Talleyrand, Charles Maurice, Herzog von, Fürst von Bener 
vent, 1754--1838, Bischof von Autun, 1789 Wortführer deu 
Reformpartei in der Nationalversammlung, 1797 a | 
ster, 1804 französıscher Großkämmerer unter Napoleon, dans 
bourbonischer Ministerpräsident, 1830—1835 Botschafter is 
London. er 1 
Stadion, Johann Philipp Karl Joseph, Graf von, 1763—1824 
österreichischer Staatsmann; 1787 kaiserlicher Gesandter 
Stockholm, 1790—1794 in London, 1801 in Berlin, 1804 Bot! 
schafter in Petersburg, 1805—1809 Minister des Auswärtige 


1813 Finanzminister. 
Karl, Ludwig Johann, Erzherzog von Österreich, Herzog vo 
Teschen, 1771—1847; kaiserlicher Generalfeldmarschall 
schlägt 1796 die Franzosen, 1809 Napoleon bei Aspern. 


Metternich, Klemens, Fürst von, 1773—1859; österreichischet 
Staatsmann, 1809 Außenminister, bestimmte maßgebend di 
österreichische Politik, Gegner freiheitlicher und nationale 
Bewegungen (Karlsbader Beschlüsse), 1821 Staatskanzler, tra 
1848 zurück (Aufhebung der Karlsbader Beschlüsse). 


Schwarzenberg, Karl Philipp, Fürst zu, 1771—1820; "österrei 
chischer Generalfeldmarschall, Heerführer in den Befreiung 
kriegen, Oberbefehlshaber der Verbündeten im Feldzug 1813/14 


Castlereagh, Henry Robert Stewart, Marquis von London- 
derry, 1769—1822. Irischer Herkunft. Führender britische 
Staatsmann zur Zeit der Befreiungskriese und in der folgen4 
den Reaktionsepoche: 1804 Kriegs- und Kolonialminister imt 
Kabinett Pitt, 1807 Außenminister im Ministerium Portland 
trat 1809 wegen eines Duells mit Canning zurück; 1812—182% 
Ausßenminister. Die antinapoleonische Politik, die Wiedere:n- 
setzung der Bourbonen standen unter seinem starken Einfluß. 
1822 in Anfall von Verfolgungswahn Selbstmord. # 


Wellington, Arthur Wellesley, Herzog von, Fürst von Wa-! 
terloo, 1769—1852: britischer Feldherr und Staatsmann, ver-) 
trieb die Franzosen aus Spanien; siegte mit Blücher 1815 beil 
Waterloo über Napoleon. 
Ludwig XVII, Stanislaus Xaver, 1755-—1824, König von! 
Frankreich, Bruder Ludwigs XVI., regierte 1814—1824, trug) 
den Königstitel seit 1795. Er betätigte den alten ausgeprägten) 
Sinn der Bourbonen für organische Außenpolitik. Die kon- 
stitutionelle Verfassung, die er am 4. Juni 1814 oktroyiert 
hatte, wurde nicht eingehalten. u 


Friedrich Wilhelm III, geboren 1770, König von Preußen! 
1797—1840, ältester Sohn Friedrich Wilhelms Il., Gatte der 
Königin Luise. Politisch unentschlossen: 1806/07 Preußens Nie- 
derlage, Verlust der Hälfte des Landes; Reformen Steins und. 


Hardenbergs:; Befreiungskriege 18181915, 
Hardenberg, Karl August, Fürst von, 1750—1822, preußischer 
Staatskanzler, führte die Reformen des Freiherrn vom ‚Stein 
in Preußen weiter; in der auswärtigen Politik verstand 
er es, den Staat durch alle‘ Gefahren sicher ‚hindurch- 
zuführen und ihm Zeit zur Wiederherstellung, insbesondere 
zur Reorganisation des Heeres, zu verschaffen. Während der 
Befreiungskriege führte er die äußerst schwierigen Verhand- 
Bee mit den Verbündeten und unterzeichnete den Pariser 
"rieden. ; i 
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801—1825; versuchte erfolglos Regierungsreformen; war Ver- 
bündeter Preußens und Österreichs im Freiheitskrieg, Stifter 
der „Heiligen Allianz“. | . 3% 
4) Humboldt, Wilhelm, Freiherr von, 1767—1835. Preußischer 
' Staatsmann und Kultusminister, Freund Goethes und Schil- 
lers; 1810 außerordentlicher Gesandter und bevollmächtigter 
"Minister in Wıen, 1813 während des Waffenstillstandes auf 
‚dem Friedenskongreß in Prag, 1814 auf dem Kongreß zu 
 Chätillon und bei Abschluß des ersten Pariser Friedens, den 
er mit Hardenberg unterzeichnete, 1814/15 auf dem Wiener 
Kongreß als zweiter Bevollmächtigter Preußens. 

5) Gentz, Friedrich von, 1764—1832, politischer Schriftsteller, 
" trat 1802 aus dem preußischen in den österreichischen Staats- 
dienst über; aus einem begeisterten Anwalt der Freiheit Eu- 
ropas wurde er zum einseitigen Vertreter österreichischer In- 
-  teressen und mehr und mehr zum Werkzeug Metternichs. 
56) Saint Pierre, Charles Ir&nee Castel, 1658—1743. Begleiter des 

Kardinals von Polignac nach Utrecht; 1713 Herausgabe des 
>  „Projet de Paix perpetuelle“, 
) Lips, Michael Alexander, 1779—1838. Professor für Ge- 
schichte und Nationalökonomie in Erlangen: veröflentlichte 
1814 in Wien verschiedene politisch liberale Broschüren. 

8) Krause, Karl Christian Friedrich, 1781—1832, Phile&oph und 

“ _ freimaurerischer Schriftsteller, Begründer des Panentheismus. 


59) Jusserand, Jean Jules, 1855—1932; 1890 französischer Ge- 
“-  sandter in Kopenhagen, 1902—1925 französischer Botschafter 
in Washington. 
) House, Edward M., 1858—1925, Oberst, intimer Ratgeber 
des amerikanischen Präsidenten Wilson. 
al): Wilson, Thomas Woodrow, 1856—1924; Präsident der Ver- 
- einigten Staaten von Amerika 1912—1920. besonders hervor- 
getreten durch sein Friedensprogramm der „Vierzehn Punkte‘ 
nach dem ersten Weltkrieg. 
Glemenceau, Georges, 1841—1929, französischer Staatsmann, 
‚der Tiger“; Führer de“ radıkalen Linken, 1906—1909 Mi- 
“ nisterpräsident, ebenso 1917—1920, zugleich Kriegsminister, 
‘Gegner einer Verständigung („Friede nur eine Fortsetzung 
des Krieges“), eigentlicher Urheber des Versailler Friedens- 
vertrages. ; 
Lloyd George, David, 1863—1945, englischer Staatsmann, 
Führer der ‘Liberalen. 1916—1922 Ministerpräsident, im ersten 
Weltkrieg Mitglied des Obersten Kriegsrats der Entente. 
Nicolson, Arthar Lord Carnock, 1849—1928. 1895—1904 Mi- 
nisterresident in Marokkn, 1904—1905 Gesandter in Madrid, 
1905-1910 Botschafter in Petersburg: 1906 Leiter der Kon- 
- ferenz von Algeciras, 1907 beim Abschluß des englisch-russi- 
schen Abkommens: über Persien beteiligt; 1910—1916 stän- 
; diger Unterstaatssekretär im britischen Aufßenamt und rechte 
Hand Edward Greys. 
Churchill, Winston, geboren 1874. 1917—1918 britischer 
Kriegsminister, 1924—1929 Schatzkanzler, 19401945 Pre- 
_ mierminister, Teilnehmer an den großen Zusammenkünften: 
“ Atlantik-Charta, Casablanca, Moskau, Kairo, Teheran, Mos- 
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& Der Westfälische Friede (1648) 
Urtext (Latein): 

 Ghillany, Diplomatisches Handbuch, Teil I, S. 
lingen 18535. R 
Philippi, Der Westfälische Friede. Mit kurzer Be- 
schreibung der Lebensweise der Gesandten während der 
Verhandlungen, ihres Verhältnisses untereinander, zu den 
Stadtvätern usw. Münster 1898. 


1. Nörd- 


Er 


Deutsche Übersetzung: 

Six, Der Westfälische Friedensvertrag, Berlin 1940. 

Ghillany, Europäische Chronik, Band I, Seite 145—164. 

- Die wichtigsten Paragraphen neben der Übersetzung im 
Urtext vorhanden. Leipzig 1865. 


Schriften über den Westfälischen Frieden: 
©  F.Kopp und E. Schulte, Der Westfälische Frieden. Vor- 
geschichte, Verhandlungen, ‚Folgen. München 1940. 


> Isabelle de Brogli, Le trait@ de Westphalie. Vu par 
- les contemporains. Edition de la Toison d’Or 1942. 


4 rchiv /. September 1947 


. 132 ER EN Wan 


(73) Brüning. Heinrich, geboren 1885. 1921—1930 Geschäftsf 


ee riedensregelungen- /- Bibliographische -Notizen 


kau, Jalta, Potsdam; 1947 Vorsitzender des britischen Komitees 


IE . 


für ein vereinigtes Europa. 


(66) Northeliffe, Alfred Charles, Viscount, 1865——1922. Britischer 
Journalist, 1896 Gründer der konservativen „Daily Mail“, 


kaufte 1906 die „Times“. Im Weltkrieg Minister für Propa- Ban 


ganda. 


(67) Keynes, John Maynard, 1883—1946, britischer National- 
ökonom. Hauptwerk: „Die wirtschaftlichen Folgen des Frie- 
densvertrags“, 1919. Entwickelte den „Keynes-Plan“ für in- 
ternationale Währungsstabilisierung und forderte die Bildung 
‚eines internat'onalen Währungsinstituts. War 1944 Führer 
der britischen Abordnung auf der Wirtschaftskonferenz 
Bretton Woods und Vorsitzender des Ausschusses für 
‚Vorbereitung der Internationalen Bank; wurde Anfang 19 
Gouverneur des Internationalen Währungsfonds. 


(68) Smuts, Jan, geb. 1870, kämpfte im Burenkrieg gegen die 
britischen Truppen, 1910 Verteidigungsminister im ersten 
Kabinett der Südafrikanischen Union, 1916—1917 Befehlshabeı 
der Truppen gegen Deutsch-Ostafrika, 1917—1921 Vert 
gungsminister, 1919—1924 Ministerpräsident, Mitglied de 
tischen Kriegskabinetts, Urheber des Mandatssystems 
ehemaligen deutschen Kolonien, 1924—1933 Führer der 
sition, 1933—1939 Stellvertretender Ministerpräsident im 
nett Hertzog, seit 1939 Ministerpräsident, Mitglied des 
tischen Kriegskabinetts. Maßgeblich an den Arbeiten der I 
beteiligt. en: ade 

(69) Bourgeois, Ion, 1851—1925; französischer Politiker, 19 
Vorsitzender des Völkerbundsrates, erhielt 1920 Friede 
nobelpreis. u 

(70) Orlando, Vittorio Emanuele, geb. 1860. 1903—1905 U 
richtsminister, 1907—1909 Justizminister, 1916 Innenmin 
1917—1919 italienischer Ministerpräsident. Als solcher Fi - 


rer der italienischen Delegation bei der Pariser Friedenskon- 


ferenz nach dem ersten Weltkrieg. 1924 Versuch ein 
position gegen . Mussolini, 1925 nach Frankreich emig 
später Professor an der Universität Buenos Aires; Rückket 
nach Rom als Rechtsanwalt. Nach dem Sturz Mussolini 
neut in der Politik tätig. 1946 als Führer der Nationald 
kratischen Union ins Parlament gewählt. RN 
(71) Dmowski. Roman, polnischer Staatsmann, 1864—1939; G 
der der polnischen demokratischen Partei 1893, organısi 
1905 Kampf gegen Sozialismus, vertrat 1919 das polnis 
Nationalkomitee in Paris, führte bis 1920 die nationalistis 


se 


Rechte im wiederhergestellten Polen. Trat 1920 als Gegner 
Pilsudskis aus dem Landesverteidigungsrat aus, unterzeichnete 


den Versailler Vertrag für Polen. A: 
(72) Ziegler, Leopold, geboren 1881, philosophischer Schriftste 
ler; Werk: „Gestaltwandel der Götter“. IR 


rer des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 1924—1933 Mitglied 
des Reichstags (Zentrum), 1930—1932 deutscher Reichskanz 
ler und Außenminister, erwirkte das 
(Stop der Reparationszahlungen). 1933 Berufung an den 
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£ Nimwegen (1678) 
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Schmaus, Corpus iuris gentium academicum, Toms }. 
\. Extrait du traite d’alliance entre le Roi de la Grande 


Betragne, Charles II., et les Etats generaux de lannee 


1678. (Französisch.) 
9. Fxtract aus dem Niemwegischen 
Frankreich und Holland. (Latein.) 


3. Extract aus dem Niemwegischen Frieden 
Spanien und Frankreich. (Latein.) 


4 Extract aus dem Frieden zu Fontainebleau zwischen 
Frankreich und Dennemarck 1679. (Latein.) 


5. Extract aus dem Niemwesgischen Friedenstractat zwi- 
schen Schweden und Holland. (Latein.) 


Leipzig 1730. 


Frieden 


Utrecht (1713) ö 
Urtext (Latein): 


Schmaus, Corpus iuris gentium academicum, Tomus I. 
Leipzig 1730. 
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Ghillany, Europäische Chronik, Band I, Seite 219—227. 
(Deutsche Übersetzung. Daneben die wichtigsten Para- 
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Strupp, Documents pour servir & l’histoire du droit des. 
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RR 0. Weber, Der Frieden von Utrecht. 1891. 
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 Schmaus, Corpus iuris gentium academicum, Tomus 17. 
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er über den Wiener Kongreß: 
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ertheimer, Friedenskongresse und Friedensschlüsse im 
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Flasson, Histoire du Congres de Vienne. 3 Bände 1929 
(deutsche Übersetzung), 2 Bände 1930, Paris. 


Lehmann, Tagebuch des Frhr. v. Stein während des Wie- 
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W RAN Die Heilige Allianz. 1935. 
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“vw. Pfuel, Wiener Kongreß / Versailler Vertrag. 1934. 
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Versailles (1919) 
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N v.:Lersner, Als Vorsitzender der Friedensdelegation. 
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Dr. Hermann Hackert wurde am 19.-März 1916 in Bochum 
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der katholischen Jugendbewegung betätigte. Sein Studium 
begann in Freiburg und Königsberg mit Philosophie und Ge- 
schichte. Trotz eines Auslandsverbots seitens der NS-Studen- 
tenführung führte er Reisen und Studienaufenthalte in fast 
‚allen europäischen Ländern durch. Sein Interesse galt vor 
allem völkerpsychologischen Fragen und im Zusammenhang 
damit der vergleichenden Verfassungsgeschichte. Im Sommer 
1938 promovierte er in Heidelberg mit einer Abhandlung ' 
über die Staatsauffassung der Venezianer. Bis ins zweite 
 Kriegsjahr arbeitete er in Wiener Archiven an einer Unter- 
suchung über den Frieden von Nimwegen und den europäi- 
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v. Türe, Die a, EN assoziierten. 
Berlin 1942. 
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Materialien betreffend die Friedensverhandlungen. een 
geben im Auftrage des Auswärtigen Amtes, Berlin 1919. 
10 Bände. Textausgabe, Urkundenmaterial, ausführliches 
Notenmaterial über die Entstehung der Friedensverträ 


I 


Laun, Deutschösterreich im Friedensvertrag von Versail 
Berlin 1921. : 


Hoffmannsthal, Der deufeche und 


österreichis 
Friedensvertrag. Wien, Prag, Leipzig 1920... 


Der Staatsvertrag von St. Germain samt Begleitnote ı vom 2. 9 
‚1919. Herausgg. von der H. Goldschmidt-Ges. Wien 1919.l 


Bericht über die Tätigkeit der deutschösterreichischen ‚Frie- 
densdelegation in St. Germain-en-Laye, herausgg. von 
der Konstituierenden Nationalversammlung. 2 Bände, 

ı . Wien 1919. BR || 


Temperley, The history of the peace conference of: Paris, 
6 Bände, London 1920—1924. ; Er 


Mantoux, 
1929. 


Bartlett, Behind the scenes of the peace conference. 
London 1925. 


Tardieu, La Paix. Paris 1921. 


‚Lansing, The big four and others of the peace conference, 
Boston 1921. 


Lloyd George, Peace conference 1919. London 1922.. 


Lloyd George, The truth about the Bag: treaties. 
London 1938. 


Miller, My diary of the conference of. Paris. 20 Bändey 
New York 1924, 1925, 1926. 


Nicolson, Peace Making 1919. London 1983. 


Ridell. Intimate diary of the a: EORSELRA ET, and after. 
London 1933. 


Keynes, Die wirtschaftlichen Folgen des Friedensvertrages. | 
München 1920. 


Keynes, Revision des Friedensvertrages. München 1922. | 


Seymour, The intimate papers of Colonel House. 4 Bände, 
London 1926—1928. ; 
Baker, Woodrow Wilson, Memoiren und Dokumente übe 
den Vertrag von Versailles. 3 Bände, Leipzig 1923. | 
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L’histoire de la conference de la paix. Pariss 


Hermann Hackert f ä | 


«1 
schen Kongreßgedanken. Anschließend diente er zwei Jahre: 
als italienischer und spanischer Dolmetscher in der Wehr-. 
macht, bis er aus Gesundheitsgründen wieder entlassenh 
wurde. Ende 1942 erwarb er sich in München den Dr. habil.,| 
zu einer Dozentur kam es jedoch nicht, da seine Probevor-! 
lesung, „Die Staatensysteme der Neuzeit und der Europage«. 
danke“, als unpädagogisch abgelehnt wurde. Ein Jahr spätert 
verleeie er seinen Wohnsitz von Wien nach Heidelberg, wo) 
er sich mit der Grundlegung einer europäischen Geschichtet 
befaßte. Seit August 1946 stand er mit unserer Redaktion i in) 
Verbindung. Er starb am 29. Juli 1947 in Heidelberg, wo er! 
im Beisein seiner Freunde, Miesbeir und Schüler zu Grabe: 
getragen wurde. | 
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" Die Machtbefugnisse und Funktionen der Vollversamm- 
Jung der Vereinten Nationen sind im wesentlichen im IV. 
‚Kapitel der Charta wie folgt umschrieben: 

Die Vollversammlung kann alle Fragen oder alle An- 
 rhsiten erörtern, die sich im Rahmen der Charta 
halten oder sich auf die Machtbefugnisse und die Funktio- 
en irgendeines in der Charta vorgesehenen Örganes be- 
Be H . . . 

hen, und kann, außer wie in Artikel 12 vorgesenen, den 
tgliedern der Vereinten Nationen oder dem Sicherheits- 
at oder beiden über solche Fragen oder Angelegenheiten 

rschläge machen (Artikel 10). 


Nach Artikel 11 der Charta kann die Vollversammlung 


ahrung des internationalen Friedens und der Sicherheit 
schließlich der Grundsätze, welche die Abrüstung und 
je Regelung der Rüstungen leiten sollen, erwägen und den 
Mitgliedern der Vereinten Nationen oder dem Sicherheits- 
‘at Vorschläge dazu machen (Absatz 1). Sie kann weiterhin 
Ille Fragen erörtern, die sich auf die Wahrung des inter- 
nationalen Friedens und der Sicherheit beziehen und von 
nem Mitglied der Vereinten Nationen oder vom Sicher- 
eitsrat oder (gemäß Artikel 35, Absatz 2) von einem Staat, 
elcher kein Mitglied der Vereinten Nationen ist, vor sie 
ebracht werden. Sie kann, außer wie in Artikel 12 der 
harta vorgesehen, den betreffenden Staaten oder dem 
herheitsrat oder beiden Vorschläge hinsichtlich solcher 
“ragen machen. Eine jede solche Frage, deren Entscheidung 
otwendig ist, soll von der Vollversammlung dem Sicher- 

srat entweder vor oder nach der Erörterung überwiesen 
erden (Absatz 2). Die Vollversammlung kann die Auf- 
rksamkeit des Sicherheitsrates auf Situationen lenken, die 
ignet sind, den internationalen Frieden und die Sicher- 
t zu gefährden (Absatz 3). 


rtikel 12 legt die Abgrenzung des Tätigkeitsbereiches 
er Vollversammlung gegenüber dem Sicherheitsrat fest und 
‚estimmt insbesondere, daß die Vollversammlung, solange 
er Sicherheitsrat hinsichtlich irgendeines Streites die ıhm 


© Die erste Vollversammlung der Vereinten Nationen 


| In den bisherigen Berichten des Europa-Archivs ist die Entwicklung der Organisation der Vereinter Nationen nur bis zum 
B. der Gründungskonferenz vor San Franzisko dargestellt worden (vgl. Europa-Archiv S. 18 ft. und $. 337 ff.). Inzwischen it 

lie Organisation mit ihren Untergliederungen zu eineın weitverzweigten Gebilde geworden, das in alle Gebiete des internatio- 7 
alen Lebens hineinreicht. Um diese Verbindungen einigermaßen übersichtlich . darzustellen und doch den lebendigen Zusammen- 
ang mit den Ereignissen zu wahren, sollen nun die einzelnen Organe der Vereinten Nationen für sich dargestellt und in ihrer 
(bisherigen Tätigkeit behandelt werden. Einer späteren Darstellung soll es vorbehalten bleiben, dann eine Gesamtübersicht zu geben. 4 


K. ade Re Tagung der V ollversammlung, deren erste Sitzungsperiode ım Januar, deren zweite im Oktober 1946 begann, 
‚verlief neben den schwierigen Verhandlungen über die Friedensverträge mit den europäischen Verbündeten Deutschlands (vgl. ; 
"Europa-Archiv S. 483 ff.). Der Versuch, die junge Weltorganisation aus den Spannungen und Wirrnissen der Nachkriegszeit her-- 


Belastungen aus den Händen der Hauptkriegführenden, der „Patenmächte“ von San Franzisko, übernehmen konnte, muß als ge- 
cheitert betrachtet werden. War die erste Sitzungsperiode noch weitgehend organisatorischen Vorarbeiten gewidmet, so stand doch ee; 
ie zweite schon zu Beginn im Zeichen des unbefriedigenden Ausgangs der Pariser’Konferenz von 1946. Versuchte Präsident Truman 
in seiner Begrüßungsansprache, .den Geist der Atlantik-Charta und der Konferenz von San Franzisko wieder zu erwecken, sofühte 
doch die ‚allgemeine Aussprache geradlinig auf das Kernproblem der weltpolitischen Struktur unserer Zeit: das Verhältnis dr 
großen Mächte, insbesondere der Sowjet-Union und der Vereinigten Staaten zueinander und zu den übrigen Staaten. Es war be- 
immt kein Zufal.. daß gerade durch die Rede Molotows vom 29. Oktober 1946 die Einigkeit der Großmächte und damit der 
Begriff der „großen Mächte“ überhaupt in den Mittelpunkt der Debatte der Vollversammlung gestellt wurde. Da die Vereinigten 
taaten mit solchem Nachdruck als Sprecher einer neuen universalen Ordnung auftraten, fiel ihrem großen Gesprächspartner ganz 
on selbst die Vertretung der politischen Antithese jeder universalen Konzeption, nämlich der Sonderinteressen souveräner Staaten. 
. In der weiteren Perspektive der „Europäischen Kongresse im Wandel der Außeiipolitik“, die im vorangehenden Beitrag skizziert 
de, ist diese Auseinandersetzung nur eine Fortführung des Grundthemas der europäischen Staatengeschichte, wenn auch nun 
„weltweiten Maßstab. Die Organisation der Vereinten Nationen wurde dadurch rascher und wohl auch anders, als von ihren 
Gründern vorgesehen war, zur Kampfarena der Großmachtpolitik. Was Europa zu dieser Auseinandersetzung beisteuern könnte, wäre 
das aus der Erfahrung vieler blutgetränkter Jahrhunderte gewonnene Wissen um die Zeitbedingtheit und Vergänglichkeit aller 
solchen mit dem Blick auf kommende Jahrtausende bezogenen Positionen. Do. 


Die Machtbefugnisse und Funktionen der Vollversammlung 


ie allgemeinen Grundsätze für die Zusammenarbeit. zur 
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schläge machen soll, wenn der Sicherheitsrat nicht darum 
bittet (Absatz I). Mit Zustimmung des Sicherheitsrates soll 
der Generalsekretär die Vollversammlung bei jeder Tagung, | 
über alle Angelegenheiten unterrichten, die sich auf die 
Wahrung des internationalen Friedens und der Sicherheit 
beziehen und die der Sicherheitsrat behandelt. In gleicher 
Weise soll er die Vollversammlung oder die Mitglieder der 
Vereinten Nationen, wenn die Vollversammlung nicht tagt,. 
sofort unterrichten, sobald der Sicherheitsrat die Behand- 
lung solcher Angelegenheiten einstellt (Absatz 2). I 

Weitere Einzelheiten über Funktionen und Machtbefug- 
nisse der Vollversammlung, ihr Abstimmungsverfahren und 
sonstige Verfahrensfragen behandelt die Charta in Artikel 
13 bis 22, während die Tätigkeit des Sicherheitsrats im V. 
Kapitel (Artikel 23 bis 32), die friedliche Beilegung von 
Streitigkeiten im VI. Kapitel (Artikel 33 bis 38), das Vor- 
gehen bei Friedensbedrohungen, Friedensbrüchen und An- 
eriffshandlungen im VII. Kapitel (Artikel 39 bis 51) nie- 
dergeleet sind. (Vgl. dazu den Wortlaut der Charta, Europa- 
archiv S. 345 ff.) eh 

Ihren Machtbefugnissen nach ist die Vollver- 
sammlung also neben dem Sicherheitsrat das wichtigste Or- 
gan der Vereinten Nationen. Ihre Funktionen können 
im wesentlichen als Beratungsfunktionen, Verwaltungfunk- 
tionen, Wahlfunktionen und Funktionen der Budgegeneh- 
migung und der Satzungsänderung eingeteilt werden. 

Die Beratungsfunktionen sind praktish nur 
durch die Reichweite der Charta der Vereinten Nationen | 
beschränkt (vgl. Artikel 10). Die Vollversammlung kann n 
sich also jeder Frage von internationalem Interesse zuwen- 
den, soweit sie nicht im wesentlichen unter die Landesge- TR 
richtsbarkeit irgendeines Staates fällt (Kapitel I, Artikel 1, 
Absatz 7). 

Die Verwaltungsfunktionen der Vollversamm- 
lung ergeben sich vor allem aus der Tätigkeit der anderen 
Organe der Vereinten Nationen einschließlich des Sicher- 
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WELTORGANISATION UND WELTFRIEDENSPLÄNE 


heitsrats (vgl. dazu das Organisationsschema der Vereinten 


berichte, die einen Rechenschaftsbericht über die Maßnah- 
"men einschließen sollen, die der Sicherheitsrat beschlossen 
oder getroffen hat, um den internationalen Frieden und die 
' Sicherheit zu wahren, sollen von der Vollversammlung er- 
 örtert werden (Kapitel IV, Artikel 15). Die Vollversamm- 
lung kann dann diesen Organen ihre Empfehlungen über- 
mitteln. Außerdem führt die Vollversammlung die in der 
‚ Charta vorgesehenen Verwaltungsfunktionen auf dem Ge- 
' biete der internationalen wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
sammenarbeit durch (Kapitel IV, Artikel 13). Zu diesem 
Zweck untersteht ihr der Wirtschafts- und Sozialrat mit sei- 
nen verschiedenen Unterorganen, auf dessen Tätigkeit wiı 
an anderer Stelle zurückkommen werden. Auch hinsichtlich 
der Territorien, die mittels Treuhandschaftsabkommen der 
- Autorität der Vereinten Nationen unterstellt sind, übt die 
Vollversammlung bestimmte Verwaltungsfunktionen aus 
(Kapitel IV, Artikel 16), auf die wir ebenfalls an anderer 
Stelle zurückkommen werden. 


Die Wahlfunktionen der Vollversammlung umfas- 

sen die Wahl aller Mitglieder des Wirtschafts- und Sozial- 
tes, der nichtständigen Mitglieder des Sicherheitsrates und 
ner Mitglieder des Treuhandschaftsrates, deren Wahl not- 
wendig ist, um zu sichern, daß die Gesamtzahl der Mitglie- 
‚der des Treuhandschaftsrates gleichmäßig geteilt ist zwischen 
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pitel XII, Artikel 85, Absatz 1). Alle diese Wahlen müssen 
durch Zweidrittelmehrheit der anwesenden und ihre Stimme 


tikel 18, Absatz 2). Außerdem wählt die Vollversammlung 
gemeinsam mit dem Sicherheitsrat die Richter des inter- 
tionalen Gerichtshofs. Auf Vorschlag des Sicherheitsrats 


N 
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Die erste Tagung der Vollversammlung, die am 10. Ta- 
uar 1946 in der Central Hall, Westminster, London, zu- 
ammentrat, sah sich vor allem vor die Aufgabe gestellt, die 
organisatorischen Voraussetzungen für ihre in der Charta 
orgesehene Tätigkeit zu schaffen. Hierzu lagen ins einzelne 
‚chende Vorschläge der Vorbereitungskommission vor, 
welche sich seit der Gründung der Organisation der Ver- 
»inten Nationen auf der Konferenz in San Franzisko (vgl. 
Europa-Archiv S. 337 ff.) mit diesen Fragen befaßt hatte. 
Der Vorsitzende der Vorbereitungskommission, Dr. Eduardo 
Zuleta Angel, Kolumbien, eröffnete die erste Sitzungs- 
periode .der Vollversammlung, die bis zum 14. Februar 
1946 dauerte. Die Versammlung wählte als ihren Prä- 
sidenten für die erste Taeun» den beleischen Außenminister 
' Paul-Henri Spaak mit 28 Stimmen gegen 23 Stimmen, die 
für den norwegischen Außenminister Trygve Lie abge- 
"geben wurden. Als Vizepräsidenten wurden die Delegations- 
‚führer Chinas, Frankreichs, Großbritanniens, der Sowjet- 
. Union, d»r Südafrikanischen Union, der Vereinigten Staa- 
ten und Venezuelas gewählt. 
0 Die Plenarsitzungen der Vollversammlung waren haupt- 
, .  sächlich den Beratunsen des Berichts der Vorbereitungskom- 
m'ssion gewidmet. Um die Durchführung ihrer Arbeit zu 
erleichtern, richtete die Vollversammlung sechs Hauptans- 
 schüsse ein und wählte deren Vorsitzende: 


1. Ausschuß für Politik und Sicherheit, Vorsitzender Di- 
mitro Z. Manuilskij (Ukrainische Sowjetrepublik), 


2. Ausschuß für Wirtschaft und Finanzen, Vorsitzender 
Waclaw Konderski (Polen), 
3. Ausschuß für soziale, humanitäre und kulturelle Ange- 


legenheiten, Vorsitzender Peter Fraser (Neuseeland), 


4. Ausschuß für das Treuhandschaftswesen. Vorsitzender 
Roberto MacEwchen (Uruguay), 
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ernennt sie den Generalsekretär der Organisation der Ver 
Nationen, Europa-Archiv S. 353). Ihre Jahres- und Sonder- 


Der organisatorische Aufbau der Vollversammlung während der ersten Sitzungsperiode 
vom 10. Januar bis 14. Februar 1946 


. einen Allgemeinen Ausschuß, dem die Aufgabe obliegt, die 
‚vorläufige Tagesordnung und dazu vorgeschlagene Änderun- 


‚gen aus. Dies geht schon daraus hervor, daß nicht mehr wie 


einten Nationen (Kapitel XV, Artikel 97), der dann seiner- 
seits nach den von der Vollversammlung aufgestellten Richt: 
linien seinen Stab ernennt (Kapitel XV, Artikel 101, Ab- 
satz 1). In den Rahmen der Wahlfunktionen der Vollver- 
sammlung fällt auch die Zulassung neuer Mitglieder, wie 
sie in Kapitel II, Artikel 4, Absatz 2 vorgesehen ist. Da; 
nach wird die Entscheidüng über die Zulassung neuer Mit- 
glieder von der Vollversammlung auf Vorschlag des Sicher- 
heitsrats vollzogen, und ein Mitglied, gegen welches vom 
Sicherheitsrat, Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen er 
griffen worden sind, kann von der Vollversammlung auf 
Vorschlag des Sicherheitsrates von dem Gebrauch der Rechte 
und Privilegien der Mitgliedschaft enthoben werden, 


Die Budget-Funktion der Vollversammlung ist in 
Kapitel IV, Artikel 17 niedergelegt. Danach soll die Voll- 
versammlung den Etat der Organisation erörtern und ge- 
nehmigen (Absatz 1). Die Ausgaben der Organisation sollen 
von den Mitgliedern nach Aufteilung durch die Vollversamm- 
lung getragen werden (Absatz 2). Die Vollversammlung soll 
alle Finanz- und Etatvereinbarungen mit Sonderorganen 
(vergleiche dazu Kapitel 9, Artikel 57) erörtern und geneh- 
migen und den Verwaltungsetat dieser Organe prüfen (Ab- 
satz 3). 


Die Funktion der Vollversammlung bei Satzungs- 
änderungen ist in Kapitel XVIII, Artikel 108 festge- 
legt. Danach können Satzungsänderungen vorgenommen 
werden, wenn sie von zwei Dritteln der Mitglieder der Voll- 
versammlung angenommen und von zwei Dritteln der Mit- 
glieder der Vereinten Nationen einschließlich aller ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats in Übereinstimmung mit ihren 
jeweiligen verfassungsmäßigen Prozessen ratifiziert worden 
sind. 


5. Ausschuß für Verwaltung und Haushalt, Vorsitzende 
Faris el Khoury (Syrien), 


6. Ausschuß für Rechtswesen, Vorsitzender Roberto Ji- 
minez (Panama). : 


Außerdem richtete die Vollversammlung zwei Verfahrens- 
ausschüsse ein: einen Beglaubigungsausschuß, der die Be- 
glaubigiungsschreiben der Delegierten zu überprüfen hat, un 


gen zu prüfen, den Präsidenten bei der Festlegung der end- 
gültigen Tagesordnung für jede Plenarsitzung zu unter- 
stützen und die Arbeit der Vollversammlung mit der Tätig- 
keit der einzelnen Ausschüsse zu koordinieren. Mitglieder 
dieses Allgemeinen Ausschusses sind: der Präsident, die sie- 
ben Vizepräsidenten und die Vorsitzenden der sechs Haupt- 
ausschüsse. Über die Zusammensetzung des Allgemeinen 
Ausschusses ergaben sich Meinungsverschiedenheiten in dea 
Vollversammlung. Von einigen Seiten wurde vorgeschlagen 
alle Delegationsführer in den Allgemeinen Ausschuß auf- 
zunehmen und diesem einen kleineren Exekutivausschuß bei- 
zugeben. In Anbetracht der ausschließlich organisatorischer 
Aufgaben dieses Ausschusses wurde jedoch beschlossen, ihr 
nicht so weit auszubauen... Die Verfahrensordnung des All- 
gemeinen Ausschusses schließt die Beratung politischer Fra- 


in San Franzisko von einem Lenkungs- oder an en N 


schuß (Steering Committee) die Rede ist. Wenn ein Mit 
elied, das nicht im Alleemeinen Ausschuß vertreten ist, di 
Finfügung eines zusätzlichen Punktes in die Tasesordnung 
verlangt, ist dieses Mitglied berechtigt, an der Sitzung des 
Ausschusses ohne Stimmrecht teilzunehmen. | 


Neben diesen Verfahrensausschüssen richtete die Vollver 
sammlung noch einige andere Ausschüsse und eine Ad-hoc 
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WELTORGANISATION UND WELTFRIEDENSPLÄNE 


Kommission ein, die sich mit vordringlichen Fragen zu be- 
fassen hatten, zum Beispiel mit der Wahl eines geeigneten 
Ortes für den Sitz der Vereinten Nationen und mit der Über- 
nahme der Vermögenswerte des Völkerbundes. 


‚Eine weitere wichtige Aufgabe der Vollversammlung war 
die Wahl der Mitglieder für die einzelnen Hauptorgane. 
So wurden in der vierten und fünften Plenarsitzung am 12. 
Januar 1946 die nichtständigen Mitglieder des Sicherheits- 
vats. gewählt. Australien, Brasilien und Polen wurden für 
die Dauer von zwei Jahren, Ägypten, Mexiko und die Nie- 
derlande für die Dauer eines Jahres gewählt. Anschließend 
folgte die Wahl der achtzehn Mitglieder des Wirtschafts- 
und Sozialrates. Belgien, Chile, China, Frankreich, Kanada 
"und Peru wurden für drei Jahre gewählt, Kuba, Großbri- 
 tannien, Indien, Norwegen, die Sowjet-Union für zwei 
Jahre, Griechenland, Jugoslawien, Libanon, die Ukrainische 
 Sowjet-Republik und die Vereinigten Staaten für ein Jahr. 
Neuseeland trat zugunsten Jugoslawiens zurück. Im Ver- 
° laufe einer längeren Auseinandersetzung beschloß die Voll- 
= versammlung, daß die im Januar 1946 gewählten Mitglieder 

ihr Amt-bis zum folgenden Januar ausüben sollen, daß je- 
doch die Wahl ihrer Nachfolger während der . zweiten 
 Sitzungsperiode, die für September 1946 anberaumt war, er- 
folgen solle. Schließlich wählte die Vollversammlung aus 
_ einer Liste von 78 Kandidaten als Richter für den Interna- 
. tionalen Gerichtshof: Professor Basdevant, Dr. Gwuerrero, 
= Dr. Azevedo, Sir Arnold Duncan MacNair und Dr. Alvarez 
für neun Jahre, Isidro Fabela Alfaro, Dr. Klaestad, Dr. 


Jahre, Dr. Zoricic, Mr. Read, M., Winiarski 
Pascha und Dr. Hsu für drei Jahre. 


’ Cerlan . . . 

- Auf der zwanzigsten Plenarsitzung wurde der norwegische 
Außenminister Trygve Lie, der vom Sicherheitsrat einstim- 
 mig vorgeschlagen worden war, mit 46 gegen drei Stimmen 
der Vollversammlung zum Generalsekretär der UN gewählt. 


‚„H. E. Badawi 


"Da noch keine Treuhandabkommen geschlossen worden 
waren, konnte der von der Charta vorgesehene Treuhand- 


die Mandatsmächte aufforderte, Treuhandabkommen abzu- 
‚schließen. Die Entschließung wies auch darauf hin, daß die 
Verpflichtungen, die sich aus Kapitel XI der Charta er- 
geben (Erklärung über Territorien ohne Selbstregierung), 
bereits in Kraft sind. Weiterhin befaßte sich die Vollver- 


sammlung mit der Organisation des Sekretariats, dem Bud- 


Die zweite Sitzungsperiode vom 23. 


Die Eröffnung der Konferenz 


* . Die zweite Sitzungsperiode der Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen fand unmittelbar im Anschluß an die Pa- 
'_riser Konferenz von 1946 statt. Die Aufgabe dieser Kon- 
ferenz, die auch als Pariser Kongreß der 21 Nationen be- 
zeichnet wurde (vgl. Europa-Archiv S. 187 ff.), hatte in der 
Erörterung der vom Außenministerrat entworfenen Frie- 
densverträge für die europäischen Verbündeten Deutschlands. 
Italien, Bulearien, Ungarn. Rumänien und Finnland. be- 
standen. Im Verlaufe der Konferenz war jedoch im Kreise 


“des Außenministerrates auch das Problem Dentschland zur“ 


Sprache gekommen. Neben den Fragen der Entmilitarisie- 


‚rung Deutschlands und des von Außenminister Byrnes vor- 


x 


geschlagenen Viermächtepaktes wurde vor allem die Frage 
der deutschen Reparationslieferungen erörtert. Diese Aus- 
sprache unterstrich, wie aus den inzwischen bekanntgewor- 
denen Dokumenten hervoreeht,. eine bedeutsame Wandlung 
im Verhältnis der vier Großmächte zueinander (vel. Europa- 
Archiv S. 766). Zur Fortführune dieser Besprechungen wie 
auch zur endgültigen Beschlußffassung der Außenminister 
über die Anderungsvorschläse der Pariser Friedenskonferen: 
zu den Verträgen mit den euronäischen Verbündeten 
Deutschlands wurde beschlossen, die Konferenz der Außen- 
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Oisscher, Green Hackworth, Professor Krylov für sechs - 
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get, dem Sitz der Organisation, der Vertretung von Kör 
perschaften ohne Regierungsgewalt (non-government-bodies 
im Wirtschafts- und Sozialrat, den nötigen Maßnahmen für 
die Einberufung des Internationalen Gerichtshofes, der Re- 
gistrierung von Verträgen, den Privilegien und Immunitäten 
der Vereinten Nationen und der Übernahme von Funktionen 
und Vermögenswerten des Völkerbundes. 


Andere wichtige Beratungen in London | 


Wenn auch die organisatorischen Vorbereitungen einer 
großen Teil ihrer Zeit in Anspruch nahmen, so hatte die 
Vollversammlung doch auch Gelegenheit, sich während die 
ser ersten Sitzungsperiode ihren eigentlichen, Beratungsfunk 
tionen zuzuwenden. Den wichtigsten Diskussionspunkt bil- 
dete die Frage der Atomkontrolle. Die Vollversamm- 
lung setzte einen Ausschuß ein, der sich mit den durch die: 

. Entdeckung der Atomenergie aufgeworfenen Fragen beschäf- 
tigen soll. Dieser Ausschuß wurde dem Sicherheitsrat unter- 
stellt. Er soll sich aus den Mitgliedern des Sicherheitsratess 
und Kanada, auch wenn es nicht im Sicherheitsrat vertreten! 
ist, zusammensetzen. 


Eine andere drängende Frage, der sich die Vollversamm- 
lung zuwandte, war die Weizen- und Reisknappheit der' 
Weltversorgung. Da die Einstellung der Tätigkeit der‘ 
UNRRA in Europa für den 31. Dezember 1946 und im) 
Fernen Osten für März 1947 geplant war, war die Frage: 
der Fortsetzung der bisher von dieser Organisation ausge-, 
führten Tätigkeiten von vordringlicher Bedeutung. | 


Ein weiteres wichtiges Problem war der Wiederauf- 
bau in den von den Kriegszerstörungen betroffenen Mit- 
gliedstaaten. Die Vollversammlung übertrug die Bearbei- 
tung dieser Frage ihrem Wirtschafts- und Finanzausschuß 
und beauftragte den Wirtschafts- und Sozialrat, sich gleich- 
falls damit zu befassen. Außerdem wurde das Flüchtlings- 
problem diskutiert und dem Wirtschafts- und Sozialrat zur 
eingehenden Prüfung überwiesen, der einen besonderen Aus- 

 schuß zur Untersuchung dieser Frage ernennen sollte. 


Weitere Resolutionen befaßten sich mit der Verhaftung 
von Kriegsverbrechern und deren Überstellung an 
die dafür zuständigen Gerichte und mit den Beziehungen 
der Mitgliedstaaten zu Spanien. Alle diese Fragen werden 
von uns bei der vorgesehenen Behandlung der einzelnen 
Organe der Organisation der Vereinten Nationen berück- 
sichtigt werden; der vorliegende Beitrag soll.nur die Tätig- 
keit der Vollversammlung selbst in großen Zügen umreißen. 


Oktober bis zum 15. Dezember 1946 


rt 


minister am 4. November 1946 in New York fortzusetzen. 
Als daher die Vollversammlung am 23. Oktober in Flushing | 
Meadows zusammentrat — der usprünglich für den 3. Sep- 
tember vorgesehene Eröffnungstermin war im Verlaufe der‘ 
Pariser Konferenz verschoben worden —, standen die Dele- 
gierten noch unter dem frischen Eindruck der Pariser Be- 
sprechungen, welche tiefe Risse im Verhältnis der Welt- 
mächte aufgedeckt hatten, und ihre Stimmung wurde von 
den internationalen Beobachtern der Konferenz überein- 
stimmend als nicht überoptimistisch bezeichnet. 3 


Eine starke Note des Vertrauens kam nach der Eröff- 
nungsrede des Präsidenten der Vollversammlung, Paul- 
Henri Spaak, in der Begrüßungsansprache, die der Präsi- 
dent der Vereinigten Staaten, Truman, am 23. Oktober 1946. 
hielt, zum Ausdruck. Präsident Truman war offensichtlich 
bestrebt, den Blick der Versammlung über die unmittelbar 
dräneenden Aufgaben hinauszulenken und sie zu einem 
Weltforum für die Diskussion der neuen Friedensordnung zu 
rbeben, nachdem die vorangegansenen Diskussionen jm 
Rahmen des Außenministerrates und der Pariser Konfrrenz 
so stark im Zeichen der Sonderinteressen der =zinzelnen 
Staaten und der machtonlitischen Ziele der Großmächte se- 
standen hatten. Präsident Truman erklärte: 
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‚Für die Bevölkerung meines Landes hat diese Konferenz eine 
ndere ‚historische Bedeutung. Nach dem ersten Weltkriege 
erten sich die Vereinigten Staaten, dem Völkerbunde beizu- 

en, weshalb auf der ersten Tagung des Völkerbundes unser 

leerblieb. Diesmal sind die Vereinigten Staaten nicht nur ein 
lied, sondern Gastgeber der Vereinten Nationen. 


_ Ich kann Ihnen versichern, Regierung und Volk der Vereinigten 
aaten sind äußerst stolz uni dankbar, daß die Vereinten Natio- 
en unser Land zum Sitz ıhres Hauptquartiers gewählt haben. 
as amerikanische Volk begrüßt die Delegierten und den Sekretär 
der Vereinten Nationen als gute Nachbarn und liebe Freunde. 


iese Tagung ist das Symbol- für die Aufgabe der Isolations- 

‚politik seitens der Vereinigten Staaten. Die überwältigende Mehr- 
neit des amerikanischen Volkes unterstützt, ungeachtet ihrer 

arteizugehörigkeit, ‚die Vereinten Nationen. Es ist ihr fester 

ille, daß die Vereinigten Staaten bis zur äußersten Grenze ihrer 

raft dazu beıtragen sollen, einen gerechten und dauerhaften 

Baden unter den Nationen der Welt zu schaffen und aufrechtzu- 
alten. r 


Ich muß Ihnen aber sagen: Das amerikanische Volk ist darüber 
3eunruhigt, daß es den alliierten Nationen in ihren gemeinsamen 
mühungen, einen dauerhaften Frieden zu schaffen, nicht gelun- 
en ist, größere Fortschritte zu erzielen. Es ıst von Wichtigkeit, 
‘sich daran zu erinnern, welche Aufgabe innerhalb dieses Auf- 
gabenkreises für die Vereinten Nationen vorgeschen war, Die 
'ereinten Nationen — als Organisation — sollten nicht die Pro- 
bleme lösen, die unmittelbar aus dem Kriege entstanden. Die Ver- 
‚einten Nationen sollten die Möglichkeit bieten, Jen internationa- 
len Frieden in der Zukunft aufrechtzuerhalten,. sobald gerechte 
Lösungen gefunden wurden, 
er 


# 
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Diese gerechten Lösungen der Probleme waren mit Vorbedacht 
den Verhandlungen zwischen den Alliierten, 2)so nicht denen der 
"Vereinten Nationen, vorbehalten worden. Dies wurde festgelegt, 
‚um den Vereinten Nationen inzwischen Gelegenheit und freiere 
Hand für die Erfüllung ihrer langfristigen Aufgabe zu geben, 
geeignete Mittel für die Beilegung zukünftiger Meinungsverschie- 
_ denheiten zu finden, von denen einige aus den durch den Krieg 
bedingten Lösungen entstehen könnten. 


Die Vereinten Nationen können jedoch ihren eigenen Verpflich- 
tungen nicht vollständig nachkommen, ehe die Friedensregelungen 
getroffen sind und ehe nicht diese Regelungen eine solide Grund- 
‚lage bilden, auf der ein dauernder Friede geschaffen werden 
"kann. Ich möchte darauf hinweisen, daß diese Regelungen und 
“unsere Bemühungen zur Schaffung eines dauernden Friedens sich 
auf den vier grundlegenden Freiheiten aufbauen. Diese sind: 
die Freiheit der Rede, die‘ Freiheit der Religion, die Freiheit von 
Not ‘und die Freiheit von Furcht. Das sind die grundlegenden 
Freiheiten, auf die alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
durch die Charta verpflichtet wurden. Diese Freiheiten überall in 
der Welt durch freundschaftliche Zusammenarbeit aller Nationen 
zu schaffen und zu sichern, ist das Ziel aller Bemühungsn der 
Regierung und des Volkes der Vereinigten Staaten. 


Die vierte Freiheit, die Freiheit von Furcht — heißt vor allem 
“anderen: Freiheit von Kriegsfurcht. Diese Freiheit ist es, die ge- 
rade jetzt erlangt werden kann. Wir alle haben in der letzten 
Zeit viel Gerede von einem neuen Weltkriere gehört, und riberall 
auf Erden hat Furcht die Menschen ergriffen. Diese Furcht ist 
"unbegründet und ungerechtfertigt. Trotzdem finden Kriegsrerüchte 
noch immer an gewissen Orten der Welt willige Ohren. Mit die- 
‘sen Gerüchten muß Schluß gemacht werden, sollen sie sich nicht 
‚als hinderlich für die Ordnung der Welt erweisen. 


Ein neuer Weltkrieg würde die Hoffnungen der Menschheit 
zunichte machen und die Zivilisation, so, wie wir sie kennen, voll- 
"ständig zerstören. Ich bin sicher, daß jeder Delegierte in diesem 
Saal sich mir anschließen wird, wenn ich dieses Geiede vom 
Kriege von uns weise. Keine Nation will Krieg, und jede Nation 
braucht den Frieden. 

- Um Krieg, Gerüchte und Kriegsgefahr zu vermeiden, müssen 

‚die Völker aller Länder nicht nur den Frieden als ein Ideal 
fördern, sondern sie müssen auch Wege finden. Konllikte zwı- 
schen den Nationen in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
von Recht und Gerechtigkeit beizulegen. 


Die Schwierigkeit liegt darin, daß es einfacher ist, Völker zu 
"bewegen, dem Frieden als einem Ideal zuzustimmen, als ıhre Zu- 
‚stimmung zu den Grundsätzen des Rechts und der Gerechtigkeit 
zu erlangen oder dazu, daß sie ihre eigenen Handlungen dem 
Urteil der ganzen Menschheit unterwerfen. So schwierig diese 
Aufgabe auch sein mag, der Weg, auf dem ein Übeıeinkommen 
"mit Hoffnung auf Erfolg gesucht werden kann, ist klar vorge- 
zeichnet. 
Erstens ist jeder Mitgliedstaat der UN rechtlich und moralisch 


opa-Archiv / September 1947 


JENSPLANE 


durch die Charta gebunden, Frieden zu halten. Genauer: jeder 
Mitgliedstaat ist verpflichtet, sich in seinen internationalen Be- 
ziehungen jeder Androhung oder Anwendung von Gewalt gegen 
die territoriale Unverletzlichkeit oder die politische Unabhängig- 
keit eines Staates zu enthalten. ' 


Zweitens erinnere ich Sie daran, daß dreinndzwanzig Mitglied- 
staaten der Vereinten Nationen sich selbst dem Statut des Nürn- 
berger Gerichtshofes unterworfen haben, wonach die Vorberei- 
tung, Entfesselung oder Durchführung eines Angriffskrieges ein, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit ist, für das Einzelpersonen 
ebenso wie Staaten vor einem internationalen Gerichtshof zur 
Verantwortung gezogen werden sollen. a 


Die grundlegenden Prinzipien, in denen wir übereinstimmen 
sind weitgehend, doch nicht umfassend genug, um die Kriegs- 
furcht aus der Welt zu schaffen.-Wir müssen daher auch zu einem 


Al, 
Übereinkommen über die positive und aufbauende Seite unserer. 
Maßnahmen gelangen. - 


Die Völker der Welt wissen, daß es keinen wirklichen Frieden 
geben kann, der nicht ein Friede der Gerechtigkeit für alle ist 
Gerechtigkeit für kleine und für große Nationen und Gerechti 
keit für den einzelnen ohne Unterschied der Rasse, des Glaul 
oder der Hautfarbe — ein Friede, der die Erringung der vie 
Freiheiten fördert und nicht verlangsamt. Be) 


% 
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Wir werden die Freiheit von Furcht erreichen, wenn 
Handlung einer jeden Nation gegenüber jeder anderen Na 
die übrigen Freiheiten — Freiheit der Rede, Freiheit der Reli 
und Freiheit von Not — ihrer Verwirklichung näher bringt. 
diesem Wege können w:r Gerechtigkeit für alle finden, ohne e 
Unterschied zwischen den starken und schwachen Nationen zu 
machen und ohne einen Teil der Menschen zu benachteiligen. 


Wenn wir den Frieden geschaffen haben, bin ich überzeu 
daß es den Vereinten Nationen gelingen kann und gelingen wird, 
einen Krieg zwischen den einzelnen Staaten zu verhindern und 
die Furcht vor dem Krieg zu beseitigen. } ; . A 

Der Krieg hat in großen Teilen der Welt Unruhen hinter assen. 
Unter den Alliierten haben sich Meinungsverschiedenhei 
geben. Es wird uns nichts helfen zu behaupten, daß dies ni 


Fall sei, aber es ist nicht notwendig, diese Meinungsvers 
heiten zu übertreiben. ; 


Ich für mein Teil glaube nicht, daß die Unterschiede der Inte 
essen einer Lösung der Probleme in Übereinstimmung. mi 1 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen im Weg zu 
stehen brauchen. Vor allem dürfen wir nicht den Unterschieler 
des wirtschaftlichen und sozialen Systems gestatten, ein Hindern‘ 
auf dem Wege zum Frieden darzustellen Die Vereinten Natione 
infolge der verschiedenen politischen Weltansckauungen in uny 
söhnliche Gruppen aufspalten zu lassen, hieße die Welt in 
glück stürzen. Al 

Was Deutschland und Japan anbetrifft, so sind die Verei 
Staaten entschlossen, diesen Staaten niemals. wieder Geleg 
zu geben, Ursache eines Krieges zu werden. Die Vereinigtei 
Staaten werden fortfahren, alle sich aus dem Krieg ergebenden 
Regelungen anzustreben — gerecht für alle Nationen, große und _ 
kleine —, die die Menschenrechte und die grundsätzlichen F 
heiten gewährleisten, zu denen die Charta alle Miteliedstaateı 
der Vereinten Nationen verpflichtet und die nicht den Keim n 
Konflikte in sich tragen. Ein Friede zwischen den Nationen, de 
auf der Gerechtigkeit gegründet ist, wırd eine baldige Besserun 
der Lebensbedingunsen in der ganzen Welt sowie eine schnelle 
Erholung von den Verwüstungen des Krieges ermörlichen. Die 
Welt ruft nach einem gerechten und dauerhaften Frieden 
einer Intensität, die uns veranlassen sollte, ihn so schnell wie 
möglich zu schaften. ! 

Wenn die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zusammen 
arbeiten sollen, um die Furcht vor dem Kriege zu beseitigen, so 
ist das erste Erfordernis, daß die alliierten Nationen ein Über- 
einkommen über die Friedensbestimmungen erzielen. i EEE 


Propaganda, die dem Mißtrauen und dem Mißverstehen unter 
den Alliierten Vorschub leistet, wird uns nicht helfen. Versin- 
baruneen, die dazu bestimmt sind, die Kriegsfurcht zu beseitiren, 
können nur durch Zusammenarbeit der Nationen erlanst werden, 
indem diese die berechtieten Interessen aller Staaten achten und, 
einander als gute Nachbarn behandeln. Dauerhafte Abkommen 
zwischen den Alliierten können weder durch eine Nation einseit'g 
auferlegt, noch können sie auf Kosten der Sicherheit, Unabhän- 
gigkeit und Unverletzlichkeit irgendeiner Nation eıreicht wern. 
Alle alliierten Nationen müssen sich so einander anpassen, daß 
Fragen von geringerem nationalen Interesse ausgeglichen werden, 
um den Prinzipien der Vereinten Nationen zu ‘dienen, die auf 
die Friedensregelungen angewandt werden müssen. Die«e eepen- 
seitige Anpassung soll auch die Vereinten Nationen für solche 
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Aufgaben vorbereiten und stärken, die nach Abschluß der Frie- 
densregelung auftreten. 


Alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen — große und 
kleine — sind hier als gleichberechtigte Partner vertreten. Klug- 
heit ist nicht ein Monopol der Großen und Starken. Kleine 
Nationen können ebensogut wıe die großen durch konstruktive 
Gedanken und weises Urteil zur Schaffung ciner Politik der 
" Zusammenarbeit beitragen. 


Die Vereinten Nationen sind die höchste beratende Körperschaft 
der Welt. Oberste Verpflichtung dieser Versammlung ist es, so 
für. die Menschheit zu sprechen, daß die Einigkeit unter allen 
" Mitgliedern gefördert wird, um eines Friedens willen, der, weil 
R er sich auf Gerechtigkeit gründet, dauernd sein wird. Bei dem 
Streben nach Eintracht sollen wir uns nicht daran stoßen, ‚unsere 
-  Meinungsverschiedenheiten offen auszudrücken Die Vereinigten 
Staaten glauben, daß diese Versammlung die Bedeutung der 
- Redefreiheit für die Sache des Friedens demonstrieren soll. Ich 
teile nicht die Ansicht derjenigen, die etwa die Folgen einer 
freien und offenen Diskussion in den UN fürchten. Die Ver- 
einigten Staaten messen dem Grundsatz der freien Diskussion 
bei dieser Vollversammlung und im Sicherheitsrat große Bedeu- 
tung bei. Der freie und direkte Austausch von Argumenten und 
‚Informationen fördert, das gegenseitige Verstehen und trägt des- 
halb schließlich dazu bei, die Furcht vor dem Kriege und einige 
Ursachen des Krieges zu beseitigen. 


. hssnlie Verpflichtung auferlegt. r 
_ darin, Übereinstimmung zu suchen und zu erreichen, die es ihnen 


übernommen haben. 


. Weder die Ausübung des Vetorechtes noch die Anwendung des 
Majoritätsprinzips kann den Frieden sichern. Es gibt keinen Er- 
® satz für Abkommen, die für alle annehmbar sind, weil sie für alle 
Betroffenen gerecht sind. Der Weltsicherheitsrat soll diese Art 
von Abkommen fördern, und er ist auch dazu in der Lage. Da 
‚der Weltsicherheitsrat seine Tätigkeit ständig ausüben kann, stellt 
er eine äußerst bedeutsame Entwicklung in den internationalen 
" Beziehungen dar — denn ihm steht dauernd die Möglichkeit 
offen, durch öffentliche und friedliche Methoden Streitfragen zwi- 
schen den Nationen zu regeln. 


13 N 
Zwei der größten Verpflichtungen, die die Vereinten Nationen 
zur Beseitigung der Kriegsfurcht übernommen haben, müssen noch 
' ‚erfüllt werden. Erstens müssen wir ein Abkommen zur Errichtung 
einer internationalen Kontrolle über die Atomenergie zustande 
bringen, eir Abkommen, das den Gebrauch der Atomenergie aus- 
‚schließlich zu friedlichen Zwecken garantiert. Zweitens müssen 
wir ein Abkommen erzielen, das die tägliche Furcht vor anderen 
der Massenvernichtung dienenden Waffen abwendet. Diese beiden 
. Verpflichtungen werden schwierig zu erfüllen sein. Das höchste 
Maß an Beharrlichkeit und Vertrauen wird erforderlich sein, und 


 Präzedenzfälle im Völkerrecht schaffen. Jede dieser Verpflich- 
tungen wird das wert sein, was wir an Beharrlichkeit und gutem 
Glauben in sie hineinlegen. Die künftige Sicherheit der Vereinten 
' Nationen und jedes Mitgliedstaates hängt von diesem Ergebnis 
. ab. Im Namen der Vereinigten Staaten erkläre ich, daß wir nicht 
entmutigt sind. Wir werden fortfahren, auf jede nur mögliche 
"Weise ein Übereinkommen zu suchen, Gleichzeitig werden wir 
‚auf die Vorbereitung von Abkommen drängen, die dem Sicher- 
‚heitsrat angemessene Streitkräfte für den Frieden zur Verfügung 


stellen, um Aggressionshandlungen zu verhindern. 


Die Vereinten Nationen werden’ die Kriegsfurcht nicht besei- 
tigen können, wenn es nicht gelingt, in den nächsten Jahren cinen 
bedeutenden Fortschritt in der Verwirklichung einer anderen der 

‚ vier Freiheiten zu erreichen. — der Freiheit von Not. 


- Die Charta verpflichtet dıe Mitgliedstaaten der Vereinten Na- 
tionen, auf dieses Ziel hin zusammenzuarbeiten. Der Aufbau 
der Vereinten Nationen ist auf diesem Gebiet durch den Wirt- 
‚schafts- und Sozialrat, seine Ausschüsse und durch verwandt: 
Spezialorganisationen fast vollendet. Er verfügt über abgeschlos- 
senere und wirksamere Institutionen, als sie je vorher in der Welt 
bestanden haben. Zur Lösung dieser konstruktiven Aufgaben, die 
das Leben und das Wohlergehen der. Menschen in der ganzen 
Welt direkt betreffen, fordern Menschlichkeit und eigenstes In- 
teresse von uns allen engste Zusammenarbeit. Die Vereinigten 
Staaten haben bereits in vieler Hinsicht ihre Anteilnahme an dem 
wirtschaftlichen Wiederaufbau bewiesen. Wir haben uns aktiv an 
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‚wir können keinen Erfolg haben, wenn wir nicht grundlegende . 
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allen Maßnahmen der Vereinten Nationen beteiligt, die darauf 
hinzielten. Wir haben darüber hinaus besondere Maßnahmen 
durchgeführt, wie zum Beispiel die Gewährung von hohen al 
leihen und Krediten sowie die Erneuerung unseres Programms 
der gegenseitigen Handelsabkommen. A | 
Durch die Schaffung der Ernährungs- und ‚Landwirtschafts- | 
organisation, der Internationalen Bank für Wiederaufbau und 
wirtschaftliche Entwicklung . und des Internationalen Währungs- | 
fonds haben die Mitgliedstaaten der UN bewiesen, daß sie zu 
einer tatkräftigen Zusammenarbeit in Richtung auf ‚gemeinsame | 
wirtschaftliche Ziele fähig sind. Zusätzlich hierzu wird das In- | 
ternationale Arbeitsamt mit den Vereinten Nationen verknüpft. 
Wir müssen jetzt dieses Bauwerk vervollständigen. Die Ver-'| 
einigten Staaten messen der Schaffung einer internationalen Han- | 
delsorganisation, die jetzt von einem vorbereitenden Ausschuß in 
London erörtert wird, die größte Bedeutung bei. Unser Land | 
möchte nicht nur einen raschen Wiederaufbau der zerstörten Ge- | 
biete, sondern auch industrielle und landwirtschaftliche Fort- 
schritte in den weniger hoch entwickelten Gebieten der Welt 
sehen. Wir sind der Ansicht, daß alle Völker die Möglichkeit 
haben sollten. die Früchte ihrer eigenen Arbeit und ihrer eigenen 
natürlichen Hilfsquellen zu genießen. In vielen Teilen der Welt 
gibt es gewaltige Möglichkeiten für die industrielle Entwicklung. 
und die landwirtschaftliche Modernisierung. Diese Möglichkeiten‘ 


können nur durch die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten der. 
UN ausgenutzt werden. | 


Im Bereich des sozialen Wiederaufbaues und Fortschritts ist die: 
Schaffung einer Charta für eine Weltgesundheitsorganisation der 
Vereinten Nationen ein wichtiger Schritt vorwärts. | 


Die Vollversammlung sieht sich nun vor die Aufgabe gestellt,» 
die Statuten für eine weitere Körperschaft — die internationale: | 
Flüchtlingsorganisation — anzunehmen. Es ist wesentlich, daß‘ 
diese Organisation rechtzeitig geschaffen wird, damit sie so- bald.- 
wie möglich von der UNRRA die Aufgaben der Fürsorge, Rük-. |) 
führung und Wiederansiedlung von Flüchtlingen und verschlepp- 
ten Personen in Europa übernehmen kann. Ähnliche gewaltige 
Aufgaben gibt es im Fernen Osten. 


Die Vereinigten Staaten betrachten dies als eine Angelegenheit 
von großer Dringlichkeit für die Wiederherstellung des Friedens 
und die Sache der Menschlichkeit. Ich beabsichtige, den Kongreß 
aufzufordern, den Vereinigten Staaten die Vollmacht zu geben, 
die internationale Flüchtlingsorganisation finanziell zu unter- 
stützen und gemeinsam mit anderen Nationen ihren vollen Bei- 
trag zur Aufnahme jener Flüchtlinge zu leisten, die aus politischen 
oder religiösen Gründen nicht in ihre früheren Heimateebiete zu- 


rückkehren wollen. . a 


Die Vereinigten Staaten sind der Ansicht, daß gemeinsame Bes. 
mühungen unternommen werden müssen, um die Hindernisse zu | 
beseitigen, die einem. freien Nachrichtenaustausch zwischen - den 
Nationen der Welt im Wege stehen. Wir sehen in der Freiheit -| 
der Äußerung und der Freiheit, Informationen zu erhalten, eines- | 
der wichtigsten Menschenrechte und eine der wesentlichsten fun-. 
damentalen Freiheiten, auf die wir gemäß der Charta der Ver- 
einten Nationen verpflichtet sind. Die UNESCO, die im Novem- 
ber zusammentreten wird, erkennt diese ‚Tatsache an. Diese Orga- . 


nisation ist auf der Überlegung aufgebaut, daß, da Kriege ım: | 
Geist der Menschen entstehen, die Verteidigung des Friedens im . 
menschlichen Geist verankert werden muß und daß ein freier | 
Austausch von Gedanken und Kenntnissen zwischen Völkern zur. 
Erfüllung dieser Aufgaben notwendig ist. Die Vereinigten Staaten _ 
messen daher allen Maßnahmen große Bedeutung bei, die die. 
Hindernisse, die einer gegenseitigen Verständigung und einer 
größeren Toleranz entgegenstehen, beseitigen können. EN 


Die Vereinigten Staaten werden die Vereinten ınationen mit | 
allen Hilfsmitteln unterstützen, die uns zur Verfügung stehen. 
Die Anwendung oder Androhung von Gewalt irgendwo in der 

Welt, um den Frieden zu brechen, geht das amerikanische Volk: 
unmittelbar an. Die Geschichte hat uns zu einer der stärkeren: >: 
Nationen in der Welt werden lassen. Sie hat uns daher die be-- 
sondere Verantwortung auferlegt, unsere Stärke zu erhalten und - 
sie richtig anzuwenden in einer Welt, in der, wie in. unserer & 
heutigen, alle Teile voneinander abhängen. \ £3 


‚Das amerikanische Volk sieht in den Vereinten Nationen nicht 
einen vorübergehenden Notbehelf, sondern eine dauernde Partner- 
schaft zwischen den Völkern der Welt. Es muß unser aller ent- 
schiedener Vorsatz sein, danach zu trachten, daß die Vereinten 
Nationen in den Herzen und Hirnen aller Völker leben und ge- 


deihen.“ i 
d 
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(TION UND WELTFRIEDENSPLANE 
a ‚Der Bericht des Cenerklichtelärs 
der zweiten Plenarsitzung der zweiten Sitzungsperiode 
35. Sitzung der ersten Tagung) am 24. Oktober 1946 
stattete der Generalsekretär Trygve Lie einen Bericht über 
eTätigkeit der Organisation der Verein- 
Nationen seit dem 30. Juni 1946 in Ergänzung sei- 
der Versammlung bereits vorliegenden schriftlichen Aus- 
wungen. Er befaßte sich vor allem mit organisatorischen 
oblemen. Am 15. Oktober beschäftigte die Organisation 


16 Angestellte in London und Genf. Bei der Auswahl des 
abes wurde: angestrebt, möglichst alle Mitgliedstaaten zu 
‚rücksichtigen. Nur in den unteren Rängen wurden als 

bergehende Maßnahme vorwiegend amerikanische 
jaatsbürger eingestellt, um die örtliche Zusammenarbeit 
leichtern. Von den 25 Millionen Dollar, die als Ar- 
'skapital der Organisation vorgesehen waren, wurden 
zum 15. Oktober 1946 23,5 Millionen einbezahlt. Der 
eralsekretär empfahl der Vollversammlung, den Aus- 
der Sonderorgane der Vereinten Nationen in Anbe- 
acht .der daraus erwachsenden finanziellen Belastungen 
lid der Gefahr von Kompetenzstreitigkeiten und Dop- 
Wlarbeit mit Vorsicht zu betreiben. Er berichtete weiter- 
über die schwebenden Verhandlungen zur Frage der 
ilegien und Immunitäten der Angestellten der Verein- 
Nationen und erwähnte die laufenden Verhandlungen 
“der Schweizer Regierung über die Einrichtung eines 
Igionalen europäischen Büros der Vereinten Nationen, wo- 
er die Notwendigkeit unterstrich, ein ähnliches Büro in 
pazifischen Gebieten einzurichten. Der Generalsekretär 
richtete weiterhin, daß er am 29. Juni 1946 die Staaten, 
Elche Völkerbundsmandate verwalteten, nach ihrer Ansicht 
ter den Abschluß von Treuhandschaftsabkom- 
Ten befragt habe. Die Antworten aller dieser Staaten lägen 
n vor. (Auf diese Frage werden wir in anderem Zu- 
nhang zurückkommen.) Dann wandte sich der Gene- 
Alsekretärder Erörterung der Menschenrechte. 
Ssbesondere der rechtlichen Stellung der Frauen in der 
'elt zu und teilte mit, daß sich der Wirtschafts- und So- 
lrat: mit dieser Frare befasse. Eine besondere Abteilung 
Is Rechtsamtes der Vereinten Nationen befasse sich mit 
Ir Überprüfung der internationalen Rechtsprechung und 
Jreite deren Kodifikation in Besprechungen mit Mitglied- 
haten, privaten Organisationen und bedeutenden Fach- 
‚iften auf dem Gebiete des Völkerrechts vor. Im Interesse 
"s Friedens und zum Schutze der Menschheit gegen künf- 
'e Kriege sei es von besonderer Bedeutung, die Prin- 
yien, nach denen die Rechtsprechung der Nürn- 
erger Prozesse gegen Kriegsverbrecher erfolgt sei. 
'einem dauernden Bestandteil des Völkerrechtes zu machen. 


Der Generalsekretär kam dann auf die spanische 
ira ge zu sprechen. Nachdem er darauf hingewiesen hatte, 
IB diese: Frage im Sicherheitsrat erörtert worden sei, er- 
lirte er: 
‘,Unter diesen Umständen kann die Vollversammlung in ihrer 
Igenwärtigen Sitzung wertvolle Dienste leisten, indem sie den 
eganen und Mitgliedern der Vereinten Nationen umfassende 
i chtlinien für ihre Beziehungen zum Franco-Regime gibt... . Es 
Iheint klar zu sein. daß das Franco-Regime, solange es in Spanien 
| der Macht bleibt, eine ständige Quelle des Mißstrauens und der 
nungsverschiedenheiten zwischen den Begründern der Verein- 
+ Nationen bleiben wird.“ 
Der Generalsekretär erwähnte weiterhin den Bericht des 
ssenschaftlichen und technischen Ausschusses zur Atom- 
age, in welchem die Überzeugung niedergelegt ist, daß 
1e wirksame Kontrolle der Atomenergie tech- 
sch nicht undurchführbar sei. Die Aufmerksamkeit der Voll- 
sammlung müsse sich nun auf die Erörterung praktischer 
\aßnahmen zur Kontrolle der Atomenergie richten. In sei- 
Im Überblick über die Tätigkeitdes Wirtschafts- 
ıd Sozialrates erwähnte der Generalsekretär insbe- 
dere die Gründung der Weltgesundheitsorganisation und 
‚dringende Notwendigkeit, eine Weltflüchtlingsorganisa- 
als Nachfolgerin der UNRRA zu errichten. Er wies 
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weiterhin auf den Bericht des Unterausschusses für den Wie- 
deraufbau der kriegszerstörten Gebiete hin, welcher eine 
Grundlage für wirksame internationale Zusammenarbeit 
darstelle. 


Anschließend erfolgte die Amtseinführung der 
acht vom Generalsekretär ernannten Stellvertreten- 
den Generalsekretäre: Arkady Soboley als Gene- 
ralsekretär des Amtes für die Angelegenheiten des Sicher- 
heitsrates, Arthur David Kemp Owen als Generalsekretär 
des Wirtschaftsamtes, Henri Laugier als Generalsekretär des 
Sozialamtes Victor Hoo-Tschi-Tsai als Generalsekretär des 
Amtes für Treuhandschaftsangelegenheiten und für Nach- 


richten aus Gebieten ohne Selbstregierung (Non-Self-Go- | 


verning-Territories), Benjamin Cohen als Generalsekretär 


des Informationsamtes, Ivan Kerno als Generalsekretär des. 


Rechtsamtes, Adrian Pelt als Generalsekretär des Amtes für 


Konferenzen und allgemeine Dienste, John B. Hutson als 


Generalsekretär des Amtes für Verwaltungsdienste und Fi- 
nanzfragen. Be 


Die einleitende Debatte 


Nun begann die allgemeine Debatte der Vollversamm- 
lung, welche am 25., 26., 28., 29. und 30. Oktober fortge- 


setzt wurde und am 31. Oktober in der 43. Plenarsitzung 


ihren Abschluß fand. Die Versammlung beschloß, den Be- 
richt des Generalsekretärs und die von ihm vorgelegten. 


Berichte des Sicherheitsrates und des Wirtschafts- und So- 


zialrates in ihrer Gesamtheit der Aussprache zugrunde zu 


legen. 


Nationen notwendigerweise stark durch die Probleme des‘ 


organisatorischen Aufbaues bestimmt waren. Darüber hin- 
aus wurden nach allgemeiner Ansicht noch wenig greifbare 
Fortschritte erzielt. Wenn es auch keiner der Sprecher ın- 


terließ, sein grundsätzliches Vertrauen in die Vereinten Na- 
tionen zu unterstreichen, so kam doch übereinstimmend zum 


Ausdruck, daß die in San Franzisko gehegten Erwartungen: 
noch keineswegs erfüllt worden seien. Als die wichtigscen 
Gründe dafür wurden der langsame "Fortschritt der Ver- 


handlungen für die Friedensverträge und der Gebrauch des 
Vetorechtes im Sicherheitsrat bezeichnet. Der mexikanische 
Delegierte Dr. Francisco Castillo Najera, welcher die De- 
batte eröffnete, betonte, daß die Verhandlungen über die 
Friedensverträge in den Tätigkeitsbereich der Vereinten: 
Nationen fielen, die nicht darauf beschränkt werden dürf- 


ten, Ereignisse von weltweiter Bedeutung. die ohne ihre. 


Mitwirkung entschieden worden seien, zu registrieren. Der 


Sprecher der chinesischen Delegation betrachtete es dagegen 


als ein Zeichen großer staatsmännischer Klugheit, daß man: 


die Vereinten Nationen nicht in direkten Zusammenhang 
wit dem nun entstehenden System der Friedensverträge ge- 


bracht habe. Der französische Delegierte Alexandre Parodı 
sah einen der Hauptgründe für die geringen Fortschritte der 
Vereinten Nationen in der Aufspaltung der Welt durch 
ideologische Konflikte. Die wichtigste Aufgabe sei es, Mittel 
zu finden, um politische Freiheit mit wirtschaftlicher Orga- 
nisation und sozialer Gerechtigkeit zu verbinden. Nach An- 
sicht des peruanischen Delegierten Albert Ulloa war es zur 
Stärkung der Organisation der Vereinten-Nationen vor. allem 
notwendig, nach und nach alle Nationen als Mitelieder auf- 
zunehmen, deren politische Systeme nicht im Widerspruch 
zu den Prinzipien der neuen internationalen Gemeinschaft 
standen, und zu verhindern. daß bedeutende internationale 
Abkommen außerhalb der Vereinten Nationen abgeschlossen 
würden. 
Die Vorverhandlungen im Allgemeinen Ausschuß 


Noch während der Eröffnungsreden traten im Kreise der 
Konferenzteilnehmer Anzeichen auf, welche darauf schließen 
ließen. daß die Auseinandersetzung über das Abstimmunes- 
verfahren im Sicherheitsrat bald in den Mittelpunkt der 
allgemeinen Aufmerksamkeit rücken werde. 

Die Frage des Vetorechts der ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrates war auf Grund von Anträgen Australiens 
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In den Reden der einzelnen ee Sr. wurde allgemein A: 
hervorgehoben, daß die bisherige Tätıgkeit der Vereinten 


F 


sammlung aufgenommen worden. 


“ 
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‚und Kubas in die vorläufige Tagesordnung der Vollver- 
Australien beantragte 
‚eine Überprüfung des Artikels 27 (Abstimmungsverfahren 
des Sicherheitsrats), Kuba die Einberufung einer allgemei- 


nen Konferenz der Mitglieder der Vereinten Nationen auf 
Grund des Artikels 109 der Charta zum Zwecke der Ab- 


schaffung des Vetorechts. 


. Nachdem sich der sowjetische Außenminister Molotow 
bereits vor seiner Abreise aus Paris gegen die Angriffe der 


kleineren Nationen auf das Vetorecht ausgesprochen hatte, 
 verlautete am 23. Oktober aus amerikanischer Quelle, daß 


0. "sich die Delegation der Vereinigten Staaten gegen den zu 
{ 


En 


u 


erwartenden Versuch der Sowjet-Union wenden werde, die 


‚Anträge Australiens und Kubas von der Tagesordnung zu 
‚streichen. Zur offenen Auseinandersetzung über diese Frage 


2 kam es am 24. Oktober in der ersten Sitzung des Allge- 
meinen Ausschusses, welcher an diesem Tag nach einer in- 


offiziellen Vorbesprechung vom 22. Oktober zur endgültigen 
estlegung der Tagesordnung zusammentrat. 


Zunächst wandte sich der Delegierte der Südafrikanischen 
jn, Marschall Smuts, gegen den indischen Antrag, die 
rage der Behandlung der Inder in Südafrika auf die Ta- 
gesordnung zu setzen, und berief sich darauf, daß es sich 
dabei um eine Angelegenheit handele, welche nach Ar- 
el 1, Absatz 7 der Charta nicht von der Organisation der 
Vereinten Nationen behandelt werden könne, da sie unter 
: Landesgerichtsbarkeit eines souveränen Staates falle. 
Demgegenüber bestritt der Vertreter Indiens, Chagla, das 
Recht des Allgemeinen Ausschusses, Punkte von der Tages- 


ordnung zu streichen, und bestand darauf, daß die Frage 
ur or der Vollversammlung erörtert werden solle. Der bri- 


. 


che Vertreter, Sir Hartley Shawcross, schlug vor, diese 
rage dem Rechtsausschuß zuzuleiten, während der sowje- 
sche Vertreter Wyschinskij betonte, der Allgemeine Aus- 


schuß habe zwar das Recht, der Vollversammlung die Strei- 


SaR 
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A. scheidungen zu fällen. und schlug vor, die ganze Angelegen- 


 schüssen zugewiesen werden könne, 
‚ Vollversammlung vorzuschlagen, die Frage der Behandlung 


ung eines Punktes von der Tagesordnung zu empfehlen, 
ür müsse jedoch ein schwerwiegender Grund vorliegen. 
Die indische Regierung habe nach seiner Ansicht allen 
‚Grund, ihre Beschwerde der Vollversammlung vorzutragen, 
und er könne sich daher dem Vorschlag des britischen De- 
legierten, die Frage dem Rechtsausschuß zu überweisen, nur 
dann anschließen, wenn die ganze Angelegenheit vorher in 
der Vollversammlung diskutiert worden sei. Der Vertreter 
ler Vereinigten Staaten, Senator Austin, riet davon ab, daß 
er Allgemeine Ausschuß versuche, in Rechtsfragen Ent- 


Y 


heit der Vollversammlung vorzulegen. Er wies darauf hin, 


NL ‚daß nach der vorläufigen Verfahrensordnung der Vollver- 


sammlung eine Angelegenheit gleichzeitig zwei Hanptaus- 
und riet daher, der 


der Inder in Südafrika gleichzeitig dem Ersten Ausschuß 


(Ausschuß für Politik und Sicherheit) und dem Sechsten 


Ausschuß (Rechtsausschuß) zuzuweisen. Daraufhin zog der 


britische Vertreter seinen Antrag. zurück. Der sowjetische 
‚ Vertreter schlug nun vor, die Angelegenheit einem gemein- 


samen Unterausschuß des Ersten und Sechsten Ausschusses 


. zu übertraren. Der Alleemeine Ausschuß entschied sich je- 


doch mit fünf, gegen drei Stimmen für den Vorschlag des 
amerikanischen Delegierten und lehnte den sowjetischen 
Vorschlag mit vier gegen drei Stimmen ab. 


Im weiteren Verlauf der Verhandlungen des Allgemeinen 
Ausschusses beantragte der sowjetische Vertreter die Strei- 
‚ chung der australischen und der kubanischen Vorschläge 
zu einer Einschränkung oder Abschaffung des Vetorechts 
der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats. Die sowjetische 
Delegation betrachte das Prinzip der Einstimmigkeit der 
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, welches oft fälsch- 
lich als Vetorecht bezeichnet werde, als die Grundlage aller 
Grundlagen, auf welchen die Organisation der Vereinten 


Nationen ruhe. Schon die Erörterung dieser grundsätzlichen 


Frage könne der jungen Organisation einen schweren Schlag 
versetzen. Deshalb ersuche die Sowjet-Union im Geiste der 
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großen und der kleinen Mächte. Wenn dem Hauptaussch: 


r ‘ I“ nen h AN Da RES 5%. 
Solidarität die anderen Delegierten, sich ihrem Vor cl; 
anzuschließen und diese Anträge von der Tagesordnung 
streichen. Der britische Vertreter führte dazu aus, daß s 
Delegation in vieler Hinsicht mit dem Standpunkt der so 
jetischen Delegation übereinstimme, dem von ihr gemachte 
Vorschlag jedoch nicht beipflichten könne. Der Allgemei 
Ausschuß habe keine Befugnis, der Vollversammlung di 
Streichung eines Punktes der Tagesordnung auch nur anz? 
empfehlen. Seine Delegation sei zwar der Ansicht, daß di 
Gebrauch des Vetos in der letzten. Zeit dem Ansehen di 
Sicherheitsrats geschadet habe, jedoch sei es noch zu frü 
die Charta in dieser Hinsicht abzuändern. Eine offene ur 
freie Aussprache über diesen Punkt könne jedoch nützli 
sein und in Zukunft dazu führen, daß das Veto in einer A 


gebraucht werde, welche keine Kritik erwecke. a 


Der australische Sprecher, Paul Hasluck, betonte, es. 
‚die Ansicht vieler Mitgliedstaaten, daß die Vetofrage ! 
Interesse der Solidarität zur Sprache gebracht werden müss! 


Auch der Vertreter Neuseelands, Sir Carl Berendsen, 
der Ansicht, daß eine offene Aussprache dieser Frage r 
förderlich sein könne. rg 


Der kubanische Delegierte, Dr. Guillermo Belt, ‚beton 
die Einstimmigkeit der großen Mächte sei zwar sicherl 
wichtig, noch wichtiger sei jedoch die Einstimmigkeit di 


das Recht zukomme, die freie Aussprache in der Vollve 
sammlung einzuschränken, so würden die Vereinten Nat 
nen nicht mehr eine Gesellschaft von Nationen vertr 
sondern ein Treuhandschaftssystem, in welchem eini 
wenige Mächte eine Kontrollposition gegenüber allen andı 
ren hätten, die damit schon geradezu zur Rolle von Schi 
jungen verurteilt würden. | 


Der amerikanische Vertreter, Senator Austin, wandte si 
gegen den Antrag Wyschinskijs. Er führte aus, das Veto | 
in den Abstimmungsregeln der Charta übermäßig bet« 
worden und man habe den Geist der Abstimmungsgrun 
sätze mißverstanden. Es sei Sache der Vollversammluz 
alle Fragen zu erörtern, die in den Bereich der Charta f 
len. Der Vertreter der Ukrainischen Sowjetrepublik, Ma 
ilskij, wies darauf hin, daß der Ausdruck „Veto“ weder 
der Charta noch an irgendeiner Stelle der Verfahrenson 
nung vorkomme. Er war der Ansicht, daß die Verwendnu) 
dieses Ausdruckes .den Anschein erwecke, als würde das V» 
nur von einem Staat gebraucht und alle anderen sei 
nur die „armen Opfer“ dieses Staates. Dadurch würde. 
Atmosphäre der Verhandlungen vergiftet. a 


Der Delegierte der Sowjet-Union, Wyschinskij, füh 
dazu weiter aus, die Anträge Australiens und Kubas se 
unklar formuliert und brächten nicht die wahre Absicht « 
Antragsteller zum Ausdruck. Das wahre Ziel.dieser Antr& 
sei die Untergrabung der Einigkeit der Vereinten Nation 
Der kubanische Antrag sei de facto nicht korrekt, da er & 
Begriff „Veto“ enthalte, welcher in den Bestimmungen d 
Charta nicht existiere. Die Anträge Australiens und Kul 
stellten eine politische Offensive gegen die Grundprinzip: 
der Vereinten Nationen dar. Die sowjetische Delegat 
halte es für notwendig, warnend auf diese Tatsache hin 
weisen. Da jedoch die Debatte des Hauptausschusses 'g 
zeigt habe, daß die Mehrheit dafür sei, die Anträge 
der Tagesordnung zu belassen, werde die Sowiet-Un 
nicht auf ihrem Antrag der Streichung bestehen. Der a " 
rikanische Delegierte Austin beglückwünschte Wyschinsh 
zu diesem großzügigen Verhalten. Auch der französisa 
Delegierte Parodi brachte den Dank des Ausschusses 1 
das Entgegenkommen der Sowjet-Union zum Ausdruck. 


Der britische Delegierte unterstrich noch einmal se 
Auffassung, daß der Allgemeine Ausschuß juristisch ni 
berechtigt sei, die Diskussion irgendsines Themas du 
die Vollversammlung zu verhindern oder der Vollversam 
lung zu empfehlen, dieses Thema von der Tagesordnu 


zu streichen. Be | 


j' 


/ 
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SE ; 
chdem die sowjetische Delegation ihren Antrag, die 
rung des Vetorechts von der Tagesordnung zu strei- 
zurückgezogen hatte, befaßten sich nahezu alle Dele- 
n in ihren Reden vor der Vollversammlung mit dem 
immungsverfahren im Sicherheitsrat. 


wnächst legten die Vertreter der kleineren 
ationen ihren Standpunkt dar. Der norwegische De- 
ierte, Halward Lunge, erklärte, die Zeit sei noch nicht 
für eine Revision der Charta, jedoch sollten die stän- 
‚en Mitglieder des Sicherheitsrats alles tun, um sich zu 
igen und das Vetorecht nur im äußersten Notfall anzu- 
nden. Der türkische Delegierte Baydur sprach sich dafür 
5, "das Vetorecht zu beschränken, Wenn man es nicht 
nz abschaffen wolle, müsse man wenigstens seiner An- 
ndung Grenzen setzen. Der chilenische Delegierte, Don 
eto del Rio, wies auf die Tätigkeit der Panamerikani- 
ien Union als ein Beispiel hin. dem die Vereinten Natio- 
ı nacheifern sollten. Chile dränge nicht auf eine Revision 
© Charta, es hoffe aber, daß die Großmächte sich um eine 
ıschränkung des Vetorechts bemühen würden. Der argen- 
ische Delegierte, Dr. Arce. forderte die Aufgabe des 
orechts, da es nicht die Wirkung erzielt habe, die man 
bei seiner Einsetzung versprochen habe. Es wider- 
che außerdem den Grundsätzen der Charta, da es die 
rtnäckige Verteidigung eines Standpunktes begünstige 
d konstruktive Maßnahmen lähme. Auch der neuseelän- 
che Vertreter, Sir Carl Berendsen. kritisierte das Veto- 
"ht und erklärte, daß Mittel gefunden werden müßten. 
ı der Stimme jedes Mitglieds die Autorität zu geben, die 
n nach seiner Größe und seiner internationalen Stellung 
komme. , 

General Carlos Romulo, der Vertreter der Plulippinen. 
fach sich gleichfalls für eine Begrenzung der Anwendung 
s Vetorechts aus. Der niederländische Delegierte van Kle]- 
ıs erklärte, die Niederlande lehnten das Vetorecht im 
inzip ab und erwarteten, daß es nur in Fällen wirklicher 
ichtigkeit und klarer Notwendigkeit angewendet werde. 
r bolivianische Delegierte Adolfo Costa Durels forderte 
re erneute Behandlung der Vetofrage. ‚Das Vorhandensein 
sses Privilegs verwundert uns“, so erklärte er. „die wir 
"Demokratie und Gleichheit der Nationen glauben.“ Der 
Inische Delegierte Rzvmowski unterstrich die Notwendig- 
it, die Einigkeit der Großmächte nicht zu stören, und er- 
irte, Polen werde sich aus diesem Grund jeder Abände. 
ng des Abstimmungsverfahrens im Sicherheitsrat wider- 
zen. Andere Delegationen, so insbesondere der Vertre- 
- Mexikos, Dr. Najera, und der Vertreter Brasiliens, Pedro 
lloso, betonten zwar die Notwendigkeit der Einirkeit un- 


den Großmächten, fanden jedoch. daß gerade das Veto- 


cht diese Einigkeit zerstöre. Die Welt könne sich nicht 
t der Vorstellung abfinden, daß man das Wohlergehen 
r Menschheit den Interessenkonflikten der Großmächte 


fern dürfe. 


Nachdem in breiter Front die Angriffe gegen den bis- 
tigen Gebrauch des Vetorechts vorgetragen worden waren. 
Berten sich die ständigen Mitglieder de: 
icherheitsrats zu dieser Frage. Der britische De- 
ierte in der Vollversammlung. Philin Noel-Baker, hielt 
für möglich. die Aktionsfähigkeit des Sicherheitsrats durch 
srbesserungen seiner Verfahrensordnung zu heben. Er hielt 
jedoch für unklug, im gegenwärtigen Augenblick eine Ab- 
derun® der Charta zu versuchen. und schlur statt dessen 
r. daß die Vollversammlung die letzten Voreänge 'm 
cherheitsrat nachprüfen und Wege suchen ‚solle. „die 
sitverbreitete Besorgnis über die Arbeitsweise des Rates 7' 
schwichtigen.“ Zur russischen Delegation gewandt, sagte 


jel-Baker: 

| önnen Sie uns nicht jetzt in der Versammlung in Beratung 
‚llen ihren Kollesen helfen. die Vorgänge im ‚Sicherheitsrat 
ntersuchen und Maßnahmen zu vereinbaren, durch die ein 
besserer Start ermöglicht werden könnte?“ 
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eines neuen Krieges. vor allem Churchill und seine Gesin- 


UN / Erste Vollversammlung 


Er führte dazu weiter aus, daß von dem Vetorecht bisher 
ein rücksichtsloser Gebrauch gemacht worden sei, und stellte 
fest, die Sowjet-Union habe ihr Veto in der kürzlich be- 
bandelten griechischen Angelegenheit benutzt, um eine Un- 
tersuchung an Ort und Stelle zu verhindern. Wenn der 
Sicherheitsrat wirklich funktionieren solle, so dürften die “ 
Mitglieder der Vereinten Nationen nicht „zu Gericht lu-r 
fen, ehe sie unter sich versucht hätten, eine Vereinbarung ze 
zu treffen.“ Weiterhin müsse auf der Suche nach gemein- 
samen Grundlagen ein gegenseitiges Geben und Nehmen 
stattfinden. Ein ständiges Mitglied des Sicherheitsrates, das 
einen bestimmten Standpunkt einnehme, könne kaum den 
Grundsatz der Einstimmigkeit anrufen und verlangen, daß 
die vier anderen, die anderer Ansicht sind, sich mit seinem en 
Standpunkt einverstanden erklären. je 


A \ 

Der chinesische Delegierte Dr. Wellington Koo stellte fest, ° 
seine Regierung würde es begrüßen, wenn man einen mit 
Mäßligung beschreitbaren Weg finden könne, der von der 
Übereinstimmung der Ansichten zur praktischen Anwendung 
der vorgeschriebenen Einstimmigkeit führe, ohne daß die 
Bestimmungen der Charta abgeändert zu werden brauchen. 
Sein Regierung könne nur wünschen, der Sicherheitsrat hätte 
sich weniger mit Verfahrensfragen befaßt und dafür ein grö- 
ßeres Maß an Übereinstimmung in den politischen Proble 


c 


men erreicht, die man dem Rat vorgelegt habe. 


‚Der französische Delegierte Alexandre Parodi äußerte, 
eine Verbesserung des Abstimmungsverfahrens im Sicher- 
heitsrat könne durch die Organisierung eines Vetosystems 
erreicht werden. Im gegenwärtigen Augenblick hätten die 
ständigen Mitglieder keine Möglichkeit, ihre Stimme, so- 
fern sie sich in der Minderheit befände. zur Geltung zu 
bringen, ohne daß sie sich tatsächlich als Veto auswirke. 
Für den Versuch einer Abänderung der Charta sei es je- 

Is DEU 
doch noch zu früh. Eine Abänderung des Artikels 27 (Ab- 
stimmungsverfahren im Sicherheitsrat) werde das allge- 
meine Mißßtrauen nicht beseitigen, andererseits würden aber, 
sobald dieses Mißtrauen sich lege, die meisten Einwendun- 
gen, die man gegen den Artikel erhebe, hinfällig. 3 


Waren auch bisher in den Äußerungen der einzelnen 


Sprecher — mit Ausnahme der Rede des britischen Vertre- 
ters — keine direkten Anspielungen auf die Haltung der 


Sowjet-Union im Sicherheitsrat gemacht worden, so ließ 
doch der sowjetische Vertreter Molotow, der sich am 
29. Oktober zur Vetofrage äußerte, keinen Zweifel darüber 
bestehen, daß die Sowjet-Union die Kritik am Gebrauch 
des Vetorechts als direkt auf sie gezielt betrachte. Am glei- 
chen Tag war durch den Moskauer Rundfunk der Wortlaut 
eines Interviews bekanntgegeben worden, welches Marschall 
Stalin dem Direktor der amerikanischen Nachrichtenagentur 
United Press. Hugh Bailire, gewährt hatte. Marschall Stalin ° 
äufßerte sich darin auch zu den allgemeinen Fragen der Frie- 
densordnung. Auf die Frage: „Was ist gegenwärtig Ihrer 
Ansicht nach die ernsteste Gefahr für den Frieden in der 
ganzen Welt?“ hatte Stalin geantwortet: „Die Brandstifter 


ur 


nungsgenossen in England und den Vereinigten Staaten“, 
und auf die Frage. welche Schritte die Völker der Welt zur _ 
Vermeidung eines neuen Krieges unternehmen müßten: „Man 
muß die Brandstifter eines neuen Krieges ent!arven und zü- = 
geln.“ Zur Frage: ..Ist die Organisation der Vereinten Na- 
tionen eine Garantie für die Integrität der kleinen Länder?” 
war die Antwort Stalins: ..Das ist vorläufig schwer zu sa- vo 
gen.“ Zur Frare: „Ist Rußland noch immer daran interes- we: 
siert. eine Anleihe von den Vereinieten Staaten zu h-kom- 2 
men?‘ antwortete Stalin mit „Ja“. In dem gleichen Inter- | 
view gab Stalin die Höhe der in Furopa stationierten T'rup- En 
penkontingente mit insgesamt 60 Divisionen an. die sich je- 
doch bald auf 40 Divisionen verringern würden. Weiterhin 
äußerte er sich für die Wiederherstellung der wirtschaft- h 
lichen und oolitischen Einheit Dentschlands. die Erhöhune 
des Dentschland zu belassenden Tndustrieniveaus und die 
Wiederherstellung des deutschen Handels. Er betonte, dafs 
die Sowjet-Union die. neue Westgrenze Polens als endgültig 
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0 betrachte. Zur Anwesenheit amerikanischer Kriegsschiffe im 
Ki Mittelmeer verhalte sich die Regierung der Sowjet-Union 


gleichgültig. Die Anwesenheit britischer Truppen in Grie- 
chenland betrachte sie als unnötig. Sie sei der Ansicht, daß 
bei den Verhandlungen der vier Außenminister und bei den 
Zusammenkünften des Sicherheitsrats mit dem Veto kein 

‚Mißbrauch getrieben worden sei. (Vgl. Europa-Archiv S. 185.) 


' Stalins und Molotows zusammen als die Antwort der Sowjet- 
"Union auf die Eröffnungsrede betrachtet, die Präsident 
Truman am 23. Oktober in der Vollversammlung gehalten 
‚hatte. In diesem weiteren Zusammenhang gesehen, decken 


Der sowjetische Außenminister begann seine Ausführun- 
gen in der Vollversammlung damit, daß er betonte, die 
Organisation der Vereinten Nationen habe gerade erst ange- 
"fangen, ihre Prinzipien anzuwenden, Es sei daher im Inter- 
esse der Vereinten Nationen, die bestehenden Unzulänglich- 


K 


eiten nicht zu vertuschen, sondern sie von Anfang an bloßzu- 


. Molotow streifte dann die spanische Frage, die Frage der 
Beziehungen zum Weltgewerkschaftskongreß, die Frage der 
" Treuhandschaftsabkommen und die Frage der Anwesenheit 
 alliierter Truppen in Ländern, die nicht zu den Feindstaa- 
ı rechnen. Die Art, wie der Sicherheitsrat diese und 
manche andere Fraren behandelt habe, lasse erkennen, daß 
“noch schwerwiegende Unzulänglichkeiten in der Organisa- 
ion der Vereinten Nationen bestünden. Es herrsche ein ge- 
isses Streben, diese Unzulänglichkeiten fälschlich dem Ge- 
rauch des sogenannten „Vetos“ zuzuschieben. 


Der Tumult, der um diese Frage geschaffen wird, ist offen- 
ichtlich notwendig, um unsere Aufmerksamkeit von den wichtigen 
Unzulänglichkeiten in der Arbeit der Vereinten Nationen abzu- 
nken und somit die Schuld vor die falsche Tür zu legen.“ 


Die Vollversammlung sei nicht zusammengetreten, um an 
‚den wesentlichen Entwicklungslinien der internationalen Be- 
ehungen in unserer Zeit vorbeizusehen. Das wichtigste sei, 
zu erkennen, in welcher Richtung sich diese Beziehungen 
entwickelten. Die Organisation der Vereinten Nationen sei 
nmitten des Brandes des zweiten Weltkrieges erwachsen, 
‚geschaffen von einer Koalition, an deren Spitze die Vereinig- 
. ten Staaten, Großbritannien und die Sowjet-Union standen. 
Diese Mächte, die das Schwergewicht des Kampfes gegen 
' den Nationalsozialismus trugen, hätten sich bemüht, eine 
wirksame internationale Organisation zu schaffen und dabei 
die Fehler der Vergangenheit zu vermeiden. In erster Linie 
sei es darum gegangen, die neue Organisation vor der Ohn- 
macht und dem Versagen zu bewahren, die den Völkerbund 
‚gekennzeichnet hätten. Der Völkerbund sei auf dem Prinzip 
. der Einstimmigkeit aller Mitglieder aufgebaut gewesen. Dies 
habe es jedem Mitglied ermöglicht, jede Entscheidung zu 
' hintertreiben. Deshalb sei der Völkerbund gegenüber den 
Aggressoren ohnmächtig geblieben. 


i Die Charta der Vereinten Nationen habe demgegenüber 
ein neues System geschaffen. Danach treffe die Vollver- 
"sammlung ihre Entscheidungen mit Zweidrittelmehrheit. 

Die Hauptverantwortung für die Aufrechterhaltung des 
Friedens trage der Sicherheitsrat. Die Entscheidung von 
Fragen dieser Art erfordere nicht nur zine Mehrheit von 
mindestens sieben der elf Mitglieder des Sicherheitsrats, son- 
, dern setze auch die Einstimmigkeit der fünf großen Mächte, 
die ihm als ständige Mitglieder angehören, voraus. Molotow 
betonte, die Einstimmigkeit dieser Mächte sei sozusagen eine 
Garantie für die Einstimmigkeit der Vereinten Nationen im 
ganzen. 

„Das Prinzip der Einstimmigkeit der großen Mächte wurde 
nicht zufällig angenommen, sondern nach ausführlicher Diskussion. 
In der Anerkennung dieses Prinzips spiegelt sich der Wunsch der 
Vereinten Nationen, abgestimmte Bemühungen und Einheit des 
Handelns der großen Mächte in der Abwehr jeder möglichen 
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Man wird kaum fehlgehen, wenn man die Äußerungen 


“dieser Seite nun kommen alle möglichen Angriffe sowohl in | 


‚sation der Vereinten Nationen und wandte sich darauf 
a NE 


neuen Aggression sicherzustellen. Vor dem z 
waren di. großen Mächte nicht von diesem Wunsch nacl Han 
lungseinheit in der Verteidigung von Frieden und Sicherheit b 
seelt, und darin lag das größte Unglück für die ganze Menschhe 
Die Vereinigten Staaten standen sozusagen abseits von der groß 
Straße. N 
Die Hauptmächte, Mitglieder des Völkerbundes, verfolgten ei 
ganz kurzsichtige erzreaktionäre Politik gegenüber der Sowji 
Union. Die harten Prüfungen des Krieges brachten die Regieru 
gen der großen westlichen Mächte zu der Überzeugung, daß 
gegen ihren gemeinsamen Feind während des Krieges harmonis 
zusammenarbeiten sollten, und zur Anerkennung der Notwendi 
keit, eine internationale Organisation für die Behandlung © 
Nachkriegsprobleme zu schaffen, welde das sehr fortschri 
liche, im Kriege geschmiedete Prinzip der Einheit der groß 
Mächte, die sich unter ihren Fahnen als demokratische Staat 
vereint hatten, bewahren würde. Daraus ergibt sich, daß < 
Prinzip der Einstimmigkeit der großen Mächte in den Frage 
die sich auf die Aufrechterhaltung des Friedens und der Siche 
heit beziehen, tief verwurzelt ist und daß dieses Prinzip von d 
Vereinten Nationen anerkannt wurde, die selbst auf der Grun 
lage des Wunsches nach einer verläßlichen Verteidigung der Int« 
essen der großen wie auch der kleinen friedliebenden Staaten z 
sammengetreten sind. N 


In letzter Zeit wurde gegen die Anerkennung dieses Prinz: 
ein breit angelegter Feldzug lanciert. Alles nur Denkbare 
schieht, um dieses Prinzip auf jede nur mögliche Weise zu ı 
örtern, während die Frage der Notwendigkeit der Einheit un: 
den großen Mächten mit allen möglichen Mitteln verdunkelt u 
dauernd auf den Sonderfall der Anwendung des sogenannt 
Vetos in den Entscheidungen des Sicherheitsrates reduziert wi 
Was bedeutet dieser Feldzug gegen das Veto, das heißt gegen. 
Recht der fünf Großmächte, sich der Annahme einer Entscht 
dung im Sicherheitsrat zu widersetzen, welche sie im Lichte 
Interessen der Erhaltung des Friedens und der internationa) 
Sicherheit für unerwünscht halten? Was würde die Ablehnui 
des Prinzips der Einstimmigkeit der großen Mächte in der I 
sung von Fragen dieser Art bedeuten? ? | 


Es ist leicht, die Resultate einer solchen Ablehnung vorausz 
sehen. Niemand wird heute vorschlagen, daß wir zu dem bank 
ten Völkerbund mit seiner Einstimmigkeit aller Mitglieder bei | 
Annahme von Entscheidungen zurückkehren sollten. Daher best} 
der Wunsch, den Widerruf dieses Prinzips auszunützen, um # 
ein System aufzudrängen, in welchem die Entscheidungen du 
Mehrheitsbeschluß gefaßt würden. Vorschläge dieser Art sind | 
reits hier in der Vollversammlung lautgeworden. Es gibt so) 
Leute, die ein solches Verfahren für die Annahme von EntscHli 
dungen in einer internationalen Organisation als das allerdexi 
kratischste empfehlen. Als ob die beste Demokratie, die der 
gemeinen Anerkennung wert wäre, darin bestünde, daß man inr 
halb einer internationalen Organisation die Stimme von Hond 
der der Vereinigten Staaten gleichstellt oder die Stimme 
Haiti der der Sowjet-Union, die eine Föderation von sechz 
Republiken vepräsentiert. Es ıst offensichtlich nicht der M 
wert, sich mit den Argumenten für eine »Demokratie« dieser 
näher zu befassen. 


Dies bedeutet jedoch nicht, daß die Attacke, welche unter 
Tarnung eines Kampfes gegen das Veto geführt wird, ignor 
werden könnte. Es wäre außerordentlich kurzsichtig, diese Atta 
als eine zufällige und unbedeutende Angelegenheit anzuszhen.. 
wäre auch naiv, die Tatsache zu übersehen, daß dieser Feld! 
einen Charakter angenommen hat, welcher der Sowjet-Urion 
genüber ausgesprochen feindlich ist. Es gibt unter uns kei: 
Blindgeborenen, der nicht erkennen würde, daß die Erzreakt 
näre bereits aus diesem Feldzug Kapital schlagen. Die Erörter! 
gen über das Veto und die ganze gegenwärtige Diskussion mael 
es notwendig, offen über die Widersprüche und die hauptsäh 
lichsten politischen Tendenzen in internationalen Angelegenhei 
unserer Zeit zu sprechen. Zwei Grundtendenzen kämpfen inr 
halb der Organisation der Vereinten Nationen, um Einfluß | 
die allgemeine Richtung ihres Verfahrens zu gewinnen. Die & 
Richtung beruht auf den Hauptgrundzügen der Organisation. 
Vereinten Nationen und auf dem Respekt für die Prinzipien, | 
denen diese Organisation aufgebaut ist, die andere beabsichh 
im Gegenteil, die Grundlagen der Organisation zu erschüttern | 
den Weg für die Verfechter eines anderen Kurses zu öffnen. N 


Form direkter Attacken als auch in der Form von Flankenma: 

vern. ; 
In seinen weiteren Ausführungen bekräftigte Molotow. u 
unerschütterte Eintreten der Sowjet-Union für die Orga; 
an 


Her 


den s en uß aggressiver imperiali- 
(reise in bestimmten Ländern. Er bezeichnete Chur- 
den Propheten dieser Imperialisten in Großbritan- 
in den Vereinigten Staaten. Dazu führte er aus: 


ist natürlich, daß die regulären Prinzipien der internatio- 
Zusammenarbeit von diesen imperialistischen Kreisen kei- 
gs in Betracht gezogen werden. Sie glauben auf lange Sicht 
‚an die extremen Methoden des Druckes und der Gewalttätig- 
ie haben eine völlig andere und in ihrer Substanz hoff- 
los reaktionäre Politik. Wir müssen erkennen, daß die Po- 
© dieser Kreise mit dem Ziel der Erringung der. Weltherr- 
ft in diametralem Gegensatz zur Politik der internationalen 
ammenarbeit und des friedlichen Wettbewerbs sozialer Systeme 
Wir müssen auch die Tatsache in Rechnung stellen, daß die 
echter dieser imperialistischen und stark reaktionären Po- 
s größte Hindernis für die Verwirklichung ihrer expansio- 
en Pläne in der Sowjet-Union sehen, gegen welche sie in 
er ohmmächtigen Wut alle Hunde loszulassen bereit wären. Wir 

en daher mit zwei entgegengesetzten Tendenzen in der Ent- 
lung der internationalen Beziehungen rechnen. Es ist leicht 
ehen, daß das Prinzip der Einstimmigkeit der großen Mächte, 
s in der Organisation der Vereinten Nationen niedergelegt 
n jeder Hinsicht zur Stärkung der normalen Zusammenarbeit 
der allumfassenden Entwicklung der Formen dieser Zusam- 

arbeit und des Wettbewerbs beiträgt, während jene auf Welt- 
Schaft abzielende Politik auf der anderen Seite, welche mit 
n Wunsch nach Expansion und Aggression Hand in Hand 
‚ sich nicht mit der Aufrechterhaltung dieses Prinzips ver- 
baren läßt. Der Zusammenprall und der Kampf zwischen die- 
n beiden politischen Richtungen sind jetzt, so kann man sagen, 
ı Anfangsstadium. Dies beginnt jedoch bereits zur Aufspaltung 
ereinten Nationen zu führen . Es ist ganz offensicht- 
aß das Aufgeben des Prinzips der Einstimmigkeit aller gro- 
ächte — und das ist in der Tat der Inhalt dieses Vor- 
's für die Abschaffung des Vetos — in der Praxis die 
dierung der Organisation der Vereinten Nationen bedeuten 
ürde, denn dieses Prinzip ist der Grundpfeiler dieser Organi- 
tion. Vielleicht sind sich nicht alle Teilnehmer an diesem lär- 
ıden Feldzug hinreichend klar darüber, wohin dies führt. Aber 
inc Maße, wie die Organisation der Vereinten Nationen auf dem 
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nzip.der Einstimmigkeit der Großmächte beruht, wird die 
sschaffung dieses Prinzips zum Zusammenbruch des ganzen Ge- 
er: der Vereinten Nationen führen. Das ist jedoch nicht die 
nzige Frage, um die es hier geht. Gelänge dieser Feldzug, so 

e dies den Sieg jener Politik bedeuten, welche die Erreichung 
»r Herrschaft einer Gruppe von Staaten unter Führung der 
"ksten der Mächte über andere Mächte bezweckt, die sich dann 
der Minderheit befinden würden. Die Politik, die dann trium- 
jieren würde, wäre nicht die der internationalen Zusammen- 
jeit im Geist der demokratischen Prinzipien der Organisation 
7 Vereinten Nationen, sondern die Politik neuer Anwärter auf 
‘ Weltherrschaft, vertreten durch einen entsprechenden Block 
, wenn Sie wollen, durch ein Konzert von Mächten, denen 
€ Aufrechterhaltung des Prinzips der Einstimmigkeit der gro- 
n Mächte bereits unbequem zu sein scheint... 


Vir wissen, daß es eine ganze Reihe von Methoden gibt, durch 
ie stärkere Mächte Druck auf andere Staaten ausüben können. 
ist gut bekannt, daß Geschwader von Kriegsschiffen und 
ampfflugzeugen manchmal in Gewässern und an Orten erscheinen, 
sie sich vorher nicht befanden, sobald man das für notwendig 
ilt, um den größtmöglichen Erfolg in diplomatischen Verhand- 
gen zu erzielen!). 


an weiß auch. daß Dollars und Pfunde nicht immer auf den 
sgebrauch beschränkt werden, besonders wenn es notwendig 
‘»Dollardiplomatie« zu betreiben, wenn auch nur, sagen wir 
mal, um der »Dollardemokratie« den nötigen Respekt zu 
ern. Wie wir wissen, schreiben heute manche Leute sogar 


i N tember 1946 berichtete der Wiesbadener Kurier, ‚daß briti- 
2 sehe und türkische Seestreitkräfte nach unbestätigten Mel- 
ingen gemeinsame Manöver in der Ägäis durchführen werden. Das 
tranklin D. Roosevelt‘“-Geschwader soll um Erlaubnis gebeten haben, 
1 türkischen Hafen anzulaufen. Nach Meldungen von DPD Reuter vom 
tober 1946 verließ dieses Geschwader am i. Oktober 1946 das Mittel- 
um in seinen Heimathafen zurückzukehren. 
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für drei Tage einen Besuch ab. 


über »Atomdiplomatie«. Es ist ein offenes Geheimnis, daß ver- 
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schiedene Kombinationen dieser und anderer Mittel oft ange- 
wandt werden, um andere, insbesondere kleine Länder zu beein- 
flussen. Es gibt jedoch Leute und ganze einflußreiche Gruppen, 
die mit alledem noch nicht zufrieden sind. Sowie daher alle Hin- 
dernisse überwunden scin werden, €inschließlich der Liquidierung 
des Prinzips der Einstimmigkeit der großen Mächte in der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen, wird auch der Weg vollständig 
geebnet sein für diese Leute und Gruppen, die mit nicht weniger 


unter ihr Diktat und unter ihren Geldsack.“ 


In diesem Zusammenhang kam der sowjetische Außen“ 
minister auch auf die militärische Verwendung der Atoı 
kraft zu sprechen und warnte davor, sich irgendwelche 
Illusionen in dieser außerordentlich ernsten Angelegenheit 
hinzugeben2). Einen besonders scharfen Angriff richtete 
Molotow gegen den Vertreter der Vereinigten Staaten 
Ausschuß für Atomfragen, Bernard M. Baruch: RR 

„Sie haben vielleicht neulich die Rede von Mr. Baruch in der ’ 
New Yorker Zeitung gelesen, der ziemlich offen seine Ansichten 
über Krieg und Frieden geäußert hat. Er sagte am 12. Oktober 
im College der Stadt New York: »Der Friede erscheint sehr schön 
während der Schlächterei des Krieges, aber er wird beinahe has- 
senswert, wenn der Krieg vorüber ist«®). Im weiteren Verlauf seine 
Rede sparte Baruch nicht mit Ausdrücken seiner Liebe zur »Frei- 
heit«. Man kann jedoch leicht erraten, daß seine Vorstellung von 
Freiheit weit entfernt ist von den Wünschen der Völker mach 
Freiheit, Wohlergehen und dauerhaftem Frieden. Er hätte gerne, 
daß alle Leute sich mit jener Freiheit zufriedengeben, unter w: 
cher nur die Glücklichen die Güter des Lebens genießen können, 
und zwar nicht nur in Zeiten des Wohlstandes und des Fri 
sondern auch unter der Geißel des Krieges. Seine Ansichten 
jenen fremd, die sich in schwerer täglicher Arbeit mühen 
mit ihren eigenen Händen und unter Aufopferung ihres 
Freiheit und Zukunft ihrer Heimat verteidigen ... . Weitreich 
Pläne im Zusammenhang mit der Atombombe werden viell 
durch die gleiche Philosophie bestimmt, die in den folgen 
Worten Ausdruck findet: »Der Friede wird beinahe hassensw 
wenn der Krieg vorbei ist«.“ 


Im weiteren Verlauf seiner Rede erklärte der sowjei 
Außenminister, daß das sowjetische Volk sich nach einem 
dauerhaften Frieden sehne und daß nur unter den Bedingun- 
gen des Friedens ein wirtschaftliches Aufblühen für die Zu- 
kunft garantiert werden könne. In diesem Zusammenhang 
erwähnte Molotow das oben wiedergegebene Stalin-Inter- 
view über internationale Beziehungen. HARER, | 


„Die heutigen Zeitungen veröffentlichen die Antworten, die 
J. W. Stalin auf die wichtigsten Fragen zu internationalen Be 
ziehungen gegeben hat. Aus diesen Antworten werden Sie die 
weise Voraussicht und den unbeugsamen Willen der Sowjet-Union 
nach Stärkung der Freundschaft zwischen den Völkern gemäß de 
demokratischen Prinzipien der Zusammenarbeit herausfühlen. 


Es bleibt mir überlassen, gewisse Schlußfolgerungen zu ziehen 
und konkrete Vorschläge zu unterbreiten. 


Die Schaffung der Organisation der Vereinten Nationen war 
ein großes historisches Werk. Es ist aber noch wichtiger, dieser 
Organisation die rechte Anleitung bei ihrer Arbeit zu geben. Um 
das zu erreichen, sollte die Respektierung der Prinzipien dieser 
Organisation unter den Völkern gestärkt werden. Dazu ist es wei- 
ter notwendig, daß Angriffe und Kampagnen gegen diese Grund- 
sätze die erforderliche Abfuhr erhalten. Auf diese Weise werden 
die bestehenden Unzulänglichkeiten in der Tätigkeit der Verein- 
ten Nationen überwunden werden. Dann wird die Organisation 
der Vereinten Nationen ihre Hauptaufgaben, die sich mit der 
Verteidigung des Friedens und der Sicherheit der Nationen und. 
der Entwicklung internationaler Zusammenarbeit auf gerechter 
demokratischer Grundlage befassen, erfolgreich durchführen.“ 


2) Auf den Text der Ausführungen Molotows zur Frage der Atomkon- 
a werden wir bei der Behandlung dieses Fragenkomplexes zurück- 
ommen. : 


35) Der von Außenminister Molotow nur im Anszug zitierte Absatz der 
Rede von Bernard M. Baruch wurde in der amerikanischen Presse wie folgt 
wiedergegeben: 


„Der Friede erscheint sehr schön während der Schlächterei des Krieges, 
aber er wird beinahe hassenswert, wenn der Krieg vorüber ist. Jeder Ver- 
handlungspartner verlangt einen Frieden, der seinen eigenen Vorstellungen 
entspricht, an Stelle eines Friedens, der für alle annehmbar ist. Es gibt 
aber einige Dinge, die kostbarer sind als selbst der Friede, und das größte 
dieser Dinge ist die Freiheit ... Wir dürfen niemals vergessen, daß wir 
durch das Festhalten an :der Freiheit das tiefste und Jas dauerhafteste 
Bestreben unseres Geistes bewahren werden.“ 
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kung und zur Herabsetzung der Ausgaben für militärische 
Zwecke habe. Nichtsdestoweniger wüchsen aber solche Aus- 
gaben ohne genügende Rechtfertigung in. einigen Fälien 
ständig an. In diesem Zusammenhang berief sich Molotow 
auf den Artikel li der Charta der Vereinten Nationen, der 
die Vollversammlung der Vereinten Nationen bevollmäch- 
tigt, die allgemeinen Prinzipien der Zusammenarbeit zur 
Aufrechterhaltung des internationalen Friedens und der Sı- 
‚cherheit, einschließlich der Fragen der Rüstungsbeschrän- 


kung, zu behandeln. Hinsichtlich der Ausführungsbestimmun- 


gen über die Vollmachten des Sicherheitsrats erklärte Molo- 
 tow, dieser sei für die Formulierung der Pläne zur Rüstungsbe- 
schränkung im Hinblick auf die Aufrichtung und Wahrung des 
internationalen Friedens verantwortlich (Artikel 26 und 47.) 
Der sowjetische Außenminister hielt den Zeitpunkt für ge- 
kommen, endgültige Entscheidungen zu treffen, um die vor- 
genannten Verpflichtungen der Vereinten Nationen zu erfül- 


len. Er unterbreitete darauf folgende Vorschläge: 


„In Übereinstimmung mit Artikel II der Charta der Vereinten 
- Nationen unterbreitet die sowjetische Delegation der Vollver- 
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- sammlung folgenden Vorschlag zur Beratüng- 


Der Präsident und die sieben Vizepräsidenten der ersten Vollversammlung der Vereinten Nationen 


Paul-Henri Spaak, der belgische Außen- 
minister, wurde am 16. Januar 1946 zum 
Präsidenten der Vollversammlung der Ver- 
Y i “und hat dieses 
_ Amt für die Dauer der ersten Vollversammlung inne. Als Führer der 


' Präsident 


belgischen Abordnung nahm er an der Konferenz von San Fran- 
" szisko teil. Von der Vorbereitenden Kommission der Vereinten Na- 


tionen wurde er zum Vizepräsidenten gewählt. 
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_ Paul-Henri Spaak wurde 1889 in Brüssel geboren. Von Beruf 
Rechtsanwalt, hat er sich schon frühzeitig als aktiver Sozialist be- 
 tätigt, wurde 1932 sozialistischer Abgeordneter, 1935 Minister für 
‘ Verkehr, Post- und Telegraphenwesen und von 1936 bis 1939 
- Außenminister Belgiens. Vom Mai 1938 bis Februar 1939 war er 
‘gleichzeitig Ministerpräsident. Während des Krieges blieb er bei 


dem Kabinett. das nach London ins Exil ging. Von diesem Kabi- 


‚nett ist er der einzige Minister, der noch im Amt geblieben ist. 
‚Er vertrat Belgien auf der Pariser Friedenskonferenz von 1946 


und bei den Verhandlungen in Brüssel, die im August 1947 zur 
Benelux-Zollunion führten. 


a Sein Amt als Präsident endete mit dem Beginn der zweiten Voll- 
versammlung der UN in New York am 16. September 1947. 


| Jar Christian Feldmarschall Smuts wurde 1870 in Kap- 
a p 

2 . SMUTS, land geboren, kämpfte noch im Burenkrieg 

. Vizepräsident gegen die britischen Truppen, wurde aber 


HR,“ 1910 im ersten Kabinett der Südafrika- 
‚nischen Union Verteidigungsminister und war während des ersten 
und zweiten Weltkriegs Mitglied des britischen Kriegskabinetts. 
Von 1919 bis 1924 war er Ministerpräsident und von 1924 bis 1933 
Führer der Oppositionspartei. Von 1933 bis 1939 war er Stellver- 
tretender Ministerpräsident im Koalitionskabinett Hertzog und 

wurde bei Ausbruch des Krieges wieder zum Ministerpräsidenten 

gewählt. Er war an der Bildung des Völkerbundes wie am Zu- 
sammenschluß der Vereinten Nationen maßgebend beteiligt und 


At hat selbst den ersten Entwurf zur Präambel der Charta der Ver- 


einten Nationen geschrieben. 


W jatscheslaw Der sowjetische Außenminister Molotow 
Michailowitsch wurde 1800 in Nolinsk geboren. 1906 trat 
MOLOTOW, er der kommunistischen Partei bei. 1915 
Vizepräsident wurde er nach Sibirien verbannt, konnte 


aber 1917 nach Moskau zurückkehren. Seit 

1921 ist er Sekretär der kommunistischen Partei, und seit 1939 

"bekleidet er das Amt des Außenministers. Er nahm an der Jalta- 

Konferenz im Januar 1945 teil und vertrat die Sowjet-Union auf 

der Pariser Friedenskonferenz von 1946 und den verschiedenen 
Außenministerkonferenzen der Nachkriegszeit. 


Carlos Eduardo 
STOLK, 
Vizepräsident 


Dr. Stolk, der Führer der Delegation Ve- 
nezuelas auf der ersten Sitzung der Voll- 
versammlung ‘ der Vereinten Nationen, 
wurde 1912 geboren. Er erwarb das Dok- 
torat für Politik und Sozialwissenschaften an der Zentraluniversität 
von Venezuela und bekleidete später selbst eine Professur an dieser 
Universität. Abgesehen von verschiedenen anderen juristischen, 
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1. Im Interesse einer Festigung des internationalen Frieder 
und der Sicherheit in Übereinstimmung mit den Zielen u 
Prinzipien der Organisation der Vereinten Nationen hält d 
Vollversammlung eine allgemeine Herabsetzung der Rüstunge: 
für notwendig. 


9 Die nähere Auslegung der Entscheidung über die Abrüstäl 


soll als eines der Hauptziele das Verbot der Erzeugung und dd 
Anwendung der Atomkraft für militärische Zwecke einschließe 


ruft die Regierungen äller Staat 
dieser verantwortlichen Aufgabe 2 
unterstützen. Die Erfüllung dieser Aufgabe kommt der Herbe: 
führung eines dauerhaften Friedens und internationaler Siche: 
heit gleich und dient auch den Interessen der Völker, inde 
ihnen die schwere wirtschaftliche Bürde übermäßiger Ausgab “ 
für Reparationen, die nicht den friedlichen Nachkriegsbedingur 
gen entsprechen, erleichtert wırd. z | 


Die Annahme der Entscheidung über eine allgemeine Rüstungs 
beschränkung und das Verbot der Herstellung und des Gebrau 
der Atomenergie für militärische Zwecke wird in der Tat den friec 
fertigen Bestrebungen unserer Völker entsprechen und zur Enı 
wicklung der internationalen Zusammenarbeit beitragen.“ 


(Fortsetzung folgt) 


3. Die Vollversammlung 
auf, den Sicherheitsrat bei 


Funktionen. vertrat er sein Land im Interamerikanischen Neutral] 
tätsausschuß und war Berater der Delegation Venezuelas auf de 
Interamerikanischen Konferenz über Kriegs- und Friedensproblem | 


| 


Der britische Außenminister Ernest Bev 
wurde 1881 geboren und hatte eine hart 
arbeitsreiche Jugend. Er befaßte sich frü 
zeitig mit sozialen Problemen und wurd 
1911 Vorsitzender einer Dockarbeitergewerkschaft. Seit es ihm 19% 
gelungen war, eine Reihe von unbedeutenden Gewerkschaften z 
Transport and General Workers Union zusammenzuschließen, nah 
er als Generalsekretär dieser Gewerkschaft eine Schlüsselstellun 
in der britischen Arbeiterbewegung ein. Im Mai 1940 übernah 
er in der Koalitionsregierung Churchills das Amt des Arbeit 
ministers und organisierte die totale Mobilmachung der britische 
Arbeitskräfte für den Krieg. Seit 1945 ist er Außenminister ut 
hat seitdem aüf allen wichtigen internationalen Konferenzen d 
Regierung seines Landes vertreten. 


Ernest 
BEVIN, 
Vizepräsident 


( 


Alexandre Parodi wurde 1901 in Paris geboren. 
PARODI, studierte Rechtswissenschaft und Literatı 
Vizepräsident an der Pariser Universität. Von 1938 bi 


1940 war er Generaldircktor des Arbeit 
ministeriums. 1942 teat er der Untergrundbewegung bei, wurd 
im Herbst 1943 Präsident der Pressekommission und im Mä 
1944 Generalabgeordneter des französischen Ausschusses für d 
nationale Befreiung und Mitglied des Finanz- und Sozialrates da 
Widerstandsbewegung. Nach der Befreiung wurde er Arbeitsmin 
ster in der Regierung de Gaulles. Im Oktober 1945 wurde er zui 
Präsidenten der Internationalen Arbeitskonferenz und im Dezem 
ber 1945 zum Botschafter in Rom ernannt. Seit Juni 1946 ist «& 
ständiger französischer Delegierter im Sicherheitsrat, im Ausschul 
für Atomenergie und im Wirtschafts- und Sozialrat der UN. 


V. K. Wellington 
KOO, 


Vizepräsident 


Dr. Wellington Koo, der ständige Abg& 
ordnete Chinas bei den Vereinten Natid 
nen, wurde 1888 in Schanghai geboren. 
wurde in den Vereinigten Staaten erzog 
und promovierte 1912 in Staatswissenschaften. Seit dreißig Jahre 
hat er als Vertreter Chinas an allen. wichtigen internationale 
Konferenzen teilgenommen. In China hatte er verschiedene öffen 


und 1931, das des Finanzministers 1931 und das des Ministe 
präsidenten 1927. Er war mehrere Jahre hindurch chinesische 
Botschafter in Frankreich und Großbritannien. 


Warren R. Austin wurde 1877 im Staate Vermon 
AUSTIN, geboren. Er ist von Beruf Rechtsanwali 
Vizepräsident 1931 wurde er Mitglied des Senats der Ve 


einigten Staaten. Auf der Interamerikan 
schen Konferenz über Kriegs- und Friedensprobleme in Mexik 
1945 diente er als Ratgeber der Delegation der Vereinigten Sta 
ten und gilt als der Urheber des Vertrages von Chapultepec. Se 
Ablauf seines Senatorenamtes im Januar 1947 ist er ständig: 
Vertreter der Vereinigten Staaten bei den Vereinten Natione 
und Vertreter im Sicherheitsrat. A \ a 
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gewiß das erste Mal in der Geschichte und ein Kenn- 
“des „ökonomischen Zeitalters“, in dem wir leben, 
in Statut, das die Grundsätze für die Behandlung eines 
ieg besiegten Volkes festlest, im Rahmen der wirt- 
aftlichen Bestimmungen eine Begrenzung des künftigen 
jensstandards vorsieht, wie dies in den bekannten Grund- 
en der Berliner Konferenz vom Sommer 1945 geschehen 


Punkt 15 der Bestimmungen der Berliner Konferenz 
| die Richtlinien für die künftige Kontrolle der deutschen 
tschaft folgendermaßen formuliert: 


T zu errichten, jedoch nur in den Grenzen, die notwendig 
a) zur Erfüllung des Programms der industriellen Abrüstung 
 .. und Entmilitarisierung, der Reparationen und der erlaubten 
ER Aus- und Einfuhr; 

en, die zur Befriedigung der Bedürfnisse der Besatzungs- 
streitkräfte und der verpflanzten Personen in Deutschland 
notwendig und die wesentlich sind für die Erhaltung eines 
- mittleren Lebensstandards in Deutschland, der den mittleren 
Lebensstandard der europäischen Länder nicht übersteigt. 
(Europäische Länder in diesem Sinne sind alle europäischen 
Länder mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs und der 
Sowjet-Union.)“ N 

Maßgebend für diese Formulierung war bei den Alliier- 
ı offenbar der Gedanke, für den materiellen Wohlstand 
5 deutschen. Volkes eine Norm festzulegen, die keineswegs 
hier liegen soll als der Durchschnitt der europäischen Län- 
von denen viele durch die deutsche Besetzung schweren 
riellen Schaden und große Verluste an Menschenleben 
tten haben. Großbritannien und die Sowjet-Union sind 


we 


ücklich ausgenommen worden; es geschah dies wohl aus 
r Erwägung heraus, daß das besiegte Deutschland keines- 
gs an dem hohen Lebensstandard — das gilt vor allem 
Großbritannien — und an dem wirtschaftlichen Aufstieg 
iegermächte nach dem Kriege teilhaben soll. 


Wie der Gedanke zu verwirklichen sei, für Deutschlands 
yensstandard mit dem Durchschnitt der europäischen 
‚der eine Grenze nach oben zu setzen, auf welche Weise 
Maß dafür gewonnen werden kann, wieviel an Indu- 
sausrüstung und sonstigem Produktivkapital Deutschlands 
ı verbleiben habe und wieviel daher entnommen werden 
ınn, darüber besagen die Bestimmungen der Berliner Kon- 
z selbst nichts. 
‘erste Schritt zu der Verwirklichung ist jedoch be- 
eschehen. Der sogenannte Industrieplan, der im Früh- 
1946 von den Alliierten bekanntgegeben wurde und 
den das künftige Niveau der industriellen Produktion 
ıtschlands festgelegt wurde, ist gewissermaßen als Aus- 
rungsbestimmung zu den Potsdamer Beschlüssen zu be- 
ten. Er soll nicht nur das wirtschaftliche Kriegspoten- 
il zerschlagen. sondern auch dem Gedanken des mittleren 
iropäischen Lebensstandards gerecht werden. Schon die 
Wir entnehmen diesen Beitrag dem Bericht des Deutschen Instituts für 


chafts: Institut für. Konjunkturforschung) „Die Deutsche 
h neo: ie nach dem Zusammenbruch“, Berlin 1947, ,S. 159 Ef. 


iv 1 September 1947 
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Der gegenwärtige Lebensstandard in Deutschland’) 
% | Von Wilhelm Bauer 


Die Bestimmungen der Berliner Konferenz 


„Es ist eine alliierte Kontrolle über das deutsche Wirtschafts-. 


‚zur Sicherung der Warenproduktion und der Dienstleistun-. 


‘ der heutigen Situation grundsätzlich auseinanderzusetz 


' dieser Formulierung des europäischen Durchschnitts aus- 
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Formulierung des Industrieplans, vor allem aber die int: 
nationale Diskussion, die sich daran angeschlossen hat und 
die heute noch ‚über die Frage der Reparationen geführt 
wird, zeigen, welche Schwierigkeiten zu überwinden sin H 
wenn es gilt, diese Idee in gerechte, objektive Zahlengröl 

und praktische Maßnahmen umzusetzen!). 


Elend und Hunger haben — begreiflicherweise — 
geführt, daß die deutsche Öffentlichkeit gegenwärtig die 
Fragen wenig Interesse entgegenbringt. Der Begriff des 
bensstandards ist dem Denken der breiten Öffentlic 
(und auch der Wissenschaft) in Deutschland weniger ver- 
traut als in den angelsächsischen Ländern. Meist verbindet 
man damit die Vorstellung von einer Tagesration von 3 000 
Kalorien — eine Vorstellung, die heute wie ein unerrei 
barer Wunschtraum vor Millionen Deutschen stehen 
In einer solchen Situation bedeutet die Zukunft wenig. 


Diese Gleichgültigkeit sollte jedoch nicht davon abhalten, 
sich mit den Bestimmungen der Potsdamer Beschlüsse u 


allen Problemen unseres künftigen Lebensstandards auch in ' 


© 
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Denn es geht hier um eine der zentralen Fragen der wirt- 
schaftlichen Zukunft Deutschlands, in der alle Einzelfragen, die 
die heute so eifrig erörtert werden: Demontage, Stahlp 
duktion, Industrialisierung, Außenhandel und so we 
ausmünden. 

Die Bestimmungen der Potsdamer Beschlüsse gehen von 
der Vorstellung aus, es bestehe ein bestimmter Zusammen- 
hang zwischen dem Bestand an Produktionsmitteln eines I 
Landes und seinem Lebensstandard, und zwar ein Zuam- 
menhang, der rechnerisch zu ermitteln sei, so daß man aus 
dem Bestand an Produktionsmitteln auf die Höhe des Le 
bensstandards quantitativ formulierte Schlüsse ziehen und 
— umgekehrt — auch angeben könnte, welche Mengen 
Produktionsmitteln notwendig seien, damit in einem Lan« 
ein zahlenmäßig fixierter Lebensstandard erreicht werde. 

Daß reiche Länder, das heißt Länder mit einem großen 
Bestand an Produktionskapitat, einen höheren Lebensstan- 
dard haben als arme Länder, ist eine Banalität. Daß dieser 
Zusammenhang in eine quantitative, alleemeinverbindliche 
und jede subjektive Beurteilung ausschließende Gesetzmäßig- 
keit gebracht werden könne, die wie eine mathematische 
Formel anzuwenden sei, ist ein Trugschluß, der die Aus- 
sagekraft der Statistik und der Wirtschaftswissenschaft (und 
damit auch deren Bedeutung für politische Entscheidungen) 
weit überschätzt. iR 

Der Verbrauch, der in seiner Gesamtheit den Lebensstan- 
dard eines Volkes bestimmt, ist der letzte Zweck des volks- 
wirtschaftlichen Produktionsprozesses. In einer modernen 
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Volkswirtschaft — ganz gleich. welchen Wirtschaftssvstems — 
wirken in der Prodaktion infolee ihrer starken Differenzie- Huch 
rung und der modernen Prodnktionstechnik Produktionsfak- PER 
toren in uneeheuerer, nicht überschbarer Mannigfaltigkeit Si 
zusammen. Der Produktionserfolg ist keineswegs allein von ER 


der Menee der Industrieausrüstung und bestimmter Roh- 
stoffe abhängig (die nach den Potsdamer Beschlüssen festge- 


1) Vgl. „Die deutsche Wirtschaft seit Potsdam“, Europa-Archiv, Dokumente, 
1. Band, und Europa-Archiv Ss. 759—767. 
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PROBLEME DER EUROPÄISCHEN’ FRIEDENSORDNUNG 


legt werden sollen). Die Effizienz der einzelnen Produk- 
tionsfaktoren: welche Werte beispielsweise aus einer Tonne 

Stahl oder aus 1000 Kilowattstunden Strom hergestellt wer- 

den können oder: wieviel Paar Schuhe eine Maschine in der 
‚Schuhindustrie oder: was ein Arbeiter in der Textilindustrie 

in einem Jahr erzeugen kann, ist keine feststehende Größe. Sie 
y hängt einmal von der Qualität der Produktionsfaktoren ab. 
| Eine moderne Maschine leistet mehr als eine alte; ein jun- 
ger, gesunder, wohlgenährter Arbeiter mehr als ein alter, 
verbrauchter und schlecht ernährter. Die Effizienz der Pro- 
duktionsfaktoren wechselt ferner je nach der Kombination, 

in der sie verwendet werden. Gewiß bemüht sich jeder 

. Produzent, der in einer freien Verkehrswirtschaft an einer 
' Maximierung des Produktionsertrages interessiert ist, um die 
günstigste Verwendung der ihm zur Verfügung stehenden 
©, Produktionsmittel. Aber er ist dabei von vielen „zufälligen“ 
Bedingungen abhängig. In der Wirklichkeit kommt es bei 
der Durchführung eines bestimmten Produktionsprogramms 


e EN ‘immer darauf an, daß alle erforderlichen Produktionsmittel 
in. der richtigen Menge zur richtigen Zeit an der richtigen 
Stelle vorhanden sind. Das alles bestimmt die Produktivi- 


tät des volkswirtschaftlichen Produktionsprozesses, die für 
N? . .. x . . . . . 
die Höhe des Sozialprodukts ebenso entscheidend ist wie die 


Menge der Produktionsmittel. 

0" Sowenig es also möglich ist, im voraus zu berechnen, wie 
groß das Sozialprodukt Deutschlands etwa im Jahr 1950 
bei einem gegebenen Bestand an Maschinen und Rohstoffen 
B.: sein wird, ebensowenig kann man in umgekehrter Richtung 
ER. AB genau berechnen, welcher Aufwand an Produktionsmitteln 
B. ‘ erforderlich ist. damit ein bestimmter Lebensstandard er- 

9 reicht werde. 

‚Gewiß sind Wirtschaftsstatistik und empirische Wirt- 
schaftsforschung dauernd bemüht, die Zusammenhänge zwi- 


Diese erundsätz!iche Schwierigkeit hat dazu geführt, daß 
die naheliegende Frage, was man unter dem mittleren euro- 
. päischen Lebensstandard zu verstehen habe und wie er zu 
ermitteln sei, wie es scheint, noch nicht eingehender erörtert 
worden ist. Auch hier geht es darum, daß handgreifliche ob- 
 jektive Zahlen gefunden werden müssen, da sie ja — die 
Möglichkeit der Umrechnung dieser Zahlen in den erforder- 
lichen Produktionsmittelaufwand einmal vorausgesetzt — 
‚als Ausgangspunkt für die Einschränkung und den Umbau 
des deutschen industriellen Produktionsapparates dienen 
sollen. 
Verbrauchsstatistik als Maßstab 


0 Für die Ermittlung eines mittleren europäischen Lebens- 
standards drängen sich zwei Methoden auf. Am nächsten 
liegt die Methode der Einzelberechnung. Danach werden für 
die verschiedenen Gebiete des Verbrauchs, also für die ein- 
zelnen Nahrungs- und Genußmittel, für Bekleidung, Woh- 
mung, Heizung und Beleuchtung, den Kultur- und Luxusbe- 
D. ‚darf, die Dienstleistungen, kurz für alles, was in seiner Ge- 
samtheit den Verbrauch einer Volkswirtschaft ausmacht, aus 
den Zahlen der einzelnen Länder je Kopf oder je Ver- 
brauchseinheit Durchschnitte für ganz Eurova (ohne Groß- 
britannien und die Sowjet-Union) gebildet. Die Methode ist 
außerordentlich bestechend, da sie auf einzelnen Gebieten 
arischeinend sehr schnell zu greifbaren Ergebnissen führt. 


Schon der erste Schritt bei dieser Methode, die Berech- 
nung der Verbrauchszahlen ie Kopf oder je Verbrauchsein- 
heit, ist jedoch nicht ohne Problematik und unter Umstän- 
den von recht beträchtlicher Wirkung auf das Ergebnis. 


Aus vielen Gründen bestehen heute im Altersaufbau der 
Bevölkerune zwischen den einzelnen euroväischen Ländern 
erhebliche Unterschiede. Die einfache Rechnung .ie Kopf“ 
nimmt «davon keine Notiz. Sie geht stillschweigend von der 
Annahme aus. der Altersaufbau 'sei überall einheitlich und 
daher vergleichbar. : 


Wie groß die Unterschiede sind, geht aus der folgenden 
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wie die deutsche in ihrer heutigen und künftigen Lage. A! 


Der mittlere europäische Lebensstandard 


a2 14 a a * ae ni 
x 4, \ 


schen volkswirtschaftlichem Produktionsaufwand und Produ 
tionserfolg quantitativ zu erfassen. Alle diese Untersuchui 
gen, so wertvoll sie sein mögen, können grundsätzlich D) 
finitives nur über die Vergangenheit aussagen. Sie könnt 
niemals auch nur annähernd alle Faktoren berücksichtig& 
die auf den Produktionserfolg einwirken. Jede Aussage üb: 
die Zukunft gilt daher — ausgesprochen oder unausgespi 
chen — nur unter der Annahme, daß alle jene Faktoren, 
nicht in die Rechnung eingesetzt werden, in gleicher We 
wirksam sind wie bisher. 

Gerade die Faktoren aber, von denen diese Methodl 
annehmen müssen, sie seien weiterhin in der gleichen Stär 
wie bisher wirksam, können sich in der Zukunft entsche 
dend verändern. Das gilt vor allem für eine Volkswirtscha: 


fast allen Gebieten ist die Kontinuität unterbrochen. Überz 
steht die Produktion vor neuen, zunächst noch unbekannti 
Bedingungen. Jedes „ceteris paribus“ trägt daher die G 
fahr sehr großer Rechenfehler in sich. ’ a4 

Diese „Unberechenbarkeit‘ der volkswirtschaftlichen Pr 
duktion!) macht es daher unmöglich, daß die Bestimmung; 
der Potsdamer Beschlüsse über den künftigen deutschen 
bensstandard, die Reduktion des deutschen Industrieappar 
tes und die „erlaubte“ Einfuhr auch nur einigermaßen wor 
getreu durchgerechnet und auf Grund dieser Rechnung © 
entsprechenden Mafnahmen »rtroffen werden. Es bleibt b 
Schätzungen, die subjekivem Urteil weiten Spielraum lasse: 
Das hat sich bereits bei dem Zustandekomrinen der Ziffe: 
des Industrieplans erwiesen. Die Meinungen der Alliierti 
gingen dabei, selbst wenn sie alle das gleiche Ziel vor Aug) 
hätten, im Grundsätzlichen wie in" den Einzelheiten w+ 
auseinander, so daß die endgültig veröffentlichten Zahl] 
alle Zeichen des Kompromisses tragen?). Ei 


| 
4 


Übersicht hervor. Die Tabelle zeigt zugleich auch, wie s 
die Unterschiede im Altersaufbau auf die Zahl der Vollve 
braucher im Verhältnis zur Bevölkerungszahl auswirken. 


Die Zahl der Vollverbraucher wird -dabei so errechn 
daß als Einheit der erwachsene Mann gilt, Frauen und.K: 
der dageeen niedriger bewertet werden. Um wieviel, här 
von der Fragestellung ab. Für Nahrungsmittel ist eine a 
dere Skala richtig als für Genußmittel, für Bekleidung eil 
andere als für Hausrat. Die Skala, die in der Tabella Se: 
875 angewendet wurde, geht von den Zahlen aus, die @ 
frühere Statistische Reichsamt bei seinen Umrechnungen d 
Volkseinkommens ‚je Vollperson‘ benutzt hat. Sie ist 
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wissermaßen eine Einheitsskala für alle Bedürfnisse. Je 
Skala ist der Willkür des Berechners ausgesetzt; ihre Wa 
beeinflußt aber das Ergebnis unter Umständen stark. 


Schon die rohe Skala, die hier zugrunde liegt, zeigt hi 
reichend deutlich, welchen Einfluß der Altersaufbau auf d. 
internationalen Vergleich des Lebensstandards haben kan 
In Schweden betrug die Zahl der Vollverbraucher je 1! 
Einwohner 83,0, in Rumänien 74,8, in Deutschland 81,5,°) 
Durchschnitt der europäischen Länder 79,5 und, wenn m) 
Deutschland aus diesem Durchschnitt ansschließt. 78.9. SH 
der Verbrauch je Vollverbraucher in Deutschland ebens 
hoch sein wie im Durchschnitt der übrigen europäischen Lä: 
der, dann wäre je Kopf der Bevölkerung für Deutschlas 
ein im Verhältnis: 78,9 zu 81,5. das heißt ein um 3.3 wc 
Hundert höherer Verbrauch „richtig“, BE: || 


VELRLAS UNO ER =| 

1) Diese „„‚Unberechenbarkeit“ des volkswirtschaftlicehen Produktionsx 
zesses gilt nicht nur im System freier  Verkehrswirtschaft, Sie gilt eben 
sehr, wenn nicht in noch höherem Maße, wenn dieses System, wie k 
in Deutschland, mit Elementen staatlicher Wirtschaftslenkune durehse 
st, Sie gilt grundsätzlich aueh für ein System vollkommener Planwirtsch 
da auch in eineın solchen System niemals alle Produktionsbe:lin ungen | 
plant“ werden können, teils weil es sich um Bedingungen handelt, 
außerhalb ‚des Systems, liegen (Wetter, Lave auf den Weltmärkten und! 
ER er ” sich Ben der Planung entziehen. Dafür sprecH 
die großen Abweichungen, die häufig zwis iffern‘“ ; 
N ® g zw chen „Planziffern und „Erfol 
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2) Man vergleiche dazu die Erörterungen im Economist, 1946, 


-Europa- Archiv / Septemb 


Ei Syn — 
/oliverbraucher in den europäischen Ländern 
(ohne Großbritannien und Sowjet-Union) 


Zahl der Voll-. Zahl der Voll- 
verbraucher verbraucher 
in v.H. Länder in v.H. 
der Gesamrbe- der Gesamtbe- 
völkerung!) völkerung t) 
Tr a 81,9 Polen SET RE EN ae 1152 
ee 83,0 EitatenWa ea eh ra 18,0 
RE BL) ereilland. ei van 8: 81,0 
a ee ie 80,4 Estland ae, ‚Helke, 5. 82,3 
LEE Osteuropa 
Be ag und Randstaaten . „ . 77,6 
N 2: Ungarn a a ar 49,9 
‚rar ich ee 82,0 Rumänien TEN 
i EEE | Bulgarien SS EN 
816 Jugoslawien . .„ .:» . 750 
a 3 Griechenland. .. 4. .....758 
a 76,0 
ARE NO 1. apa Nias)e 2.980 
BER ssn.i:n. 378,6 
eeriel 
MORE ER 
en. 82,8 Europa en Be 9 
N) 
Europa 
Re 8 1. ohne Deutschland . . . 78,9 


Schwierigkeiten wachsen aber noch ge- 
von den Massengütern des Verbrauchs, 
lien Nahrungs- und Genußmitteln, zu den industriell und 
andwerklich erzeugten Verbrauchsgütern, den Nutzungen 
er Dauergüter und den Dienstleistungen übergeht. Da die 
ualitäten, Produktionsmethoden und Verbrauchsgewohn- 
eiten in den einzelnen Ländern auf diesen Gebieten sehr 
schieden sind, ist es hier nicht möglich, wie bei dem 
rauch an Fleisch, Milch oder Brot durch Gewichtsmen- 
zu international vergleichbaren Ergebnissen zu kommen 
e will man etwa den Wohnungsstandard, wie den Ver- 
uch an Bekleidung, an Möbeln und Elektrogeräten inter- 
\ e vergleichen und zu einem Durchschnitt zusammen- 
hassen 
| ‚ Man hat früher schon öfter versucht, für die Zwecke des 
ı ernationalen Reallohnvergleichs solche Berechnungen 
Hlurchzuführen. Sıe gingen von viel einfacheren Voraus- 
letzungen aus. Sie sollten nur die Lebenshaltung der Indu- 
Itriearbeiter vergleichen, für die in den meisten Ländern 
(Iaushaltsrechnungen vorlagen. Trotzdem waren die Ergeb- 
se der Untersuchungen niemals sehr ermutigend. Sie lie- 
en immer einen weiten Spielraum frei, für den nur fest- 
tellt werden konnte, daß Vergleiche nicht möglich seien. 


Hier geht es aber nicht um den Vergleich der Lebens- 
‚haltung einer bestimmten sozialen Schicht, sondern um den 
ensstandard der gesamten Bevölkerung. Und der Zweck 
statistischen Vergleichs ist nicht die Aufstellung mehr 
er weniger unverbindlicher Tabellen, sondern die Schaf- 
& objektiver Unterlagen für politische Maßnahmen von 
Ber Tragweite. Die Anforderungen, die an die Genauig- 
und Objektivität der Ergebnisse gestellt werden, sind 
her unvergleichlich höher. 

Aber selbst wenn diese statistischen Bedenken nicht be- 
änden, selbst wenn sich alle statistischen Probleme zufrie- 
tellend lösen ließen, selbst dann würde sich herausstel- 
n, daß die so naheliegende Methode der Einzelberechnung 
a keinem Erfolg führen kann. Die durchschnittlichen Ver- 
juchszahlen auf den einzelnen Gebieten ergeben in ihrer 
esamtheit einen fiktiven Lebensstandard, der niemals als 
tschnur für ein bestimmtes Land dienen kann. 
ke Sonelunfen Tor 150. ohne 


d die Ziffern zugrunde gelegt, die 
ung des Volkseinkommens 


‚ der Länder des Mittelmeerraumes. Solche Durchschnittsgr 


a E RTTR N 
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Deutschland / Lebensstandard 


Der volkswirtschaftliche Verbrauch eines Landes ist in 
seiner Zusammensetzung eine individuelle Größe, deren 
Struktur von unzähligen wirtschaftlichen und außerwiı 
schaftlichen Faktoren bestimmt wird. Wirtschaftsstruktur, 
Klima, Bodenbeschaffenheit, Siedlungsform, geistige u 

moralische Eigentümlichkeiten der Bevölkerung und politi- 
sche Geschichte geben dem Lebensstandard jedes Lande: 
ein ganz bestimmtes Gepräge. In den durchschnittlichen 
Verbrauchszahlen für Europa spiegeln sich nun ebensosehr 
die spezifischen Verbrauchsverhältnisse der nordwesteuropäi 
schen Industrieländer wie die der ost- und südosteuropäi- 
schen Agrarländer, die der skandinavischen Länder wie 


ßen zu einem Lebensstandard zusammengefaßt ergeben eben- 
sowenig eine sinnvolle Realität, wie das Übereinanderko- 
pieren von Porträts ein Menschenantlitz durchschnittlicher 
Prägung entstehen läßt. Ve 
Vor allem aber: Deutschland entspricht weder in de 
außerökonomischen Voraussetzungen noch hinsichtlich : 
ner Wirtschaftsstruktur auch nur annähernd einem Eur 
im kleinen. : 
Man wird einwenden, daß es möglich sei, die “Durc 2 
schnitte hinsichtlich der außerökonomischen Bedingungen 
den deutschen Verhältnissen anzupassen. Gewiß; aber in 
der Praxis doch nur durch recht willkürliche Schätzuneen, 
die Objektivität der Zahlen stark beeinträchtigen. Wie 
man etwa feststellen, wieweit der hohe Fett- und Zuckerv 
brauch und der hohe Verbrauch an Hausbrand in den 
dischen Ländern und in Deutschland gegenüber den süd- 
und südosteuropäischen Ländern klimabedingt, wieweit er 
wohlstandsbedingt ist? Soweit er klimabedingt ist, müßte er 
außer Betracht bleiben, soweit er wohlstandsbedingt ist, da- 
gegen einbezogen werden, da der künftige deutsche Lebe 
standard ja den durchschnittlichen europäischen Wohl- 
standsverhältnissen angepaßt werden soll. ee 
Die Methode der Einzelberechnung kann, wie gesagt, zu 
keinen praktisch verwertbaren Ergebnissen führen. Daraus 
ergibt sich eine wichtige Folgerung: Wenn eine Meth n 
im ganzen undurchführhar ist, dann verlieren auch Ein 
aussagen auf Grund dieser Methode ihre Berechtigu 
Feststellungen der Art: der künftige deutsche Schuhverbrauc 
oder der künftige deutsche Verbrauch an Schreibpavier ode 
der künftise deutsche Verbrauch an Seife dürfe nicht höher 
sein als der mittlere europäische Verbrauch an diesen Pro- 
dukten, oder umgekehrt: auf diesem oder jenem Gebiet 
werde (in Zukunft) der mittlere europäische Durchschnitt 
nicht erreicht, gehen an dem Sinn der Potsdamer Beschlüsse 
vorbei. Denn sie führen in letzter Konsequenz, das heißt auf 
alle Gebiete des Verbrauchs angewandt, zu Ergebnissen, die 
sich praktisch nicht verwirklichen lassen. Na 


Das Sozialbrodukt als Maßstab 


Die Fehler der Methode der Einzelberechnung werden 
vermieden durch die zweite Methode: die Berechnung des 
mittleren europäischen Lebensstandards über die Zahlen des 
Sozialprodukts. Sie läßt die individuelle Struktur der ‚Le- 
benshaltung des einzelnen Landes ganz außer Betracht und 
fragt nur nach dem Realwert des Gesamtverbrauchs (ein- 
schließlich der Ersparnisse), ausgedrückt in Geldeinheiten. 

Freilich ist auch diese Methode bei näherer Prüfune für_ 
die praktische Durchführung der Bestimmungen der Pots- 
damer Beschlüsse nicht ohne Problematik. : rs- 

Das Sozialprodukt ist die Summe der wirtschaftlichen Lei- 
stungen, ausgedrückt in Geldeinheiten, die ein Land im 
Laufe eines Jahres hervorbringt und die für den Verbrauch 
und die Erweiterung des volkswirtschaftlichen Vermögens- 
bestandes zur Verfügung stehen. 

Auf die vielen Fragen, die eine solche Definition des So- 
zialprodukts aufwirft, braucht hier nicht eingegangen zu 
werden. Nur auf einen Punkt sei besonders hingewiesen, da 
er für die gegenwärtige und künftige Situation Deutschlands 
von erheblicher Bedeutung ist. Wenn zur Bemessung des 
deutschen Lebensstandards die Höhe des Sozialprodukts als B 
Maßstab dienen soll, so muß bei der Berechnung besonderer 
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Nachdruck darauf gelegt werden, daß sie nur die Leistungen 

nbezieht, die tatsächlich für den Verbrauch und die Er- 
weiterung des volkswirtschaftlichen Vermögensbestandes ver- 
endet werden. Nicht einzubeziehen sind daher (bei dieser 


mächte vollbracht werden, sei es nun unmittelbar für die 
dürfnisse der Besatzungsstreitkräfte und der Besatzungs- 
verwaltungen, sei es für die Zwecke der Reparationent). 


Drei unvermeidliche Schwächen jeder Berechnung des So- 
zialprodukts machen sich bei dem internationalen Vergleich 
ınd daher auch bei der Bildung eines internationalen Durch- 
nitts besonders störend bemerkbar: 


ar Die Berechnung des Sozialprodukts für ein Land muß 
"sich auf die wirtschaltlichen Leistungen beschränken, die sich 
n Geld ausdrücken lassen, das heißt in der Praxis auf die 
stungen, die innerhalb der Erwerbssphäre liegen. Das 
keineswegs alle wirtschaftlichen Leistungen, die eine 
swirtschaft hervorbringt und die für den Wohlstand 
es Landes ausschlaggebend sind. Die ganze Sphäre der 
Jauswirtschaft bleibt außer Betracht. Nun spielen sich in 
ndern mit primitiven Wirtschaftsformen große Teile der 
“ Produktion im Rahmen der Hauswirtschaft ab; das gilt vor 
_ allem von der bäuerlichen Landwirtschaft, in der Wirt- 
haftsbetrieb und Hauswirtschaft ein unteilbares Ganzes 
den. Die Statistik zieht mehr oder weniger willkürlich 
en Trennungsstrich zwischen Betrieb und Hauswirtschaft 
nd läßt dabei notwendigerweise viele Leistungen unbe- 
ücksichtigt. Das ist ein Grund — wenn auch nicht der ein- 
ige —, weshalb die Zahlen des Sozialpredukts zwischen 
ustrieländern und Agrarländern praktisch nicht oder nur 
unter großen Einschränkungen vergleichbar sind. Die Zahlen 
ür die Agrarländer sind immer viel niedriger, als es dem 
tsächlichen Wohlstand entspricht. Da Deutschland, wie 
sich seine künftige Wirtschaftsstruktur auch immer gestalten 


europäischen Länder, ist der Durchschnitt der europäi- 
| Zahlen des Sozialprodukts für Deutschland aus diesem 
‚statistischen Grund zu niedrig. 


2. Auch äußere, nichtökonomische Bedingungen beeinflus- 
sen die Höhe des statistisch erfaßten Sozialprodukts. Sie 
ıgen daher Unterschiede in die Zahlen des Sozialprodrıkts 
ein, die mit den Unterschieden im Wohlstand dieser 
der offensichtlich nichts zu tun haben. Bei der Erörte- 
ung der einzelnen Verbrauchszahlen ist darauf bereits hin- 
ewiesen worden. Das Klima der mittel- und nordeuropäi- 
hen Länder etwa zwingt dazu, daß in diesen Ländern ein 
Teil, und zwar ein nicht unbeträchtlicher Teil der wirtschaft- 
lichen Leistungen für den Kampf gegen die Kälte und die 
ungünstige Witterung ausgegeben wird, so für Heizung, 
rme Kleidung, bessere Wohnung und so weiter — Aus- 
ben, die den südlichen Ländern mit günstigerem Klima 
erspart bleiben. Der volkswirtschaftliche Kreislauf und da- 
mit das statistisch ermittelte Sozialprodukt ist in den von 
der Natur benachteiligten Ländern um diese Beträge größer, 
ohne daß deshalb diese Länder auch entsprechend wohl- 
abender wären als die Länder, die mit Wärme und gün- 
gem Klima von der Natur besser bedacht worden sind. 


Auch dieser Punkt wirkt sich bei der Berechnung des 
ittleren europäischen Durchschnitts zuungunsten Deutsch- 
nds aus, da die klimatisch bevorzugten Länder mit ihren 
m Teil allein aus diesem Grund niedrigeren Zahlen den 
Durchschnitt nach unten drücken. 

3. Das Sozialprodukt umfaßt sowohl die Leistungen, die 
über den Markt gehen und dort einen bestimmten Preis er- 
zielen, wie die Leistungen, die vom Erzeuger selbst ver- 
braucht werden, für die also unmittelbar keine Preise ge- 


1) Man könnte sich natürlich auch auf den Standpunkt stellen, daß die 
Besatzungsmächte mit ihrem Verwaltungsapparat einen Teil der Verwal- 
tungsfunktionen erfüllen, die von deutschen Behörden üblicherweise zu er- 
füllen wären. In dem Umfang, in dem dies der Fall ist, könnte man auch 
die Leistungen für die Besatzungsmächte in das verfügbare Sozialprodukt 
einbeziehen. Die Auffassung, die oben im Text vertreten wird, scheint aber 
doch den tatsächlichen Verhältnissen besser gerecht zu werden, da die Auf- 
gaben des Reiches meist auf dıe Länderverwaltungen übhergegansen sind. 
6 Kein Zweifel besteht aber darüber, daß die Leistungen für die Pesatzungs- 
 -  streitkräfte und die Reparationen aus der laufenden Produktion nicht zum 
verfügbaren Sozialprodukt gehören. 
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rt der Betrachtung) die Leistungen, die für die Besatzungs- - 


rag, stärker industrialisiert sein wird als der Durchschnitt . 


IM 


Ja 3) 


in den Agra 


Erzeugerpreise angesetzt, 
sind als die Einzelhandelspreise, mit denen der Verbrauch 
der Bevölkerung in den städtisch-industriellen Bezirken im 
Sozialprodukt erscheint. Der Unterschied zwischen den Er 
zeugerpreisen und den Einzelhandelspreisen entspricht det 
Leistungen, die in Industrieländern für den Transport une 
die Verteilung notwendig sind. Auch diese Leistungen € 
höhen zwar die Zahlen des Sozialprodukts der Industrie: 
länder wie zum Beispiel Deutschlands, bedeuten aber keines3 
wegs auch einen entsprechend höheren Wohlstand. | 


Diese drei Punkte zeigen, daß die Zahlen des Sozialpro 
dukts: über die Unterschiede im Wohlstand nur etwas sei 
sagen, wenn sich der Vergleich auf Länder mit annähern« 
gleicher Wirtschaftsstruktur und annähernd gleichen außer 
ökonomischen Bedingungen beschränkt. u 


Für die konkrete Fragestellung: wieweit die europäischen 
Zahlen des Sozialprodukts ein richtiger Maßstab für dis 
Bemessung des künftigen deutschen Lebensstandards seit 
können, ist es entscheidend, daß die Methode für Deutsch 
land zu recht ungünstigen Resultaten führen muß, wenn i 
den europäischen Durchschnitt auch die Agrarländer und 
vor allem die süd- und südosteuropäischen Länder einbe} 
zogen werden, ohne daß für die offensichtlichen Mänget 
entsprechende Korrekturen angebracht werden. Selbstverh 
ständlich sind solche Korrekturen möglich. Aber mit ihner 
wird auf einem statistisch an sich schon recht unsicheren 
Gebiet, wie es die Berechnung des Sozialprodukts darstel 
der Bereich der willkürlichen subjektiven Bewertung nodi 
weiter ausgedehnt. 


In der folgenden Tabelle sind, um die großen Unterschied 
zu zeigen, die zwischen den Zahlen des Sozialprodukts -de» 
einzelnen europäischen Länder bestehen, die von Col 
Clark errechneten Zahlen zusammengestellt und zu einem 
Durchschnitt zusammengefaßt worden?). Abweichend vo 
Colin Clark, der seine Berechnungen hauptsächlich auf di 
Unterschiede in der Produktivität der einzelnen Volkswirtt 
schaften abstellt und daher die Summe des Sozialproduktii 
auf die Zahl der Arbeitskräfte bezieht, ist hier für der 
Wohlstandsvergleich die Zahl je Kopf der Bevölkerung bet 
rechnet worden. Die Zahlen sind in der von Clark für die: 
sen Zweck errechneten fiktiven Währungseinheit ‚inter 
national unit $° ausgedrückt, die als die Summe der Güter 
und Dienstleistungen definiert wird, die mit einem Doltai 
in den Vereinigten Staaten im Durchschnitt der Jahre 192. 


bis 1934 gekauft werden konnten. 


Deutschland lag nach diesen Zahlen um etwa 39 von 
Hundert über dem europäischen Durchschnitt, in den Deutscht 
land selbst einbezogen ist, und um 54 vom Hundert über dem 
Durchschnitt der europäischen Länder ohne Deutschland. Det 
europäische Durchschnitt ergibt sich nun keineswegs aus ein 
engen gleichmäßigen Streuung um den Mittelwert. sonder: 
aus sehr hohen Werten für die nordischen Länder (mit Auss 
nahme Finnlands), die westeuropäischen Industrielände 
und Mitteleuropa auf der einen Seite und sehr niedriger 
Werten für die Mittelmeerländer, die osteuropäischen uns 
südosteuropäischen Länder auf der anderen Seite. Das stah 
tistisch erfaßte Sozialprodukt dieser Länder ist, je Kopf dei 

NColi : iti mi 
5. 40. Dieses Bach ist mit seinen Full on Knonie Progress, Londan Gr 
bedeutendsten Leistungen der empirischen Richtung der Nationalökonnai 


in den angelsächsischen Ländern. Der Wert der Ciarks i i 
2 g ; { schen A In 
nicht herabgesetzt, wenn man gesen Einzelheiten seiner ee "u 


wendungen erhebt, so‘ gegen die Art, wie die indırek i 
rechnung des Volkseinkommens behandelt EN Eee Ha Ei \ 
auf das Grundsätzliche der internationalen Unterschiede in der Höhe de 


SOTRLBESSREN ankommt, obne Bedeutung und können daher vernaclä ] 


PB N 


Archiv 


AB 
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NEIHT, KR. SLLDNSC SE ee 
kerung berechnet, nur halb oder ein Drittel so hoch wie 
eutschlands. Dieses Ergebnis entspricht keineswegs 
At ächlichen Wohlstandsunterschieden, sondern ist zu 
uten Teil eben durch die unvermeidlichen „Fehler“ 
alproduktberechnung bedingt. (Zu ihnen ist auch die 


n dargelegte Wirkung der Rechnung je Kopf infolge der 
rschiede im Altersaufbau zu zählen.) 


 Volkseinkommen in den europäischen Ländern 


&7 


(ohne Großbritannien und Sowjet-Union) 


Volkseinkommen in internat. unit Dollar 


Bevöl- ? im Verh, 
kerung in Dollar z, euro- 
um je Kopf  päischen 
1930 Millionen der Be- Durch: 
in 1000 Dollar völke- schnitt 
rung = 100) 
BER RR SRRRE: ner 2814 607 216 111 
RE ES 6251 1751 277 143° 
A RN 33a 1 008 284 146 
FE 3 667 473 129 66 
Eee, 3819 235 121 
un NE 70865 0549,31. - ar 
a 8092 2033 251 129 
N  AUEE355 125480 298 154 
Me 4 066 1917 471 243 
Burn re 1019295.79:054 308 159 
er 6 826 839 123 63 
08.9074 2,9409. 77231): 7.63 
FE ee 5 320 129 66 
ak #77970.) 0.099 127 65 
DE .0:65 092.7 17.580 270 139 
etz 6 760 1613 233 125 
re 1410, 2080 12.9 
Brake, 9. 1..86,58247.21.873 253 134 
® 
ee nr 32.107, 3.428 107 55 
A 2 202 190 86 44 
ee 1 900 249 131 65 
ER 1 126 142 126 65 
ropa und Randstaaien 37335 4009 107 55 
Dear uch te 8 688 1 205 139 112 
a 3408053 1471 8 42 
u Ne 6.078 524 86 44 
ES ee 13 934 17352 97 50 
er EA TIEREN 6 205 922 149 zb 
BL 0,0,9.,52:938 5474 103 83 
oba zusammen . » » 326 997 63 328 194 100 
‚opa ohne Deutschland .. 261905 45748 175 es 


‚Das zweite große Problem, das bei jedem internationalen 
ergleich von Zahlen des Sozialprodukts wie von Wert- 
en überhaupt auftaucht, ist die Frage, wie die Einflüsse 
Preisbewegung in den einzelnen Ländern auszuschalten 
Ind wie die Nominalzahlen, die zunächst in den Währungs- 
Inheiten der verschiedenen Länder anfallen, auf eine Wert- 
Inheit umzurechnen sind. Denn nur Realwerte, ausgedrückt 
h einheitlicher Währung, können sinngemäß miteinander 
lichen werden. 


biember 1947 


kann. 


nisse des Jahres 1932, des Tiefpunktjahres der letzten g 
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Clark hat in seiner Untersuchung das Problem durch die 
Umrechnung aller Zahlen auf international unit Dollar ge- 
löst?2). Das Sozialprodukt aller Länder ist dabei — im Prin- 
zip — mit einheitlichen Preisen bewertet. Das Verfahren von 
Clark ist für wissenschaftliche Zwecke sehr brauchbar und 
verdienstlich; es ist bisher noch durch keine andere Berech- 
nung übertroffen worden. Für eine Rechnung, die die 
Grundlage für weitreichende politische Maßnahmen bilden 
soll, würde jedoch eine so verhältnismäßig primitive Me- 
thode nicht ausreichen. Bern 
De A; 

Die zu berechnenden Umrechnungskurse müssen die Kauf- 
kraftparitäten der Währungen untereinander genau oder 
doch annähernd genau wiedergeben. Denn ihre Höhe bee 
flußt, was man sich nicht immer klarmacht, das Erge 
des internationalen Vergleichs oder der internationalen 
Durchschnittsbildung ebenso stark wie die Höhe der Zah- 
len, die damit umgerechnet werden. Internationale Kauf- 
kraftparitäten sind einwandfrei nur zu berechnen, wenn für 
alle Länder methodisch und sachlich einheitliche ‚Preisindizes 
zur Verfügung stehen — eine Forderung, die für alle eur 
päischen Länder heute wenig Aussicht auf Erfüllung haben 


= 
A 


Eur 


So einleuchtend und „richtig“ im Prinzip die Methode 
Gesamtberechnung an Hand der Zahlen des Sozialprodu 
ist, vor allem wenn es gelänge, die groben systematisc 
Fehler zu korrigieren, so große praktische Schwierigkei 
stehen der Anwendung für die Durchführung der Potsdam: 
Beschlüsse im Wege. Es handelt sich ja nicht darum, an 
Zahlen aus der Zeit vor dem.Kriege die Unterschiede zwi- 
schen Deutschland und dem Durchschnitt der europäischen 
Länder aufzuzeigen, sondern um den laufenden Vergleid 
für den heute schon möglichst aktuelle Ergebnisse vorliegen 
sollen, da die Alliierten heute bereits ihre Entschlüsse be- 
züglich der Reparationsentnahmen zu fassen haben. Wie 
aber will man bei dem heutigen Zustand der Wirtschaft in 
vielen europäischen Ländern, bei den großen Schwierigkei- 
ten, mit denen allenthalben der statistische Dienst zu kämp- 
fen hat, einigermaßen fundierte aktuelle Berechnungen 
Sozialprodukts und der notwendigen Preisindizes durch- 
führen? } 

Das Jahr 1932 als Orientierungspunkt 


2 
Bei der Aufstellung des Industrieplanes hat man aus die- 
sen Gründen auf jede Berechnung des mittleren europäi- 
schen Lebensstandards überhaupt verzichtet und — in sehr 
lockerer Auslegung der Potsdamer Beschlüsse — als Orien- 
tierungspunkt für die Produktionszumessungen die Verhält- 
ro- 
f 


ßen Krise, zugrunde gelegt. 


Aus der Perspektive des heutigen Lebensstandards mögen 
die Verhältnisse des Jahres 1932 ungewöhnlich günstig er- 
scheinen, obwohl damals in Deutschland sechs oder sieben 
Millionen Menschen arbeitslos waren. Und selbst als Richt- 
punkt für den zukünftigen Lebensstandard wäre das Jahr 
1932 keine allzu ungünstige Basis, wenn als Vergleichsmaß- 
stab der tatsächliche Verbrauch dieses Jahres und nicht die 
Höhe der damaligen Produktion dienen würde. Das Jahr 
1932 muß im Gesamtzusammenhang der Konjunktur ge- 
sehen werden. Bei einer solchen Betrachtung stellt sich nam- 
lich heraus, daß — wie immer in Krisenzeiten — Produk- 
tion und Verbrauch stark voneinander abweichen. Der tat- 
sächliche Verbrauch, der Lebensstandard der Bevölkerung, 
sinkt in Krisenzeiten bei weitem nicht so stark wie die volks-- 
wirtschaftliche Produktion, vor allem die industrielle Pro- 
duktion. Der Verbrauch greift in solchen Zeiten auf die 
volkswirtschaftlichen Lagerbestände in der Industrie und im 
Handel zurück (die zu reduzieren ja eine der „reinigenden“ 


2) Das Verfahren ist in dem Aufsatz von Colin Clark: Internatio- 
naler Vergleich des Volkseinkommens; Weltwirtschaftliches Ardiv, 47. 
Band, Heft 1, Januar 1958, ausführlich beschrieben. Dabei sind in allen Die. 
Ländern alle Leistungen grundsätzlich mit Einzelhandelspreisen bewertet, A): 
so daß die relative Unterbewertung des Sozialprodukts der Agrarländer R 
zum größten Teil ausgeglichen ist. — Zur Diskussion der Untersuchungen x 
von Clark vgl. Pau! Jostock: Wieweit sind Voikseinkommen international 
vergleichbar? Weltwırtschaftliches Archiv, 49. Band, Heft 2. März 1959, 
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Aufgaben der Krise ist). Bei den Dauergütern des Ver- 
 brauchs, den Gebrauchsgütern wie Möbeln, Hausrat, Texti- 
‚lien und so weiter, erlauben ferner die Bestände der Haus- 
_ haltungen einen Lebensstandard aufrecht zu erhalten, der 
"weit höher liegt, als Produktion und Umsätze erkennen las- 
n, da hier ja der Verbrauch nicht in dem Kauf dieser 
Dinge besteht, sondern in den Nutzungen, die sie gewähren. 
Und schließlich sinkt der Verbrauch an Dienstleistungen 
‚aller Art bei weitem nicht so stark wie die industrielle Pro- 
luktion. Der Lebensstandard im ganzen ist also in einem 
ahr der Krise wie 1932 wesentlich höher, als die Zahlen der 


a 


ndustriellen Produktion dies anzeigen. 


‘Soll daher der Lebensstandard des Jahres 1932 Richt- 
ınur für die künftige deutsche Lebenshaltung sein, so 
nüßte die industrielle Produktion erheblich höher bemessen 
werden, als sie 1932 war. Legt man die Industrieproduktion 
‚des Jahres 1932 zugrunde, so stabilisiert man damit einen 
‚wesentlich niedrigeren Lebensstandard, als er 1932 bestand!). 


x Aus allen diesen Überlegungen ergibt sich: weder theo- 
'retisch noch in der Praxis ist bisher die Frage gelöst wor- 
en, durch welche Eingriffe in die Substanz der deutschen 
Wirtschaft, ja durch welche Maßnahmen überhaupt die For- 
erung der Potsdamer Beschlüsse nach Begrenzung des künf- 

deutschen Lebensstandards auf dem europäischen 
Durchschnitt verwirklicht werden kann, oder konkret aus- 
_ gedrückt: wieweit die Industrieausrüstung Deutschlands 
durch Reparationsentnahmen reduziert werden kann und 


i | 
Versucht man sich über den gegenwärtigen Lebensstan- 
ard in Deutschland zu informieren, so steht man einem fast 


iber, das über die Verbrauchsverhältnisse Auskunft geben 
‚könnte. Nur in groben Umrissen ist einiges aus Zahlen der 
gemeinen Marktversorgung und aus verstreutem Einzel- 
material zu erschließen. Dabei muß man sich darüber im 
laren sein, daß solche Angaben nur einen ganz undeut- 
ichen Eindruck von dem gegenwärtigen Niveau und der 
tsächlichen Senkung des Lebensstandards geben können, 
e gegenüber der Zeit vor dem Kriege eingetreten ist; viele 
Umstände, die den Lebensstandard eines Landes bestimmen, 
lassen sich in Zahlen überhaupt nicht oder nur ganz unzu- 


chend ausdrücken. 


Ernährung 


_ Noch am besten ist man über die Ernährungslage unter- 
richtet. Die Ernährung dürfte gegenwärtig im Gesamtdurch- 
chnitt für alle Zonen und Berlin auf 1800 bis 2000 Kalo- 
en je Kopf und Tag gesunken sein. Das sind rund ein 
Jrittel weniger als vor dem Krieg, da man damals für den 
Durchschnitt mit rund 3000 Kalorien rechnen konnte. Die 
Zahl von 1800 bis 2000 Kalorien ist aus Produktion und 
Einfuhr berechnet, umfaßt also sowohl die Ernährung im 
Rahmen der Bewirtschaftung wie auch alles das, was sich 
‚der Bewirtschaftung entzicht. 


Dieser Durchschnittswert besagt freilich nur wenig über 
die wirkliche Lage, ja er täuscht über die Schwere der aku- 
ten Ernährungskrise hinweg, weil er 'die großen Unter- 
 schiede verbirst, die heute vor allem zwischen Stadt und 
Land, das heißt zwischen Kartenempfängern und Selbstver- 
 sorgern, bestehen. Für die Selbstversorger wird man die 
tägliche Kalorienzahl nicht viel eeringer als vor dem Krieg 
_ anzusetzen haben. Der auf ihre Rationen angewiesenen Be- 
-  völkerung dürften dagegen im Durchschnitt nicht mehr als 
1500 Kalorien je Tag zur Verfügung stehen, und das auch 


1) Eine schematische Kopie der industriellen Produktionsverhältnisse des 
Jahres 1952 verzerrt auch die Industriestruktur krisenhaft und führt damit 
zu starken Disproportionnlitäten. Es liest im Wesen der konjunktnrellen 
Krise, daß sie die Produktion der Investitiorseüterindustrien sehr viel 

schärfer drosselt als die Produktion der Verbrauchserüterindustrien. Das 
war 1952 in starkem Maße der Fall. Für den künftieen Bestand der In- 
dustrien können also die konjunktnrellen Relationen des Jahres 1932 nicht 
maßrzebend sein. Hält man daran fest. dann ist eine Unterversorgung mit 
Investitionsgütern mit allen ihren Folgen unausbleiblich. 
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‚großen internationalen Politik der vier Großmächte gewo 


Der gegenwärtige deutsche Lebensstandard 


ollkommenen Vakuum an statistischem Material gegen- 


£ be NEL , rl 

welche Einfuhren Deutschland mindestens g 
müssen, damit die Bevölkerung in Deutschland erträg 
aber keineswegs besser leben kann als in den übrigen eur‘ 
päischen Ländern. | 

Die ganze Fragestellung ist gegenwärtig in der Tat nic 
allzu aktuell. Die gegenwärtige Ernährungskrise und di 
Produktionskrise, die damit, im Zusammenhang steht, lass 
jede Frage, um wieviel der künftige deutsche Lebensstandas 
unter oder über dem europäischen Durchschnitt liegen mal 
als überflüssig erscheinen. Im Vordergrund stehen jetzt I 
den internationalen Erörterungen in erster Linie die poli 
schen und wirtschaftlichen Folgen, die sich aus einer läng' 
anhaltenden oder dauernden Verelendung Deutschlands fı 
die übrige Welt ergeben können. Das Reparationsproble: 
und das Deutschlandproblem überhaupt sind Gegenstand al 


den, wobei die rein wirtschaftlichen Argumente an G; 
wicht verloren haben. | 


Ganz unabhängig davon haben sich in Deutschland in d 


de 
zwei Jahren seit dem Ende des Krieges Entwicklungen aı 
gebahnt, die es als sicher erscheinen lassen, daß in abse 
barer Zeit selbst bei günstigsten Voraussetzungen der deu 
sche Lebensstandard das durchschnittliche Niveau der übı 
gen europäischen Länder bei weitem nicht erreichen wi 
Die Zeichen dafür sind so deutlich, daß diese Prognose auc 
dann gewagt werden kann, wenn man die These von dj 
„Unberechenbarkeit“ des Lebensstandards vertritt. a 


nur unter der Voraussetzung, daß die Rationen voll aui 
gegeben werden können, was bekanntlich häufig nicht d 
Fall ist. Wochenlang blieb der Kalorienwert der tatsächlig 
an die Bevölkerung verteilten Lebensmittel in einer Reil 
von Städten unter 1000 je Tag. Zu den Rationen komm 
jedoch, was sich der einzelne je nach Glück und Möglie 
keit legal oder illegal zusätzlich an Nahrungsmitteln 
schaffen kann. Schwarzhandel, Tauschgeschäfte, Gesche 
auf Grund verwandtschaftlicher Beziehungen, Pakete aus def 
Ausland, Kinderspeisung und Spenden aller Art, eigene E} 
zeugung im Garten und so weiter lockern in Wirklichkei 
die trostlose Uniformität der Kartenrationen etwas au 
Wieviel dies zusammıen ausmacht, ist auch nicht annäherri 
zu schätzen. Bei allen Menschen, die allein auf die Ration& 
angewiesen sind, besteht unausweichlich die Gefahr schwer 
gesundheitlicher Schäden, die sich je nach der körperlichs 
Konstitution des einzelnen in dieser oder jener Form früb4 
oder später bemerkbar machen werden. | 


Die Unterschiede im Ernährungesstandard sind heute n4 
zum geringsten Teil bedingt durch Unterschiede im Einko: 
men. Selbst noch so hohe legale Einkommen reichen nich 
aus, um die Ernährung einer Familie durch Käufe as 
Schwarzen Markt mit seinen um das hundert- bis dreihu 
dertfache überhöhten Preisen nachhaltig zu verbessern. Un 
umgekehrt sind die Möglichkeiten, sich auf irgendweld 
Art „zusätzlich“ zu versorgen, nicht allein an das Einkoı 
men gebunden. Alle Schichten nehmen daran teil. Bei ein! 
Enquete im Rhein-Ruhr-Gebiet im Jahr 1946 gaben über # 
vom Hundert der befragten Arbeiterhaushaltungen zu, a) 
Schwarzen Markt zu kaufen, allerdings, wie es in dem B) 
richt heißt, teilweise zu erheblich niedrigeren Preisen als da 
„offiziellen“ Kursen?). a 


Der Rückgang des Nahrungsmittelverbrauchs um ein Dri 
tel oder — bei den auf die Lebensmittelrationen Anrewiesk 
nen — um die Hälfte (oder mehr) gegenüber der Zeit vr 
dem Krieg mag dem gerine erscheinen, der sich nicht di 
ernährunssphysiolosischen Vorränge klarmacht, die e& 
langanhaltender Unterverbrauch auslöst. Darüber ist vi 
geschrieben und gesprochen worden. Man darf nicht veh 
gessen, daß bei der Einschränkung der Ernährung die Pre 


zentrechnung täuscht. Der Einschränkungsspielraum rei 


2) Wirtschaftszeitung 1946 Nr. 19 vom 13. September 1946, S. 7 


des Verbrauchs von 0 

Inc der Mensch nicht, auch nicht 

e ehend, uf die Ernährung ganz verzichten kann so 

wa auf den Verbrauch von Genußmitteln, auf Dienst- 

gen oder Dinge des Luxusverbrauchs. Schon bei einer 

r anhaltenden Ernährung mit 1000 oder 1500 Kalorien, 

allem, wenn sie einseitig aus Kohlehydraten besteht, 
ten schwere gesundheitliche Schäden auf. 


itere Einzelheiten zum gegenwärtigen Ernährungs- 
em sind an anderer Stelle ausführlich dargestellt, so 
allem das Eiweiß- und Fettproblem, das heißt die Tat- 
e, daß auf die Dauer eine Mindestversorgung mit Ei- 
und Fett mindestens so wichtig ist wie die ausreichende 
von Kalorien überhaupt. 


ri 


Versorgung mit Industrieerzeugnissen 


uch die Versorgung mit industriell erzeugten Verbrauchs- 
ern ist nur recht vage aus den (noch unvollkommenen) 
xziffern der industriellen Produktion zu erschließen. 
em Realwert nach dürfte die industrielle Produktion an 
prauchsgütern (Textilien, Hausrat, Wohnbedarf und so 
ter), soweit sie für den inneren Markt bestimmt sind, also 
züglich der Reparationsentnahmen, gegenwärtig je Kopf der 
völkerung rund ein Viertel des Standes von 1938 betra- 
Eine solche Angabe über den Rückgang der verfüg- 
n Mengen sagt dabei nur die halbe Wahrheit; denn sie 
nicht Auskunft über die Qualitätsverschlechterungen, 
Ile sich in kürzerer Lebensdauer der Gebrauchsgüter, erhöh- 
m Aufwand an Reparaturen, in unzweckmäßigen Sorti- 
ten und so weiter äußern, und sie besagt nichts über den 
fall vieler Leistunsen des Handels (Kundendienst, Ver- 
ng und so weiter), die man früher als selbstverständ- 
che Bestandteile des Lebensstandards betrachtet hat. 


uch die Verteilung der industriellen Verbrauchsgüter 
rollzieht sich heute in großen Bereichen nicht mehr markt- 
rtschaftlich, sondern ganz unabhängige von dem Zusam- 
piel von Einkommen und Preisen. Die lebenswichtigen 
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Deutschland / Lebensstandard 
Verbrauchsgüter, Textilien, Schuhe, 
geräte, sind ganz 


heimkehrenden Kriegsgefangenen und der Ausgebombte 
erster Stelle steht. Gelegentlich wird auch der aller 
gendste laufende Bedarf der gesamten Bevölkerung bedacht 
(so durch die Verteilung von Kinderschuhen in der US-Zone 
und so weiter). Ein nicht unbeträchtlicher Teil der Erzeug- 
nisse entzieht sich aus den bekannten Gründen der Be: 
schaftung und versickert auf unkontrollierbaren Wege 

den rationierungsfreien Waren entscheiden über die 
teilung vornehmlich Zufall, alte Kundenbeziehungen, Tausch- 
transaktionen. Ein eigentlicher „Markt“, auf dem Preise 
und Kaufkraft wirksam sind, besteht nur für einen klei 
Bereich. re 


Die Wohnungsverhältnisse : 


Zerstörungen durch den Krieg, Beschlagnahmungen durd 
die Besatzungsmächte, Wegfall von Reparaturen und | 
standhaltung, der Ausfall entscheidender Nebenleistun 
(Zentralheizung, Warmwasserversorgung und so weiter) 
auf der anderen Seite die durch die Zunahme der Bevölke 
rung bedingte Überfüllung haben den Wohnungsstand: 
ganz erheblich absirken lassen. Auch hier geben die 
tistiken nur ein ganz unzureichendes Bild von der W 
lichkeit. a: 

Man schätzt, daß von dem gesamten Wohnungsbestan 
der in Deutschland vor dem Krieg auf dem Gebiet der vier 
Besatzungszonen einschließlich Berlin etwa 15,8 Mill onen 
betragen hat, 4 bis 5 Millionen zerstört ‘oder so stark 
schädigt worden sind, daß sie zunächst nicht bewohnt 
den können. Ganz von'Krierseinwirkungen verschont ge 
ben ist nur ein Drittel des Wohnungsbestandes. Da die 
völkerung um 10 vom Hundert zugenommen. hat, hätte 
der Wohnraum je Kopf im Gesamtdurchschnitt für a 
vier Zonen einschließlich Berlin um rund ein Drittel ver 
mindert. Fr 

Für einzelne Gebiete liegen genauere Angaben vor, di 
einen Vergleich mit der Vorkriegszeit gestatten: 


Zahl der Einwohner, Zahl der Wohnungen und Wohndichte in der sowjetischen Besatzungszone und in Berlin 
1939 und 1946 


Sowjetische Besatzungszone 
1946 


1939 


Einwohnerzahl in 10000) . . x. 15157 
Zahl der Wohnungen in 1000) . » 4 591 
Personen je Wohnung . . . » 3,3 


So hat sich in der sowjetischen Besatzungszone die Wohn- 
lichte, das heißt die Zahl der Personen. die in einer Woh- 
hung leben, von 3,3 vor dem Krieg auf 4,3 im Jahr 1946, 

Berlin von 2,8 auf 3,4 erhöht. Der für 100 Einwohner 

ügbare Wohnraum ist heute in der sowjetischen Be- 
ingszone um 23 vom Hundert, in Berlin um 17 vom 
indert geringer als vor dem Krieg. 


In Bayern ist die Wohndichte, das heißt die Zahl der 
’ersonen je Wohnung, von 3,9 im Jahre 1939 auf 4,9 Ende 
945 gestiegen. Bis Ende 1946 dürfte sich die Zahl auf etwa 
‚9 erhöht haben, da inzwischen die Bevölkerung durch das 

trömen der Flüchtlinge ganz erheblich gewachsen ist, 
'verfürbare Wohnraum aber etwas abgenommen hat. 
der Zahl der Wohnuneen gemessen ist demnach auch 

diesen Zahlen der Wohnraum je 100 Menschen heute 
ein Drittel geringer als vor dem Krieg. 


m besten verdeutlicht die tatsächlichen Verhältnisse die 
ndichterahl, die angibt, wieviel Menschen in einem 
ohnraum leben müssen, die Küchen dabei als Wohnräume 


Quelle: Statistische Praxis, Jahrgang 1947, Heft 3. i 
Benutzbare Wohnungen einschließlich der leicht und mittelschwer be- 
ten Wohnungen. 5 \ 
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17 338 
4.0612) 
4,8 +30,3 2,8 3,4 


Berlin 


1946 Veränderung 


Veränderung 2 A 
in v. 


in v.H. ar 


3180 
9372) 


+14,4 
—11,5 


4339 
1544 


— 26,7 
—39,3 
+21,4 


nicht mitgezählt. Nach dieser Untersuchung für Baye 
waren es dort Ende 1946: 1,82 Menschen?). DE 


Zahl der Einwohner, Zahl der Wohnungen und Wohndicht 
in Bayern Mitte 1989 und 1945*) 


1945 


1939 


Einwohnerzahl . . .». » 
Zahl der Wohnungen . . . 1765952 1 552 809 
Personen je Wohnung . . . 3,9 4,9 


Auch in der Senkung des Wohnungsstandards bestehen 


‘große Unterschiede, da die Kriegszerstörungen die einzelnen 


Städte und Bezirke sehr verschieden stark getroffen haben. 
Anders als bei der Ernährung sind aber auf dem Gebiet des 
Wohnraums die Verhältnisse in den Großstädten vielfach 
nicht schlechter als in den kleinen Städten und auf dem 
flachen Land, da dorthin der Hauptstrom der Flüchtlinge 


EISEN SER Rx 
3) In einzelnen Kreisen Bayerns liegt die Zahl weıt über 2. / h 
4) Bavern rechts des Rheins, Gebietsstand 1945. Quelle: Statistisches Hand- 3 

buch für. Bayern, München 1946. 3 
5) Ständige Bevölkerung nach der Volkszählung vom 17. Mai 1939. 
6) Nährmittelbevölkerung ohne Gemeinschn fisverpllegte nadı der 78. Zu- 
teilungsperiode (23. Juli bis 19. August 1943). . 
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"und Evakuierten gelenkt worden ist, mit denen nun der dort 
- vorhandene Wohnraum geteilt werden muß. 
Für die Verteilung des Wohnraums ist heute ebenfalls 

Bewirtschaftung (und Zufall) maßgebend. Die einkommens- 
_ und vermögensbedingten sozialen Abstufungen sind weit- 
. gehend geschwunden. 


Dienstleistungen 

Nur schwer oder gar nicht festzulegen ist der Rückgang 
des Verbrauchs an Dienstleistungen aller Art. Auf einzelnen 
Gebieten scheint die „Menge“ der Leistungen kaum geringer 
zu sein als vor dem Krieg, etwa auf dem Gebiet des Thea- 
ters und so weiter. Andere Gebiete, etwa Erholungsreisen, 
sind ganz oder nahezu ganz ausgefallen. Auch hier sind 
durchweg „Qualitätsverschlechterungen“ eingetreten, über die 
keine Statistik aussagt, etwa über den Rückgang im Reise- 
_ komfort, in der Ausstattung der Kinoräume und so weiter. 
Auch so entscheidende Dinge wie die Unterbringung in 
Krankenhäusern, der Ausfall der Telephone, der verkürzte 
Fahrplan auf allen Verkehrsmitteln und vieles andere ge- 
x ören hierher, Der Hauptgrund für die Verschlechterung 
der Qualität der Dienstleistungen liegt in der Zerstörung 
oder Abnutzung der Kapitalausstattung aller Dienst- 
leistungsgewerbe, wofür die Verkehrsmittel das beste Bei- 
_ spiel bieten, und in dem Mangel an berufsgewohntem Per- 
'sonal, das durch den Krieg verlorengegangen ist. 


Der Rückgang des Lebensstandards gegenüber der 
x Vorkriegszeit 


 Faßt man alle über den Verbrauch zur Verfügung stehen- 
den Zahlenangaben zusammen, so kommt man zu dem Er- 
gebnis, daß der Lebensstandard in Deutschland heute um 


eit sich ein so scharfer und radikaler Sturz des allgemeinen 
ebensstandards überhaupt in Zahlen ausdrücken läßt.) Was 
ei der Erörterung der gegenwärtigen Ernährungslage ge- 
sagt wurde, gilt auch hier: eine Einschränkung des Ver- 
brauchs auf rund die Hälfte wiegt sehr viel schwerer, als 
iese Zahl besagt. Der Verbrauch kann niemals auf Null 
nken. Der ökonomische Nullpunkt des Verbrauchs, das so- 
enannte Existenzminimum, liegt immer über dem rech- 
erischen Nullpunkt). 


- An anderer Stelle wird das Sozialprodukt für 1946 in 
ealwerten (das heißt in Preisen des Jahres 1936) auf etwa 
2 Mrd. RM geschätzt, gegenüber 66 Mrd. RM im Jahr 
1936 und 81.5 Mrd. RM im Jahr 1938. Setzt man die Lei- 
_ stungen ab, die nicht der deutschen Versorgung dienen, also 
Revarationen und so weiter, so kommt man je Kopf der Be- 
yölkerung auf einen Betrag, der um etwa 60 vom Hundert 
_ niedriger ist als 19382). 


Beide Berechnungen scheinen sich zu widerspre’hen; in 
Wirklichkeit bestätigen sie sich gegenseitig. Die Differenz 
weist auf einen der wesentlichen Punkte der heutigen Lage 
_ hin: der gegenwärtige Verbrauch ist zu einem großen Teil 
auf Vermögensverzehr aufgebaut; er ist trotz aller Ein- 
_  schränkunzen noch wesentlich größer als die laufende Pro- 
_  _duktion. Der Vermögensverzehr spielt sich in den verschie- 
_densten Formen ab: Verzehr der Lagerbestände, Verschleiß 
der Produktions- und Verkehrsanlagen und nicht zuletzt Ab- 
nutzung und Verschleiß der Bestände an Gebrauchseütern in 
den Haushaltungen. Er hält sich sicher in der Größenord- 
nung von Milliardenbeträecen; ihn in seiner Größe näher zu 


bestimmen, ist heute jedoch noch nicht möglich. 


Über das gegenwärtige Niveau des Lebensstandards in 
den übrigen europäischen Ländern ist sehr wenig bekannt. 
_ Wenn man die Glark schen Berechnungen bis zum Jahr 
Be. 1938 fortführen würde, käme man wahrscheinlich für den 


NV 1) Die Höhe des Existenzminimums ist von so vielen Bedingungen ab- 
—  —  hängig, daß sie sich jeder zahlenmäßicen Fixierung entzieht. Alle Maß- 
stibe (auch der physiologische), die dahei zugrunde zu legen sind, sind 
relativ, Es gibt mit anderen Worten kein Kriterinm dafür, ob und wann das 
Fxistenzminimum erreicht ist. Für eine Volkswirtschaft im ganzen spielt 
außerdem die Frage der Verteilung eine große Rolle. 

2) Vel. ‚Versuch einer volkswirtschaftlichen Bilanz des 
Deutschland‘ von Siegfried Rentrop, Europa-Archiv S. 795 ff. 
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twa die Hälfte niedriger sein mag als vor dem Krieg (so- 


'im Lebensstandard der unteren Einkommensscichten aı 


ein Sozialprodukt je Kopf der Bevö 
unit Dollar von 190 bis 200. 


Es dürfte heute nicht wesentlich geringer sein. Gei 
leiden noch eine Reihe von Ländern schwer unter den W 
kungen des Krieges. Dafür haben andere Länder, vor all 
die Schweiz und Schweden, ohne Zweifel einen höheren I 
bensstandard als vor dem Krieg. Man wird daher kein 
großen Fehler begehen, wenn man für den Durchschnitt « 
europäischen Länder auch für heute mit einem Durchschn 
von etwa 190 international unit Dollar je Kopf rechnet. | 


In Deutschland dürfte der Realwert des Sozialprodukts 
1938 auf etwa 353 international unit Dollar je Kopf der Bey+ 
kerung gestiegen sein. Freilich: ein recht beträchtlicher Ti 
vielleicht ein Achtel des Sozialprodukts bestand 1938 & 
Rüstungsausgaben, diente also weder dem Verbrauch nd 
der Erweiterung des volkswirtschaftlichen Kapitalbestan« 
(wenn man beide Begriffe auf das Okonomische beschränkl 
Das Sozialprodukt im echten Sinne, das den Lebensstanda 
repräsentiert, mag daher 1938 in Deutschland nur etw 
über 300 international unit Dollar je Kopf betragen haben?) 
dieser Betrag heute um die Hälfte niedriger, so, würde dan 
der deutsche Lebensstandard um rund ein Fünftel unter d 
gegenwärtigen europäischen Mittel liegen. Dabei ist | 
Auge zu behalten, was über den Aussagewert eines solch) 
Vergleichs zwischen Deutschland und dem Durchschnitt A 
übrigen Europa gesagt wurde. Vor allem wird man sich a N 
daran erinnern müssen, daß der Verbrauch in Deufschla: 
EEBeR WARE zu einem erheblichen Teil auf Substanzverze& 

eruht. 


Qualitative Senkung des Lebensstandards 


Bei der Feststellung, daß der Lebensstandard heute 
halb so hoch ist wie vor dem Krieg, sind alle OQualitä‘ 
senkungen nicht berücksichtigt, die den Lebensstandard & 
heblich beeinträchtigen und auf die verschiedentlich bere 
hingewiesen wurde. Nichts sagt außerdem eine solche Za 
über alle Imponderabilien aus, die sich einer zahlenmäl 
gen Bewertung überhaupt entziehen, aber als wesentli 
Einschränkung des Lebensstandards gelten müssen. 


gl 
| 
| 
f 


Hierher gehören vor allem die Nachteile des Konsw 
zwangs, den die Rationierung an die Stelle der Konsur 
freiheit gesetzt hat. Der Konsumzwang wirkt sich besond« 


Die Haushaltungen haben !n einem System, das ihnen fre 
Konsumwahl gewährt, die Möglichkeit, aus dem nach Qua 
tät und Preis sehr breit gestreuten Angebot diejenigen Ve 
brauchsgüter, auszuwählen, die ihnen bei ihrem Einkomm) 
den höchsten Nutzeffekt bringen. Sie handeln auch entspri 
chend. Die Haushaltungen mit niedrigem Einkommen wä) 
len dabei vornehmlich die billigeren Oualitäten, etwa 

Fleisch, Beth, Mehl und so weiter, die ihrem Nährwert na 
den gleichen Nutzen bringen wie die teureren Qualitätd 
Heute sind die Hausfrauen auf ganz wenige Qualitäten fe 
gelegt. Die billigen Qualitäten sind vom Markt verschwui 
den. Um möglichst rationell zu wirtschaften, muß die Hau 
frau außerdem die Möglichkeit habsn, dann na 
wenn es für ihre Wirtschaftsführung am zweckmäßigsten il 
Heute ist sie in ihrem Einkauf an die Fälligkeit der Ri 
tionsabschnitte und die Belieferung der Geschäfte gebundeı 
Alles dies macht Sparsamkeit und rationelle Haushaltsfül 
rung weitgehend unmöglich und bedeutet daher für al 
Haushaltungen, besonders aber für die der unteren Eil 
kommensschichten, eine wesentliche Verteuerung der I 
benshaltung (über die keine Indexzifter Auskunft geb 
kann). 2 


Welche Auswahlmöglichkeiten 'n einem System frei 
Konsumwahl im Fleisch-, Fisch- und Tettverbranch bestal 
den, ergibt sich beispielsweise daraus, daß die Statistik di 


3) Selbst dieser Realwert von 300 Dollar je Kopf i h \d 
mals noch politisch „überhöht“ durch die N h Bes N Pe auktı 
und die kostspieligen Autarkieinvestitionen. ae Autarkieprodukt 
2 Rn 


| Ma N ; 


n im Jahr 1938 45 Sorten von 


"Fleischwaren, 8 Fettsorten und 7 Fischsorten 
hat. Sie hat sich dabei sicher nur auf eine Aus- 
% eschränkt; in Wirklichkeit war das Angebot quali- 


y noch viel reichhaltiger. 


je Statistik für Juli 1946 bringt dagegen nur die Preise 
0 Sorten von Fleisch und Fleischwaren, 4 Fettsorten 

3 Fischsorten. Dabei täischt die Aufzählung für die 

enwart noch insofern, als die von der Preisstatistik er- 

en Waren niemals alle gleichzeitig in allen Geschäften 
oten werden. 


Zu den zahlenmäßig nicht erfaßbaren Beeinträchtigungen 
Lebensstandards gehört ferner die Tatsache, daß Haus- 
ltsführung und Verbrauch ganz allgemein schr viel müh- 
iger geworden sind, das heißt wesentlich mehr physische 
äfte und Zeit beanspruchen, als Jies sonst der Fall war. 
&in erheblicher Teil der volkswirtichaftlichen Produktion 
ist wieder in den Haushalt verlagert worden und muß nun 
!hach höchst unrationellen Verfahren erledigt werden. Man 
Wlenke an die Hausbrandversorgung, an die mühselige Be- 
ung der Gärten, an die Reparaturen, die selbst vorge- 

en werden, an die Beseitigung der Kriegsschäden durch 

thilfe, nicht zuletzt an das Schlangestehen und alle Be- 
ernisse, die sich bei einer so knappen Versorgung ein- 
daraus ergeben, daß die Verteilung nicht laufend, son- 

leın stoßweise vor sich geht (wobei sich erweist, daß die 
WRationierung, so notwendig sie ist, die unrationellste aller 
WVerteilungsweisen darstellt). Freilich: meßbar sind diese Rück- 
ehr zur Primitivität, die damit verbundene zusätzliche phy- 
he Belastung und der Ausfall an Muße und Ruhezeit 

ch keine Statistik. und so wird dieser Punkt heute allzu 

ht übersehen. Daß dadurch andere Bereiche des mensch- 

en Lebens: kulturelle, religiöse oder politische Betäti- 

g, Kindererziehung und Familienleben beeinträchtigt 
rden, daß sich dies auf den Gesundheitszustand und das 
ohlbefinden der Menschen und damit auf die gegenwär- 

t und künftige volkswirtschaftliche Arbeitsleistung nach- 

Jreilig auswirken wird, steht außer Zweifel. 

Ü Und schließlich verbirgt eine Prozentzahl, die den Rück- 
ng des allgemeinen Lebensstandards angibt, vor allem 
ch die großen sozialen Umschichtungen, die Hand in 

nd damit vor sich gehen. 


i 


Ausschaltung der geldwirtschaftlichen Verteilung 


Rationierung, Preispolitik und andere Maßnahmen haben 
n marktwirtschaftlichen Mechanismus auf den Verbrarchs- 
termärkten weitgehend ausgeschaltet. Nur auf wenigen 
len freien Marktbereichen und auf den Schwarzen und 
rauen Märkten besteht heute noch freie Preisbildung. auf 
tder Angebot und Nachfrage die Höhe der Preise und diese 
damit die Verteilung bestimmen. Dieser Zustand hatte sich 
n schwachen Ansätzen schon vor dem Kriege angebahnt, im 
riege immer stärker entwickelt, in den letzten Jahren aber 
st voll entfaltet. Für alle gebundenen Bereiche ist die so- 
ziale Differenzierung des Lebensstandards nach der Höhe 
Ides Einkommens beseitigt. 


An die Stelle des Einkommens sind die direkten Verfü- 
ngsmöglichkeiten über die Waren selbst getreten. Diese 
fügungsmöglichkeiten bestehen (von den Rationierungs- 
Idokumenten abgesehen) in Sachvermögensbeständen, die mit 
lihren Nutzungen dem eigenen Verbrauch dienen oder als 
chbegehrte „Zahlungsmittel“ direkt oder indirekt verwen- 
t werden: sie bestehen ferner in Zugriffsmörlichkeiten zu 
snen Teilen der Produktion, die legal oder illegal der Be- 
rtschaftung entzoren werden können. Die am Geldeinkom- 
men orientierte soziale Differenzierung der Lebenshaltung 
ist mit anderen Worten weitgehend durchkreuzt und über- 
kt durch eine Differenzierung nach den effektiv greif- 
:en Verbrauchsmöglichkeiten. 


Je länger dieser Zustand anhält, zu desto tieferen sozia- 
Umschichtungen muß er führen. Dabei dringt die Be- 
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vorzugung derjenigen, die direkte Zugriffsmöglichkeiten zur 


Produktion haben, immer stärker durch. Denn die Vorzu 
stellung des Sachvermögensbesitzers, die daneben heute n 

eine Rolle spielt, schwindet im Lauf der Zeit in dem Um- 
fang, in dem die Bestände aufgebraucht werden. Der höhere 
Bekleidungsstandard des Mittelstandes und der oberer 
Schichten etwa wird im Lauf der Jahre immer stärker ei 
geebnet, je mehr die Bestände an Kleidung und Wäs 
ihrem natürlichen Ende entgegengehen. ie 


Auch der Staat greift heute in die (vom Geldeinko: 
unabhängige) Abstufung der Realeinkommen und des Lı 
bensstandards gestaltend ein. Daß man der Landwirtsc 
einen höheren Ernährungsstandard zubilligt als etw: 
industriellen Arbeiterschaft, die körperlich ebenso Bi 
gende Arbeit leistet, hängt nicht nur damit zusammen, 
man in Millionen von bäuerlichen Betrieben die Verteil: 
der Produktion auf Eigenverbrauch und Ablieferung p 
tisch nicht kontrollieren kann. Bewußt (aber unausges 
chen) soll der lebenswichtige Produzent auch prämiiert w 
den. Das gleiche geschieht durch das Punktsystem bei der 
Bergarbeitern, die heute für die volkswirtschaftliche Pro- 
duktion ebenso wichtig sind wie die Landwirte. Au 
sind durch höheres Realeinkommen ausgezeichnet und 
mit in der sozialen Stufenleiter des Lebensstandards geger 
über ihrer früheren Position und gegenüber den Arbeite 
mit gleichem Geldeinkommen um wesentliches nach 
geklettert. Die Naturalprämien, die in der Ostzon« 
Beispiel an Beamte verteilt werden, liegen ebenfalls aı 
ser Ebene. En 

Das geldwirtschaftliche Verteilungsprinzip ist mit ande 
Worten in breiter Front durch andere Verteilungsmethoc 
ersetzt worden. Es ist zwar noch nicht vollkommen .be: itigt, 
aber doch in seiner Wirkungsbreite eingeengt und in seine 
Wirkungsintensität beeinträchtigt und geschwächt. Dem; 
folge ist auch die auf der Abstufung der Geldeinko 
aufgebaute Differenzierung des Lebensstandards auf wer 
Gebiete beschränkt und im ganzen nur noch bedingt wi 
sarn. | ; 2 


Der Vermögensverzehr und seine Folgen 

Der Sachvermögensbesitz, der heute so entscheidend fi 
den Lebensstandard geworden ist, gibt den sozial gehob: 
neren Schichten, soweit sie von Bombenschäden und ar 
deren Kriegsschäden verschont geblieben sind, immer : 
ein gewisses Übergewicht, da sie naturgemäß über höh 
Bestände verfügen als die unteren Schichten. Soweit heute 
noch die „alten“ sozialen Unterschiede bestehen, so beruheı 
sie vornehmlich auf den Unterschieden in den Beständen arı 
Sachvermögen, an Kleidern, Hausrat, Schmuck, Photoap 
raten, Radios und so weiter. Auf den Gebieten, wo der Ve 
brauch in’ der Nutzung dieser Verbrauchsvermögen beste 
können daher die gehobenen Schichten immer noch in 
wissem Umfang ihren alten Lebensstandard aufrecht erh 
ten. Freilich gehen große Teile dieser Bestände in Tausch 
aktionen ein, um Nahrungsmittel und so weiter zu besch 
fen. In allen Fällen, in denen — aus welchen (Gründen auc 
immer — die Geldeinkommen weggefallen sind, bilden Ver- 
äußerungen und Tausch des Sachvermögensbesitzes heute die 
einzige Quelle für die „Finanzierung“ des Verbrauchs. 
spielt vor allem in der Ostzone und in Berlin eine sehn 
große Rolle, weil hier der Rückgriff auf die Geldersparnisse 
nicht möglich ist. Im Osten ist daher der Verzehr der Be- 
stände an Sachvermögen schon sehr viel weiter fortgeschrit- 
ten als im Westen. Auch dort nimmt er aber immer me 
zu: die Geldvermögensbestände des einzelnen vermindern 
sich, und die zusätzliche Versorgung außerhalb der Bewirt- 
schaftung geht immer mehr zum Naturaltausch über. Dafür 
ist nicht allein maßgebend, daß heute für Geld „nichts zu 
kaufen“ ist, sondern auch die Erwartung der künftigen Geld- 
reform, die Geldersparnisse so wenig anziehend macht. | 


Der Vermögensverzehr des einzelnen vermindert den volks- 
wirtschaftlichen Sachvermögensbestand nur insoweit, als das 
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_  Gebrauchsvermögen sich im Lauf der Zeit abnutzt und als 
Teile des Vermögens direkt oder auf verschlungenen Wegen 
und so weiter zur „Finanzierung“ einer unsichtbaren Ein- 
fuhr an Nahrungsmitteln, Zigaretten, Kaffee, Seidenstrümp- 
fen und so weiter ins Ausland abwandern!). Soweit das 
 Sachvermögen dagegen im Inneren „vertauscht“ wird, ver- 
ändert sich nur seine Verteilung. Neue Gebrauchsvermögen 
_ entstehen vor allem auf dem Lande; sie sind nicht immer 
rational aufgebaut, weil sie in verhältnismäßig kurzer Zeit 

angesammelt werden und dabei nicht die Möglichkeit. be- 
steht, frei zu wählen: viele Bauersfrauen würden sich wahr- 
_  scheinlich normalerweise andere Stoffe, Strümpfe und 
Schuhe und andere Nähmaschinen anschaffen, als sie gegen- 
wärtig als „Geschenke“ erhalten. 


_ In welchem Umfang heute die Arbeiterschaft gezwungen 
ist, von ihren Reserven zu leben, geht aus der schon einmal 
erwähnten Erhebung von Haushaltsrechnungen im Rhein- 
Ruhr-Gebiet hervor. 40 vom Hundert der Ausgaben der 
dort erfaßten Arbeiterhaushaltungen, die im Durchschnitt 
303 Reichsmark im Monat betrugen, mußten durch den 
ückgriff auf Rücklagen gedeckt werden. 27 vom Hundert 
der Ausgaben wurden für die Beschaffung zusätzlicher Le- 
_ bensmittel verwandt. Dabei ist in der Position „Verbrauch 
_ von Rücklagen“ nur der Verzehr: von Geldreserven. nıcht 
er der Verzehr des Sachvermögens erfaßt. Die Erhebung 
esagt nichts darüber, um wieviel sich die Bestände des 
aushalts durch Tauschaktionen und „Geschenke“ vermin- 
ert haben, Und nicht zum Ausdruck kommt in solchen 
aushaltsrechnungen auch der Verschleiß des Hansrats und 
der Kleidung (soweit er über die Reparaturen hinausgeht). 
o daß der gesamte Vermögensverzehr noch erheblich größer 
st, als die 40 vom Hundert der Ausgaben vermuten lassen. 
Nicht nur, um sich zusätzlich Nahrungsmittel zu beschaffen, 
reifen nach diesen Erfahrungen die Arbeiterhaushaltungen 
auf ihre Ersparnisse zurück. Da der gesamte „Verbrauch 

‚von Rücklagen“ (40 vom Hundert) den Ausgabenposten „Be- 
 schaffung von zusätzlichen Lebensmitteln“ (27 vom Hun- 


Zusammenfassend kann man über den künftigen deut- 
chen Lebensstandard sagen: er wird dem Typus nach vor- 
iegend der Lebensstandard eines Industrielandes sein, so 
ie er es bisher gewesen ist, da die Struktur der deutschen 
Virtschaft sich eher noch in der Richtung zunehmender In- 
- dustrialisierung entwickeln wird.‘ Da eine Beschäftigung der 
industriellen Überschußbevölkerung in der Landwirtschaft 
nicht möglich ist, sogar mit einem Überschuß an landwirt- 
 schaftlicher Bevölkerung zu rechnen ist, wird eine verdeckte 
der offene Arbeitslosickeit entstehen und eine Abwande- 
ng der Menschen zu Berufen und Gewerben einsetzen, die 
mit geringem Kapitalaufwand irgendeine Existenzmöglich- 
i N keit bieten. Die. Wirtschaftsordnune nach außen und nach 
innen, soweit sie der deutschen Entscheidung überhaupt 
überlassen ist, wird sich nach dem Maß der staatlichen Ein- 
griffe richten. die zur Reselung der großen sozialen Pro- 
bleme notwendig sein werden. 


Der dem Tvpus nach auf diese Weise festgelegte Lebens- 
standard wird sich auf lange Zeit hinaus infolge der struk- 
_ turell bedingten Produktivitätsverluste auf sehr niedrigem 
Niveau halten. Er wird der Lebensstandard eines verarmten 
Industrielandes sein und sicher weit unter dem Durchschnitt 


Bi 1) Dem Verzehr an Geldvermögen steht volkswirtschaftlieh der Rückgang 
e. der Lagerbestände und die Abnutzung der Investitionen gegenüber. 
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dert) übersteigt, zeigt sich, daß die laufenden Einkommen natürliche Abnutzung des Gebrauchsvermögens auszu 
_ auch nicht ausgereicht haben, um die Ausgaben für die ra- gleichen. . 
Zusammenfassung 
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tionierten Lebensmittel und alle übrigen „legalen“ 


nisse zu bestreiten. a 4 

Der heutige Vermögensbesitz ist in großem Umfang zı 
fallsbedingt. Die Vermögensverteilung ist ‚nicht mehr wi 
früher im großen und ganzen ein Spiegelbild der Einkon 
mensgliederung, sondern das Ergebnis der rein zufällige: 
„Auslese“, die in den letzten vier Jahren durch Bomben 
krieg, Zerstörungen bei den Kampfhandlungen auf der Erde 
Plünderung, Beschlagnahme durch die Besatzungsmächte un! 
nicht zuletzt durch die Ausweisung der Bevölkerung 'au 
den Ostgebieten vor sich gegangen ist. Haben Bewirtscha 
tung und Preispolitik die Abstufung des Lebensstandard 
nach der Höhe der Geldeinkommen weitgehend außer Ku 
gesetzt, so sind. die Unterschiede im Vermögensbesitz durd 
die zufälligen Vermögensvernichtungen erheblich verz 
worden. So kommt es, daß Flüchtlinge, die allen Besitz ver 
loren haben, durch Arbeit, Geschick und Glück sich abe: 
bereits wieder ein gewisses Einkommen sichern konnten 
einen geringeren Lebensstandard haben als „Eingesessen: 
mit niedrigerem Einkommen, denen der Zufall ihren ge 
samten Besitz erhalten hat. Von zwei Seiten her, vom Ein) 
kommen und vom Vermögensbesitz, wird also die bisherig} 
Sozialstruktur ausgehöhlt. 


Ein lang anhaltender Vermögensverzehr trägt neben de 
hier angedeuteten sozialen Problemen noch die Tendenz ı# 
sich, daß sich der Lebensstandard in allen Schichten auto) 
matisch senkt. In dem Maße, in dem die Bestände abneh 
men, werden die Möglichkeiten des künftigen Verzehrs ge 
ringer. Ein immer größerer Teil des Gebrauchsvermögen 
geht seinem natürlichen Ende entgegen, für die Lebenshall 
tung immer wichtigere Teile des Hausrats müssen veräuße - 
werden — bis. für eine immer größere Zahl von Haushal 
tungen der Nullpunkt erreicht ist. Selbst wenn die Produkt 
tion nicht zurückgeht, schreitet mit anderen Worten det 
Prozeß der progressiven Verelendung weiter fort. Er häll 
so lange an, bis die laufende Produktion wieder ausreicht 
den laufenden Verbrauch zu decken, und es erlaubt, di 


s 


der Länder liegen, die ihrem Typus nach mit Deutschland 
in dieser Hinsicht vergleichbar sind. 


Da der künftige Lebensstandard auf lange Zeit hinaus 
erheblich niedriger sein wird als früher, wird sich auch di 
Sozialstruktur durchgreifend ändern; die Entwicklung is 
heute bereits in vollem Gang. Denn es ist für die Verteilung 
zweierlei, ob ein bestimmtes durchschnittliches Niveau de: 
Lebensstandards im Laufe der Aufwärtsentwicklung durdi 
wachsende Intensivierung der volkswirtschaftlichen Produk- 
tion erreicht wird oder ob es am Ende eines radikalen Abı 
stiegs steht. Der Lebensstandard der unteren Einkommens- 
schichten wird zwar auch in Zukunft unter dem früherer 
Standard liegen. Er läßt sich aber bei weitem nich! so star] 
einschränken, wie es der Rückgang des Sozialprodukts er 
fordern wird. Der Druck zur Senkung wird daher in ersten 
Linie die mittleren und oberen Einkommensschichten tref 
fen. Daraus werden sich die Tendenz zu einer sozialen Ni- 
vellierung des Lebensstandards und eine Einengung der so- 
zialen Differenzierung ergeben. Kein Mensch und keine so- 
ziale Schicht nehmen ohne Widerstand und ohne Ressenti- 
ment eine Senkung des Lebensstandards und eine soziale 
Deklassierung hin. Wenn erst die akute Not des Hunger: 
überwunden ist, wird dieser soziale Kampf den Hauptoesen- 
stand der wirtschaftlichen Auseinandersetzungen bilden 
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Renaissance der Genossenschaften 


e Gründung von Genossenschaften war seit dem Zu- 
enbruch so lebhaft, daß schon die Frage gestellt wor- 
st, ob wir einem Zeitalter der Genossenschaften ent- 
engehen. Es ist vielleicht nicht falsch, wenn darauf hin- 
wiesen wird, daß die deutsche Wirtschaft durch die be- 
itigte Erhöhung des Anteils der mittleren und kleine- 
etriebe und andere Änderungen ihrer Struktur ausge- 
chen „genossenschaftsgünstig“ würde. Die Genossen- 
iften sollen als Einkaufs- oder Bezugsgenossenschaft, als 
z-, Kredit- oder sonstige Wirtschaftsgenossenschaft 
neren und mittleren Betrieben die Vorteile verschaffen, 
die im allgemeinen die größeren und die großen Be- 
‘(und häufig nur diese) verfügen, und als Konsumge- 
nschaften sollen sie der zusammengeschlossenen Ver- 
herschaft die Vorteile einer leistungsfähigen Waren- 
teilungsorganisation (teilweise unter Einschluß der Er- 
gung) sichern. Noch ein anderer Faktor ist für die „Ge- 
nschaftsfreudigkeit‘“ unserer Zeit anzuführen: Nach den 
en letzten Jahrzehnten gewonnenen Erfahrungen hat 
weiten Schichten die Anschauung durchgesetzt, daß 
ie Stelle der freien Konkurrenz- und Marktwirtschaft 
edarfsdeckungswirtschaft treten müsse, und in einer 
#Ichen würden Genossenschaften aller Art in der Tat eine 
toße Rolle zu spielen haben. 


+ 


ie Renaissance des Genossenschaftswesens erstreckt sich 
Der ganz Deutschland. Jedoch ist der Wiederaufstieg in der 
owjetzone besonders lebhaft. Die landwirtschaftlichen 
Jreditgenossenschaften sollen den Friedensstand bereits im 
rgangenen Jahr wieder etwa erreicht haben. Die hier in 
r Linie interessierenden Konsumgenossenschaften haben 
Position, die sie vor 1933 innehatten, weit überschritten 
ind unbestreitbar zu großer Bedeutung gelangt. Schon im 
e 1945 wurden die Konsumsenossenschaften in der Ost- 
wieder ins Leben gerufen. Es wurde ihnen nicht nur das 
ühere Vermögen, soweit es noch erhalten war, zurückge- 
ben, sondern sie wurden auch in vielfacher Weise geför- 
. Die Errichtung von Verkaufsstellen wurde erheblich 
chtert und der Verkauf an Nichtmitglieder freigegeben. 
er wurden den Konsumsenossenschaften viele enteig- 
e Einzelhandelsbetriebe (Filialunternehmungen, Waren- 
hd Kaufhäuser und andere) sowie eine Reihe von Produk- 
ansbetrieben übergebent). Auch als Treuhänder wurden die 
nsumgenossenschaften und ihre Verbände eingesetzt. In 
jowjetzone liegende Fabriken der Hamburger GEG wur- 
wie berichtet wird, den Landesverbänden der Kon- 


enossenschaften übertragen. Dazu trat — das war für 
Entwicklung der Mitglieder- und Kundenzahlen sowie 
Umsätze besonders wichtig — eine Bevorzugung bei der 


enbelieferung. Das gilt nicht nur für die traditionellen 
beitsgebiete der Konsumgenossenschaften, also Nahrungs- 
1 Genußmittel, Haushaltswaren und ähnliches, sondern 
ı für andere Erzeugnisse, mit denen sich die Konsum- 
Snossenschaften früher wenig oder gar nicht beschäftigt hat- 
In, Textilien. Schuhe und andere Verbrauchseüter. Über- 
henderweise werden zum Beispiel auch Schreibmaschinen, 
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wissenschaftliche Lehrmittel über die Konsumgenossenscha 
ten abgesetzt — Erzeugnisse, die ihnen recht fern liegen 
dürften. Für den Wettbewerb zwischen den Genossenschaf- 
ten und anderen Teilen des Einzelhandels ist die Tatsac 
besonders wichtig, daß die Verteilungsstellen der Konsum- 
vereine oft früher als der übrige Einzelhandel mit den ra- 
tionierten Lebensmitteln beliefert, Gemüse und sogenannte 
freie Waren häufig ausschließlich oder zum größten Teil 
über die Genossenschaften verkauft werden. Teilweise wird 
der gesamte Einzelhandel eines Ortes über die Genossen- 
schaften beliefert; auch Einkaufsgenossenschaften des Ein- 

zelhandels sind mit ihren Einrichtungen zur Belieferung 
aller Gruppen des Einzelhandels herangezogen oder auf die 
Konsumgenossenschaften überführt worden. Aus den zahl- 
reichen und oft schwer zu übersehenden Nachkriegserschei- 
nungen im Einzelhandel der Ostzone verdient wohl auch die 
Gründung von Konsumgenossenschaften auf betrieblicher 
Basis (für große Werke) erwähnt zu werden, da sie’ f 
Deutschland ein Novum darstellen. Sie treten gewisse 
maßen an die Stelle der früher lebhaft umstrittenen, im 
ganzen aber wenig bedeutungsvollen Werkskonsumanstalten. 
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Entwicklung der Konsumgenossenschaften in den 
Ländern der sowjetischen Besatzungszone nach dem 
Stande etwa vom August 1946 | 


Zahl.der 
Land oder Provinz ae arte N : 
genossen- lungs- Mitglieder 
schaflen | steilen 2 
Dachsenuge Be 57 1589 
Sachsen-Anhalt . . . . 36 1056 192 000 
Thunnsen er 4] 823 157 000 
Mark Brandenburg . ... 76 666 180 000 
Mecklenburg-Vorpommern 31 240 
Sowjetische Zone. . . .| Al 4374 929000 | 
Sowjetischer Sektor Berlins | 8 206 103 200: | 


In Berlin waren Konsumgenossenschaften zuerst in den E 
acht Verwaltungsbezirken des Sowjetsektors gegründet wor- 
den. Sie wurden ähnlich wie die Genossenschaften der Zone 
gefördert und haben sich lebhaft entwickelt. Gegen Ende 
des ersten Vierteljahres 1947 dürften sie etwa ’25 vom Hun- 
dert der Bevölkerung dieses Teils der Stadt mit Lebens- 
mitteln versorgt haben?). Beim Absatz von Textilwaren und 
Bekleidung hat die zuständige Militärverwaltung verlangt, 
daß 50 vom Hundert der Soll-Lieferungen über die Kon- 
sumgenossenschaften zum Verkauf gelangen. Wird das Soll 
nicht erreicht, liegt der konsumgenossenschaftliche, Anteil 
entsprechend höher. Daß die Genossenschaften ihren Ver- 
kaufsapparat diesen Aufgaben anpassen, versteht sich von 
selbst. Sie haben Spezialverteilungsstellen für Textilwaren 
und Schuhe eingerichtet (obwohl es genug Ladengeschäfte 
dieser Art ohne Waren gibt), sie sind im Begriff, soge- 


2) Ende März 1947 betrug die Zahl der Verteilungsstellen im Sowjet- 
sektor 230, die Zahl der Mitglieder rund 131 000 und die Zahl der Kunden 
(für den Lebensmittelbezug eingetragen) knapp 220000. — Irma Frühjahr 


1947 sind im französischen Sektor Berlins (Verwaltungsbezirke Wedding 
und Reinickendorf) 2 Konsumgenossenschaften entstanden, die sich dein 
Verband Berliner Konsumgenossenschaften angeschlossen haben. 2 numre 
Gründungen im britischen Sektor der Stadt sind ihm bisher fernge- 
blieben. Im amerikanischen Sektor sind noch keine Konsumvereine zu- B- 
gelassen worden. 
> 
a. 
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übrigens im Rahmen ihrer traditionellen Aufgaben liegt — 
euerdings die ersten Spezialverkaufsstellen für Fleisch und 
Jurst aufgemacht!). Der Einfluß der Berliner Konsumge- 
se ossenschatten im Bereiche der Produktion ist ungleich grö- 
Ber als früher. Neben die eigenen, den Genossenschaften 
schon früher gehörenden Betriebe ist eine Anzahl unter Se- 
quester stehender Fabriken getreten, die dem Verband Ber- 

er Konsumgenossenschaften zur treuhänderischen Verwal- 
tung übergeben worden sind; es handelt sich dabei um 
Brauereien, Spirituosen-, Süßwaren-, Nährmittel- und 
Fleischwarenfabriken, Großwäschereien und einige andere 
ht bedeutende Objekte. Mit dieser bewußten Förderung 
‚von oben‘ haben die Konsumgenossenschaften ihre alte 
ideologische Basis weitgehend verlassen und ihren Charak- 
- erheblich verändert. Sie waren einst als Selbsthilfe-Ein- 
htungen der Verbraucher ins Leben gerufen worden; es 
war ihr Stolz, daß sie sich aus eigener Kraft entwickelt und 
| Wettbewerb mit dem übrigen Einzelhandel durchgesetzt 
atten, eine Leistung, die auch ihren Gegnern imponierte 
ind von ihnen anerkannt wurde?). Allerdings wird von den 
sumgenossenschaften in der Ostzone immer wieder er- 
klärt, daß sie keine Monopolstellung anstreben oder for- 
m; Genossenschaften und privater Handel sollen vielmehr 
eneinander bestehen. Bei der Förderung, die ihnen bisher 
teil geworden sei, handele es sich um einen Akt der Wie- 
gutmachung; denn sie seien viele Jahre ihrer Existenz 
ihres Vermögens beraubt gewesen. Gegen die „Auf- 
ung“ bestehen sicherlich im eigenen Lager manche Be- 
nken, und man weiß, daß unwirtschaftlich arbeitende Be- 


nal schwer zu schaffen gemacht haben, daß das, was heute 
eine zu begrüßende Ausdehnung des eigenen Bereichs 
als großer Erfolg erscheint, morgen eine schwere Last 


l zur Verteidigung seiner Position ergriffen hat (Errichtung 
n Einkaufsgenossenschaften des Einzelhandels, genossen- 


ossenschaften im Osten Deutschlands ist die Entwicklung 
Westen und Süden des Landes sehr viel langsamer ver- 
laufen. Dort wird im wesentlichen an die frühere ideologi- 
‚sche, materielle und organisatorische Überlieferung wieder 
‚angeknüpft. Der Gedanke der Selbsthilfe, der Verkürzung 
des Weges der Ware vom Hersteller zum Verbraucher und 
ındere wohlbekannte, aber auch heute noch wichtige Ziele 
tehen, im Vordergrund — Ziele, die im Wege eines echten 
Wettbewerbs mit anderen Gruppen der Wirtschaft, also vor 
illem des Einzelhandels, erreicht werden sollen. 

Auf der Ende März 1947 in Hamburg abgehaltenen ersten 
achkriegstagung des wiedererstandenen Zentralverbandes 
eutscher Konsumgenossenschaften ist über den Stand der 
ntwicklung im Westen im wesentlichen Auskunft gegeben 


_1) Am 2. Mai 1947 gab es 4 Geschäfte dieser Art in Berlin gegenüber 
0 vor 1933. ° 
2) Vor 1953 gehörte Deutschland zu den Ländern mit machtvollen 
onsumgenossenschaftlichen Organisationen. In den Konsumvereinen der 
beiden Richtungen, von denen die eine ideologisch den freien, die andere 
a christlichen Gewerkschaften nahestand,‘ waren um 1930 nahezu 4 
illionen (bei insgesamt etwa 17 Millionen) Haushaltungen organisiert. Zu 
dieser Zeit wurde ein Jahresumsatz von 1,4 Milliarden Reichsmark erreicht, 
'was einem Anteil von allerdings nur etwa 45 v.H. am gesamten Finzel- 
handelsumsatz, jedoch einem Anteil von 10 v H. am Umsatz des Finzel- 
handels in Nahrungs- und Genußmitteln entsprach Unter dem früheren 


nannte Kleinwarenhäuser zu eröffnen, und haben — was 


hilfe“ aufzuheben und einen unbeschränkten Wirtschaft 


worden. Die Rückübertra 
noch nicht überall durchgeführt; 
amerikanische und die französische Zone. Gefordert 
ferner die Beseitigung der konsumvereinsfeindlichen 
setzesvorschriften aus der Vergangenheit, die Möglichke 
die Privatisierung von Läden und anderen Betrieben,. di 
früher den Genossenschaften gehörten, durch Rücker € 
rückgängig zu machen, die Beschlagnahme der GEG und d 


Versicherungsgesellschaften „Volksfürsorge“ und „Eiger 


verkehr zwischen der Zentrale der GEG in Hamburg, ihre 
Betrieben in den verschiedenen Teilen Deutschlands ur 
ihren Abnehmern, den Konsumgenossenschaften, zuzulasset 
Geplant ist die Gründung einer selbständigen Bank di! 
GEG (an Stelle der früheren Bankabteilung), die die frei 
Mittel der Genossenschaften und die Spargelder ihrer M3 
glieder verwalten soll. Nach den ungünstigen Erfahrungek 
die zwischen den beiden Kriegen gemacht worden sing 
sollen die einzelnen Genossenschaften nicht mehr selbst di 
Spargeschäft pflegen, sondern nur noch Annahmestellen fi 
Spargelder sein, notwendige Kredite für den Ausbau und 
weiter dagegen bei der Hamburger Bank nehmen. a 


Die Entwicklung in Süddeutschland wird durch einen künı 
lich vom Länderrat der US-Zone verabschiedeten Gesell 
entwurf über die Wiederherstellung von Verbrauchergen« 
senschaften (Konsumvereine) gekennzeichnet. Dieser’ Eı H 
wurf, über dessen Annahme die Landtage der drei Ländt 
zu entscheiden haben, sieht vor, daß den Konsumgenossep 
schaften bis zur Erreichung der früheren Mitgliederzahl 
eine Anlauffrist eingeräumt werden soll, innerhalb der 


sie auch an Nichtmitglieder verkaufen dürfen. Diese Fr 
soll aber nur bis zum Ende dieses Jahres reichen; es & 
scheint äußerst fraglich, ob es den Genossenschaften uni 
den im Westen gegebenen Verhältnissen gelingt, in dies 
kurzen Spanne den früheren Mitgliederbestand wiederzugk 
winnen. Nach dem Gesetzentwurf kann ferner der Ansprui 
auf Rückübertragung des früheren Eigentums nur von ein 
Konsumgenossenschaft geltend gemacht werden, die an & 
Stelle einer Vorgängerin tritt, die mindestens bis 21. I 
1935 einen Geschäftsbetrieb unterhalten hat und deren wi 
schaftliche Lebensfähigkeit zesichert erscheint. ® 

Über den Umsatz der Konsumgenossenschaften in 
drei Westzonen liegen für 1946 folgende Angaben vor; & 
bei sind die Umsätze der bestehenden Versorgungsringe & 
früheren DAF (in der amerikanischen und in der französ 
schen Zone damals noch nicht umgewandelt) einbezoget 
man hat sie also für die Zahlenübersicht so behandelt, als seit 
sie wieder auf neugegründete Genossenschaften übertragek 


Vergleich zwischen den Umsätzen der Konsumgenosset 
schaften beziehungsweise, der Versorgungsringe der di 
Westzonen in den Jahren 1930 und 1946 


ER 


1946 v. 


Umsatz 
Zone in Mill. RM des Standet 
146 | 15 von 19 
Britische Zone. . . . 170 531 
Amerikanische Zone . 148 222 
Französische Zone . . . 40 ‚64 


Die Ergebnisse sind im Vergleich zur Ostzone bescheide 
Allerdings darf man nicht vergessen, daß die Umsätze 
Jahre 1930, das hier zum Vergleich gewählt ist, noch e 
heblich über denen des schweren Krisenjahres 1992 lagd 
das zur Kennzeichnung der Entwicklung in der Ostzos 
herangezogen worden ist. Leider fehlen zur Zeit die Unte 
lagen für eine Umrechnung auf eine gemeinsame Bezug 
basis. Wie dem -aber auch immer sei — die Bedingunge 
unter denen die Konsumgenossenschaften im Westen ur 
Osten arbeiten, sind zu verschieden, als daß man die E} 
gebnisse ernsthaft - miteinander vergleichen könnte. I 
Westen fehlen die großen äußeren Vorteile, die die Geno 
senschaften im Osten ihren Mitgliedern und Kunden zu bi 
ten vermögen. Nur allmählich läßt sich im Westen der i 


ep ee 
i deraufbau durchführen, also beispielsweise der 
n Verteilungsstellen. beseitigen und — was noch 


‚er ist — lassen sich die Verbraucher, vor allem die 
Generation, für den Gedanken der Konsumgenos- 
chaft interessieren und gewinnen. 


edauerlicherweise wird in der konsumgenossenschaft- 
en Diskussion der letzten beiden Jahre — gleichgültig 
elcher Zone —, soweit wir sehen, der Rationalisierung 
Warenverteilung und dem Beitrag, den die Konsum- 
senschaften dabei zu leisten haben, nur wenig Beach- 
geschenkt. Nur gelegentlich wird gesagt, daß die Han- 
aufschläge gesenkt werden müssen, die Konsumgenos- 
enschaften hohe Leistungen zu erreichen und mit niedrigen 
annen auszukommen haben. Man hat aber nicht den Ein- 
ck, daß man sich bei dieser knappen Forderung der Un- 
me der Einzelleistungen auf dem Gebiete der Organi- 
tion, der Warenwirtschaft, der Kosten, der Werbung und 
‚weiter bewußt ist, die notwendig sind, um dem Ver- 
‘aucher auf die Dauer größere Vorteile bieten zu können 
andere Gruppen des Einzelhandels. 


Die‘ Handelskontore der Sowjetzone 


ie Umgestaltung der Wirtschaft in der sowjetischen Be- 
tzungszone ist durch eine starke Zentralisierung nicht nur 
ler Industriet), sondern auch des Handels gekennzeichnet. 
m Bereiche des Einzelhandels bedient man sich dabei der 
nsumgenossenschaften, über deren Entwicklung im vor- 
gehenden Abschnitt berichtet wurde; im Bereiche des 
ßhandels sind die sogenannten Industrie- und Handels- 
tore geschaffen worden. Freilich scheint der Ausbau die- 
t Organisationen in den verschiedenen Ländern und Pro- 
zen der Zone derzeit nicht den gleichen Stand erreicht zu 
ben. Am weitesten vorgeschritten ist ohne Zweifel das 
ıd Sachsen, das zuerst den Gedanken aufgegriffen hat 
. gewissermaßen als Experimentierfeld dient. Dort liegen 
h die meisten Erfahrungen mit dieser neuen Gestaltung 
Großhandels vor, die offenbar selbst die Initiatoren und 
rittmacher bisher noch nicht restlos befriedigt haben. 


Worum handelt es sich? Der Gedanke der Handelskontore 
soweit man sehen kann, zum ersten Male von Walter 
Ulbricht und von Bruno Leuschner geäußert worden. Das 
Verklärte Ziel ist eine Reorganisation und stärkere Kontrolle 
:s Großhandels durch gemischtwirtschaftliche Organe, 
eren Kapital zu 51 vom Hundert vom Lande beziehungs- 
reise der Provinz, zu 49 vom Hundert von ausgewählten 
privaten Firmen und den Konsumgenossenschaften aufge- 


| bracht wird. Man macht geltend, daß eine planmäßige Pro- 
de 
< 


2 


uktion und Versorgung eine planmäßige Verteilung der 
üter (der Roh- und Hilfsstoffe, der Produktionsmittel, der 
NHalbfabrikate und der Fertigwaren) erforderlich mache und 
daß man sich daher des Handels annehmen und die Waren- 
bewegung kontrollieren müsse. Die Organe für den plan- 
‚Rigen Ein- und Verkauf sind die Handelskontore. Für 
des Land beziehungsweise jede Provinz der Sowjetzone 
nd zwei Großhandelskontore vorgesehen: ein sogenanntes 
IIndustriekontor?) zur Beschaffung und Belieferung der In- 
dustrie mit Rohstoffen, Hilfsmaterialien, Produktionsmitteln 
und so weiter und ein sogenanntes Handelskontor. Dieses 
übernimmt die Fertigerzeusnisse der Verbrauchsgüterindu- 
trie und hat sie — den Verteilunesplänen entsprechend — 


‘den Einzelhandel des eigenen Landes (der Provinz), an 
ie anderen Länder und Provinzen der Zone sowie — im 
ahmen der Interzonenabmachungen — an andere Teile 


Deutschlands weiterzuleiten. Auf Grund der Wirtschafts- 
nläne der Länder und Provinzen erhalten die Kontore Be- 
affungsaufträge und Verteilungsschlüssel. Ihnen ist ferner 
‘ Kontrolle der Handelsspannen und der Qualität der 
aren zur Aufgabe gemacht. 
Die Kontore sind in der üblichen Weise nach Branchen 
gegliedert worden und unterhalten Zweigstellen an wich- 
ltieen Plätzen ihres Landes. Sie können einen großen Teil 
nn . r - - ” Ir ix 24 
| ee le vereeicne Re 
tz. überführten Betriebe erfolgt durch zentrale Instanzen. 
icht zu verwechseln mit den eben erwähnten Industrieverwaltungen. 


September 1947 


RER, le Deutschland / Binnenhande, 


I 


ihrer Aufgaben an ausgewählte Großhandelsfirmen- übeı 
tragen, die die Geschäfte zwar unter Kontrolle der Kon 
tore, aber auf eigene Rechnung und Gefahr betreiben solle: 
Mit der Beauftragung nur eines ausgewählten Kreises v 
Großhändlern will man gleichzeitig die Übersetzung d. 
Großhandels beseitigen, mindestens aber mildern, und d« 
Schwarzhandel bekämpfen. K 


Diese auf ein öffentliches (das heißt durch die Landesv 
waltung kontrollierte) Großhandelsmonopol gerichte: 
Pläne werden mit folgenden Argumenten begründet 
heißt, daß? man den Großhandel besser als bisher an 
volkswirtschaftlichen Aufgaben heranführen und ihn in di 
planmäßige Versorgung einschalten wolle. Oder: Die Pla 
nung in der Verteilung mache den Handel nicht überflü 
sondern führe ihn auf seine eigenen Aufgaben zurück. Sei 
Betätigungsmöglichkeiten sollten nicht eingeschränkt w. 
den; vielmehr solie die schöpferische Unternehmerinitiat: 
erhalten bleiben, ja sogar gefördert ‘werden. Gieichzeit 
wird zugunsten der neuen Gestaltung angeführt, daß d 
Kontrolle des Warenweges eine Konzentration des Umsatz 
bei wenigen großen Betrieben notwendig mache und d 
gute Beziehungen zwischen Lieferanten und Abnehmern 
solche Beziehungen stehen im ‚Verdacht, die Basis de 
Schwarzmarktgeschäfte zu sein — keine Rolle mehr spielen 
sollen. Die rasche und reibungslose Verteilung der ' a 
könne von der Verwaltung ebensogut, wenn nicht sogar 
ser durchgeführt werden als vom freien Großhandel; 
Verwaltung habe die gleichen Erfahrungen wie die Gr 
händler, da viele Kräfte aus dem Handel in den neuen O 
ganen tätig seien. Es kann dahingestellt bleiben, inwiewe 
diese Erwägungen mit der Wirklichkeit übereinstimmen. 
Größerem Interesse begegnet es wahrscheinlich, einen Blid 
auf die beiden Handelskontore im Lande Sachsen, das | 
sische Industrie-Kontor G.m.b.H. (für Industrierohs 
und so weiter) und die Sächsische Zentralhandeisgesellsch 
m. b. H. (für industriell erzeugte Verbrauchsgüter), 
mit dem Sitz in Dresden, zu werfen. Er 


Das Industriekontor: Grund für die Etricıtur 
des Industriekontors war die Lage des Großhandels na 
dem Zusammenbruch. Es wird geltend gemacht, daß er ni 
mehr voll in der Lage gewesen g$ei, seine Aufgabe bei der 
Beschaffung und Verteilung der Roh- und Hilfsstoffe, d. 
Halbfabrikate und Produktionsmittel aus eigener’ Initia 
und ohne die Hilfe der Selbstverwaltung zu erfüllen; a 
dererseits brauchte die Verwaltung die Erfahrungen, 
Verbindungen, die Organisation und die Einrichtungen 
Handels. Das Industriekontor ist eine Dachgesellschaft, 
der sich gewissermaßen die öffentliche Hand und die vı 
vate Initiative vereinigen und an der eine beschränkte Z 
von Handelsfirmen aller Geschäftszweige beteiligt ist. 
Kontor soll im wesentlichen keine Geschäfte auf eige 
Rechnung abschließen, sondern diese von den Handelsür- 
men — seien sie nun beteiligt oder nicht — durchführ 
lassen. Ihm müssen alle Waren zur Verfügung gestellt wer- 
den, die in die Zuständigkeit des Kontors fallen. Die Ab 
wicklung erfolgt — kurz angedeutet — so, dal die Ver- 
braucher dieser Waren (Be- und Verarbeiter) Lieferanwei- 
sungen erhalten, die sie dem Kontor zugehen lassen und 
auf Grund deren die Lieferung erfolgt. Geplant ıst die Er 
richtung von Bezirkskontoren in den Bezirkshauptstädt 
Chemnitz, Leipzig, Zwickau und Bautzen. Die Lieferung 
des Kontors erfolgen nicht nur an das Land Sachsen, so 
dern den Verteilungsplänen entsprechend auch an ander 
Länder und Provinzen der Zone; außerdem soll das Konto 
— wie erwähnt — am Interzonenhandel teilnehmen. 


Nicht zuständig ist das Industriekontor für die Verteilung 
der Kohle. Dafür ist eine eigene Organisation geschaffen: 
unter Aufsicht der Deutschen Zentralverwaltung für die 
Brennstoffindustrie arbeiten für feste Brennstoffe das Ost- 
elbische Verkaufskontor in Senftenberg, das Mitteldeutsche 
Verkaufskontor in Leipzig und das Sächsische Verkaufskon- 
tor in Zwickau. Ihnen nachgeordnet sind Kohlenkontore der 
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Länder und Provinzen, denen etwa die Aufgaben des frü- e 
heren Kohlengroßhandels erster Hand übertragen sind, Bi: 


81 


 DieZentralhandelsgesellschaft: Dieses Or- 
gan ist ganz ähnlich aufgebaut wie das Industriekontor. Die 
- Gesellschaft soll sämtliche bewirtschafteten gewerblichen 
_ Verbrauchsgüter — durch tägliche Meldungen der Herstel- 
ler über ihre Produktion — lückenlos erfassen und den 
' Plänen gemäß an den Einzelhandel zur Verteilung an die 
/ölkerung weiterleiten, wobei man wissen muß, daß die 
Bewirtschaftung inzwischen auf nahezu alle gewerblichen 
rtigwaren ausgedehnt worden ist. Die Kontore sind also 
‚die gewerblichen Güter das Gegenstück zu den von der 
ntralverwaltung für Handel und Versorgung geschaffenen 
nder- und Kreisorganen für die Ablieferung und Erfas- 
g landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 


Der Warenkreis der Sächsischen Zentralhandelsgesellschaft 
_ umfaßte zuerst — außer Textil- und Schuhwaren — Wasch- 
ittel, Zündhölzer, Tabakwaren, Uhren, Radioempfänger 
sowie Näh- und Schreibmaschinen und ist inzwischen sicher 
_ auf andere Erzeugnisse ausgedehnt worden. 


Die Gesellschaft soll — wie es heißt — ähnlich dem In- 
dustriekontor im wesentlichen Großhandelsfirmen mit der 
\bwicklung der Geschäfte, der Durchführung der Waren- 
bewegung, beauftragen; allerdings erfolgen die Käufe und 
5 erkäufe im Namen und auf Rechnung der Zentralhandels- 
esellschaft. Partner für die Einkäufer aus Sachsen selbst 


‚entralhandelsgesellschaft. Die Besuche der Einkäufer bei 
en Herstellern sollen sich daher künftig erübrigen. An 


sische Fertigwarenindustrie hat also nur noch einen Ab- 
mer — die Zentralhandelsgesellschaft; Damit ist nicht 
ır auch auf diesem Gebiete ein -Handelsmonopol begrün- 
‚sondern es wird auch eine genaue Kontrolle über die 
t enteigneten Betriebe der Verbrauchsgüterindustrie (so- 
it ihre Erzeugnisse unter die Bewirtschaftung fallen) aus- 
bt. 

Nach der Errichtung der Kontore wurde darauf hinge- 
wiesen, daß sich an ihrer Organisation noch manches ändern 
könne, etwa durch stärkeren Übergang zum Eigengeschäft, 
durch Übernahme eigener Lagerhäuser und eigener Trans- 
rtmittel, durch Zusammenschluß der in den Bezirken für 
s Handelskontor täti Großhandelsfirmen zu Bezirks- 
aandelsgesellschaften oder Gruppenempfängemnt). 


Soweit das Programm! In der Praxis haben das Industrie- 
kontor und die Zentralhandelsgesellschaft mindestens an- 
fangs mit gewissen Reibungsverlusten gearbeitet. Die Kritik 
am Industriekontor machte geltend, daß es zwar den Pro- 
uktionsbetrieben die Materialien zuleiten soll, es aber keine 
rfügungsgewalt über die anfallenden Stoffe habe, die 
‘erforderlichen Freigabescheine vielmehr ausschließlich von 
r Landesverwaltung ausgegeben würden. Es hat zeitweise 
fenbar eine Verwirrung über die Zuständigkeiten ge- 
1errscht, um die sich die Abteilung Wirtschaft und Arbeit 
der Landesverwaltung, die Wirtschaftsämter bei den lokalen 
‚Verwaltungsstellen, die oben behandelten Kontore und 
schließlich die Industrie- und Handelskammern stritten. 
hnlich soll es im Bereiche der Zentralhandelsgesellschaft 
‚gewesen sein, wobei man sich freilich darüber klar sein muß, 
aß eine Zentralisierung des Absatzes bei dem außerordent- 
ch ausgedehnten und weitverzweigten Sortiment gerade der 
sächsischen Verbrauchsgüterindustrie, der Unzahl von Ar- 
tikeln und so weiter besonders schwierig ist und die Lösung 
zahlreicher organisatorischer Probleme verlangt. 


Das Außenhandelskontor: Eine solche Zentra- 
lisierung des Großhandels, wie sie vorstehend für Sachsen 


 handelskontor, erforderlich, dessen Gründung im Land Sach- 
‚sen und in anderen Ländern und Provinzen der Ostzone 
inzwischen erfolgt ist. Das Sächsische Außenhandelskontor 
‚2 In diesem Zusammenhang verdient die Nachricht Interesse, daß die Zahl 


der Leipziger Großhändler, die den Einzelhandel der Stadt beliefern, 
von 180 auf 20 reduziert wird; zur besseren Ausnutzung der Transportmög- 


£* lichkeiten werden die verbleibenden Firmen zu einer Arbeitsgemeinschaft zu- 
=  _ _ sammengeschlossen, die — wie es heißt — auch Nordwestdentschland betreuen 
m, soll. Allerdings handelt es sich dabei offenbar auch um den Nahrungss- und 
 . Genußmittelhandel. der außerhalb des Warenkreises steht, mit dem es die 
 Zentralhandelsgesellschaft zu tun hat, 
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geschildert wurde, macht ein weiteres Organ, das Außen- 


EN, 
ist zum alleinigen Träger des sächsischen Außenhand 
vor allem des Exportes bestimmt, der zunächst von den 
dustrie- und Handelskammern mit Unterstützung und 
Auftrag der sowjetischen Militäradministration  betriebek 
wurde. Dieses Kontor ist nicht mit Einkaufsbüros für deu 
sche Waren zu verwechseln, wie sie von den Besatzung: 
mächten unterhalten werden). Es braucht wohl kaum ba 
sonders darauf hingewiesen zu werden, daß bei der ‚auße 
ordentlichen Vielgestaltigkeit der sächsischen Produktion d 
Zentralisierung des Exportes vielleicht noch problematisch 
ist als die des binnenländischen Absatzes, zumal da nach de: 
Abbau der Produktionsmittelindustrien die Erzeugung ve 
Gebrauchs- und Verbrauchsgütern künftig noch mehr 1 
Vordergrund stehen wird als früher. Dieses Warensortf 
ment würde selbst nach einer empfehlenswerten und nop) 
wendigen Standardisierung noch außerordentlich breit se | 


Nach bisheriger Erfahrung ist in diesem Falle die indiv 


duelle Bearbeitung der ausländischen Abnehmer kaum 8 
entbehren — in gewissem Gegensatz zu Massengüterf 
Grund- und Rohstoffen oder Halbwaren, bei denen sich kı | 
lektive oder monopolistische Formen des Außenhandels leich 
ter durchführen lassen?). 


Die Zentralisierung des Großhandels in Berlin 


Auch in Berlin ist nach dem Zusammenbruch eine star] 
Zentralisierung des Handels und der Handelstätigkeit 
beobachten. Die frühere.Stadtverwaltung hat darauf hing 
wiesen, daß nach dem Ende der Kampfhandlungen ein L 
bensmittelgroßhandel nicht vorhanden war. Ihm fehlten di 
Geschäfts- und Lagerräume, die finanziellen Mittel und ı 
allem die Fahrzeuge. Der Magistrat sei-daher gezwung« 
gewesen, selbst die Aufgaben des Lebensmittelgroßhandg 
(Einkauf, Transport, Lagerung, Verteilung) zu überneh ci 


doch sei dies nur als vorübergehende Maßnahme gedac 
bis die Voraussetzungen für die Arbeit des Großhandea 
wieder gegeben sind. Zur Zeit betreibt die Stadt Berl] 
das größte Lebensmittelgroßhandelsgeschäft in Deutschlanf 
Die Belieferung des Einzelhandels erfolgt über magistrat 
eigene Zentral- und Bezirkslager mit einem Umsatz zwischk 
400 und 600 Millionen Reichsmark und einer Kontrolle übp 
einen Umsatz von 900 Millionen Reichsmark. Bei einzelm 
Waren (bei Obst und Gemüse schon im November 1945) w 
später in verschiedenen Verwaltungsbezirken generell ist d 
Lebensmittelgroßhandel eingeschaltet worden. Es ist das «& 
klärte Ziel auch der gegenwärtigen Stadtverwaltung, d 
eine Kommunalisierung oder Sozialisierung dieses Hande 
zweiges nicht beabsichtigt sei und daß sie sich so bald 
möglich aus dem Lebensmittelgeschäft wieder zurückzieh 
wolle. Vorläufig sei dies aber wegen der ganz ungewöh 
lichen Versorgungslage der von vier Mächten besetzts 
Stadt (Lieferungen aus den vier Zonen), der noch äußert 
schwierieen Transportverhältnisse, der teilweise unüberse+ 
baren Risiken und Kosten, der rasch wechselnden Anor 
nungen und der zeitweise außerordentlich hohen finanzid 
len Anforderungen nicht möglich, wenn man den bishh 
leider noch recht unregelmäßigen Fluß der Zufuhren nic 
noch mehr gefährden wolle. | 
Bestrebuneen zur Zentralisierung oder besser Kommun. 
lisierung des Lebensmittelgroßhandels sind auch in anders 
Großstädten zu beobachten. So wurde beispielsweise il 
Sommer 1946 aus Halle von einem ‚„Gemüse-Kontor“ bi 
richtet, das die täglich aus der Umgebung der Stadt an 
gelieferten Gemüsemensen übernehmen und an den Einze 
handel gerecht verteilen soll. In Düsseldorf ist für die 
Aufgabe im Mai 1946 ein Einkaufsring des Großhandels iı 
Leben gerufen worden. ; 


2) Zum Beispiel von den Russen in Potsdam, Leipzig u ädi 
= a in Minden, den Franzosen in Baden Baden: Aalen Sr 

3) Etwas anderes sind die während der beiden letzten Jahre ji Hl 
entstandenen Einfuhrkontore (für Baumwolle, Wolle, Aue REEL. | 
serstoffe, Zeilulose, Schwefel, Marnesium, Superphosphate, Thomasmehl, Ke 
lin und anderes). Es handelt sich nicht um amtliche Instanzen sonde 
private Gründungen der an der Finfuhr beteilisten Handelsfirmen zur Va 
teilıne der importierten Rohstoffe. Maßeebend für die Errichtung war 
Wunsch der Militärregierungen, es bei der Einfuhr nur mit einem Partn) 
zu tun zu haben, Die Rohstoffe werden also im ganzen importiert und v. 
den Einfuhrkontoren an deren Mitelieder, die Firmen, verteilt. Die Konto 
sollen die GeschäftsabwiekInng selbst. also- die Weiterleitung an die ve 
arbeitende Industrie, möglichst den Firmen überlassen. \ Br: | 
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” NE ES TAL L.. i 
nerkenswert ist die Tatsache, daß sich innerhalb des 
“s ugelassenen Obst- und Gemüsegroßhandels selbst 
zu einer Zentralisierung gezeigt haben: es kam 

ndung einer Arbeitsgemeinschaft des Großhandels, 
päter in die Form einer Genossenschaft überführt wor- 
st. Von etwa 400—500 Berliner Obst- und Gemüse- 
Shändlern war aber nur eine zahlenmäßig kleine Gruppe 
dieser Organisation beteiligt, der man vorwarf, daß sie 
erteilung der anfallenden Ware in die Hand zu bekom- 
und damit den Berliner Obst- und Gemüsemarkt zu 
rschen suchte. Wie leicht verständlich, waren scharfe 
nandersetzungen — sei es mit den opponierenden Groß- 
dlern, sei es mit den politischen Instanzen — die un- 
eidliche Folge; letztere erblickten in diesen Bestrebun- 
‚die Auferstehung monopolistischer Organisationen und 
jositionen in der Privatwirtschaft. \ 
"Wohl noch stärker als der Lebensmittelgroßhandel ist der 
istoffhandel in Berlin zentralisiert worden. Die Bau- 


‚Stadt Berlin zu 60 vom Hundert, die Baufirmen zu 4C 
n Hundert beteiligt sind, nach Weisung des städtischen 
aptämtes für Aufbaudurchführung an die Verwaltungs- 
rke und von diesen an die Baufirmen verteilt. Die Not- 
digkeit dieser Organisation begründete der Magistrat 
t, daß er nur auf diese Weise den Schwarzhandel mit 
offen wirkungsvoll bekämpfen und den notwendigen 
blick über die Baustoffversorgung Berlins erlangen 
e. Der Baustoffhandel beklagt sich aber bitter über 
Ausschaltung, zumal das Handelsvolumen in Baustoffen 
infolge der unzureichenden Versorgung Berlins auf 
n Minimum bewege und das Ziel — die Bekämpfung 
es Schwarzhandels — nicht erreicht worden sei. 
‚Interesse verdient in diesem Zusammenhang auch das 
on der Berliner Stadtverwaltung ins Leben gerufene „Han- 
elskontor“, das die Verbindung mit der Sowjetzone auf- 
‚erhalten soll. In den Verteilungsplänent) für die In- 
ieerzeugnisse der Zone sind bestimmte Quoten für Ber- 
das heißt den sowjetischen Sektor der Stadt) festge- 
die das Handelskontor hereinholen soll und die durch 
Zentralverteilungsamt des Magistrats über, die Verwal- 
eosbezirke an Verarbeiter, Einzelhandel und Verbraucher 
itergeleitet werden. Ferner ist dem Handelskontor der 
tadt Berlin die Durchführung des Wirtschaftsverkehrs mit 
n Westzonen Deutschlands — also das Berliner Inter- 
ngeschäft — übertragen worden, und schließlich soll es 
ereitungen treffen für die Wiederaufnahme des Wirt- 
jaftsverkehrs zwischen Berlin und dem Ausland. 


Die „freien Märkte“ 


\ 


'gekommen sind, gehören nicht zuletzt die sogenannten 
en Märkte“. Infolge des geringen Warenangebots ist ihre 
ächliche Bedeutung vorläufig noch nicht sehr groß. Doch 
d ohne Zweifel die Idee, die dieser Einrichtung zugrunde 
‚ die bisherige Entwicklung und die geplante Organi- 
n von großem Interesse. 
Der Gedanke der „freien Märkte“. oder „freien Bauern- 
te“ stammt aus dem sowjetischen Bewirtschaftungs-, 
lieferungs- und Absatzsystem für landwirtschaftliche Er- 
gnisse. Soweit die Produktion die staatlich festgesetzten 
blieferungen, sonstige staatliche Ankäufe sowie den Eigen- 
edarf der Kolchoswirtschaften und der Bauern übersteigt, 
nn sie auf den sogenannten Kolchosmärkten abgesetzt wer- 
, und zwar zu Preisen, die höher sind als die für die 
atlichen Ablicferungen und Ankäufe gewährten. Dadurch 
"für die Bauc..: beziehungsweise die Kolchoswirtschaften 
in Anreiz zur Produktionssteigerung gegeben. Im Laufe der 
zten zwölf Jahre ist der Kolchosmarkthandel — neben dem 
jatshandel und den Konsumgenossenschaften, die aller- 
1gs beide bedeutender sind — zur dritten großen Säule 
; sowjetischen Einzelhandels aufgestiegen. BR 
Als Begründung für die Einführung der „freien Märkte 
In der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands wird an- 


e Verteilungspläne bauen auf den (sehr vıel bekannteren) Produktions- 


fe werden durch die Baubeschaffungs-G. m. b.H., an der: 


den neuen Handelsformen, die im Osten Deutschlands 
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geführt, daß das frühere deutsche Erfassungssystem für 
Agrarprodukte, das mit dem Namen des Reichsnährstande: 
verbunden ist und eine restlose Ablieferung der Erzeugu 
vorsah, falsch gewesen sei. Denn dadurch würde der Baı 
veranlaßt, entweder einen Teilder Erzeugung zurückzuhal 
ten oder die Produktion zu drosseln. Daher sei es zwec 
mäßiger, vernünftig bemessene Ablieferungsquoten vorzı 
schreiben, die verhältnismäßig leicht erfüllt werden kör 
nen; auf diese Weise bleibe dem Bauern — außer sein 
Eigenbedarf — ein freier Überschuß, eine sogenannte fre 
Spitze, die er auf den „freien Märkten“ zu „freien Preisen“ 
verkaufen könne und solle. Unter „freien Preisen“ so 
grundsätzlich solche verstanden werden, die sich aus A 
gebot und Nachfrage bilden. Da aber das Mißverhältn 
zwischen den Marktlaktoren gegenwärtig noch zu groß ist, 
werden die sogenannten freien Preise vorläufig noch a 
gesetzt, und zwar so, daß sie erheblich über den Ablie 
rungspreisen liegen. Mit Hilfe der „freien Märkte“ 
man das Interesse der landwirtschaftlichen Erzeuger an e 
Produktionssteigerung wecken, zumal da von den Städtern ge 
wissermaßen als Gegenleistung Industriewaren (land: 
schaftliche Geräte und Bedarfsartikel sowie Verbra 
güter) zur Verfügung gestellt werden sollen, so daß d 
Bauer für die Erlöse am „freien Markt“ Waren kau en 
kann, die er braucht. Durch die „freien Märkte“ will man » 
ferner die Zwangswirtschaft lockern, ohne den Schutz des 
Verbrauchers aufzuheben. 

Die ersten „freien Märkte“ wurden nach der Emt 
Herbst 1945 eingeführt, aber auf Veranlassung der D. 
schen Verwaltung für Handel und Versorgung bald wie 
abgeschafft, da bei der angespannten .Versorgungslage pr 
tisch nur ganz geringe Überschüsse zur Verfügung stand 
die auf den „freien Märkten“ hätten verkauft werden 
nen. Damals waren übrigens die ‚freien, Märkte“ im 
sentlichen lokale Einrichtungen nach der Art von Wo: 
mitten, auf denen ausschließlich Erzeuger der näheren 
weiteren Umgebung die Waren anbieten und letzte Ve 
braucher als Käufer auftreten durften. Der Bauer mußte 
also selbst zum Markte fahren; er durfte höchstens die E 
zeugnisse seiner Nachbarn zum Verkaufe mitnehmen, ohne 
daß er dafür eine Gegenleistung erhalten oder ford 
durfte. Der Kauf zum Zwecke des Wiederverkaufs so 
Großeinkäufe waren verboten und strafbar. Auch für 
Stadt Berlin waren keine Einkäufe möglich. Die Mengen, 
an den einzelnen Käufer abgegeben werden durften, wur 
— das gilt auch heute noch — begrenzt, wenn die N: 
frage das Angebot überstieg. Angesichts dieser zahlreichen 
Schranken für Käufer und Verkäufer erscheint die Fests 
lung nicht unberechtigt, daß die Bezeichnung „freie Märl 
vorerst ein noch ziemlich weit entferntes Ziel ankündige. 

Als die ersten Erzeugnisse aus der Ernte des Jahres 1946 
reiften, wurde die Frage der Zulassung von „freien Märk- 
ten“ wieder akut. Damals hatte man bereits zweierlei eı 
kannt: Wenn der Geschäftsverkehr ausschließlich zwisch 
Erzeugern und letzten Verbrauchern stattfinden soll, könner 
die freien Überschüsse nicht an die Orte des dringendsten 
Bedarfs (also in die Großstädte und Industriezentren) ge- 
bracht werden, sondern bleiben im wesentlichen in den E 
zeugergebieten, wo bei leicht verderblichen Produkten se) 
rasch ein schwer verwertbares Überangebot entstehen kann 
Außerdem entsteht bei dieser Regelung für den Bauern e 
empfindlicher Zeitverlust durch die Marktbesuche. Aus d 
sen Gründen hat die SMA (Sowjetische Militär-Administr 
tion) im Mai 1946 erlaubt, daß sogenanntes freies Gemüse? 
auch von Genossenschaften und ausgewählten privaten Groß- 
händlern aufgekauft werden darf; auf der gleichen Linie lag 
ein im September 1946 erlassener Befehl, nach welchem die 
Lieferung freier Überschüsse an Großstädte und Industrie- 
zentren mit Hilfe landwirtschaftlicher Absatzgenossenschaf- 
ten, ausgewählter privater Händler, Molkereien, sonstiger 
Verarbeiter und so weiter (aber nur durch einheimische 
Betriebe) ausdrücklich erlaubt beziehungsweise gefordert 

2) Das ist Gemüse, das entweder der Pflichtablieferung nicht unterliegt 
(wie Spinat, Mangold, Salat aller Art, Radieschen, Porree, Rosenkohl, Grün- 


kohl) oder dessen Erzeugung die Pflichtabgabe, übersteigt (einschließlih Kar- 
toffeln). ; 
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_ wurde. Daneben wird die ursprüngliche Form der „freien 
Märkte“ nach der Art der Wochenmärkte beibehalten. 


Die Preise für die freien Überschüsse waren im vorigen 
Jahr folgendermaßen geregelt: 


Für Gemüse durfte der doppelte Preis @efordert werden wie 
bei der Pflichtabgabe. Milch wurde mit 0,60 RM je Liter ver- 
‚gütet; für 1 kg Bauernbutter wurden 10.— RM, für 1 kg aus- 
gelassene Schlachtfette 12.— RM bezahlt. Für den vollen Geld- 
etrag konnten Tabakwaren oder an Stelle von 100 Zigaretten 

kg Zucker bezogen werden. Die Großaufkäufe sollen in 
ıster Linie Betriebsküchen, Volksgaststätten, Krankenhäu- 
sern und anderen Großverbrauchern zugute kommen. Den 
Verbrauchszentren (Großstädte, Industriezentren) wurden ge- 
wisse Gebiete zugewiesen, in denen sie aufkaufen durften. 
E Bauer kann jedoch die sogenannten überschüssigen Nah- 
rungsmittel nach freiem Ermessen verkaufen. Später sollen 
je freien Verkäufe auch für die „freien Spitzen“ von Getreide 
_ und anderen landwirtschaftlichen Produkten zugelassen wer- 
>n, um die Großverbraucher, Städte und Industriegebiete 
ser versorgen zu können. 


Um die Produktion weiterhin anzuregen, ist beabsichtigt, 
‚ absehbarer Zeit den Bauern als Gegenleistung auch zu- 
‚sätzliche Düngemittel, Arbeitskleidung und landwirtschaftliche 
eräte durch die gleichen Handelsorganisationen, denen sie 
hre Produkte überlassen, zur Verfügung zu stellen. 


_ Eingangs wurde bereits darauf hingewiesen, daß das 
Varenangebot auf den „freien Märkten“ oder — allgemei- 
er ausgedrückt — der Umfang der „freien Verkäufe“ (außer 
ielleicht bei Gemüse) bisher unbefriedigend war. Dazu 
ind die Ernteerträge ın weiten Teilen der Sowjetzone (in- 
olge Düngermangel und aus vielen anderen Gründen) teil- 
us . . . . 

weise zu stark gesunken und die Pflichtablieferungen im 
Vergleich dazu zu hoch. Außerdem dürfte der „freie“ Markt 
im Wettbewerb mit Hamsterei und Schwarzmarkt hoffnungs- 
os unterlegen sein. Ursprünglich wollte man diese Erschei- 
ungen mit Hilfe der „freien Verkäufe“ bekämpfen. Ob 
sich aber dieses Ziel erreichen läßt, muß bezweifelt werden; 
denn Hamsterei und Schwarzmarkt bewegen sich auf einer 
_  unvergleichlich höheren Preisebene, als sie für die „freien 
erkäufe“ vorgesehen ist, oder die Lebensmittel werden 
‚egen Waren, die der Bauer braucht oder die ihm wertvoll 
rscheinen, getauscht. Der Verkauf kleiner Mengen an pri- 
vate Käufer auf dem Bauernhof ist zwar grundsätzlich ver- 
‚boten, und man setzt sich auch für eine Verschärfung dieses 
erbotes ein. Praktisch ist er doch erlaubt; denn man hat 
ine wichtige Ausnahme zugunsten der ortsansässigen Be- 
ölkerung gemacht — eine Regelung, die vor allem der auf 
dem Lande wohnenden Industriearbeiterschaft zugute kom- 
men soll, sich aber wohl kaum auf diese beschränken las- 
sen dürfte. Zudem hat die Erfahrung gelehrt, daß die Not 


\ 


Die kurze Zeitspanne, die seit dem Zusammenbruch ver- 
 gangen ist, hat gelehrt, daß auch im Handel — ähnlich wie 
in anderen Bereichen des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens — fast alle wichtigen Probleme wieder zur Diskus- 
_ sion stehen und nach einer Lösung verlangen. Das gilt für 
die Fragen der Übersetzung, der Betriebsformen und des 
Wettbewerbs ebenso wie für das eng damit zusammenhän- 
gende Schicksal der mittelständischen Existenzen und für 
viele andere Fragen. Allem voran aber steht die Tatsache, 
daß der Handel in der Ostzone in das Kraftfeld einer im 
Entstehen begriffenen neuen Wirtschaftsverfassung geraten 
_ ist, während er im Westen und Süden Deutschlands weit- 
. gehend an die Vergangenheit anknüpfen konnte. 
} 


fang der künftigen Verbrauchsgüterprodnktion und der 
Konsumkraft der Bevölkerung ab. Ob der Handel die Höhe 
seiner früheren Umsätze in absehbarer Zeit wird erreichen 


Als Ganzes hängen Groß- und Einzelhandel vom Um- 
können, ob die Warensortimente die frühere Breite wieder 


EL erlangen werden und es zu der aus früherer Zeit bekannten 


Spezialisierung der Handelsbetriebe, vor allem der Einzel- 
handelsgeschäfte kommen wird, muß man als sehr zweifel- 
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‘der auf die Lebensmittelrationen angewiesenen Bevöl 


Ausblick 


. ständische Existenzen — vor allem im Einzelhandel — wir 


12 


derartige Verbote sprengt. Im vorigen Jahr wurde gesch 
daß 80 vom Hundert der „freien Überschüsse“ dem Schwar 
handel beziehungsweise der Hamsterei zufließen und nie 
auf die „freien Märkte“ kommen. 


Moderne Bestrebungen zur „Ausschaltung“ des Handels‘ 


Zu den geschilderten Wandlungen in der ÖOrganisatic 
und den Formen des Handels tritt — wie in allen Epoch« 
starker wirtschaftlicher Dynamik und hoher sozialer Spar 
nungen — das Streben nach gänzlicher „Ausschaltung a 
ser Wirtschaftsstufe. Bei derartigen Versuchen ‚ist in di 
Vergangenheit freilich stets schon nach verhältnismäß3 
kurzer Zeit entdeckt worden, daß sich nun an ander 
Steile ähnliche Aufgaben und Arbeiten ergeben, wie ‚d 
Handel sie zu bewältigen hat. Es werden ferner ähnlich 
Einrichtungen wie im Handel benötigt, und, sobald man sic 
entschließt, die Kosten vollständig zu berechnen, ergibt sit 
zur großen Enttäuschung der „Handelsfeinde“, daß sich H 
entstandenen Kosten nicht wesentlich von denen des Haı 
dels unterscheiden. Es erweist sich nämlich, daß mit di 
versuchten „Ausschaltung“ des Handels die Handelsfnnktie 
nen nicht beseitigt werden können; die sonst vom Hand! 
erfüllten Leistungen wachsen zunächst unmerklich, nach kurz« 
Zeit aber deutlich spürbar an anderer Stelle zu. Schließlic 
bleibt die entscheider.de Frage, ob mit einer sogenannten Auı 
schaltung des Handels die Interessen der Verbraucher bess; 
gewahrt werden, als es ein leistungsfähiger Handel vermai 

Alle diese so oft durchdachten ‚und erörterten Gesicht 
punkte gelten auch für die gegenwärtigen Bestrebungen, 
auf den Handel und vor allem den Einzelhandel verzichts 
wollen, — . Bestrebungen übrigens, die in allen Teile 
Deutschlands zu verzeichnen sind, deren Bedeutung aber bil 
her nicht hoch veranschlagt zu werden braucht. 

Im Westen ist zum Beispiel innerhalb des Systems d. 
Warenbewirtschaftung die Zahl der sogenannten Sonde 
kontingentsträger- ständig gestiegen; bei der Belieferung di 
ser Verbraucherkategorien wird der Handel häufig nie 
herangezogen, sondern. man wählt eine rein bürokratiscl 
Verteilung der Waren an die Empfangsberechtigten. Aus 
die „Warenkompensation“ (Hergabe von Fertigwaren 
solche Betriebe, die Rohstoffe, Teile und so, weiter liefer 
führt zu einer Güterverteilung, die den Handel nicht 
Anspruch nimmt. Im Osten Deutschlands und in Berlin wi 
beispielsweise Gemüse über die Gewerkschaften an die B 
triebe verteilt, da man diese Lieferungen nur den Wer 
tätigen zukommen lassen will. Wie eingangs dargelegt, karı 
es nach den früher gewonnenen Erfahrungen als unwah 
scheinlich gelten, daß es sich dahei um bleibende Forma 
der Warenverteilung handelt. Es sind im wesentliche 


„Kinder der Not“. 


i 


haft ansehen. Wahrscheinlich. werden viele Waren nod 
auf lange Zeit fehlen. Das Warenangebot wird auch bi 
einer Erhöhung der Verbrauchsgüterproduktion längst nid 
so stark differenziert sein wie einst; man wird vielmeli 
den Weg zu einer Standardisierung und Typisierung vi 
stärker als, früher verfolgen müssen. Für den Handel wä 
damit die wohl wichtigste Voraussetzung für eine durchgre: 
fende Rationalisierung, für eine Steigerung seiner Leistunge 
und eine Senkung von Kosten, Spannen und Preisen gegs 
ben, die er im allseitigen Interesse — besonders in seine 
eigenen — freudig berrüßen sollte. Aus diesen Fortschrii 
ten werden sich auch überaus fruchtbare Gesichtspunkte fü 
eine dauerhafte Lösung der übrigen Lebensfraxen des Har 
dels (auch der Übersetzung) ergeben. Auch die Klein- un 
Mittelbetriebe sollten sich mit ganzer Kraft in den Dien 
dieser großen Aufgabe stellen. Eine Zukunft für mitte 


N 
N 


nur dann gegeben sein, wenn es diesen Betrieben gelingt, si 
von dem Vorwurf des ewig Gestrigen zu befreien, den 
diese Gruppe nicht zu Unrecht seit-Jangem ausgesetzt ist. 


Se} 


\ 


Europa-Archiv I 


on der britischen Delegation in Paris vorgelegte Plan 
rde in der folgenden, revidierten Fassung am 19. Juli 
7 vom Komitee zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit Eu- 


Einleitung 


: Zweck des vorliegenden Memorandums ist es, einen Arbeits- 
aufzustellen und in großen Linien aufzuzeigen, welche Art 
jationen für die Abfassung eines Gesamtberichtes erforder- 
ind. Bei der Abgabe der Informationen sollten die folgenden 
htspunkte berücksichtigt werden: 


ie Anstrengungen, die von den verschiedenen europäischen 
en gemacht wurden oder beabsichtigt sind, um die durch 
g bedingten Schwierigkeiten zu überwinden; 


e Unterstützung, die sie sich gegenseitig gewährt haben 
zu gewähren beabsichtigen, um den wirtschaftlichen Wohl- 
d Europas wiederherzustellen und mit all ihren Hilfsquellen 
Entwicklung des Welthandels teilzunehmen; 


s Minimum an Hilfe von außen, das sie brauchen, um die- 
iel zu erreichen. 


Abschnitte I, II und III befassen sich mit einer Analyse 
ırch den Krieg bedingten Schwierigkeiten, der schon zu 
|berwindung gemachten Anstrengungen und des Beitrages, 
edes Land bis jetzt zum Wiederaufbau anderer europäischer 
geleistet hat. h 


chnitt IV betrifft die Anstrengungen, die jedes Land im 

fe der vorgesehenen Zeitspanne zu machen gedenkt, um die 
snutzung seiner Produktionskapazität und seiner wichtigen 
quellen zu fördern. 


Abschnitte V, VI und VII sollen eine Aufstellung der Be- 
isse und Hilfsquellen Europas ermöglichen, und zwar unter 
(cksichtigung der oben erwähnten Anstrengungen zur Produk- 
steigerung. Die Bilanz stellt das Ausmaß der erforderlichen 
dungen von außen dar, soweit es sich um Produkte handelt, 
r jedes Teilnehmerland lebenswichtig sind, wie zum Bei- 
Brennstoffe und Energie, Stahl, Nahrungsmittel und Trans- 
tel, sowie Zahlungsmittel. 

hnitt VIII bezieht sich auf die Maßnahmen, die die Teil- 
rländer anwenden wollen, um diese Hilfe von außen auf 
finimum herabzusetzen und zu bewirken, daß Europa bei der 
eranknüpfung internationaler wechselseitiger Beziehungen 
er Förderung des allgemeinen Wohlstandes in der Welt 
Rolle wieder übernimmt. 

Abschnitt IX wird betont, daß die volle Ausnutzung der 
denen Produktionskapazität in den Teilnehmerländern so 
„wie möglich gewährleistet werden muß. 

Die Abschnitte X und XI befassen sich mit den Grundsätzen 
dem Verfahren, die auf die Wertberechnungen anzuwenden 
Abschnitt XII ist der Behandlung der Überseegebiete ge- 
1et. 


I. Kriegsbedingte Schwierigkeiten 


ürde sich empfehlen, eine Aufstellung der Schwierigkeiten 
hen, denen sich die verschiedenen Länder gegenübergestellt 
und zwar beispielsweise: 
erstörungen und kriegsbedingte Schwierigkeiten, Mangel an 
ungsmitteln, Rohstoffen, Ausrüstungsgegenständen und Trans- 
nitteln; i 
Störungen der normalen Beziehungen zwischen den verschie- 
Gebieten der Volkswirtschaft, insbesondere Schwierigkeiten 
Austausch von Waren und Dienstleistungen zwischen Stadt 
Land; h N 
mwälzungen der traditionellen internationalen Handelsbe- 
ngen und ınsbesondere die Tatsache, daß es für viele Län- 
u möglich ist, sich Kohlen und Rohstoffe in ausreichender 
zu beschaffen. 


u 


? Ber 
ll. Analyse der bisher gemachten Anstrengungen 


Es wäre angebracht, das aufzuzeigen, was jedes Land für sein 
eigenen Wiederaufbau und für die Förderung seiner lebens 
wendigen Produktionszweige geleistet hat. Zu diesem Zw 
wären genauer anzugeben: i 

l.. die gesteckten Ziele, 

2. die bis zum 1. Juli erreichten Ergebnisse, 

3. die angewandten Methoden und Mittel, 

4. die aufgetretenen Schwierigkeiten 2 
auf den entsprechenden Arbeitsgebieten der vier technischen. 
schüsse sowie auf anderen wichtigen Gebieten, die das Ko 
für Zusammenarbeit noch angeben mag. 


Ill. Der bis jetzi von jedem Lande geleistete Beitrag 

zum Wiederaufbau anderer Länder Ä 

Hierbei sind die folgenden Rubriken einzuhalten: Zuwendı 

für die UNRRA und zur Unterstützung der zivilen Bevölke 

vereinbarte und empfangene Kredite und andere Unterstüt 

Ausfuhr von Nahrungsmitteln, Brennstoffen, Energie und. 

gen Rohstoffen und Ausrüstungsgegenständen nach anderen 

päischen Ländern, Wiederaufbau des internationalen Transport 

wesens, Auswanderung und Erleichterungen für den Personen 
verkehr. : 


IO. Darlegung der nationalen Programme 
für die Zeit von 1947 bis 1951 


Diese sind auf die von den vier technischen Ausschüssen 
arbeiteten Gebiete und auf alle diejenigen wichtigen Fragen 
beschränken, die das Komitee für Zusammenarbeit noch e 
aufführen wird. Unter die letzteren wäre die Frage des 
holzes einzureihen, das besonders in Bezug auf den Wohnun 
unter die Grundstoffe zu rechnen ist. Die Aufstellung 
genaue Angaben enthalten über: 


1. die Ziele und Aktionspläne für die kommenden Jahre 
zum Ende des Jahres 1951; if 

2. die dazu notwendigen Mittel; Ye b 

3. die grundlegenden Schwierigkeiten, die‘es dabei zu über 
den gilt. 

Die Angaben und Aktionspläne, die unter den oben genannt 
Punkt 1 fallen, müssen für die Jahre 1948 und 1949, soweit mög 
lich, besonders vollständig‘ und ausführlich behandelt werden. 
Es ist einleuchtend, daß sie für die letzten Jahre der Period: 
weniger genau ausfallen werden. In gewissen Fällen können die 
Angaben unvollständig sein, wenn nicht über 1951 hinausgegan. 
gen wird. 


V. Defizite und Überschüsse an Nahrungsmitteln und Rohstoffen 
Für jedes Land wird eine Bilanz der Hilfsquellen und Bedü 
nisse bezüglich derjenigen lebenswichtigen Produkte aufzustellen 
sein, die durch die technischen Ausschüsse und durch die Unter- 
ausschüsse (einschließlich Holz) bearbeitet werden, die von di 
Komitee für Zusammenarbeit noch gebildet werden können. So- 
weit die technischen Ausschüsse und Unterausschüsse es für an- 
gebracht halten, sollen diese lebenswichtigen Produkte auch di 
Produktionsmittel umfassen. Das ist in der folgenden Begriffsbe- 
stimmung mitenthalten: u 
a) Defizite, die durch Einfuhr zu decken sind; 
b) ausführbare Überschüsse, wobei möglichst die Mengen anzu- 
geben sind, die in jedem der Teilnehmerländer dem Komitee für 
Zusammenarbeit zur Ausfuhr in andere Teilnehmerländer zur Ver- 
fügung stehen # 
Im allgemeinen muß es genügen, wenn jedes Land eine umfas- 
sende Aufstellung über seinen Bedarf für jedes lebenswichtige 
Produkt macht; aber es könnte erforderlich sein, daß die Länder, 
wie zum Beispiel im Faile der Kohle, gewisse Angaben über de 
vorgesehenen Verwendungszweke machen. Es muß ferner Rechen- Br 
schaft abgelegt werden über die in jedem Lande zur Verfügung 
R 
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stehenden Arbeitskräfte und über die verfolgte Ein- und Auswan- 
‘ derungspolitik. 
Vl. Einfuhrbedarf und Ausfuhrmöglichkeiten für Ausrüstungs- 
gegenstände 

Es wird notwendig sein, den Einfuhrbedarf an Ausrüstungs- 
gegenständen genau anzuführen, der unerläßlich ist, wenn die im 
Abschnitt IV behandelten Ziele erreicht werden sollen, und die 
Zuwendungen zu bestimmen, die aus den Hilfsquellen der Mit- 
glieder des Komitees für Zusammenarbeit zur Deckung dieses Be- 
 darfs zur Verfügung stöhen. Den zuständigen Ausschüssen wird es 
obliegen, die so angeführten Kategorien von Ausrüstungsgegen- 
änden zu bestimmen. 


Ull. Zahlungsbilanzen 


Ein Sachverständigenausschuß ist mit der Prüfung derjenigen 
Fragen zu beauftragen, die sich auf die Zahlungsbilanzen und 
andere Probleme der auswärtigen Finanzlage eines jeden Landes 


beziehen und die in dem Schlußbericht zu unteısuchen sind. 


Dieser Ausschuß wird die Ergebnisse seiner Arbeit dem Komitee 
für Zusammenarbeit vorlegen, von dem er Anweisungen für die 
Ausarbeitung des entsprechenden Abschnitts für den Schlußbe- 
icht erhalten wird. 

x Ulll. Europäische Zusammenarbeit 


Das Ziel der Untersuchungen wird entsprechend den vorange- 
‚angenen Abschnitten darin liegen, die Anstrengungen aufzuzeigen, 
ie die Länder zu machen beabsichtigen, um die von außerhalb 
rforderlichen Hilfsleistungen auf ein Minimum zu beschränken 
nd um Europa in die Lage zu versetzen, die ihm zukommende 
‚olle bei der Wiederherstellung internationaler Beziehungen und 
ei der Förderung des Wohlstandes in der ganzen Welt wieder zu 
übernehmen. 


IX. Ausnutzung der vorhandenen Produktionskahazität 


Bei der Behandlung der Probleme, die sich auf den von den tech- 
ischen Ausschüssen und Unterausschüssen bearbeiteten Gebieten 
rgeben, und bei der Prüfung der ihnen vorgelegten Angaben soll 
esondere Rücksicht genommen werden auf die hervorragende Be- 
leutung, die der Ausnutzung der in den Teilnehmerländern vor- 
andenen Produktionskapazität zukommt, sowie auf die Dringlich- 
eit, mit der diese Produktion zu behandeln ist. 


X, Grundsätze, die bei der Aufstellung der Angaben 

rt anzuwenden sind \ 
- Bei der Ausarbeitung der Angaben bezüglich der Produktion, 
des Verbrauchs, der Einfuhr und Ausfuhr (Abschnitte IV, V, VI 
_ und VII oben) sind die folgenden Punkte zu berücksichtigen: 
a) Unter Vorbehalt der Absätze b) und c) unten ist anzugeben, 
daß das Einfuhrvolumen weder begrenzt wird durch Devisen- 
 mangel noch durch die Möglichkeit eines Zahlungsausgleichs der 
Teilnehmerländer untereinander in einer annehmbaren Währung. 


b) Bezweckt wird, bis zum Ablauf des in Betracht gezogenen 
Zeitraums für jedes interessierte Land eine annähernd ausge- 
_  glichene Wirtschaft zu schaffen, und zwar ohne daß letzten Endes 
_ eine besondere Unterstützung von außen notwendig ist. 


ec) Obgleich es angebracht ist, das Verbrauchsniveau während 
der vorgesehenen Periode unter Berücksichtigung seiner Auswir- 
_ kung auf das Produktionsniveau und seiner Rolle als Anreizmittel 

_ festzusetzen, darf es doch nicht die Höhe überschreiten, die jedes 
Land in der Folge ohne besondere Hilfe von außen wird einhal- 
ten’ können. 

d) Produktion und Verbrauch müssen ein Niveau erreichen, 
das mit der Aufrechterhaltung eines hohen und gefestigten Be- 
schäftigungsstandes vereinbar ist. 


XI. Verfahren 


Für die Zusammenstellung der in den Abschnitten II, IV, V 
und VI vorgesehenen informatorischen Angaben wird folgendes 
_ Verfahren vorgeschlagen: Von den zuständigen technischen Aus- 
schüssen und Unterausschüssen werden im Einklang mit den in 
diesem Memorandum festgelegten Grundsätzen Fragebogen ent- 
_ worfen. Mit Billigung des Exekutivausschusses und des Komitees 
‚ für Zusammenarbeit, die dafür Sorge tragen werden, daß die 
Vorschläge insgesamt diesen Grundsätzen entsprechen, werden sie 
von den technischen Ausschüssen herausgegeben werden. 


Bei der Ausarbeitung der Fragebogen werden die technischen 

Ausschüsse der Notwendigkeit Rechnung tragen, daß mindestens 
Eh die im Anhang erwähnten Auskünfte eingebracht werden müssen. 
=“ Es bleibt ihnen aber anheimgestellt, alle zusätzlichen Informatio- 
nen anzufordern, die sie für notwendig halten. 
5 Der Exekutivausschuß wird dafür zu sorgen haben, daß die er- 
= forderlichen Informationen über diejenigen Fragen eingeholt wer- 
ER den, die noch nicht auf dem Arbeitsprogramm der technischen 
EM Ausschüsse und Unterausschüsse aufgeführt sind. 
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Es wird von qualifizierten Fachleuten zu untersuchen se 
welcher Form die erforderlichen Informationen über den 
lungsausgleich zu bringen sind und welches Verfahren anzuw 
den ist, um sie miteinander zu vereinbaren. ä 


XII. Überseegebiete 


Was die Bestimmungen des Abschnitts V anbetrifft, so wird, 
angebracht sein. in gleicher Weise die Hilfsquellen der zu 
verschiedenen europäischen Ländern gehörigen Überseegebiete | 
berücksichtigen, soweit es sich um Produkte handelt, die für x 
Wiederaufbau Europas von wesentlicher Bedeutung sind: Fet 
Nutzholz, Mineralien und so weiter. Dasselbe ' gilt von Waı 
jeder Art (einschließlich der Produkte für den laufenden Bi 
brauch der einheimischen Bevölkerung), die für eine Produktio) 
steigerung unerläßlich sind. Ebenso wird es notwendig sein, 
zugeben, welche Anstrengungen jedes Land zu diesem Zwecke 
machen bereit ist Außerdem sind in der Zahlungsbilanz Ausga: 
und Eingang ausländischer Devisen entsprechend den auswärtig 
Zahlungen anzugeben, und zwar für das Gebiet des Landes sel 
wie für die oben genannten Überseegebiete. a 


| 
| 


ANHANG 
Allgemeine Anweisungen für die technischen Ausschüsse | 
er 


I. Die behandelte Zeitspanne 


a) Eine Vergleichsperiode aus der Vorkriegszeit, auf die Be: 
‘genommen werden kann, und zwar entweder ein bestimmtes, | 
eignetes Jahr oder ein Durchschnitt mehrerer Jahre (es ist erwünst 
daß die Informationen über Transportwesen, Stahl, Brennst« 
und Energie in jedem Fall für das Jahr 1938 angegeben werd& 

b) 1945, 1946 und Voraussagen für 1947. 

c) Schätzungen für jedes einzelne Jahr von 1948 bis 1951 (u J 
Bezugnahme auf den letzten Absatz des Abschnitts IV des all 
meinen Fragebogens). 4 

(Was die Landwirtschaft und Ernährung anbetrifft, so \ 
der zuständige technische Ausschuß eine geeignete Zeitspa 
wählen, und zwar nicht unbedingt das Kalenderjahr.) 


II. Art der abzugebenden Informationen 

a) Produktion. \ 

b) Bedarf für den inländischen Verbrauch und für die 
arbeitung zum Zwecke der Ausfuhr. 

c) Defizit (Einfuhrbedarf). 

d) Überschuß für die Ausfuhr, berechnet nach den in Absch: 
Va) gegebenen Richtlinien. 

Es sind Angaben darüber zu machen, auf welche Weise die 
Bedarf geschätzt wurde. z 


III. Produktionsmiltel 


Die Informationen des Abschnitts II müssen auf der Anna 
begründet sein, daß die erforderlichen Produktionsmittel den 
Betracht kommenden Produktionszweigen zur Verfügung gestk 
worden sind. | 

Die einzuführenden Materialien und Ausrüstungsgegenstän 
müssen genau bezeichnet und aufgeführt werden (landwirtscha 
liches Material, Dünger, Saatgut, Bergwerksausrüstungen, | 
rial für das Transportwesen, für die Metallverarbeitung und 
weiter, sowie diejenigen Ausrüstungsgegenstände, die notwen] 
sind, damit jedes Land zur Lieferung dieser Produktionsmi 


beitragen kann). 
IV. Arbeitskräfte f 


Die vermutliche Stärke der zur Verfügung stehenden Arbet 
kräfte, wie sie für die Schätzungen des Abschnitts II sowie 
die Einwanderung und Auswanderung angegeben wird, ist naı 
zuweisen. 


{ 


nl 
ı 


VO. Überseegebiete | 

a) Die ausführbaren Überschüsse der Überseegebiete sollen 4 
unter die in Abschnitt Ila) angegebene Produktion des Mutterlan) 
fallen und je nach der Zweckmäßigkeit als Überseeproduktion 
kennzeichnet. werden. 
b) Der Einfuhrbedarf dieser Gebiete soll in den Zahlen | 
Rubrik des Abschnitts IIc) enthalten sein und, wo es zweckmät 
erscheint, besonders gekennzeichnet werden. ‘ı 
c) Die Auskünfte des Abschnitts III, die die Produktionsmit 
betreffen, müssen für die Überseegebiete erteilt werden. Im übrig 
sind Hinweise über diejenigen Verbrauchsgüter zu geben, die n 
wendig sind, um die Produktion in diesen Gebieten zu steige 


Ol. Einheiten 
Es sind metrische Einheiten zu verwenden. 
Für die im Abschnitt III erwähnten Maße und Gewichte si 
die Werte nach dem gegenwärtig in den Vereinigten Staa 
gültigen Preis anzusetzen. i \ ya 
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}- Zur Struktur der europäischen Kulturwirtschaft | 


Bi Einführung 

Zum Lebensstandard eines Volkes gehören auch die Anf- 
dungen, die es sich jeweils zur Befriedigung kultureller 
ürfnisse leisten kann, oder, anders ausgedrückt, diejeni- 
in Teile des Sozialproduktes, die man als kulturelle Güter 
tspricht. In den einschlägigen Statistiken wird ja meist 
ch eine Rubrik „Kultur- und Luxusbedarf“ geführt (eine 
'isammenstellung, die uns wenig glücklich zu sein scheint). 
‚ist: wohl berechtigt, von einem „kulturellen Le- 
ensstandard“ zu sprechen, sofern man sich dabei der 
tsache bewußt bleibt, daß das Kulturniveau eines 
Ikes zu den Faktoren gehört, die den Typus des Lebens- 


) 
L 
\ 


dem hier gemeinten Sinne nur die konkreten, in der 
rm von wirtschaftlichen Gütern in den Verkehr eintreten- 
Kulturgüter beziehungsweise die für kulturelle Zwecke 
jglichen Aufwendungen umfaßt. So ist es vielleicht vorzu- 
hen, wenn man von einem „kulturwirtschaftlichen 
bensstandard‘“ statt von einem „kulturellen“ schlechthin 
Frechen würde. Unter Kulturwirtschaft verstehen wir dabei 
 G. Menz (,„Kulturwirtschaft“, siehe Quellennachweis) 
ı. Inbegriff derjenigen wirtschaftlichen Veranstaltungen, 
erforderlich sind, damit „Kultur wirtschaftlich möglich 
ırde und möglich bleibe“. Der Umkreis dessen, was zum 
turwirtschaftlichen Lebensstandard gehört, ist so groß, 
Umfaßte so vielgestaltig, nach seiner Dringlichkeitsein- 
:Anung so stark abgestuft und außerdem so verschiedenartig 
# soziale Verhältnisse gebunden, daß es aussichtslos er- 
eint, alles ziffernmäßig, statistisch zu erfassen. Immerhin 
er lassen sich einzelne Teile statistisch so weit beschreiben, 
ß man ein Bild ihrer Bedeutung im Rahmen der Gesamt- 
tschaft und speziell ihrer Rolle im Lebensstandard we- 
rstens in großen Umrissen wohl gewinnen kann. In dieser 
in einigen weiteren Abhandlungen soll dies für ein 
j htiges Gebiet der Kulturwirtschaft, für den Buchhan- 
| 


‘ 


"1 als den wirtschaftlichen Träger der Kulturerscheinung 
uchwesen“ versucht werden; dabei wird das Zeitschriften- 
(sen, das ja in vieler Hinsicht trotz aller strukturellen Ver- 
hiedenheiten vom Buchwesen nicht zu trennen ist, in den 
jeis der Betrachtung einbezogen. Zunächst wird festzustel- 
sein, in welchen Größenordnungen der Buchhandel in 
er Zeit, in der der deutsche Lebensstandard in geradlini- 
" Entwicklung eine ansehnliche Höhe erreicht hatte, sich 
wegt und wie er die nahe an einen Entwicklungsbruch her- 
führende Katastrophe des ersten Weltkrieges überstanden 
it; damit wird man ein Bild davon gewinnen, wie die Kul- 
erscheinung Buchwesen in ihrem früheren Umfang „wirt- 
laftlich möglich“ wurde. Sodann soll versucht werden, 
iges zur klaren Erkenntnis der Problematik beizutragen, 
sich jetzt nach dem im Gefolge des zweiten Weltkrieges 
sächlich eingetretenen Entwicklungsbruch im Zusammen- 
ag mit der Frage ereibt: „Wie bleibt die Kulturerschei- 
ng Buchwesen wirtschaftlich möglich?“, und zwar insbe- 
dere unter den Gesichtspunkten, die sich aus dem Begriff 
kulturwirtschaftlichen Lebensstandards herleiten lassen. 
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ndards bestimmen, während der kulturelle Lebensstandard 


Der deutsche Buchhandel bis 1930 


Eine Studie von Ernst Umlauff 


Die Schwierigkeit der Abgrenzung des kulturwirtschaft- 


lichen gegenüber dem allgemeinen Lebensstandard zeigt sich 
deutlich gerade am Buch- und Zeitschriftenwesen. Buch und 
Zeitschrift sind im Laufe einer fast stürmisch zu nennenden 
Entwicklung innerhalb weniger Jahrzehnte in zahllose Be- 
ziırke des täglichen Lebens eingedrungen, wo sie nun als 


Handwerkszeug für fast alle praktischen Berufsbetätigungen 


eine Rolle spielen, die zwar das Beiwort „unentbehrlich“ 


wenigstens in vielen Fällen verdient, aber weit eher inden. 
Bereich der ungeheuer kompliziert gewordenen Technik der 


Lebensbewältigung als in den des eigentlichen kulturellen 
Lebens gehört. Auch innerhalb des nach einer — praktisch 


natürlich nie durchführbaren — Abtrennung dieser Art von 


Erscheinungen verbleibenden Bereichs gibt es eine umfang- 


reiche Gruppe von Erzeugnissen, die einem primitiven, in 


mehr industrieller Weise zu befriedigenden Unterhaltungs- 
bedürfnis dienen und von den kulturellen Ursprüngen des 
Buchwesens mindestens ebensoweit entfernt sind wie jene. 


Zur Klarstellung der kulturwirtschaftlichen Funktion des 
Buchhandels sei folgendes gesagt. Im Buch — und in der 


dem Buch nahestehenden Zeitschrift — sucht gedanklich- 
geistiger Inhalt die seinem jeweiligen Charakter nach Rich- 
tung und Weite entsprechende Verbreitung; im Buch findet 
das Bedürfnis nach gedanklich-geistigen Mitteilungen seine 
Befriedigung. Der Buchhandel organisiert diesen gedanklich- 


geistigen Austausch von Frage und Antwort, Darbietung und. 
Inempfangnahme wirtschaftlich („Büchermarkt“). Er hat 


also dem Verbreitung suchenden Wort die materielle Form 
des Buches zu geben und hat die Bücher so zu verbreiten, 
daß alle Träger der entsprechenden Bedürfnisse ihrer hab- 
haft werden können, und zwar hat er diese Aufgabe nach 
den Gesetzen der Okonomik durchzuführen. Trotz seiner 
immer wieder — oft in einem gänzlich verkehrten Sinne — 
betonten Sonderstellung gegenüber anderen Wirtschaftszwei- 
gen ist der Buchhandel in erster Linie „Handel“, also ein 
Glied der Wirtschaft, und muß es bleiben. Daß infolge der 
Besonderheiten der „Ware Buch“ im Buchhandel irrationale 
Momente eine wesentliche Rolle spielen und daß insbeson- 
dere dem Buchgeschäft ein stark spekulativer Charakter inne- 
wohnt, kann hier nur angedeutet werden. Das spekulative, 
risikohafte Moment aus dem Buchhandel auszuschalten, ist 
nicht möglich, solange Freiheit des Gedankenaustauschs 
oberstes Gesetz ist: der Buchhandel muß also bereit und in 
der Lage sein, Risiken zu übernehmen. Prinzipiell sollte der 
Buchhandel imstande sein, jedes Wort, das es verdient, mit 
seinen Mitteln zu Gehör zu bringen; also müssen die unver- 
meidlichen Grenzen dessen, was er produzierend und ver- 
treibend zu leisten vermag, möglichst weit hinausgerückt 
sein. Wie weit diese Forderung verwirklicht werden kann, 
hängt nicht nur vom Umfang des buchhändlerischen Appa- 
rates, seiner Ausstattung und seiner Organisation ab, son- 
dern, da der Buchhandel eben ein Glied der Wirtschaft ist, 
auch von vielfachen wirtschaftlichen Momenten außerhalb 
seiner selbst. Nur in einer gesunden Wirtschaft kann auch 
der Buchhandel gesund sein. Gesund aber muß er sein, um 


889 


3. Folge 
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seine kulturwirtschaftliche Aufgabe in befriedigendem Maße 
“erfüllen zu können. — Kulturwirtschaft ist Wirtschaft um 
eines außer-wirtschaftlichen Zweckes willen, nämlich des 
Zweckes „Kultur“. Demnach liegt auch die Sinnerfüllung 
des Buchhandels nicht darin, daf$ es ihm wirtschaftlich „gut 
geht“, das heißt, daß er die in ihm Beschäftigten auskömm- 
"lich ernährt und die in ihm eingesetzten Kräfte und Mittel 
lohnt, sondern darin, daß er in möglichst hohem Grade dem 
Kulturfaktor Buchwesen, der Verbreitung des Gedankenträ- 
gers „Wort“ mit den Mitteln Buch und Zeitschrift dient. 
Kann auch die Leistung des Buchhandels letztlich nicht vom 
' Quantitativen, statistisch Erfaßbaren her bewertet werden, 
sondern nur vom Qualitativen, statistisch Nichtfaßbaren, also 
- nicht nach der Zahl der hergestellten und verbreiteten Ver- 
'öffentlichungen schlechthin, sondern beispielsweise danach, 
in welchem Umfange der Buchhandel auch Veröffentlichungen 
"unternimmt und durchzusetzen vermag, die ihrem Wesen 
ach nicht in der Richtung des geringsten Widerstandes und 
der größten beziehungsweise sichersten Erfolgsaussichten lie- 
gen, so bleibt doch, wie bei jedem kulturwirtschaftlichen Ge- 
bilde, das Quantitative wichtig genug. Der Buchhandel muß 
 größenmäßig „in Ordnung“ sein, das heißt, seine Größen- 
- jungen müssen mit seiner Umwelt, wie sie von der Wirt- 
' schafts- und von der Kulturstatistik beschrieben wird, im 
$ we lang stehen, damit der Buchhandel einerseits überhaupt 
wirkungsvoll arbeiten kann und andererseits vor Überstei- 
. gerungen, die seine wirtschaftliche Gesundheit und damit 
auch wieder die Erfüllung seiner Funktion gefährden wür- 
den, bewahrt bleibt. 
a Der Lebensstandard eines Volkes ist bedingt durch Grö- 
 Benordnungen und Verhältnisse oder er ist der Ausdruck 
von Größenordnungen und Verhältnissen, die durch eine auf 
naturgegebener Grundlage sich aufbauende geschichtliche 
Entwicklung entstanden sind und als wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Tatbestände, einander bedingend und durch- 
dringend, die Ganzheit des Volkslebens darstellen. Erfährt 
iese Entwicklung, wie es bei uns durch die deutsche Kata- 
trophe jetzt geschehen ist, einen Bruch, so treten die schwer- 
nicht gelingt, einen zwar unvermeidlich niedriger liegenden, 
aber wenigstens in der Ausgeglichenheit seiner Größenord- 
nungen dem früheren entsprechenden Lebensstandard wieder 
aufzubauen. Ein Zusammenbruch des kulturwirtschaftlichen 
Lebensstandards würde auf die- Dauer zu einem Absinken 
es kulturellen Niveaus führen mü -=n und damit, da das ge- 
chichtlich gewordene kulturelle isiveau ja einer der den 
ebensstandard mitbestimmenden und erhaltenden Faktoren 
ist, die Wiedererreichung eines erträglichen Lebensstandards 
unmöglich, die Verelendung endgültig machen. Damit recht- 
fertigt es sich, dem Buchhandel als einem Teilbereich des 
kulturwirtschaftlichen Lebensstandards eine eingehende Un- 
tersuchung zu widmen. Nicht das wirtschaftliche Gewicht 
‚des Buchhandels, wie es sich im Vergleich mit anderen Er- 
werbszweigen im Rahmen der Gesamtwirtschaft darstellt, 
sondern das Gewicht seiner der Erhaltung unserer Kultur 
dienenden Leistung macht diese Untersuchung notwendig. 


- Für die das erste Kapitel bildende Darstellung des Buch- 
‘ handels, wie er gewesen ist, wurde der Zeitraum von 1900 
“ bis 1930 gewählt, also eine Epoche, in der auf volle wirt- 
schaftliche Entfaltung schwere Not- und Krisenzeit und auf 
‘diese wieder Jahre neuer Entfaltung unter veränderten Ver- 
“  hältnissen folgten. Soweit es zweckdienlich erschien, wurde 
jedoch auch auf die vor 1900 liegende Entwicklung zurück- 
gegriffen. 

% Die verlegerische Produktion 

Eine genügend ausgebaute Statistik über die verlegerische 
Produktion würde das beste Mittel zur Beurteilung des Um- 
fangs, der Tätigkeit und der wirtschaftlichen Leistung des 
Buchhandels abgeben. Sie würde nicht nur die Angebotsseite 
des Büchermarktes zur Darstellung bringen, sondern zu- 
gleich den Umfang der Buchhandelstätigkeit überhaupt ab- 
zugrenzen ermöglichen. Nun gibt es seit über hundert Jah- 
ren Quellen, die eine statistische Erfassung der Produktion 
an Büchern und Zeitschriften wohl ermöglichen, nämlich 
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sten Gefahren für den Bestand des Ganzen ein, wenn es. 


ebenfalls eher überstiegen, als daß sie hinter ihr zurüd 


die zunächst von Buchhändlern, dann v chhand 

herausgegebenen bibliographischen Veröffentlichungen, d 
denn auch seit je zu statistischen Zwecken ausgenutzt wa 
den sind. Jedoch können sie nicht voll befriedigen: sie zä) 
len wohl die Titel der Erscheinungen, also die A 
aber sie geben bei den Büchern gar nicht, bei den Zeitschr# 
ten nicht lückenlos die auf den Markt kommenden Et 
len, die Auflagenhöhe, an. Es ist zwar interessant und’ wicl 
tig genug, zu beobachten, wieviel Druckschriften überhau: 
in jedem Jahr erscheinen, wie sie sich auf "user ve 


Arten, Stoffgebiete, Verwendungszwecke und so weiter v 
teilen, aber für eine kulturwirtschaftliche Untersuchung d' 
Buchhandels genügt das nicht, solange man nicht die Au 
lagenhöhe kennt; gibt es doch Bücher, die nur in einige 
hundert Exemplaren auf den Markt kommen, und Verlag 
erzeugnisse, deren Auflage in die Hunderttausende geh 
Eine bloße Zählung und Gruppierung der Titel kann 

zu einer restlosen Durchleuchtung der Buchhandelswirtsch 
zum Zwecke der Erkenntnis ihrer grundlegenden Tatb) 
stände führen. Diesen Vorbehalt müssen wir gegenüber d 
„bibliographischen“ Statistik neben einigen anderen, me 
technischen, aus ihrem Wesen sich ergebenden, hier ab 
nicht zu erörternden Vorbehalten machen; vor allem ab 
muß betont werden, daß — wie bei den meisten über läı 
gere Zeiträume sich erstreckenden Statistiken — auch bs 
ihr die Erhebungs- und Zählmethoden im Laufe der Z 
Änderungen erfahren haben, worunter die Vergleichbark 
der Ergebnisse manchmal leidet (der Leser möge dies au 
bei den anderen langzeitigen Statistiken, die angeführt we: 
den, im Auge behalten). Ferner ist zu beachten, daß die Sts 
tistik ‘alle Veröffentlichungen im deutschen Sprachgebi 
zählt, nicht nur die innerhalb des Reichsgebiets erschienend 
(der Anteil der außerhalb der Reichsgrenzen erschienene 
aber auf den deutschen Markt gekommenen Bücher betr 
1908 rund 15 Prozent, 1910 17 Prozent und 1930 14 Pr 
zent; in den zwanziger Jahren war er zeitweise wesentli 
höher — eine Folge der Nachkriegsverhältnisse). 
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Um die Produktionsziffern für den Beobachtungszeitrau 

1900—1930 richtig würdigen zu können, wird in Tabelle 
Spalten Ia—f (linke Hälfte) die Gesamtentwicklung d 
Bücher- und Zeitschriftenproduktion von 1800 an wieder 
gegeben, soweit sie zu rekonstruieren war, und es werd 

dazu (Spalten b und e) die Indexzahlen auf der Ba 

1826 —= 100 beigefügt, aus denen die Zunahme der P 

duktion sinnfällig hervortritt. Die Gesamtproduktion 54 
sich von 1826 bis 1913 versiebenfact; in den zwanzigt 
Jahren des neuen Jahrhunderts ist der- Index sogar übe 
150 gestiegen, was freilich auf das vorübergehend verstärk! 
Einströmen von Veröffentlichungen außerhalb des Reichse 

biets (siehe oben) zurückzuführen sein wird. Weit größ 
noch war die Vermehrung der Zeitschriften allein; sie betru 
1913 das Achtzehnfache der Zahl von 1826 und stieg na4 
dem Kriege noch höher. Man müßte, um die Ausweitung d 

Verlagsproduktion vom Standpunkt der im gleichen Zeih 
raum erfolgten allgemeinen wirtschaftlichen Ausweitung & 
normal, über- oder unterdurchschnittlich bewerten zu kö 

nen, Vergleiche mit der Produktionsentwicklung in andere 
Wirtschaftszweigen anstellen, doch hätte dies nur dam 
einen Sinn, wenn man nicht nur die Zahl der auf den Bü 
chermarkt gekommenen „Sorten“, sondern die wirkliche B 
chermenge kennen würde. Bei Berücksichtigung der Aul 
lagenhöhe würde sich jedenfalls ein noch steilerer Anstia 
der Produktionskurve ergeben. Bei den Zeitschriften kan 
man wohl auf Grund von Untersuchungen, die G. Men 
(„Die Zeitschrift... .“) angestellt hat, mit einer Verzehu 
fachung der Durchschnittsauflagen von 1850 bis 1927 red 
nen; die Zahl der Zeitschriftentitel hat sich im gleiche 
Zeitraum ebenfalls etwa verzehnfacht, so daß also etwa di 
hundertfache Menge an Zeitschriften-Exemplaren auf de 
Markt gekommen ist, eine Steigerung, die wohl weit üb 
dem Durchschnitt der allgemeinen Produktionsausweitun 
liegt. Bei den Büchern ist die Steigerung nicht so groß 

wesen, doch hat sie zweifellos die allgemeine Ausweitu 


Europa- Archiv / Septe nbe 


Deonlard Buchhandel 
= 


a ri P 4 de 
r u, 


\ I a RE EN EER } 
5 Uuzunpsjalg pun oyziwizgg "y oa „lopur 


re 


Dr 2 
LOULMOUUD 


ypng“ rmıy 


Baun 


won 


a 


uaıa 


Te 


EEE RE 


Pu® mayazZuIIA 1apo Jouydauns ‘zy2Ps93 puIs uajyez 2) uwepgadug 
"pP '606L "usjjeywsuassiusjewisg 12p Ypnq121.19a1pueH 


"sSPPUBPng umpsina s2p pnqjaipp :y pın 5 ‘p ‘o “er 


aredg 
pngdaspy-spungaz pun -uayfııyosnaz szuntads 
"„af1y9s7107 21“ “zuopy :z pum p I ayredg 
"Topueippng uoyosinag uop ınf yreiquasigg :o pun ey ayfedg 
‘ :aqe3ueusjjany 
opng ° ° © uopjey}us Iyrayosıoz F ne :19jnapaq A 


: 1118) WI6 g9L 11 88:1 0261 808 4 196 93 c89 FI 98 0861 
: 6516 3.11 BEE g08L 200 13 Sog rg 6261 
706 619 TI 17 °1 9IlL #61 18 016 FE 8361 
(166 8) g89 6 28621 9#:1 098 9 930 IE 988 18 L&6l 
0581 0388 899.01 8IOT | 90,81 9:1 0091 L&L 9 g65 IE 682 TEL LE gz6l 
(729 2) 106 6 670 $I #9 :1 R 196% G83 63 375 78 Ts61 
#796 g26 | Glr el Ge] 688 I 3797 861 1 gg SHE 78 0261 
(908 2) 027 6 536 eırzı 0° :1 LO8 IT 689 9 28187 002 118 #8 gI6l 
388 6 ; 099 31 gg: £86 5 86293 | 18z IE DI6L 
g431 1038 L3E 6 658 100 31 7:1 88T g78 5 #lr 73 909 LIE 08 8061 
1.2098 08601 _ 0° :1 DOES T STLS (TL1 82) 998 83 co6L 
£98 61 887 L £69 098 6 67:1 SIE I (990 g) (LzL61) | 26r 361. 75 0061 
37179 | 758 | 85 3 | 060 1 gg0 7 FIG 6l 109 83 s68l 
099 99 1 FLrL 6°7 :1 598 {191 8) FILEN s1E GIER 81 0681 
(0F€ 1) \ | gog gl segl 
glEF 299 9 i 986 #1 O88I 
glr 8 27 +19 89:1 838 | (sg6 I) (199 01) 083 919 21 gı81 
24 (998) | | | soT ol 0181 . 
- ! | 187 828 (812 1) (Hr6) 899 01 sg | 
c93 899 628 6LOS , Fe 
183 021 Il 0991 4 
01:1 855 (GP 8) (seL 2) (089 8) gest 
808 939 29T ‘sIo2_ | 9981 
| 850 6 0581 
FH 98T 889 (1826 ) 66I (926 6) sr8l 
\ | el8 F99 51 Erst 
| SO80OT. 0781 
001 293 007 8rE I : 008 (000 ot) 6881 
(089) i | L19 1 1881 
a I a Se 3 033 00T (000 9) 9881 
(617) - | 08 1281 
\ ’ ) _ KIA: 1181 
(008) (288 | j 906 8 


pas 
a ee 


£ 


su1la13a 00 = 008 = Self pay 00 = 
-UOSLQT S. J uaut1?.10 BET un 6£8L 
ae a L S. xopu] doway vou.ag |  xopu] 


Juesorsun 
N 
"Joıpy 


SAursrenısWomarg 


00r = sıyer, 
I88L -NaZ Di 98T ayasıyd nn 
xopu] ; Z xopu] so grg, 


DIE uoyf11y9s | 
| 


l 


sg1 


 _ KULTURARCHIV 


geblieben wäre.*) Das „technische Jahrhundert“ hat nicht 
nur durch entscheidende Fortschritte in Papiererzeugung und 
 Vervielfältigungsindustrie die technischen Voraussetzungen 
der Verlagsproduktion völlig umgestaltet und durch Schaf- 
fung der modernen Verkehrsmittel die Verbreitungsmöglich- 
keiten erweitert, es hat darüber hinaus auch neue Bedarfs- 
gebiete für Buch und Zeitschrift eröffnet. Gleichzeitig stei- 
gerten die Verschärfung des Lebenskampfes und die Er- 
höhung der Leistungsansprüche den Bedarf an Mitteln, Aus- 
bildung und Kenntnisse zu erweitern. Zunehmende Wohl- 
habenheit ermöglichte auch der Unterhaltungsliteratur und 
derjenigen, die der Pflege persönlicher Interessen dient, er- 
 weiterte Verbreitung, und schließlich führte die Bevölke- 
 rungszunahme allein schon zu größerem stückzahlmäßigen 
"Bedarf. So wird man dem Buch und der Zeitschrift eine 
überdurchschnittliche Erweiterung des Produktionsumfanges 
zubilligen müssen, ohne darin etwa eine Überspannung zu 
 erblicken. Andererseits ist nicht zu vergessen, daß andere, 
völlig neu entstandene Produktionszweige, mit Null begin- 
nehd, in kürzester Zeit noch viel stärkere Ausweitungen er- 
fahren haben (zum Beispiel Fahrrad, Automobil, Schreib- 
schine, die gesamte Elektroindustrie, Fernsprecher und 
ıdfunk). 

Eine Gegenüberstellung der deutschen bibliographischen 
Statistik mit entsprechenden Zahlen für einige andere Län- 
r zeigt Tabelle 2. In Großbritannien und den Vereinigten 
taaten von Nordamerika ist die Entwicklung ähnlich wie in 
chland verlaufen, die Ausweitung ist sogar in beiden 
ern, vor allem aber in den Vereinigten Staaten, noch 
tärker gewesen; freilich lagen die Ausgangszahlen in beiden 


die absoluten Zahlen trotz stärkeren Anstiegs der In- 
ziffern auch 1930 noch weit hinter den deutschen zurück- 


en Unterschiede in der Nachkriegsentwicklung zwischen 
eutschland und den angelsächsischen Ländern einerseits, 


Internationale Statistik der Buchproduktion 


! Vereinigte 
Deutschland Frankreic Italien Großbritannien AR 

Amerika 
15 714 13 643 10 339 5 735 4 559 
00 — 100 — 100 — 100 — 100 
24 792 13 362 9975 7149 6 356 
138 48 — % — 125 1839 
28 182 9 292 12 379 12 230 
Se kehl =.89 =='216 — 269 
'30 804 9 432 5 561 10 842 8 638 
— 196 — 69 — 53 — 189 — 189 
31 026 11 922 5 687 13 820 10 153 
==198 EEINSS = 55 — 241 — 222 
26 961 9176 9 426 15 393 10 026 
u 22063 =.91 ==269 — 210 


 (Wieweit die Zahlen der Tabelle von Unterschieden in der 
’ Erhebungsweise und von Änderungen derselben während 
des Berichtszeitraumes etwa beeinflußt sind, ist nicht leicht 
festzustellen, doch muß auf solche Möglichkeiten hingewiesen 
werden.) — Das Fehlen der Auflagenziffern bedeutet bei 
diesem internationalen Vergleich wiederum eine Quelle von 


Trugschlüssen: ist auch die literarische Produktion in 
‘ *) Der Verfasser hat früher einmal (siehe Umlauff, „Beiträge .. .°) 


einen nach der Titelzahl der Gesamtbuchproduktion errechneten Ind fü 
1875—1913 mit dem vom Institut für Konjunkturforschung estate ÄR 
dex der industriellen Verbrauchsgüterproduktion verglichen und festge- 
stellt, daß beide Indexkurven sich im Gesamtverlauf decken. 
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= ee (1890) in einer so viel niedrigeren Größenordnung, 


Deutschland, Frankreich und Italien in 

differenziert gewesen als in den beiden angelsächsische 
Ländern (höhere Titelzahlen!), so kann dagegen in diese 
eine höhere Durchschnittsauflage erzielt worden sein, so da 
die Zahl der auf den Markt gekommenen Buchexemplaı 
nicht so weit hinter den deutschen Ziffern zurückgebliebe 
zu sein braucht, wie die Tabelle auf den ersten Blick veı 
muten läßt. — Die Entwicklung der Zeitschriftenprodukti 
dürfte in den drei europäischen Vergleichsländern ähnli 
verlaufen sein wie in Deutschland, in den Vereinigten Staz 
ten war sie noch weit stürmischer. Voll vergleichbare U 
terlagen stehen leider nicht zur Verfügung. A 


Die Zahlen der Produktionsstatistik gewinnen Anschau 
lichkeit und Leben, wenn man die Gesamtproduktion nad 
Wissens- oder Verwendungsgebieten gliedert. Unsere au 
der Bibliographie beruhende Statistik teilt die Produktio 
nach bibliographischen Systemgruppen, also im wesentliche: 
nach den literarischen Ursprungsgebieten ein; so kommt e 
daß leider in den einzelnen Gruppen vielfach Publikatione 
zusammengefaßt sind, die ganz verschiedenen Zwecken 
nen und sich an verschiedenartige Leserkreise wenden, we 
durch der Erkenntniswert der Statistik beeinträchtigt wirt 
In Tabelle 3 wird die vollständige Gliederung der Buchprq 
duktion für 1930 nach den damals geltenden Systemgruppe 
wiedergegeben und daneben die Zeitschriftenproduktion il 
einer dem Schema der Bücherstatistik angepaßten Gliederuni 
aufgezeigt (nach der Statistik inSperlings Zeitschriften 
Adreßbuch umgerechnet). Bei den Büchern beansprucht di 
Schöne Literatur (Unterhaltung) den höchsten Anteil ml 
15,3 Prozent, während unter den Zeitschriften die Grupg 
Technik und ‘Handwerk mit sogar 18,8 Prozent an erste 
Stelle steht, was die für den Aufbau des Zeitschriftenwesen 


charakteristische Rolle der „Fach“-Zeitschrift erkennen läßt 


@) 


Tabelle3 
Buch- und Zeitschriften-Produktion im Jahre 1980 
F R Bücer Zeitschriften 
Literaturgebiet Gesamt- Anteil Gesamt- Anteil 
1 zahl v.H: zahl 
Allgemeines, Buch- und Schrift- 

wesen, Hochschulkunde 566 SH; 209 ° 
Religion, Theologie 24298 8,5 611 
Philosophie, Weltanschauung 489 1,8 95 
Rechtswissenschaft, Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaften, Sta- 

tistik, Politik, Verwaltung . 4.009 14,9 993 
Sprach- und 

Literaturwissenschaft 843 3,1 68 
Bchone: Literatur er An 15,3 Se 
Jugendschriften RS a EL 22 5,0 156 
Pädagogik; Jugendbewegung . 921 3,4 465?) 
Schulbücher ER N ELSE 7,0 _ 

Kunst, Kunstgewerbe . . 639 2,4 65 
Musik, Theater, Tanz . . 494 1,8 208 
Geschichte, Kulturgeschichte, 

Volkskunde Ne ne 2-2 5,4 307°) 
Kriegswissenshaft . . . 181 0,6 48 
Erd- und Völkerkunde, 

Atlanten BIER I NER 3,0 —) 
Medizin RE ae La iR) 4,3 407 
Mathematik, 

Naturwissenshaften . „. . 1201 4,5 269 
Technik, Handwerk . . .1556 5,8 1373 18,8 
Handel und Verkehr . . .1071 3,9 374 324 
Land-, Forst- und F; 

Hauswirtschaft EN 907 3,4 505 6.9. 
Turnen, Sport, Spiele . 476 1,7 399 5,3 
Verschiedenes 561 2,1 371) 5,22 

insgesamt 26961 100,0 7280 100,0 


1) Umfaßt die Gruppen „Unterhalt blätter‘ i = % 
Revuen‘“ der Zeitschriftenstatistik. ungepätter” und „Literaturhläfterig 


2) Einschließlich Zeitschriften für Stenographie. ; 
2 Rn Iuarr Völkerkunde in Gruppe Geschichte und so weiter enthalte 
‚% Umfaßt die Gruppen „Verschiedenes“, „F = - li 
ter‘ sowie „Reise- und Badeblätter“* der A in Mode 


Quellen: Börsenblatt für de ; 7 
re nd N Deutschen Buchhandel; Sperlings 
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‘An zweiter Stelle steht in beiden Rubriken die Gruppe der 
Rechts-, Staats- und Wirtschaftswissenschaften mit 14,9 be 
ziehungsweise 13,5 Prozent; den dritten Platz behauptet die 
religiöse Literatur mit 8,5 und 8,4 Prozent. Von da an zei- 
gen die beiden Rubriken der Tabelle nicht unerhebliche Ab- 
weichungen, die sich aus den grundsätzlichen Strukturver- 
schiedenheiten von Buch und Zeitschrift ergeben. 

Tabelle 4 gibt einen Überblick über die Entwicklung der 
wichtigsten Produktionsgruppen von 1890 bis 1930. Die 
Schwankungen der Anteilsziffern der einzelnen Gruppen 


sind nicht bedeutend; der Aufbau der Gesamtproduktion 


war also 1890 bereits im wesentlichen abgeschlossen, und die 
nachfolgende Ausweitung hat alle Zweige der Produktion 
ziemlich gleichmäßig betroffen. Auffällig ist immerhin die 


Zunahme des Anteils der Schönen Literatur von 9,2 Prozent 


auf 15,3 Prozent, die größte Verschiebung in der Zusammen- 
setzung der Gesamtproduktion; die weiteren, zum Teil recht 
interessanten Verschiebungen der absoluten und der Anteils- 


‚ziffern der einzelnen Gruppen ausführlich zu besprechen, 


fehlt hier der Raum; der Leser möge sie selbst aus der Ta- 
belle ablesen, wobei zum Vergleich auch die Tabelle 5, welche 


die entsprechende Entwicklung innerhalb des Zeitschriften- 
 wesens darstellt, heranzuziehen wäre. 


Neben der Zahl der Publikationen in den einzelnen Lite- 
raturgebieten sind auch der Gesamt-Seitenumfang der Pro- 


duktion in den Gruppen sowie der Durchschnittsumfang je 


"Veröffentlichung von Bedeutung; diese Daten sind für 1930 


in Tabelle 4 aufgeführt. Im ganzen hat der Umfang der 
"Gesamtproduktion abgenommen: 1908 betrug die Gesamt- 


Seitensumme etwa 5,17 Millionen Seiten, 1930 nur noch 4,38 
Millionen, was einer Verminderung des Durchschnittsum- 
fangs je Erscheinung von 182 auf 162 Seiten gleichkommt. 
Die in der Jahresproduktion gebotene Menge des „Lese- 


 . stoffs‘“ hat sich also noch stärker verringert, als der Rück- 


gang der titelmäßigen Produktionsziffer allein anzeigt. Am 


stärksten war die Umfangsverminderung bei den Gruppen 


B: Jugendschriften, Rechts- und Staatswissenschaften und Land- 


wirtschaft, unterdurchschnittlich bei der Schönen Literatur, 


am geringsten bei den Naturwissenschafien; gestiegen ist 


der Umfang je Erscheinung bei Philosophie, Kriegswissen- 


schaft und Handel und Verkehr (der auffallend hohe Durch- 
'schnittsumfang dieser Gruppe dürfte durch die in ihr enthal- 
tenen Adreß- und ähnlichen Bücher bedingt sein). 

Der Umfang der Bücher ist auch von entscheidender Be- 
deutung für die Entwicklung der Preise. Tabelle 4 gibt für 
1908 und 1930 die „Ladenpreis-Summe“, das heißt den Be- 


trag an, den ein Käufer anlegen müßte, wenn er die ge- 
'samte Produktion einer Gruppe in je einem Stück erwerben 


wollte, sowie den Durchschnittspreis je Erscheinung in jeder 


Gruppe, ferner den Anteil der Gruppen an dem Gesamt- 


preis der Jahresproduktion. Der Durchschnittspreis der Ge- 
samtproduktion hat sich von 3,52 Mark im Jahre 1908 um 


‚fast 80 Prozent auf 6,26 RM erhöht. Schaltet man den Ein- 


fluß der Umfangsverminderung aus, indem man einen durch- 
schnittlichen Bogenpreis (das heißt den Preis für je 16 Sei- 
ten) errechnet, so ergibt sich eine genaue Verdoppelung: 
0,31 Mark 1908 gegen 0,62 RM 1930. Am tliedrigsten war 


1930 der Bogenpreis bei der Schönen Literatur (0,25 RM), 


den Schulbüchern und den Jugendschriften, sowie bei der 


Gruppe Handel und Verkehr (Einfluß der Adreßbücher!); 


über dem Durchschnitt lag der Bogenpreis zum Beispiel bei 
den Gruppen Geschichtswissenschaft (0 72 RM), Technik und 
Handwerk (0,75 RM), Medizin (0,85 RM), Naturwissenschaf- 
ten (1,32 RM) und am höchsten bei den kunstwissenschaft- 
lichen Büchern (4,30 RM). Von maßgebendem Einfluß auf 
das Zustandekommen des Bogenpreises und damit. des Ver- 
kaufs-(Laden-)preises der Bücher ist neben der Art des 
Satzes (durch den Charakter des Buches bestims#r), der Be- 
bilderung und der sonstigen Ausstattung die Aufiesenhöhe: 


‚je höher die Auflage. desto niedriger der Preis. Da wir die 


Auflagenhöhe nicht kennen, fehlt uns leider der Schlüssel zu 
einer klaren Erkenntnis der Preisentwicklung; wir beschrän- 
ken uns hier auf den Hinweis, daß die Preisbildung für die 
einzelnen Produktionsgruppen durchaus verschiedenartigen 
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. . . le : Ei u | 
Gesetzen unterliegt, zum Beispiel bei einem Roman ganz ar 
ders zu beurteilen ist als bei einer wissenschaftlichen Monc 
graphie. Auf die kulturwirtschaftliche Bedeutung der Prei: 
entwicklung wird an anderer Stelle zurückzukommen sein. 


Die bibliographische Statistik unterscheidet — leider er: 
seit 1920 — zwischen Neu-(Erst-)erscheinungen und Nei 
auflagen bereits ein- oder mehrmals erschienener Bücher un 
gibt damit Aufschluß über einen für die Beurteilung der Il: 
terarischen Produktion wichtigen Punkt, nämlich über di 
Lebensdauer der Publikationen. Diese Lebensdauer ist ah 
hängig einerseits von Art und Qualität des Buches, ander 
seits von dem Grad der Beharrlichkeit des Leserpublikum 
sie ist wichtig für den Verleger, der sich naturgemäß ein 
möglichst hohe Lebensdauer seiner Erzeugnisse wünscht (di 
relativ verminderten Kosten einer Neuauflage ermöslicg 
höheren Gewinn, den er braucht, um das Risiko für schwa 
absetzbare oder neu einzuführende Bücher zu tragen), un 
für den Sortimenter (ein „gut eingeführtes“ Buch ist mit g 
ringeren Vertriebsspesen belastet und ermöglicht ihm d 
durch, sich für den kostspieligeren Vertrieb schwer Bi 
barer Bücher einzusetzen). Die Wichtigkeit dieses Umstand: 
für die gesamte Buchwirtschaft rechtfertigt ein näheres Ei 
gehen auf das Verhältnis „NE:NA“; deshalb geben w: 
ın Tabelle 4 für die Jahre 1920 und 1930 die Ziffern 
Neuerscheinungen und Neuauflagen an. Die für die Eige 
art der einzelnen Gruppen charakteristischen Abweichung 
des Verhältnisses zu erörtern, würde zu viel Raum kosten 
Interessant ist jedoch die nachstehende Gegenüberstellu 
der Verhältniszahlen für die Gesamtproduktion in einig 
Ländern: | 


I 


Auf eine Neuauflage kamen an Neuerscheinungen 

R h . in den 

in Großbritannien Vereinigten‘ 
D Staaten 


im Jahre in Deutschland 


Am günstigsten ist also das Verhältnis in Großbritannieh 
gewesen, während in Deutschland, nachdem unmittelbar nacı 
dem Kriege ein starkes Bedürfnis nach Herstellung der wäh 
rend des Krieges unterbliebenen Neuauflagen geherrscht 
haben scheint, dann bald die Neuerscheinungen wieder stäx 
ker in den Vordergrund traten. Umgekehrt verlief die Ent 
wicklung in Amerika, wo erst allmählich eine größere Bu 
harrlichkeit im Sinne des Bedürfnisses nach Neuauflagst 
sich durchgesetzt zu haben scheint (auch eine andere Deutu 
ist freilich möglich: Verringerung der Auflagenziffer bs 
Neuerscheinungen zwecks Risikoverminderung, dafür dam 
häufigere Neuauflagen des gleichen Titels). 


‚Eine weitere Unterscheidung wäre angesichts gewissd 
Eigenarten der deutschen Verlegertätigkeit erwünscht, il 
jedoch statistisch noch nicht durchgeführt: die Unterschet 
dung zwischen Ersterscheinungen und Neuausgaben (nich 
-auflagen!) „klassischer“ oder „zur Weltliteratur gehören 
der“ Werke, also zwischen der Erstausgabe eines neuen Büll 
nenwerkes und der hundertundsoundsovielten Faustausgabi 
die sich nur durch eine geschmackliche Nuance der Ausstah 
tung von ihren unzähligen Vorgängern unterscheidet. D) 
Neigung zu einer solchen, in mehr als einem Sinne „bil 
ligen“ Ausweitung der Verlagsproduktion ist seit lanveh 
Gegenstand heftiger Kritik am deutschen Verlagswesen et 
wesen, denn sie führt zu einer Minderung des kulturweh 
schaftlichen Nutzeffekts des eingesetzten Gesamtaufwande 
Es wird später bei der „Untersuchung der gegenwärtige 
Buchproduktion auf diese Erscheinung zurückzukommen sei 


deshalb sei sie schon hier erwähnt. fi 
. 
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sches Bild des Büchermarktes ‚gibt. Neben der Biblio- 
taphie, auf die sich unsere Statistik stützt, gibt es zwar 
tere bibliographische Veröffentlichungen, die nur die 
außerhalb des Buchhandels erscheinenden“ Publikationen 
halten (seit 1931 „Deutsche Nationalbibliographie, Reihe 
nthaltend insbesondere die amtlichen Veröffentlichun- 
der Behörden, Schul- und Hochschulschriften, Schriften 
/ereine, Geseilschaften, Industrie- und Handelsverbände 
ähnliches); trotzdem geht in die Bibliographie, die der 
istik des Büchermarktes zugrunde liegt, vielerlei ein, was 
ht im engeren Sinne als Gegenstand des Buchhandels be- 
chtet werden kann (die zunehmend besserwerdende bi- 
raphische Erfassung geräde dieses Teils der Produk- 
in den Jahren 1920 bis 1930 hat zweifellos zum An- 
achsen der Produktionsziffern in der bibliographischen 
jtatistik und damit zu einer gewissen Verfälschung des Bil- 
es — vom Standpunkt der reinen Buchhandelswirtschaft aus 
geführt). Das wird bewiesen durch einen Vergleich der 
graphischen mit einer anderen Statistik, die auf der 
ählung der im „Börsenblatt für den Deutschen Buch- 
el“, dem Zentralorgan der Buchhändler, „erstmalig an- 
gten Neuigkeiten“, also derjenigen Erscheinungen be- 
‚ auf deren Vertrieb durch den Buchhandel der Ver- 
überhaupt Wert legt. Diese Statistik, die im übrigen 
nfalls über die Reichsgrenzen hinaus das ganze Sprach- 
iet umfaßt, gibt folgendes Bild der Produktionsziffern 
: eingeklammert beigesetzten Prozentzahlen geben das 
rhältnis zu den in Tabelle 1, Spalte Ic enthaltenen Buch- 
duktionszahlen an): 


1913: 15229 (54%) 1926: 13602 (45%) 
1914: 11584 1927: 14814 (47%) 
1921: 16862 (57%) 1928: 14009 (50%) 
1922: 16910. (55%) 1929: 13617 (48%) 
1924: 16092 (69%) 1930: 13317 (49%) 


also wäre demnach der Teil der Buchproduktion, der 
tlich den Buchhandel angeht. Leider fehlt dieser Sta- 
der Neuigkeiten jede Unterteilung, so daß man nicht 
mitteln kann, wie sich der Unterschied gegenüber der 
liographischen Statistik auf die einzelnen Gruppen ver- 
Auc diese Produktionsziffern sind noch hoch genug, 
r sie zeigen doch. wie falsch es ist, wenn bei kritischen 
geinandersetzungen über Fragen des Bücherwesens der 
ıtlichkeit immer wieder die Zahlen der bibliographi- 
Statistik ohne ausreichende Vorbehalte vorgerechnet 
en, wie es leider oft geschehen ist. Den tatsächlichen 
rag des Verlagswesens zum kulturwirtschaftlichen Le- 
sstandard sollte man. jedenfalls eher in der Größen- 
nung dieser Neuigkeiten-Statistik suchen als in der der 
iographischen Statistik. 
je Statistik der Zeitschriftenproduktion beruht im we- 
lichen seit den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
berlings Zeitschriften-Adreßbuch und baut sich für die 
ere Zeit auf Zeitungskataloge, Postverzeichnisse und so 
eiter auf. Die Darstellung stützt sich im wesentlichen auf 
Menz, „Die Zeitschrift. . .“. — In Tabelle 1, Spalten Id 
e ist die Gesamtentwicklung dargestellt, auf die oben 
its kurz hingewiesen wurde. In Spalte f sind für eine 
ie von Jahren Verhältniszahlen angegeben, die zeigen, 
wieviel Bucherscheinungen jeweils eine Zeitschrift ent- 
ist; das Verhältnis Z :B hat sich zunehmend günstiger 
ie Zeitschriften entwickelt; um die Jahrhundertwende 
ein Gleichgewichtszustand erreicht, der dann aber in 
Nachkriegszeit erheblich erschüttert wurde — das große 
schriftensterben. dem dann jedoch ein sehr rascher Wie- 
ufbau folgte. Zu Ende der zwanziger Jahre wurde eine 
die Zeitschriften günstigere Verhältniszahl erreicht als je. 


Es lohnt, das Verhältnis Z:B, das recht wichtige Richt- 
n geben kann, noch etwas weiter zu verfolgen, nämlich 
ich die Relation für die einzelnen Produktionsgruppen 
elt hat. Es werden zu diesem Zweck wenigstens für 


einige wichtige Gruppen die für 1908 vom Börsenverein ver. 
öffentlichten Zahlen mit denen zusammengestellt, die fü 
1930 auf Grund der Vergleichstabelle 3 errechnet wurden ( 
folge der verschiedenen Herkunft der Zahlen ist es mögli 
daß die Abweichungen zwischen den Jahresreihen zum T: 
auch die Folge der verschiedenen Zählweise sein können) 


Literaturgebiet 


Schöne Interatie. ah u et 14 AR 
Sprach- und Literaturwissenschaft . . 14,2 
Pnbsopnle nt an 10,5 
Geschichte, Kulturgeschichte . 9,6 


Erziehung, Unterricht, Jugendschriften 
Naturwissenschaften, Mathematik z 
Rechts- und Staatswissenschaften, Politik 
Hellwissenschafe nl 
Religion, © Theologte. "sur et 
Bau- und Ingenieurwissenschaft . . . 
Handel, Gewerbe, Verkehr. . . . . 
Haus-, Land- und Forstwirtschaft . . 


“ 
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Die Rangordnung, von der günstigsten zur ungüns 
Relation absteigend, hat sich im wesentlichen erhalten, 
sind immerhin einige auffallende Verschiebungen ei 
ten, und zwar gerade bei Gebieten, auf denen man es ni 
erwarten sollte. zum Beisniel Philosophie. Da das Gesam 
verhältnis günstiger für die Zeitschriften geworden ist 
1908 1:5.2, 1930 1 :3,8 —, ist naturgemäß die Zahl 
Gruppen, in denen die Relation sich verbessert hat, 
als die, bei denen sie ungünstiger geworden ist. 

Um noch einen etwas tieferen Einblick in die Entw 
der 'Zeitschriftenproduktion zu geben, wird in Tabelle : 
Anteil der Gruppen an der Gesamtproduktion für ei 
länseren Zeitraum, 1850 bis 1928, zusammengestellt 
ergibt sich eine entscheidende Abnahme des Anteils d 
steswissenschaften, der Naturwissenschaften einschließlich de 
Medizin, sowie der Schönen Literatur und Kunst, wäh: 


waren um 1850 freilich auch besonders gedrosselt! 
fahren haben und bei den Angewandten Wissens 
ebenfalls eine beträchtliche Zunahme zu verzeichnen 


Tabelle 5 


Zeitschriften Be 
Anteil der wichtigsten Literaturgebiete ın Hundertsätzen 
Literaturgebiet 150 18974 114 183 
Er een ee N er AO nr 
Theologie, Philosophie, ; 
Kreimaurerei 4. %.200...1057182°0 13,33 14 Ars 
Pädagogik, Jugendschriften 7,6 8,3 6,0 ASS 
Rechts- und Staatswissenschaften 7,0 112 109 106 
Philologie, Literaturwissenschaft 4,8 4,3 9,5 3,7 
Geschichte, Erdkunde . . . 66 6,1 3,6. 47 
Medizin N Ni 7 NEN RS 
Naturwissenschaften RE 52 7924 4,2 
Ansewandte Wissenschaften*) . 23,1 25,4 835,3 35,7 
Schöne Literatur, Kunst | 2,8 5,9 6,7 
Populäre 
und vermischte Schriften Ser3rz. = 0,3 10,8. 231 


*) Mathematik, Mechanik, Technologie, Kriegswissenschaft, Berg- und Hütten- 
kunde, Haus-, Land- und Forstwirtschaft, Handel und Gewerbe. Be AUEH, 


Quelle: Menz, „Die Zeitschrift‘. K 


Bei den Zeitschriften ist es noch weit schwieriger als bei 
den Büchern, zu einer Vorstellung davon zu gelangen, was 
die Ziffern einer nur die Titel zählenden Produktionssta- 
tistik eigentlich bedeuten. Neben dem Umfang der Einzel- 
nummer muß bei der Zeitschrift auch die Erscheinungsweise 
berücksichtigt werden. Die Verteilung auf verschiedene For- 
mate ist eine andere als bei den Büchern und fällt stärker 
ins Gewicht. Die Voraussetzungen der Preisgestaltung wei- 
chen wesentlich von denen des Buches ab, wie ja überhaupt 
ein Teil der Zeitschriften auf ganz anderen ExistenzbeAin- 
gungen beruht als das Buch. Schließlich tritt bei der Zeit- 
schrift weniestens in vielen Gruppen neben der sachlichen 
eine regionale Differenzierung stark hervor. Dies alles kom- 
pliziert eine weitere Analyse des Zeitschriftenwesens so sehr, 
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daß ein Eingehen darauf hier nicht möglich ist; es muß der 
Hinweis auf die ausführliche Darstellung bei G. Menz („Die 
Zeitschrift ... .“) genügen. 

Die Darstellung der Buch- und Zeitschriftenproduktion 
kann nicht abgeschlossen werden, ohne daß die Frage nach 
dem Gesamtwert der Verlagsproduktion we- 
nigstens gestreift wird. Eine präzise Antwort auf diese so 
wichtige Frage ıst leider nicht zu geben. Jede genaue Er- 
mittlung des Produktionswertes und damit der wertmäßigen 

Leistung des Buchhandels scheitert an der fehlenden Kennt- 
nis ler Auflageziffern (Stückzahlen). So können nur Schät- 
zungen auf Grund der statistisch ermittelten Ladenpreis- 
summen beziehungsweise der Durchschnittsladenpreise und 
angenommenen Durchschnitts-Auflageziffern gegeben wer- 
den, und diese Schätzungen, die sich in der Literatur an 


- verschiedenen Stellen finden, weichen zum Teil außer- 


‘ordentlich stark voneinander ab. Eine ausführliche "Erörte- 
rung des ganzen Problems würde den zur Verfügung ste- 
henden Raum weit überschreiten; es muß hier ein Gesamt- 
ergebnis genügen, das sich hauptsächlich auf die Angaben 
von G. Menz („Kulturwirtschaft“) stützt”). Für die Buch- 
produktion der Vergangenheit gibt Menz unter anderem die 
folgenden Schätzungen wieder: 
Durchschnitts-Kılopreis 


Jahr Gesamtwert des Buchhandels 
um 1830 15,75 Millionen Mark rund 9 Mark 

1865 25 Millionen Mark 

1875 55 Millionen Mark rund 3 Mark 

1913 500 Millionen Mark rund 4 Mark 


Für die Jahre 1927/30 wird der Wert der Buchproduktion 
'in der Größenordnung zwischen 450 und 650 Millionen 
Reichsmark zu suchen sein bei einem Durchschnittspreis für 
‚1 kg Buchware von etwa 6,50 RM. Das deckt sich ungefähr 


mit den Schätzungen des Instituts für Konjunkturforschung 


für den Gesamtumsatz des Einzelhandels mit Büchern und 
Musikalien (1927: 606 Millionen, 1929: 649 Millionen, 
1930: 603 Millionen Reichsmark; für die nachfolgenden 
“Krisenjahre gibt das Institut die folgenden, stark rück- 
läufigen Zahlen an: 1931: 483 Millionen, 1932: 375 Mil- 
lionen Reichsmark. An diesem Rückgang ist die gleichzeitige 
Preissenkung mit nur etwa 20 Prozent beteiligt). 


Für die Zeitschriftenproduktion gibt Menz („Die Zeit- 
schrift ... .“), ausgehend von rund 7000 Zeitschriften (laut 
Sperling) und einer angenommenen Durchschnittsauflage 
von 8000 sowie einem Durchschnittspreis von 10 Reichs- 

' mark jährlich, einen Gesamtwert von 500 bis 600 Millionen 
Reichsmark an. Eine ältere Schätzung für 1910 lautet — 

_ wohl zu niedrig — auf 232 Millionen Mark. Man geht also 
wohl nicht allzuweit fehl, wenn man den Gesamtwert der 
Buch- und Zeitschriftenproduktion mit rund 1 Milliarde 
Reichsmark für die Zeit von 1927/29 annimmt, zu welchem 
Betrage auch andere Schätzungen gelangt sind. — Für die 
Wirtschaft des Zeitschriftenverlages ist das Anzeigenge- 
schäft von erheblicher Bedeutung; es spielt für viele Zeit- 
schriften eine ausschlaggebende Rolle bei der Finanzierung 
und verleiht außerdem dem Verlagsgewerbe eine wirt- 
schaftliche‘ Bedeutung, die weit über die hinausgeht, die 
sich aus den obigen, nur das Verkaufsgeschäft berücksichti- 
genden Zahlen ergibt. Das Anzeigen- und das Verkaufs- 
geschäft bilden praktisch ein unteilbares Ganzes, doch muß 
bei der vorliegenden Untersuchung, die doch in erster Linie 
auf den Buchhandel abgestellt ist, das Anzeigengeschäft wohl 
oder übel beiseitegelassen werden. 

Die Folgerungen, die sich unter dem Gesichtspunkt des 
kulturwirtschaftlichen Lebensstandards und bei der Frage- 
stellung, inwieweit der Buchhandel seine kulturwirtschaft- 
liche Aufgabe erfüllt hat, aus der Darstellung der Ver- 
lagsproduktion ergeben, sollen später gezogen werden. Zu- 
nächst ist der Träger der verlegerischen und buchhändleri- 
schen Tätigkeit statistisch zu untersuchen. 


EleNg); in diesem Zusammenhang auch den Beitrag des Furopa-Archivs 
von ludwig Delp: „Die materiellen Voraussetzungen der deutschen Bucpro- 
duktion“, S. 557 f. 
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Der Buchhandel als Gewerbe 2 N 

Für die Untersuchung des buchhändlerischen „Apparat 
stehen in der Hauptsache zwei Quellen zur Verfügur 
deren zum Teil nicht unwesentlich voneinander abw+ 
chende Aussagen sich aus der Verschiedenheit ihrer 4 
und Herkunft erklären: 1. die gewerblichen Betriebsz& 
lungen des Statistischen Reichsamts (im folgenden kurz | 
Gewerbestatistik bezeichnet), 2. die durch Auszählung « 
„Adreßbuchs für den Deutschen Buchhandel“ entstande 
Statistik (abgekürzt Adreßbuchstatistik). Die erstgenanı 
erfaßt Betriebe und Personen in verschiedenen Grupp: 
rungen, die zweite nur die Firmen, und zwar nur diejet 
gen, die „dem Gesamtbuchhandel angeschlossen“ sind, a) 
im Sinne des Buchhandels selbst ‚‚dazugehören“; leict 
trennt diese Statistik erst seit 1875 die Firmen des Reick 
gebiets von denen des Sprachgebiets und sonstigen ang! 
schlossenen Auslandsfirmen. Be || 

Einen Gesamtüberblick über die Entwicklung nach <& 
Adreßbuchstatistik seit 1839 (dem Entstehungsjahr « 
Adreßbuchs) gibt Tabelle 1, Spalten ITa — h. Wie « 
Indexziffern zeigen, ist die Ausweitung des Apparates nd 
rascher vor sich gegangen als die der Produktion, sow; 
diese nach den oben gemachten Einschränkungen erfaßH 
ist. Zur Ergänzung wird in Tabelle 6 für den Zeitrau 
1875 bis 1925 der Buchhandel im Rahmen der Gesamtei 
wicklung nach der amtlichen Gewerbestatistik ‚gezeigt. Hi 
die Produktion ergibt sich für den gleichen Zeitraum ei) 
Steigerung des Index (1875 — 100) auf 300, für die Za 
der Buchhandelsbetriebe jedoch wird die Indexziffer 33 
für die beschäftigten Personen sogar 610 erreicht; die Gröf 
der Betriebe. hat also fast doppelt so stark zugenom { 
wie ihre Zahl. Keine der in der Tabelle zum Verglet 
angeführten Gewerbegruppen weist eine ähnlich sta 
Steigerung auf. Die Entwicklung des Buchhandels ist al 
überdurchschnittlich und stellt auch insofern eine Besot 
derheit dar, als sie an der sichtbar werdenden allgemein! 
Tendenz zur Konzentration (Verringerung der Betriebsza: 
bei wachsender Betriebsgröße) nicht teilnimmt, was fr4 
lich auch für das Vervielfältigungsgewerbe zutrifft. — H 
der weiteren Betrachtung muß man. um zu fruchtbart 
Ergebnissen zu kommen, den erzeugenden Buchhand 
(Verlag) vom vertreibenden (im wesentlichen Sortiment 
buchhandel) trennen. | 

Der Verlag: Die Ansaben über die Zahl der Vd 
lage weisen in den beiden Quellen erhebliche Verschiede: 
heiten auf, über deren Ursache man nur Vermutung} 
haben kann. Die Adreßbuchstatistik zählt wesentlich me: 
Verlagsbetriebe als die Gewerbestatistik; dabei sind 
Adreßbuch noch zahlreiche Sortimentsfirmen enthalten, « 
auch Verlag betreiben, aber ihrem Hauptgeschäftszweig na 
zum vertreibenden Buchhandel gehören. Die in Tabelle 
Spalte IId gezählten Verlagsfirmen enthalten auch 
außerdeutschen Firmen, deren deutschsprachige Produkt: 
auf den deutschen Büchermarkt gelangt; der Anteil die 
Firmen schwankt. An der von der biblioeraphischen S 
tistik erfaßten Produktion waren beteiligt (laut Buchhändl 
Börsenblatt): 


1915: 2806 reichsdeutsche Verleger mit 23 163 Erscheinung 
1920: 2624 x a 

1922: 3117 $ eo 56 “ 
1927: 3991 # ara Boyunks 3 
1930: 3711 A No # 


Dabei sind die nichtgewerblichen Verleger (Selbstverleg 
Behörden, Vereine und so weiter) mitgezählt. Für 19 
haben wir die Auszählung seinerzeit selbst vorgenomm 
die für dieses Jahr angeführten Zahlen sind also mit den 
der früheren Jahre nicht vorbehaltlos zu vergleichen. 
1930 wurde dabei folgende Aufteilung festgestellt: 
deutsche Firmen, die im Adreßhuch verzeichnet sind: 
1894 — 39,9% mit 20212 Erscheinungen — 72,9 
verschiedene andere deutsche Produzenten 
1817 — 38,3% mit 3515 Erscheinungen — 12,6 
außerdeutsche Produzenten N 
10386 — 21,8% mit 4045 Erscheinungen — 14,5 


{1 


Europa-Archiv / Sepiember ” 
HE 


N 


Bi. u = 
ei, sı 
er | Fe | 8 
N \ ehe _ = 
3 S| | = 2 
2 S| N 
E S| En 
eu r DI £ ge 
% = | söug3aye| »uspanpsiek Aproy sipsnag] sep ıny ıpngaye[ sawpstsneig !ojfand) 
5 S See — 
o | na | 
RE | | 851 (q 
en | | 00000979 | (e 661 
R 


SIR \ 686 L68 019 858 668 I6I Ige 858 8FI (q 
Fo8 88% LEE el Si 708 99 8lr sl 881 687 8 629 068 I 911 989 Sl 896 156 I 000 600 &8 000 003 89 e  sz61 
* q | ' 
1271 (q 


000 006 #9 | (e oI6L 


I 00# sIE 8TE 961 961 696 (q 


z18 508 
LH 161 #5+ #01 9961 1  6o6Fr LIS#I  Lııııss | sz88%91 | 02.10.01 | 860 1eaa | 000580 92 (e 2061 
i 3#1 (q 


000 00909 | (e <So6I 


N 953 oz ER lrE HH 20a 881 (q 
620 92 68LOT I 0390918 | vOI6gıT | z88706L | wssL182 | 00002L.02 | ooooogzs |(e segı 


988 
996 SII 


OII (q 
00000695 | (e gagı 


981 821 821.07, 081 L0I gor | (q 

168 FI 696 8 Lep reg I | 818166 9861985 | Z6E LITE 000 389 LI En (e 2881 
001 001 001 DOT? A OO 008 001 (q 

LF6. 01 »c9 + SLTTFOT | LBTIE8 3Bg LEHE | SHIFEEZ 000 00.35 |(e Kıs1 


! 
| 
I 
| 
| | 


arm oBımı | | ad | dm ad 
-sqdomar aqauıag -SgamA] gang | quomıq gang j -sq10@.17 agar.ıag | -squamıy aqgauıag en een 
ee - a a N 
Junjepa4an- RENT Se 


umsadsun Japunyıpng 4yoy420, pun Jopuny 4ıampupyy pun auusnpu] 


pun Sundnazia1aıddg 


001 = SL81 xapu] (q 
usjyez aynjosge (e 


ARASHEISIATIAMIHD USpmWer Jap weug /LS1T 998 Sunppımausursag) 29p ur ppueyuypng JG 


die der Erscheinungen, was zum Teil auf zunehmende Voll- 
ständigkeit der Erfassung der nichtgewerblichen Verleger, 
ferner auf den Rückgang der Produktionstätigkeit der gro- 
ßen gewerblichen Verleger zurückzuführen sein dürfte. Ver- 


Produzenten 


Größenklasse \ 
(Erscheinungen 1930) 


ie 


Anzahl % 


575 30,3 

2— 10 892 47,1 

11— 30 291 15,4 
31 — 100 107 De 

über 100 29 1,5 

insgesamt 1 894 100,0 


in wenn auch nur auf Schätzungen beruhendes Bild 
er kapitalmäßigen Leistung des Verlagsgewerbes gibt 
schnittsladenpreis 6,50 Reichsmark, Durchschnittsauf- 
3500, Herstellungsaufwand — ein Drittel des Laden- 


Großhandel, dem ja der Verlag seiner Struktur 
teht, entfallen auf die 


elbetriebe 


% ER, 19,9% ee) ”» h ” 53,3% ”» » 
Großbetriebe 
; 0,8% = ” > lo] % ” ” 


Damit stimmen die Ziffern für das Verlagsgewerbe hinsicht- 
'h der Zahl der Betriebe weitgehend überein, nicht jedoch 
nsichtlich. des Anteils der beschäftigten Personen: hier 
dürfte das Bild jedoch dadurch verschoben sein, daß unter 
den Großbetrieben der höchsten Klasse sich einige solche 
befinden, die neben dem Verlag auch andere Zweige des 
Buchgewerbes betreiben und auf die ein wesentlicher Anteil 
der Personen entfällt. In Wirklichkeit wird wohl auch beim 
 Verlagsgewerbe der Schwerpunkt der Beschäftigtenzahl bei 

“den Mittelbetrieben liegen. Die übliche Einteilungsweise 
wird übrigens der Struktur des Verlages nicht ganz gerecht: 
zwischen Verlagen mit 11 oder 15 Personen und solchen 
mit 40 oder 50 bestehen sehr wesentliche Unterschiede, 
ebenso verhält es sich innerhalb der Klasse 51 bis 200 Per- 
somen. Vergleicht man die nach der Beschäftigtenzahl ge- 
bildeten Größenklassen mit den oben wiedergegebenen 
ı Größenklassen nach der Zahl der Verlagserscheinungen, so 


Die Vermehrung der Produzenten ist stärker gewesen als 00 Erscheinungen 
| 5 41, 1930 nur noch 29. Für. 1930 wur 


Betriebe Persone 5 Anteil der | 
Größenklasse = . ‚Fi oe N 
(Personen) Zahl % | Zahl % Größenklasse , B ER ai 1 
 Allein- | 
betriebe 405 16,3 405 2,2 Klein. | 
bis 8 542 21,7 1147 6,3 | take 77,0 13,8 
45 972 39.0 972 5,3 | 
5 10 271 10,9 2064 14,5 Mittel- 21,0 ua 
.11— 50 252 10,1 5472 29,9 betriebe \ 
‚51 — 200 38 1,5 3125 17,1  Groß- 
über 200 14 0,5 5.064 37,7 } De 2,0 44,8 
insgesamt | 2494 100,0 15 249 insgesamt 


lepex mit mehr als 100 Ersche en 


duktion beteiligten deutschen gewerblichen Verleg« 
ihrem Anteil an der Produktion eingeteilt: 


Erscheinungen H Ds 
Ladenpreiswert | 4 wana eu 
der Produktion aa 

Anzahl % onorare 
; Mill. RM Mil.RM 
575 2,8 192,9 4,3 
3 982 19,7 90,6 30,2 
51717 25,6 117,7 BERN 
5 256 26,0 120,0 40,0 
3222 25,98 118,6 39,5 


20 212 | 100,0 | 459,8 153,2 34 


Eine Größenklassifizierung der gewerblichen Verlage na: 
der Beschäftigtenzahl kann nur auf Grund der Gewerbi 
statistik, die, wie oben schon betont, von der Adrefbuu 
statistik erheblich abweicht, vorgenommen werden; für 19) 
sieht sie folgendermaßen aus: : a 


= 
1 
a 
3 


findet man eine gewisse Übereinstimmung, wenn man di 
Verlage mit 1 bis 10 Erscheinungen als Klein-, mit I1 % 
100 als Mittel- und mit über 100 als Großbetriebe nimm 
wogegen freilich einzuwenden wäre, daß Verlage, dere 
Produktionsziffer nahe bei 100 liegt, doch meist schon da 
Charakter von Groß-, nicht aber von Mittelbetrieben habe: 


Die Untersuchung des Verlagsgewerbes sei abgeschlosse 
mit einem Blick auf die Verteilung nach Standorten, sq 
weit darüber Unterlagen zur Verfügung stehen. Da das But 
grundsätzlich seine Verbreitung über das ganze Ursprung 
land und darüber hinaus über das ganze Sprachgebi 
sucht, ist die Standortwahl des Verlages meist nicht, w 
beim vertreibenden Buchhandel, nach dem Absatz orier 
tiert, sondern entweder nach der Seite der Autorenve 
bindungen (zum Beispiel Universitätsstadt) oder nach güt 
stigen Herstellungsmöglichkeiten und Verkehrsbedingunger 
ın vielen Fällen sind auch rein persönliche Motive des Ve 
legers entscheidend. H 


Einer Statistik für das Jahr 1913 (Buchhändler-Börser 
blatt) entnehmen wir folgende Angaben: Die an der Ge 
samtproduktion 1913 beteiligten 2806 gewerblichen un 
nichtgewerblichen Verleger verteilten sich auf 485 Ort 
unter diesen befanden sich 147 Orte (= 30%), an dene 


nur je eine Publikation erschien, die also auch nur eine 
Verleger beherbergten, während an 38 Orten (= 8%) mel 


0 Publikationen erschienen, die zusammen rund 84% 
esamtproduktion darstellten, 200 und mehr Erschei- 
en kamen heraus in 


Hamburg 491 Hannover 254 

5725 Jena 424 Straßburg 253 

1692 Frankfurt/M. 390 Köln 247 

1627 Freiburg/Br. 335 Münster i. W.212 

6357 Heidelberg 331 Wiesbaden 200 
541 Bonn 291 
503 Paderborn 281 


"Jahre 1930 erschienen bei annähernd gleicher Gesamt- 
duktion in Berlin 6600 Publikationen, also etwa eben- 
fiel wie 1913, in Leipzig jedoch nur 3629; der Anteil 
pzigs, des weltbekannten Vororts des deutschen Buch- 
adels, ist also stark zurückgegangen. Immerhin steht Leip- 
' auch 1930 noch an zweiter Stelle unter allen deutschen 
rlagsorten, weit vor den beiden anderen Hauptplätzen 
inchen und Stuttgart (über den Anteil der vier Haupt- 
tze an den Verlagen auf Grund der Adreßbuchstatistik 
Ihe weiter unten bei der Darstellung des Sortiments) 


"ne ber den Zeitschriftenverlag führt G. Menz („Die Zeit- 
rıft “, 8. 37.) aus: „Die rund 6900 gegenwärtig 


is ist 1928) in Deutschland erscheinenden Zeitschriften 


| teilen sich nach Sperlings Adreßbuch auf etwa 4230 Ver- 


er. Von diesen geben rund 80 Prozent nur je eine Zeit- 
Irift heraus. Sie verlegen damit nicht ganz 50 Prozent der 
(bamten Zeitschriftenproduktion. Nimmt man noch die Ver- 
Ver, die bis höchstens vier Zeitschriften herausbringen, hin- 
{ so stellen sie insgesamt annähernd 95 Prozent des ganzen 
tschen Zeitschriftenverlags dar, und sie vertreten zusam- 
n etwa 75 Prozent der ganzen deutschen Zeitschriften- 
yduktion. Der Rest der Verlegerschaft — nur 5 Prozent — 
Feinigt seinerseits zusammen also rund 25 Prozent aller 
schen Zeitschriften in seinen Betijeben.‘“ Der darin zum 
‚sdruck kommenden betrieblichen Konzentration des Zeit- 
iriftenwesens steht eine starke örtliche Dezentralisation 
#enüber: die 184 größten Zeitschriftenverlage verteilten 
h auf 64 Orte; für die Hauptplätze des Buchhandels stellt 
IEnz jedoch eine zunehmende Konzentration der Zeitschrif- 
I fest!). 


Von den 4230 Zeitschriftenverlegern waren nur 40 Pro- 
Iıt gewerbliche Verlagsunternehmen, 29,1 Prozent Vereine 
)d Gesellschaften, 9,8 Prozent amtliche Stellen, 2,6 Prozent 
ivatpersonen, alle im Deutschen Reich; der Rest von 18,5 
ozent entfiel auf das Ausland. Die rund 1700 deutschen 
erblichen Zeitschriftenverleger dürften zum großen Teil 
em Gesamtbuchhandel angeschlossen“ gewesen sein, zu- 
ıl da eine große Zahl von ihnen gleichzeitig Buchverleger 
ren; wieviel Zeitschriftenverleger außerhalb des Buchhan- 
s standen und demzufolge, wollte man eine Gesamtzahl 
ler Verleger ermitteln, zu den Adreßbuchfirmen noch hin- 
gezählt werden müßten, ist noch nicht untersucht worden. 


Insgesamt ist die Zahl der Verlage, wie wir feststellten. 
irker gestiegen als die Zahl der Erscheinungen, also ver- 
Ilte sich früher die Produktion auf weniger Unternehmun- 
n als in den Jahren kurz vor und nach dem ersten Welt- 
Hieee. Der Durchschnittsanteil des einzelnen Verlages an 
)r Gesamtproduktion ist somit im Verlaufe der letzten hun- 
rt Jahre geringer geworden, eine Tatsache, die in einem 
wissen Widerspruch zu den gerade im letzten Abschnitt 
ser Epoche in der ganzen Wirtschaft wirksamen Konzen- 
ionsbestrebungen steht. Doch Durchschnittsberechnungen 
ben meist an der Oberfläche, statt in die Tiefe zu drin- 
In. In Wirklichkeit hat es auch im Buchhandel an solchen 
Ionzentrationserscheinungen nicht gefehlt, die schon früh- 
tig zur Entstehung von Großverlagen führten. Daneben 
iedoch die Zahl der mittleren und kleinen Verlagsfirmen 
hirch — vielfach recht kurzlebige — Neugründungen lau- 
d so stark vermehrt worden. daß neben der Konzentra- 
Ihn eine immer weitere Zersplitterung der Verlagsproduk- 


I) Der Anteil der vier Hauptplätze an der Gesamt-Zeitschriftenproduk- 
In betrug 1850 27,9 Prozent, 1908 57,0 Prozent. 
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tion zu verzeichnen gewesen ist, der das deutsche Verlags- 
wesen seine außerordentliche Vielfältigkeit zu verdanken 
hatte. Wieweit dies im kulturwirtschaftlichen Interesse einer 
Gesunderhaltung des Verlagswesens gelegen ist, wird noch 
zu untersuchen sein. 


Der Sortimentsbuchhandel: Den wesentlichen 
Teil des buchhändlerischen Verteilungsapparates stellt der 
Sortimentsbuchhandel dar, das heißt der mittels des offenen 
Ladengeschäfts betriebene Einzelhandel mit Büchern und 


Zeitschriften. Die anderen Arten von Vertriebsfirmen, vor 


allem die Reise- und Versandbuchhandlungen, nehmen neben 

dem Sortiment, wenigstens nach der Zahl der Betriebe, nur 
einen kleinen Raum ein; die kulturwirtschaftliche Bedeutung 

der anderen Vertriebsformen zu untersuchen, würde eine 

lohnende und interessante Sonderaufgabe sein?). 


Die genaue Feststellung, wieviel Sortimentsbuchhandlun- 
gen es gegeben hat, stößt auf gewisse Schwierigkeiten. Die 
Adreßbuchstatistik trennt erst seit 1932 die Firmen im 
Reichsgebiet von denen außerhalb der Reichsgrenzen, außer- 
dem führt sie die anderen Formen des vertreibenden Buch- 
handels nicht gesondert auf. Die Abweichungen der Adreß- 
buchstatistik von der Gewerbestatistik sind auch für den ver- 
treibenden Buchhandel bedeutend, doch weist die Gewerbe- 


statistik — im Gegensatz zu den Verhältnissen beim Verlag 


— hier ein erhebliches Mehr gegenüber jener auf, das heißt, 
das Adreßbuch umfaßt bei weitem nicht den gesamten Ver- 
teilungsapparat; freilich darf man wohl die „dem Gesamt- 
buchhandel angeschlossenen“, also die im Adreßbuch aufge- 
führten Firmen als die Kerntruppe des Buchhandels an- 
sehen. (Wir werden weiter unten noch auf diese Frage zu- 
rückkommen.) 


Die Entwicklung des Sortimentsbuchhandels nach der 


Adreßbuchstatistik ist in Tabelle 1, Spalten ITf und g dar- 


gestellt (einschließlich der Auslandsfirmen, ferner des Musi- 
kalien- und des Kunsthandels sowie des Antiquariats und. 
der übrigen Vertriebsfirmen). Für 1925 haben wir selbst sei- 
nerzeit 7183 Firmen dieser Kategorien im Reichsgebiet ge- 
zählt (1933 waren es laut Adreßbuch noch 5656); die Zahlen 
der Tabelle sind also insgesamt zu hoch. Immerhin zeigen 
sie ziemlich zutreffend den Gang der Entwicklung: der 


Sortimentsbuchhandel hat sich in rund neunzig Jahren etwa 


verzehnfacht, und zwar in ziemlich gleichmäßigem Tempo. 
Der Verlag dagegen hat sich, wie wir sahen, im gleichen 
Zeitraum etwa verdreizehnfacht. 


Wichtiger fast als die absolute Zahl der Firmen ist beim 
Sortiment als dem Vertriebs- und Verteilungsapparat des 
Buchhandels seine standortliche und — eng damit verknüpft 
— seine größenmäßige Gliederung. Die Adreßbuchstatistik 
gibt in dieser Richtung keine befriedigende Antwort. Ihr 


sind zwar die jeweiligen Zahlen der .‚Buchhandelsorte“ ım 


Reichsgebiet zu entnehmen, aber dabei ist keine Unterschei- 
dung zwischen dem herstellenden und dem vertreibenden 
Buchhandel gemacht. Freilich mag es nur wenige Orte geben, 
an denen wohl ein Verlag, nicht aber eine Sortimentsbuch- 
handlung zu finden ist. So mögen die Ortszahlen der Adrel- 


buchstatistik immerhin entwicklungsmäßig einen Anhalt 

geben: ö 
1875: 3473 Firmen in 786 Orten 
1895: 6412 > a Aw 
1900: 7288 ” BEE EYE Mer 
1910: 9832 5 US BE“ 
1913: 9525 s, lerlo Timer 
1919: ° 9462 » 2 
1925: 10563 Es er e 
1928: 9045 5 OO, 
1929: 9159 ” Aa lo Eee Er. 
1930: 9145 ns ad! ” 


Von diesen Firmen entfallen etwa 29 Prozent auf den Ver- 
lag. Die Zahl der Buchhandelsorte hat sich also von 1375 
bis 1910 mehr als verdoppelt und ist — trotz der Gebiets- 
verluste nach dem Kriege — nicht wesentlich gesunken. Eine 


2) Gleiches gilt für das Antiquariat, dem zweifellos für die Zukunft eine 
besondere Bedeutung zukommen wird. 
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1929 vorgenommene Auszählung ergibt für die Vertei- 


ung der Firmen auf die Orte folgendes Bild: 


Anzahl der Firmen Anzahl der Orte Anzahl der Firmen 


_ am Orte absolut v.H. absolut v.H. 

785 45,6 735 7 

333 20,7 666 6,9 

340 DL 1 229 12,9 

109 6,8 785 82 

48 2,9 694 7,3 

47 2,9 5449 57,0 

insgesamt: 1619 100,0 9 558 100,0 
ERROR 


er die Hälfte aller Firmen ist also auf 47 größere Städte 
nzentriert (unter denen sich jedoch nur 34 Großstädte be- 
en). Die Konzentration in den vier Hauptplätzen des 


tehende, ebenfalls für 1929 geltende Übersicht zeigt: 


andlungen Berlin Leipzig München u wir 
Verlagsbuch- 
ungen . 870 562 169 12a 127.0 
- und Sorti- 
2:67, 139 42 34 432 
394 917°, 120,78 75° 1086 
1611 1048 3a 234 83244 


n den vier Hauptplätzen dürften mehr als die Hälfte aller 
'erlagsbuchhandlungen, jedoch nur etwa ein Fünftel der 
mentsfirmen ansässig gewesen sein. 


sentlich. weiter als die. Adreßbuchstatistik, die vor 
über die Größe der Firmen nichts aussagt, führt uns 


je Buchhändler-Börsenblatt 1927, 1931 und 1932), Sie 
ßt 9657 Betriebe, und zwar ausschließlich typische Sorti- 
tsbetriebe, nicht Verlagssortimente, Warenhäuser, Papier- 
Alungen und so weiter. Das sind freilich wesentlich mehr 
€ Sortimentsbetriebe des Adreßbuchs (1927: 7183), da- 
| entspricht die Zahl etwa den Wirtschaftseinheiten der 
chen Gewerbestatistik von 1925. Es werden von dieser 
istik also rund 1500 Betriebe mehr erfaßt, als „dem Ge- 
tbuchhandel angeschlossen“ sind; dabei wird es sich im 
entlichen um solche Betriebe handeln, die vom Buch- 
del als Auchbuchhändler, heute meist Buchverkaufsstel- 
n genannt, bezeichnet werden und die wohl durchweg in 
nterste Betriebsgrößenklasse gehören. — Der Gesamt- 
umsatz der. zur Umsatzsteuer veranlagten Firmen betrug 
368,3 Millionen Reichsmark. wozu weitere 30,6 Millionen 
kommen, die umsatzsteuerfrei blieben. Auf den einzelnen 
Veranlaeungsfall kommt ein Durchschnittsumsatz von 
00 Reichsmark. 


_ Das Gesamtergebnis‘ der Umsatzsteuerstatistik zeigt. die 
Igende Übersicht: 


Umsatzgrößen- Zahl der Veranlasten Umsatz in 
klasse absolut v.H. Miül.RM vH. 
bis 5000 RM 3063 31 6,9 1,8 
5000 — 20000 RM 3223 383 36,2 9,8 
20000 — 50000 RM 1882 19,5 59,7 16,2 
50 000 — 100 000 RM 844 8,8 59,5 102 
100 000 — 500 000 RM 569 5,9 109,6 29,8 
500 090 — I Million RM 47 0,5 32,4 8,8 
über I Million RM 29 0,3 64,0 17,4 
MESSER DLR REEL RL REEL EL DIR 
insgesamt: 9657 100,0 868,8 100,0 


Wir lassen hier gleich die Größenklassen-Übersicht des 
Sortimentsbuchhandels folgen, wie sie sich aus der amtlichen 
Gewerbestatistik für 1925-ergibt: 


; 
v4 


so » 


hhandels ist beim Verlag stärker als beim Sortiment, wie 


‘ben zu zählen sein. 
für das. Jahr 1927 vorliegende Umsatzsteuerstatistik‘ 


A h / N Y; IN 
Größenklasse 


Personen 
Alleinbetriebe A 
0— .3 2975 33,0 6353 19,3 
Aueh 908 10,0 3982 12,102 
6— 10 728 81 5353 16,2. 
11-259 454 5,1 8662 96,6% 
51—200 } 33 0,3 4684 14,4 
über 200 
insgesamt: 9023 100,03.32:959 100,0 


Bei der Zusammenfassung nach Kleinbetrieben (bis 50 00 


RM Umsatz, bis 5 Personen), Mittelbetrieben (50 000 b 
500 000 RM Umsatz, 6—50 Personen) und Großbetriebe 
(über 500000 RM Umsatz, über 50 Personen) ergibt sic! 
folgende Gegenüberstellung: 4 


Hundertsatz der Betriebe 


Größenklasse nach dem Umsatz nach der Personenzah: 
el 

Kleinbetriebe 84,5 86,5 j | 
Mittelbetriebe 14,7 13,2 j 
Großbetriebe 0,8 0,3 
5 1 
insgesamt: a LU: 100,0 1 


Pr | 

Die Ergebnisse der Einteilung nach den drei Klasser 
decken sich also fast vollkommen. Wie beim Verlag ist je 
doch auch hier festzustellen, daß innerhalb der Klasse de 
Mittelbetriebe erhebliche Unterschiede bestehen, denn eij 
Sortiment mit 6—10 Beschäftigten und einem Umsatz vo) 
50000 RM hat betriebswirtschaftlich und funktionsmäßi 
ganz anderen Charakter als ein solches mit 500000 RM) 
Umsatz und gegen 40-50 Beschäftigten; dieses würde na 


d 


N 
den Maßstäben des Buchhandels schon zu den Großbet i 

Der Sortimentsbuchhandel gehört zum Einzelhandel; des 
halb sei ein Vergleich mit dem Größenaufbau dieser Wirt 
schaftsgruppe vorgenommen: 


Einzelhandel insgesam 


Buchhandel 
Größenklasse Betriebe Personen. Betriebe Personen 
SE, v.H. o.H: v.H2 
Kleinbetriebe 86,5 43,3 95,6 70,9 
Mittelbetriebe 13,2 42,3 4,3 20,2 | 
Großbetriebe 0,3 14,4 0,1 8,9 
insgesamt: 100,0 100,0 100,0 100,0. 


Im Buchhandel spielen also die Mittelbetriebe eine gröl 
ßere Rolle als im Einzelhandel im allgemeinen, insbeson! 
dere zeigt die Schichtung der Beschäftigten diese Schwer 
punktsverschiebung. 


Der ausführliche Bericht über die Umsatzsteuerstatisti 
von Dr. W. Siegmund (Buchhändler-Börsenblatt, siehe oben! 
bietet eine reiche Quelle der Erkenntnis sowohl über dit 
Umsatzverteilung als auch über die Gliederung des Sorti 
ments nach Standorten und Betriebsgrößen, auf deren aus; 
führliche Auswertung leider hier aus Raumgründen verzich: 


‚tet werden muß. Es müssen einige Andeutungen genügen! 


Vor allem läßt die Statistik erkennen, wie sich die 1927 zu 
Umsatzsteuer veranlagten 9657 Sortimentsbetriebe regiona 
verteilten, indem sie angibt, wieviel Betriebe in den ein 
zelnen Teilen des Reichs und in den Großstädten auf j 
100 000 Einwohner entfielen; sie bietet also ein Bild vor 
der „Buchhandelsdichte“, von der Eng- oder Weitmaschig- 
keit des Vertriebsnetzes in den Landesteilen. Der Reichs 
durchschnitt betrug 15,4 Betriebe auf 100000 Einwohner 
die geringste Dichte ergab sich in Ostpreußen (7,4, wobe 
allerdines zu berücksichtigen ist, daß sich in Köniwsberg die 
größte Buchhandlung Europas befand, die das Hinterland 
weithin überschattet haben mag); dann folgten die andere 


‚Europa | 


EN ee 
AU h 


AN ENES £x R? cn ei 
 Landesteile mit unterdurchschnittlicher Dichte. Die 
Dichte wiesen, wenn man von einigen Sonderfällen 
r Bedeutung absieht, Sachsen und Thüringen auf 
- Einfluß von Leipzig! — beziehungsweise 18,9). Un- 


einige star 


ig mit 65,2 an der Spitze, dann folgten Stuttgart (45,3), 
jaden’/ (39,1), München (38,1), Halle (33,8), Braun- 
eig (32,7), Dresden (31,8), Hamburg (31,5), Berlin 
unter dem Reichsdurchschnitt lagen nur Königsberg, 
au, Essen und einige andere hochindustrielle Groß- 
— Weiterhin zeigt Siegmund, wie unterschiedlich 
| den Landesteilen und Großstädten der je Betrieb er- 
Durchschnittsumsatz war. Im Reichsdurchschnitt be- 
& er 38100 RM, die Höchstzahl wurde in Lippe (!) er- 
mit 54 900 RM; überdurchschnittlich waren die Um- 
- ferner unter anderem in Sachsen und im Rheinland, 
‚I miedrigsten in Mecklenburg-Strelitz, Brandenburg ohne 
Jin und Thüringen. Unter den Großstädten erreichte die 
igsten Durchschnittsumsätze Düsseldorf (117100 RM), 
ın folgten Halle, Leipzig (79600 RM), Dresden, Mün- 
m und Stuttgart, am niedrigsten lagen Mannheim, Har- 
und Wiesbaden. — Aufschlußreich, aber nur mit Vor- 
uszuwerten ist die Berechnung des auf den Kopf der 
erung entfallenden Umsatzes, also des durchschnitt- 
sen Aufwandes je Kopf für Buchhandelswaren, der im 
ichsdurchschnitt 5,89 RM betrug. Am niedrigsten war er 
derum in den vorwiegend agrarischen Gebieten, unter- 
ischnittlich auch in den rein industriellen Gegenden, 
urchschnittlich in den Großstädten Leipzig (51,98 RM), 
Stuttgart, München (24,25 RM), in Hamburg betrug 
2 RM, in Berlin 14,07 RM. Wie alle Kopf-Berech- 
n geben auch diese Zahlen leicht Anlaß zu Täuschun- 
wenn man nämlich die jeweiligen Sonderverhältnisse, 
ie zum Beispiel in Leipzig bestehen, aber auch in 
mit starkem Fremdenverkehr oder sonstigen Beson- 
en, außer acht läßt. — Die regionale beziehungs- 
rtliche Verteilung der Betriebe auf die Größenklassen 
‘nach dem Anteil der Klassen an der Anzahl der Be- 
e und am Umsatz keine allzu großen Abweichungen 
er oben angegebenen Verteilung im Reichsdurchschnitt 


r Standortfrage sei noch vermerkt, daß von den 9657 
der Umsatzsteuer erfaßten Betrieben 4471 — 46,3% 
Sitz in den 1927 vorhandenen 47 Großstädten hatten 


| %. Die Konzentration des Buchhandels ist also 1927 be- 
tlich weit fortgeschritten gewesen: leider liegen aus 
ren Jahren keine vergleichbaren Zahlenangaben vor. 


f die vier Haupt-Buchhandelsplätze entfielen 1927: 


Betriebe Umsatz 
Zakl y.H. Mill. RM v.H. 
1226 19:7 56,625 15,4 
443 4,6 35,307 9,7 
260 DAN 16,512 4,5 
155 1,6 9,562 2,6 
2084 21,6 118,006 92.2 


€ 


lche Bedeutung die Ergebnisse der Umsatzsteuersta- 
für die Beurteilung des Zustandes des Buchhandels 


werden. 
Hier sei noch ein Blick auf den Zeitschriften- 
‚ndel geworfen. Die Zeitschrift bildet in einem nicht 
schätzenden : Umfange auch ein Vertriebsobjekt des 
chhandels und ist insoweit auch an den hier wiederge- 
en Umsatzziffern beteiligt. Insbesondere ist es der 
Iportage- und Reisebuchhandel, der sich stark mit dem 
schriftenvertrieb in der Form der Abonnentengewinnung 


industria- 


en Großstädten stand, wie nicht anders zu erwarten, . 


soll im letzten Abschnitt dieser Darstellung unter- 


in ® 


befaßt hat. Nach Menz („Die Zeitschrift ...“) 


gab es unter 
den dem Börsenverein angeschlossenen Betrieben ei 
1869: 219 Kolportage-Buchhandlungen at 
1875: 589 N “ 
1880: 634 Be = Re 
1885: 690 3 S Sa 
1890: 988 5 ” . 


‚Sie stellten damals rund 13 Prozent aller buchhänd 
rischen Vertriebsunternehmen dar; ihre zahlenmäßige V. 
mehrung war sogar im Zeitraum 1875—1890 etwas rasc 
als die des Sortiments. 1914 hatte allein der Zentralv 
deutscher Buch- und Zeitschriftenhändler, in dem der 
portage- und Reisebuchhandel zusammengeschlossen w 
außer den angeschlossenen Verlegern und Grossisten 

Mitgliedsfirmen mit über 2000 Reisenden, 4000 Boten 
über 1000 sonstigen Angestellten. Der Kolportage- 
Reisebuchhandel hatte einen nach Millionen zählenden 
stand an Zeitschriften-Abonnements, der für 1913 auf 
30 Millionen Reichsmark geschätzt wurde und damit etw 
ein Achtel der Auflagenziffern oder ein Sechstel des We 
tes der gesamten Zeitschriftenproduktion ausgemacht T 
dürfte. — Der Gesamtumsatz des Versand-Buch- und | 
schriftenhandels wird für rund 200 Betriebe im D: 
schnitt der Jahre 1924—1927 mit 140 Millionen Reich 
mark jährlich, für 1930 mit 110 Millionen Reichsmark ang 
geben. Diese 200 Betriebe beschäftigten im Innenbe 

2400, im Außendienst 3—5000 Personen. Bi, 


Der weitaus größere Teil der Zeitschriftenproduktio 
jedoch nicht über den Buchhandel abgesetzt. Er geh 
Teil über eine dem Buchhandel nicht unähnliche ‘ 
lungs- und -Vertriebsorganisation, zum Teil jedoch 
über völlig andere Wege. R: 


Kulturwirtschaftliche Bedeutung der Statistik | 


Die Untersuchung ist nun so weit fortgeschritten, 
der Buchhandel als Gebilde der gewerblichen Wirtsch 
und der Gegenstand seiner Tätigkeit, die Verlagsproduk 
im Spiegel der Statistik wenigstens in Umrissen überb 
werden können. Dieses Zahlenbild des Buchhandels, wie e 
sich in der Zeit kurz vor und nach dem ersten Weltkri 
entwickelt hat, muß nun jedoch von der kulturwirtschaft- 
lichen Fragestellung aus: „Wie wird und wie bleibt K 
— hier also das Buchwesen als Teilgebiet des kultus 

bens — möglich?“ einer grundlegenden Korrektur unter- 
zogen. werden. 2 FB: 


Der deutsche Buchhandel hat aus der Einstellung 
seine kulturwirtschaftliche Aufgabe heraus besondere For- 
men für das Zusammenwirken seiner Glieder in einem ihm 
eigentümlichen System interner Verflechtungen entwickelt, 
das insbesondere durch die Art und Weise charakterisiert 
ist, in der sich die Verteilung von Leistungen, Lasten ı 
Risiken regelt. Dieses System nun bringt es mit sich, da 
Betriebe des herstellenden wie des vertreibenden Buchhan- 
dels erst von einer bestimmten Größe an überhaupt an d 
Zusammenwirken teilnehmen und damit an der kultur 
schaftlichen Aufgabe mittragen; ferner, daß auch bestimmte 
Teile der Verlagsproduktion außerhalb der Verflechtung _ 
bleiben. (Die Begründung dieser These werden spätere Un- Be: 
tersuchungen bringen.) 


So werde also diese Korrektur beim Sortimentsbuchhandel 
begonnen. Bei der Untersuchung der Umsatzgrößenklassen 
auf Grund der Umsatzsteuerstatistik für 1927 ergab sich 
daß 3063 Betriebe (— 31,7 Prozent) nicht über je 5000 RM 
Umsatz kamen und von dem Gesamtumsatz nur 1,8 Prozen 
repräsentierten. Zieht man diese von der Gesamtzahl der 
veranlagten Betriebe ab, so verbleiben rund 5600 Betriebe, 
das ist nur wenig mehr, als das Adreßbuch des Buchhandels 
an reichsdeutschen Sortimentsbetrieben für 1927 enthalten 
haben dürfte. Die unterste Umsatzgrößenklasse war also 
„dem Gesamtbuchhandel nicht angeschlossen“. Die zweite : 
Umsatzgrößenklasse (5—20 000 Reichsmark) war dagegen Br, 
zum größten Teile angeschlossen; von dieser Klasse werden “= 
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etwa 60 Prozent, das sind rund 2000 Betriebe, höchstens 
je 12000 Reichsmark umgesetzt und damit zusammen etwa 
5 Prozent zum Gesamtumsatz beigetragen haben. Ein Jahres- 
umsatz von 12000 Reichsmark dürfte unter den damaligen 
Verhältnissen wohl die Grenze gewesen sein, von der ab ein 
Sortimentsbetrieb überhaupt erst kulturwirtschaftlich mit- 
tragend werden konnte; die unterhalb dieser Grenze liegen- 
den Betriebe leisteten für die Erfüllung der kulturwirtschaft- 
lichen Aufgabe noch weniger, als ihr geringer Anteil an 
dem Gesamtumsatz — 6,9 Prozent — vermuten läßt, näm- 
lich so gut wie nichts. Die Zahl der im kulturwirtschaftlichen 
Sinne zusammenwirkenden Buchhandlungen reduziert sich 
auf maximal 4500 gegenüber etwa 6500 in der Adreßbuch- 
statistik zu zählenden Betrieben. 


Ähnliche Überlegungen führen beim Verlag dazu, dafs 
mindestens die rund 30 Prozent der an der Gesamtproduk- 


tion von 1930 beteiligten Verlage mit nur je einer Erschei- 


nung im Jahr, deren Anteil an der Jahresproduktion nur 
2,8 Prozent ausmachte, abgesetzt werden müssen. Von den 


‚und 3200 reichsdeutschen Verlagen im Adreßbuch 1930, 


von denen ohnehin nur rund 1900 an der Jahresproduktion 
beteiligt waren, bleiben als kulturwirtschaftlich tragend nur 
etwa 1300 übrig. 


Schließlich muß auch der Umfang der Verlagsproduktion, 
ausgedrückt durch die Zahl der von der bibliographischen 
Statistik erfaßten Erscheinungen, wesentlich reduziert wer- 
den. Oben wurde bereits der bibliographischen Statistik die 
Statistik der „erstmalig angezeigten Neuigkeiten“ gegenüber- 


gestellt, die noch nicht ganz 50 Prozent der von jener er- 


faßten Bucherscheinungen zählt. An anderer Stelle wurde 
gezeigt, daß nur 72,9 Prozent der Jahresproduktion von 
1930 von reichsdeutschen, im Adreßbuch verzeichneten Ver- 
legern stammten. Die Differenz zwischen diesen beiden 
Prozentsätzen erklärt sich zum Teil daraus, daß auch die 
Produktion der gewerblichen Verleger noch eine ziemlich 
bedeutende Zahl von Titeln enthält, die zum Beispiel wegen 
rein lokaler Bedeutung und aus anderen Gründen für den 
Vertrieb durch den Gesamtbuchhandel nicht in Frage kom- 
men, und andererseits daraus, daß die Neuigkeitenstatistik 
die unveränderten. Neuauflagen großenteils nicht mitzählt. 
Auf Grund dieser und einiger weiterer Erwägungen ist der 
Umfang der an der kulturwirtschaftlichen Aufgabe mittra- 
genden Verlagsproduktion auf rund 60 Prozent der in der 
Bibliographie gezählten Erscheinungen zu schätzen, was 
eher noch zu hoch als zu niedrig sein dürfte und für 1930 
etwa 16500 Publikationen ausmachen würde; G. Menz 
(‚„Kulturwirtschaft“) geht bei seiner Schätzung des Wertes 
der Buchproduktion, soweit sie den Buchhandel überhaupt 
angeht, von 15 000 Titeln aus. 


Auch beim Zeitschriftenwesen werden von dem hier ver- 
tretenen Standpunkt aus erhebliche Abstriche gemacht wer- 
den müssen, doch fehlen. um zu einigermaßen begründeten 
Schätzungen zu kommen, vorerst noch die Grundlagen. 


Das soeben angewandte Verfahren wird mit Recht als 
mindestens sehr summarisch bezeichnet werden. Ist es aber 
wenigstens mit den Grundsätzen der Statistik vereinbar? 
Die Fehler, die bei den vorgenommenen Schätzungen unter- 
laufen sein können, bleiben doch wohl innerhalb der Grö- 
ßenordnung derjenigen Ungenauigkeiten, die den verfüg- 
baren Statistiken ohnehin anhaften, zum Beispiel schon allein 
dadurch, daß die Abgrenzung zwischen Reichsgebiet und 
Sprachgebiet nicht konsequent und mit genügender Genauig- 
keit durchgeführt ist. Wenn ferner ganze Klassen von Be- 
trieben nach einer scheinbar willkürlich gesetzten Grenze 
ausgeschlossen wurden, so könnte damit zweifellos einer 
gewissen Anzahl von einzelnen Betrieben Unrecht geschehen 
seir; dafür liegen aber auf der anderen Seite der Grenze 
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ebenso sicher eine Anzahl von Betrieben, die sich bei g« 
nauerer Untersuchung auch als kulturwirtschaftlich unwirk 
sam erweisen würden, so daß also etwaige Fehler sich me 
oder weniger aufheben würden. — Beı der Auswertur 
seines Materials muß der Statistiker die Zahlen wägen; ul 
ein solches Wägen, nicht aber um ein Werten handelt «& 
sich, wenn man in einer Untersuchung, die unter dem Aspell 
der kulturwirtschaftlichen Fragestellung vorgenommen wird 
den Begriff „kulturwirtschaftlich mittragend“ einführt. 

Seit langer Zeit ist dem deutschen Buchhandel von Kr 
tikern innerhalb und außerhalb seiner Reihen vorgeworfek 
worden, er treibe Überproduktion und sein Firmenbestanl 
in Verlag und Sortiment sei übersetzt. Der Kampf um dies 
Meinungen ist insbesondere um die Jahrhundertwende m 
Erbitterung und vor einer breiteren Öffentlichkeit gefühs 
worden; nach dem ersten Weltkrieg lebte er erneut auf. Da 
bei wurde meist von Zahlen ausgegangen, die nicht in den 
Sinne bereinigt waren, wie das hier geschehen ist, und des 
halb schossen die Kritiken meist erheblich über das Zia 
hinaus. Damit soll nicht gesagt sein, daß die Kritiker vor 
vornherein im Unrecht gewesen wären. Mindestens muß 4 
doch auffallen, daß der Buchhandel nach Weltkrieg uni 
Inflation trotz der einschneidenden Substanzverluste und tie 
gehenden sozialen Umschichtungen, die vor sich gegangek 
waren, nach kurzer Zeit seine alten Größenordnungen wieda 
erreichte. Wenn der Buchhandel vor dem Jahre 1914 auck 
gesund im Sinne unserer einleitenden Ausführungen wa# 
so muß man sich doch fragen, ob dies auch später noch zu 
traf, nachdem sich die Voraussetzungen des kulturwir 
schaftlichen Lebensstandards so [= 
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offensichtlich verschobek 
hatten. Heute stellt sich ein ähnliches Problem, nur noc 
bedeutend verschärft; seiner Erkenntnis sollen ja die Unte 
suchungen über den deutschen Buchhandel dienen. Um die 
ser Erkenntnis näherzukommen, muß man jedoch den Buch 
handel — und überhaupt die Grundlagen des kulturwi 
schaftlichen Lebensstandards — noch von der Seite de 
Konsums her betrachten; dazu wird man sich vor allem de 
kulturellen und der soziographischen Statistik bedienen müs 
sen. Das soll das Thema einer weiteren Abhandlung seit 
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Abgrenzung der Orthodoxie 


Begriff der jüdischen Orthodoxie ist neuen Datums. 
rde erst möglich, seit es auch ein anderes Judentum 
das eben nicht orthodox ist, sondern „konservativ“ 
5 „liberal“ oder — was heute die Regel sein dürfte — 
am eigentlichen Judaismus gar nicht mehr oder doch 

einer sehr beiläufigen Weise interessiert ist. Dieser 
rhalt aber datiert erst seit der Aufklärung, insbeson- 
‚© seit der Emanzipation. Erst seit dieser Zeit also gibt 
eine „Orthodoxie“ im Sinne einer besonderen Gruppe 
halb des Judentums. Vorher dagegen war das Ju- 

selbstverständlich „orthodox“, und es wäre ihm nie 
' Sinn gekommen, über sich selbst zu reflektieren. Re- 
jen und, daraus resultierend, Unterscheidungen waren 
nnerhalb der Orthodoxie möglich, die als solche gar 
‚in Frage stand. Ihr gegenüber gab es nur den Abfall 
‚Judentum, wobei weder die Treugebliebenen in den 
aten eine neue jüdische „Richtung“ zu sehen vermoch- 
noch die Renegaten ihrerseits derartiges anstrebten. So 

ieben zum Beispiel die Anhänger des jüdischen Pseudo- 
Ps 


s Sabbatai Z’wi (1626—1676) nach seinem Tode teils 
dentum als heimliche Sekte, teils traten sie in Nach- 
ang des Vorbildes ihres Meisters zum Islam über. Dies 
ah jedoch nur nach außen hin, während sie sich inner- 
ch wie vor als Juden fühlten (die sogenannten „Dön- 


nten Jahrhundert außerordentlich erregt hat, war, 
das Entscheidende ist, nicht eine Divergenz der An- 
ungen über den Gehalt des Judaismus der Anlaß ge- 
‘sondern nur der Fehlschlag der Weissagung des 
ai Z wi, daß 1666 das „messianische Reich“ anbre- 
erde. Es war also weniger ein Streit um eine Diffe- 
n der Lehre als um eine Persönlichkeit gewesen, die 
(dem Exodos der „Dönmäh“ geführt hatte. Eher noch 
te die Abspaltung der Karäer (von ,,b’ne migrah“ — 
ne der Schrift“, das heißt der Bibel) als eine Ausnahme 
em oben Gesagten gelten. Diese Sekte entstand im 
Jahrhundert und löste sich aus dem Judentum, weil 
el entstanden waren, ob der Talmud und das rabbi- 
Gesett den „wahren“ Judaismus repräsentierten. Die 
er wollten sozusagen zum „Uriudaismus“ zurückkehren, 
Gesetz“, wie es im Alten Testament, besonders im 
ateuch niedergelegt war, und bestritten daher die Ver- 
dlichkeit der Interpretation durch die im Talmud fixierte 
Undliche Überlieferung und durch den Rabbinismus. Aber 
ı die Karäer fühlten sich als die „wahren“ Juden, und 
fern unterschied sich ihre Bewegung grundsätzlich von 
achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert in West- 
opa entstandenen Bewegungen des Liberalismus und „Re- 
mjudentums“. Diese bezogen ihre Ideen und Motive nicht 
dem Judaismus, sondern aus der Ideologie der Aufklä- 
"und dem politischen Streben nach der eigenen Einord- 
ig in die bürgerliche Welt, und das bedeutete nichts an- 
les als einen verdeckten Abfall vom historisch gewordenen 
tum. Nun erst war eine „Orthodoxie“, die sich selbst 
‘solche empfand und von außen her so empfunden ‚wurde, 
elich geworden. Sie bezeichnete jene Gruppe, die ent- 
llossen war,. den Massenabfall vom Judaismus nicht mit- 
achen. 
fine ähnliche Entwicklung war schon einmal im nach- 
Jästinensischen Judentum des dreizehnten und vierzehnten 
ırhunderts aufgetreten, als die jüdisch-arabische Blütezeit, 
1t dem verführerischen Einfluß des jüdi- 


it zuletzt unter f 
ı Philosophen Maimonides (1185—1204), viele Ideen 


gegenwärtige Lage der jüdischen Orthodoxie 
Von Winfried Martini 


. Bei diesem Abfall, der das gesamte Judentum im 


der späteren Aufklärung vorwegnahm und den reinen Ju 
daismus in Frage stellte. Dieser gefährlichen Richtung _ 
boten damals allerdings die „Reconquista“ und die Inqui- 
sition Einhalt, wobei sich, wie nicht selten in der jüdischen 
Geschichte, der paradoxe Tatbestand ergab, daß eine 
tige Verfolgung zwar zahllose jüdische Individuen vernich- 
tete, gleichzeitig aber den von innen her drohenden Ver- 
fallsprozeß des Judaismus aufhielt und so zur Rettung 

ner Substanz beitrug. : 


Wir dürfen also zusammenfassend davon ausgehen, daß 
die Orthodoxie und nicht die überwältigende Mehrheit der 
liberalen und indifferenten Juden den eigentlichen Jud 
mus repräsentiert. Be 


Die Bedeutung des „Gesetzes“ 
Man hat die jüdische Religion eine „Gesetzes-Religii 
genannt und wollte damit andeuten, es käme nur aut die 
Erfüllung einer Unzahl von Vorschriften an, währe 
übrigen der Judaismus eines metaphysischen Gehaltes 
gut wie ganz entbehre. Eine solche Vorstellung ist trotz de: 
überragenden Stellung des „Gesetzes“ abwegig. Jedem, de 
auch nur flüchtig das Alte Testament kennt, das doc 
Grundlage des Judaismus bildet, sind die ideellen und ei 
schen Inhalte des Judentums vertraut. Der Irrtum 
wohl vor allem deshalb entstehen, weil jene metaphy: 
und ethischen Vorstellungen zum größten Teil vom Chri- 
stentum übernommen wurden, so daß bei dieser weitgehen- 
den Identität dem oberflächlichen Betrachter das „Gese 
als einziges oder jedenfalls wesentliches Unterscheidun: 
merkmal des Judaismus übrigzubleiben scheint. Übrigens 
haben nicht wenige jüdische Schriftsteller zur Verbreitung 
dieses Irrtums beigetragen, so etwa Moses Mendelssoh 
(1729—1786), der das Judentum als „geoffenbartes Ges 
definierte und alles, was sonst yom Judaismus übrig bl 
nur als eine „allgemeine Vernunftreligion“ und eigent 
nichts spezifisch Jüdisches bezeichnete. 


So wenig also das „Gesetz“ das Wesen des Judaismus 
schöpft, so sehr ist es doch notwendig,. es hier zu erläutern. 
Denn während wir an dieser Stelle auf eine Darstellung. 
anderen Komponenten des Judaismus verzichten können, 
sie zu einem großen Teil über das Christentum bekannt 
worden sind, kann ohne jene notwendige Erläuterung 
Wesen der Orthodoxie nicht verstanden werden. 


an 


An > 
Der Ursprung des „Gesetzes“ liest in den vielfachen V ne 
schriften, die von Gott in der „Thorah“ (dem Pentateuh) 
niedergelegt sind, weswegen „Thorah“ auch häufig synonym 
für das „Gesetz“ erscheint. Aber schon früh hatte diemünd- 
liche Überlieferung diese Vorschriften zu interpretieren be 
gonnen und auf dem Wege logischer Differenzierung neu A 
hinzugewonnen. Die Triebfeder war die Sorge, daß man 
Gottes Willen vielleicht nicht ganz erfüllen könnte, daß es 
daher gelte, die biblischen Vorschriften auf ihren Sinnge- 
halt hin auf das genaueste zu prüfen. FE 


Nach der Rückkehr aus dem babylonischen Exil (537 v. Chr.) 
trat durch die Reformen von Esra und Nehemia das „Ge- 
setz“ in den Vordergrund. Denn nun wurde ihm angesichts 
der in Palästina lebenden heidnischen Völker und der Sa- 
maritaner eine überragende nationale Funktion in zwie- 
facher Weise zugewiesen: einmal die Disziplinierung dr 
Juden und zum anderen die Erschwerung des gesellschaft- 
lichen. Umgangs mit den Nichtjuden, von dem mit Recht 
eine Auflösung der Substanz des Judaismus befürchtet wer- j 
den mußte, vor allem, wenn dieser Umgang auch das Con- Fr 
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nubium einschloß. So galt es, einen „Zaun um die Thorah“ 
(hebräisch: „gader ssaviv lathorah“) zu ziehen. 


Im Judentum haben seit der Zeit der Propheten das uni- 
versalistische und das national-partikularistische Prinzip die 
beiden antagonistischen Brennpunkte gebildet, um die sich 
die Ellipse des Denkens und der Religion Israels zog. Allein 
schon die monotheistische Idee begründet den universalisti- 


‘schen Zug der jüdischen Religion, den die Propheten dann 


in so großartiger Weise weiteten. Auf der anderen Seite 
war darauf Bedacht zu nehmen, daß inmitten einer heidni- 


“schen Umwelt diese Idee von dem einen Gott nicht dadurch 


unterging, daß das jüdische Volk als ihr auserwählter Trä- 
ger durch Assimilation an jene Umwelt sich auflöste. So er- 
gab sich das Paradoxon, daß gerade aus der universalisti- 
schen Idee sich die Notwendigkeit der nationalen Erhaltung 
durch nationale Absonderung aufdrängte. Peinliche Erfül- 
lung der Gebote war zur Existenz-Raison des jüdischen Vol- 
kes, des „am gadosch“ („Heiliges Volk“) geworden, das nur 
so seine „Auserwähltheit“ rechtfertigen konnte. Aus der 
Spannung zwischen Universalismus und Partikularismus be- 
zieht der jüdische Geist bis auf den heutigen Tag sein 
Leben, an ihr haben sich immer wieder alle innerjüdischen 
Diskussionen und Gegensätze entzündet. Die jeweilige poli- 
tische Situation, in der das jüdische Volk Sich befand, pflegte 
zu bestimmen, auf welchem Prinzip der Akzent lag. Da aber 
in der Geschichte Israels die politische Lage in der Regel 
höchst unbefriedigend und in vieler Weise gefährdet war, 
so wurde der nationale Partikularismus um des Universalis- 
mus der Gottesidee willen mehr und mehr zutn formenden 
Prinzip der jüdischen Wirklichkeit, des jüdischen Fühlens 
und Denkens. 

So wurde der „Zaun um die Thorah“ im Laufe der Jahr- 
hunderte verstärkt, man zog, wie der Talmud sich aus- 
drückte, einen „Zaun um den Zaun“, und -das „Gesetz“ er- 
fuhr eine außerordentliche Differenzierung, die das Leben 
der einzelnen Juden vom Morgen bis zum Abend unzähligen 
Vorschriften, Geboten und Verboten unterwarf und es so in 
strenge Zucht nahm. Der „Zaun“ wurde um so mehr be- 
tont, je akuter die nationale, politische und kulturelle Ge- 
fahr war. Nur so ist es zu erklären, daß das jüdische Volk 
und damit auch der Judaismus einer so mächtigen Verfüh- 
rung widerstand. wie es die hellenistische Welle bedeutete, 
die zur Zeit der Seleukiden den Vorderen Orient überflutete. 
Vor allem lieferte der „Zaun“ eines der bedeutendsten Ele- 
mente für das erstaunliche Phänomen, daß Israel auch nach 
der Zerstörung des palästinischen Staates nun fast zwei 
Jahrtausende im Zustande der „galuth‘“ (hebräisch für „Dia- 
spora“) erhalten geblieben ist. Die Thorah war nach dem 
babylonischen Fxil die Staatsverfassung geworden, die kei- 
nen Unterschied zwischen weltlichem und religiösem Recht 
kannte. Sie war das tragende Prinzip der jüdischen Theo- 
kratie, der „Geistlichen Republik“, wie sie Simon Dubnow 
nennt, geworden. Diese Verfassung, also das das gesamte 
jüdische private und öffentliche Leben regelnde „Gesetz“, 
blieb auch nach der politischen Katastrophe, welche die Zer- 
schlagung des wenn auch schon längst nicht mehr souverä- 
nen Staatswesens bedeutete, der Mittelpunkt jüdischen Le- 
bens und Handelns. Die Thorah wurde, wie Heinrich Heine 
es glücklich ausdrückt, das „portative Vaterland“ der Juden. 
Wo auch immer Juden sich befanden, waren sie „zu Hause“, 
wenn sie das Gesetz beobachteten, das den einzelnen mit 
Gott in gleicher Weise wie mit Israel verband. Wo es aber 
beobachtet wurde, da war kaum ein intimerer Kontakt mit 
der nichtjüdischen Umwelt möglich: man denke zum Bei- 
spiel allein an die komolizierten rituellen Speisegesetze, die 
jegliche Tischremeinschaft ausschlossen. Um Gottes willen 
nahm Israel das Gesetz auf sich, um des Gesetzes willen 
blieb es einsam. Seine Einsamkeit erhielt es auch in der 
Ferstreuung. 


Die Gesellschaftsstruktur der Orthodoxie 


Wenn also die Motive, welche Esra und Nehemia, dann 
die „ssopherim“ (Schreiber), die „Chassidäer“ (Frommen, 
Gottesfürchtigen), die „Pharisäer“ (Abgesonderten) und 
schließlich die Rabbiner den ‚Zaun um die Thorah“ und den 
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„Zaun um den Zaun“ ziehen ließen, durchaus religiöse I 
ren, so hatte das Gesetz objektiv doch eine nationale Furt 
tion, und so spricht denn auch einer der modernen Füh: 
der Orthodoxie, der kürzlich verstorbene Isaac Breuer, | 

dem „National-Gesetz“, dem Israel unterworfen sei. Al 
eben als „Verfassung“ oder als „National-Gesetz oder ni 
ligiöses Staatsrecht“ wendet es sich nicht nur an den ei 
zelnen Juden, sondern an das Volk selbst. Es ‚setzt also ei 
jüdischa Gesellschaft voraus, nicht nur eine, „G 
meinde“ im christlichen Sinn, die sich nur gelegentlich 

bestimmten religiösen Übungen versammelt, im übrigen alı 
in einer anderen, soziologisch übergeordneten Gesellsch; 
aufgeht. Gerade weil das „Gesetz“ neben dem privaten au 
das öffentliche Recht einschließt, können bestimmte Tet 
von ihm auch nur von einer jüdischen Gesellschaft vollzogp 
werden. So wirkte das „Gesetz“ nicht nur objektiv nationg 
erhaltend, sondern die Existenz der Nation dient auch si 
einem religiösen Zweck. 


Das ganze Mittelalter hindurch bis tief in die Neuzp 
hinein versuchte sich das Judentum als Gesellschaft zu &; 
halten — als „Staat im Staate“, wie die Antisemiten den 1 
ziatorisch sagten und sagen. Das Ghetto war für die Judi 
jener Zeit keineswegs mit dem negativen Wertakzent: 
lastet, den es nach der Emanzipation erhielt. Wenn sei) 
äußere Form auch oft genug von der Umwelt aufgezwung» 
war, so entsprach es doch als innerer Zustand der jüdischi 
Auffassung und vor allem dem jüdischen Bedürfnis n 
religiöser, das heißt in ihrem Falle gleichzeitig auch natii 
naler Autonomie. In hervorragender und beispielhaft 
Weise war diese Autonomie in der Form der „Qahal“-Vei 
waltung (,„Gemeinde“ oder „Versammlung“) in Polen ss 
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dem dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert verwirklid! 


Der Qahal führte autonom die Verwaltung und das Justi 
wesen, er war für Erziehung und Kultur sowie für die Ei 
ziehung und Abführung der Steuern verantwortlich; sei 
mit weitgehenden Befugnissen ausgestatteten Autorität wart 
alle Juden unterstellt. Die einzelnen Qahalverwaltung% 
eines Steuerdistriktes waren wieder zu Bezirksverbänden zu 
sammengeschlossen,, deren Delegierte ihrerseits ein- # 
zweimal jährlich zum „Vierländerrat“ (hebräisch: ‚was 
arba arazoth“, nachdem Litauen 1623 aus dem polnisch4 
„waad“ ausgeschieden war und einen eigenen bildete) 
sammentraten. Zueleich mit den Sessionen des „waad“ tr 
auch noch der jüdische Oberste Gerichtshof zusammen, di 
als Berufungsinstanz für die von den Oahal-Gerichten « 
gangenen Urteile und ebenso für Streitigkeiten zwisch: 
Einzelpersonen und den Qahalen zuständig war, wobei d! 
angewandte Recht selbstverständlich talmudisch-rabbinis 
war. Diese staatsrechtliche Autonomie in Polen läßt sich : 
Umfang und Großzügigkeit nur noch mit der von di 
Omajjaden in Babylonien (650—950) geschaffenen sog: 
nannten Gaonats-Verfassung und den autonomen Gemeind! 
verbänden im arabischen Spanien bis zum zwölften Tahı 
hundert vergleichen, deren Oberhaupt. der „Naggid“, gleid 
zeitig auch Mitglied des arabischen Staatsrates war. Es 
dieser festgefügten Institution des Oahal und des Waad 
zuschreiben, daß das polnische Judentum die späteren tul 
bulenten Perioden, insbesondere des ukrainischen Bauerı 
aufstandes. der moskowitischen und schwedischen Invasione 
und der Hajdamakenpogrome, trotz erheblicher Blutverlus 
als Ganzes einigermaßen überstehen konnte. 


In dieses festgefügte System der jüdischen Gemeind 
autonomie, das in verkleinertem Maßstab auch in Wes 
europa bestand, schlug die Emanzipation der Juden, die x 
zeitlichen und ideellen Anschluß an die französische Reyr 
lution begann, eine Bresche. Es ist wichtig, sich klarzumache 
daß (wie sich aus den Protokollen der französischen Natie 
nalversammlung und anderen europäischen Dokumente 
nachweisen läßt) die Emanzipation nicht aus philosemitische 
Gründen erfolgte, sondern aus der Dogmatik der Aufkl: 
rung heraus: das Ghetto und die Beschränkung der bürge 
lichen Rechte einer bestimmten Gruppe fügten sich nicht 
das Bild, das die Anfklärung sich von der menschlichen G 
sellschaft machte. Ebensowenig vertrug der neu aufkon 
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Nationalismus den Gedanken einer autonomen Ge- 
ft innerhalb eines Staates. Der neue Staat war be- 
en Juden als Individuum zu emanzipieren 
nicht als Mitglied einer religiös-nationalen Gemein- 
aft. So traf die Emanzipation den Judaismus an seiner 
pfindlichsten Steile, indem er ihm aufgab, von seiner 
ionalen Sonderart und der sie schützenden Autonomie zu 
sen. 

Die Tatsache, daß das westliche Judentum des .achtzehnten 
neunzehnten Jahrhunderts, vor die Alternative ‚‚indi- 
elle Emanzipation oder Aufrechterhaltung des bisheri- 
gesellschaftlichen Status“ gestellt, in seiner überwälti- 
den Mehrheit sich für die Emanzipation entschied, ist 
‚durch die soziologische Entwicklung jener Zeit zu ver- 
en. Man muß sich vor Augen halten, daß seit der Auf- 
üng des römischen Reiches die Juden das ganze Mittel- 
er hindurch fast die einzigen Träger einer kapitalistischen 
ttschaftsgesinnung und Wirtschaftstechnik gewesen wa- 
wobei hier das Wort „kapitalistisch“ ohne jenes nega- 
' Werturteil gebraucht wird, das ihm der Sozialismus 
en hat. Es trafen außerordentlich viele Umstände zu- 
en, die diesen Sachverhalt begründeten. Ohne daß wir 
eser Stelle näher darauf eingehen können, sei hier nur 
nige wenige Ursachen hingewiesen, die sich sowohl aus 
ständigen Minderheitssituation wie der damit in einer 
gen kausalen Wechselbeziehung stehenden Wanderungs- 
wegung der Juden ergaben. Die ständige Unsicherheit 
er politischen Existenz, die in der immer von Zeit zu 
it auftauchenden Notwendigkeit der Auswanderung be- 
ınd, mußte die Juden darauf bedacht sein lassen, ihr 
ntum so mobil und transferierbar wie möglich zu halten, 
Iso vorwiegend in Gold, Juwelen, Inhaberpapieren und 
llichem anzulegen, und sich andererseits so wenig wie 
Dglich mit der sogenannten Urproduktion zu befassen, so 
der später de lege erfolgte Ausschluß der Juden vom 
imobilienbesitz kaum als die eigentliche Ursache ihrer 
rmhaltung von ihm zu verstehen ist. Die kapitalistische 
irtschaftsform war also die einzige, die den Juden in 
em diasporalen Existenzkampf angemessen war, weil nur 
es ihnen gestattete, der ständigen Pogrom- und Auswei- 
agsdrohung einigermaßen auszuweichen. Dazu kamen noch 
e" späteren gesetzlichen Beschränkungen, die ihnen den 
odelhandel und das Kreditgeschäft fast als die einzigen 
werbsquellen beließen, während andererseits den Christen 
Ns Zinsnehmen verboten war. 
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"Inmitten der mittelalterlichen feudalen und zünftig ge- 
Iindenen Wirtschaftsform waren die Juden also als Vertreter 
s kapitalistischen Prinzips ein Fremdkörper (auc 
eser Ausdruck wird hier nicht in einem wertenden Sinn 
‚braucht; er beabsichtigt nichts anderes, als auf die Diskre- 
nz zwischen der jüdischen Wirtschaftsweise und der Wirt- 
haftsstruktur der damaligen Umwelt hinzuweisen). Sie 
pfanden sich als solchen und wurden als solcher emp- 
nden, auch wenn, was sehr häufig der Fall war, gerade 
re andere Wirtschaftstechnik objektiv von großem Nutzen 
ar und daher positiv bewertet wurde, etwa bei der Finan- 
rung größerer staatlicher oder fürstlicher Vorhaben, wie 
yerhaupt ihre Anwesenheit den Ausbau des Wirtschafts- 
bens und damit den Wohlstand vielfach förderte. (Sombart 
ıt zum Beispiel als erster auf den Kausalzusammenhang 
wischen der Vertreibung der Juden von der Pyrenäischen 
albinsel und der Verschiebung des Wirtschaftszentrums 
in Siideuropa nach Nordeuropa aufmerksam gemacht!) Ob 
ın die objektive wirtschaftliche Funktion der Juden unter 
«m Aspekt der Konkurrenz negativ oder unter dem der 
gemeinen Wohlfahrt positiv empfunden wurde, so stan- 
kn sich in jedem Fall beide Welten fremd gegenüber. 
versteht sich von selbst, daß dieser Charakter des ‚‚Fremd- 
Srpers“ neben dem „Gesetz“ die bei weitem wichtigste 
jolle bei der Erhaltung des Judentums spielte. 


| Aber inzwischen vollzogen sich in der nichtjüdischen Um- 
elt entscheidende Wandlungen. Die koloniale Expansion 
4d die aufstrebende Technik ‚begannen die wirtschaftliche 
“ruktur von Grund auf zu revolutionieren, die sich aus 
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ihrer mittelalterlichen Daseinsform — repräsentiert im Feu- 
dalismus und im Zunftwesen — löste. Handel und Industrie 
begannen ihre Entwicklung, von der das soziale Gefüge 
nicht weniger als die geistigen Aspekte verändert wurden. 
Die Wirtschaft trat in ihre kapitalistische Phase ein. 


Damit vollzog die Umwelt eine Wandlung zu einem 
Wirtschaftsdenken und einer Wirtschaftstechnik, die bis da- 
hin nur die Juden ausgezeichnet hatten. Deren „Fremdheit“ 


begann sich als soziales Merkmal zu verflüchtigen und auf 


das Religiöse zu beschränken. Da aber gleichzeitig die Ideen 
der Aufklärung und des Liberalismus das religiöse Denken 


ausschalteten oder doch zum mindesten erheblich relativier- 


ten, empfand die christliche Gesellschaft auch den religiösen 
Unterschied mehr und mehr als irrelevant. So waren die so- 
zıalen Schranken in Westeuropa zwischen Christen und Ju- 
den schon vor der Emanzipation weitgehend abgebröckelt, 
und ein reger Verkehr bahnte sich an. Die Emanzipation 
war also nur die rechtliche Anerkennung dieses Vorgangs. 


Durch die allmähliche Auflösung der Fremdkörpereigen- 
schaft und die Teilnahme an der Kultur ihrer Umwelt ge- 
rieten auch die Juden in den Bann der Aufklärung. Hatte 
Moses Mendelssohn noch die Kompromißformel, Judentum 
sei nur „geoffenbartes Gesetz“, im übrigen aber allgemeine 
„Vernunftreligion“, nicht nur gefunden, sondern auch ge- 
lebt, indem er einerseits zu einem geistigen Führer der Auf- 
klärung wurde, andererseits aber das „Gesetz“ peinlich ge- 
nau befolgte, so war es doch unvermeidlich, daß auch das 
„Gesetz“ allmählich der Aufklärung zum Opfer fiel. Und es 
ist symbolisch, daß schon die Kinder Mendelssohns — bis 
auf einen Sohn — sich dem Judaismus völlig entfremdeten. 


Im Rahmen dieses Aufsatzes kann nicht näher auf den 


sehr interessanten und eigenartigen Differenzierungsprozeß 
eingegangen werden, dem das europäische Judentum nun 
unter dem Druck der Ideen der Aufklärung und dem Stre- 


ben nach bürgerlicher Emanzipation und Geltung unterwor- 
fen wurde. Jedenfalls ergaben sich nun vielerlei Richtungen, 


deren extremste zu einem völligen Abfall vom Judentum 


in der Form von Taufe, Mischehe — die meistens, auf alle 


Fälle aber in den Kindern, den Abfall bewirkte — oder 
absoluter Gleichgültigkeit führte, während die anderen nur 


dem „Gesetz“ eine unterschiedlich große Gültigkeit zuzuge- 
stehen bereit waren. War dieses Maß noch relativ groß, so 
nannte man sich „konservativ“, war es geringer, so hieß 
man „liberal“, und die extremste Richtung, die gleichwohl 
noch nicht den Absprung in den totalen, durch die Taufe 
als endgültig dokumentierten Abfall gefunden hatte, war 
das „Reformjudentum“ (in den Vereinigten Staaten entspre- 
chen unseren „Liberalen“ ungefähr die „conservatives“, 
während das „Reformjudentum“ dort sich „liberal“ nennt). 
Dem allgemeinen Drang nach Assimilation entsprach eine 
schrittweise Verchristlichung' oder besser „Verprotestantisie- 
rung“ des Gottesdienstes, in dessen Mittelpunkt die Predigt 
trat, in den Orgel und gemischter Chorgesang Eingang fan- 
den und bei dem die Trennung der Geschlechter in vielen 
Gemeinden aufgehoben wurde, während das „Reformjuden- 
tum“ so weit ging, den Sabbat kurzerhand auf den Sonntag 
zu verlegen und das hebräische Gebet völlig durch das in 
der jeweiligen Landessprache zu ersetzen. Der tatsächliche 
Abfall vom „Gesetz“ sollte dem eigentlichen Gewissen ge- 
genüber durch eine erhöhte Feierlichkeit des Gottesdienstes 
verschleiert werden. Auch die Stellung des Rabbiners, des- 
sen Funktionen an sich in keiner Weise irgend etwas mit 
denen des christlichen Priesters zu tun haben, wurde dessen 
Position angeglichen. Es war wichtig, daß die Juden also 
bereit waren, die negative Wertung des Judaismus zu über- 
nehmen, die der Emanzipation zugrunde lag und die ihn nur 
unter der Voraussetzung seiner Assimilation an die christ- 
lichen Konfessionen, 'also seiner „Reform“, zu tolerieren be- 
reit war. Die Assimilation beruhte in der Tat auf einem 
geistigen Antisemitismus, ‚der sich gegen den Judaismus als 
solchen und nur dann gegen den einzelnen Juden richtete. 
wenn dieser nicht zu Konzessionen durch den Abbau des 
‚Gesetzes‘ bereit war. Die Tatsache, daß die Juden dieses 
Werturteil innerlich anerkannten, war der Grund zu einer 
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' verhängnisvollen Entwicklung: während die Juden sich ihres 
_ Judentums zu schämen begannen, wurde es in der christ- 
lichen Gesellschaft andererseits zu einer Frage des Taktes, 
‘im Verkehr mit ihnen vorzugeben, man wisse nicht, daß sie 
Juden seien. Unter dem Druck dieses aufklärerischen Anti- 
 semitismus entstand dann die von beiden Seiten eine ganze 
Weile ernsthaft geglaubte These, das Judentum sei nur 
eine „Konfession“ wie Katholizismus und Protestantismus. 
_ Diese These wurde am lebhaftesten von den Juden verfoch- 
ten, deren Judentum am allerwenigsten noch irgendeine Ähn- 
lichkeit mit dem historisch gewordenen Judaismus hatte 
ınd sich so gut wie nicht etwa vom liberalen Protestantismus 
‘oder von dem religiösen Indifferentismus der meisten „Chri- 


" Nun erst also war der Begriff der „Orthodoxie“ im mo- 
- dernen Sinne möglich geworden. Wie reagierte und wie 
reagiert die Orthodoxie, also die einzig legitime Repräsen- 
tantin des Judaismus, auf die neue Zeit, der gegenüber sie 
in der Defensive befindet? Ihre Position war denkbar 
nstig, denn. gegen sie war der „Zeitgeist“, und so mußte 
Festhalten am „Gesetz“ automatisch in den Verdacht 
„Reaktion“ geraten, und es gibt nichts Schlimmeres in 
er fortschrittstrunkenen Zeit als dieses Odium. Der be- 
dewendste Former einer neuen jüdischen Gesinnung im 
nne der Orthodoxie wurde der Frankfurter Rabbiner 
son Raphael Hirsch (1808—1888). Nachdrücklich be- 
tt er die Anwendbarkeit des Begriffes „Religion“ auf 
udentum insofern, als im Gefühl der nachmittelalter- 
hen Zeit dieser Begriff nicht mehr das gesamte Leben 
 _deckte, sondern nur noch auf einen bestimmten und sehr 
begrenzten Komplex von Ideen und Handlungen beschränkt 

. Aber damit hatte Hirsch keineswegs einer Deutung 
‚Sinne des modernen jüdischen . Nationalismus stattge- 
n. Vielmehr wollte er den Begriff der jüdischen „Na- 
nn“ oder ie jüdischen „Volkes“ so sublimiert wie möglich 
ıfgefaßt wissen. Denn der überragende Wert sei die Tho- 
'rah, das Gesetz, so überragend, daß selbst früher, als der 
‚jüdische Staat noch bestand, weder dieser noch das Land 
das einigende Band der Juden gewesen seien, sondern eben 
nur die Thorah. So wie früher die eigene Staatlichkeit sei 
uch Israr!s Volkhaftigkeit nur ein Mittel seines „geistigen 
Berufs“. Dieser besteht aber auch für Hirsch in der Wah- 
rung und Erhaltung des reinsten „Menschentums“; denn daß 
en dieses die stillschweigende Grundlage des Judaismus 
, in dieser echt aufklärerischen Idee ist sich Hirsch mit 
ndelssohn durchaus einig, und wie die Reformer hat auch 
er die Vorstellung von einer „Mission“ des Judentums, frei- 
ich mit dem Unterschied, daß für Hirsch die Erfüllung einer 
olchen Mission undenkbar ist ohne die peinliche, uneinge- 
hränkte Erfüllung des „Gesetzes“, und gewiß auch mit 
m Unterschied, .daß das heimlich opportunistische Motiv, 


Orthodoxie und Emanzipation 


_ Die sublimierte und fast anationale Deutung der jüdischen 
olkhaftigkeit Hirschs bestimmte die — trotz strengster Ge- 
tzestreue — tolerante Haltung der westlichen Orthodoxie 
‚zur Emanzipation. Mit Recht bemerkt Max Wiener: „Hirsch 
bleibt bei aller Unabdingbarkeit seiner Gesetzestreue von 
Anfang an noch vor seiner organisatorischen Wirksamkeit 
darauf gerichtet, niemals den Modus vivendi zu verfehlen.“ 
"Denn die Emanzipation wurde von Hirsch wie von der 
westlichen Orthodoxie überhaupt bejaht, und ebenso die 

Aneignung westlicher Bildung. Man sah in der Emanzipa- 
‚tion nicht nur die Wiedergutmachung eines alten den Juden 

zugefügten Unrechts, sondern vermeinte auch, daß die nun 
den Juden zugestandene größere Bewegungsfreiheit ihnen 
auch die Ausübung ihrer reliriösen Pflichten erleichtere. 
Was die von Hirsch geistig geführte Orthodoxie nicht sah, 
war der Umstand, daß die enge kulturelle Verbindung mit 
der nichtjüdischen Umwelt auch dort zur Auflösung des 
Judentums führen mußte, wo man ehrlich um die Erhaltung 
x des Gesetzes bemüht war. „Wie in der Chemie“, so be- 
\ merkt Arthur Ruppin, „unter der Einwirkung eines Gä- 
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rungsstoffes zusammengesetzte Körper 
spalten und diese Elemente dann neue Verbindun ı &r 
gehen, so wirkte die moderne Bildung auf das alte hot 
gene Ghetto-Judentum als Ferment und leitete den E 
nationalisierungsprozeß ein, der mit der Zersetzung der 
denheit in mehrere kulturell verschiedene Schichten begii 
und in der Verbindung der kulturell fortgeschrittensh 
Schicht mit dem Christentum endigt.“ Die Neo-Orthodo) 
Hirschscher Observanz ‘wollte den Juden die Vorteile 
Emanzipation nicht vorenthalten und ebensowenig den Ei 
tritt in die westliche Gesellschaft, und dieser Eintritt u 
dieses „Mitmachen“ sollten für den orthodoxen Juden 
insofern von Fall zu Fall eine Grenze finden, als eine a 
drückliche religiöse Vorschrift dem entgegenstand, etwa | 
Falle einer Teilnahme an einer christlichen Tischgesellsch: 
bei der natürlich nicht die Speisegesetze zu beobachten |; 
wesen wären, oder wenn ein orthodoxer Angestellter 
einem christlichen Unternehmen die Arbeit am Sabbat : 
lehnen mußte. Die Neo-Orthodoxie machte es sich ni, 
klar, daß diese innige Teilnahme an dem Geschehen 4 
nichtjüdischen Umwelt trotz des Ideals des „Jusroel-Mi 
schen“ (aschkenasische Aussprache von „Jissrael“), wie 
Hirsch proklamiert hatte und worunter er den ganz und ; 
durch die Thora geformten Menschen verstand, das „Jui 
Sein“ auf eine inselhafte Stellung verengte und also da 
den abgelehnten Begriff der Religion schließlich de fa 
auch auf die Orthodoxie zutreffen ließ. Die merkwürdig) 
Konsequenzen, zu denen die neo-orthodoxe Haltung fühi 
konnte, hat Max Wiener im Auge, wenn er schreibt: ‚| 
hatten hier oft auf die Spitze getriebene Observanz u 
Teilnahme an übersteigerter Zivilisation in seltsam anm 
tender Unbefangenheit in einer Seele Raum. Was ni, 
verboten, erschien als erlaubt, und Maßlosigkeiten des Lus 
und der Mode konnten sich an der Toilette einer frommt 
Dame mit dem Scheitel (Perücke, die orthodoxe verheiratt 
Jüdinnen tragen müssen), der doch aus asketischen Gründ 
ihr Haupthaar verdeckt, anscheinend wohl vertragen.“ Let 
ten Endes sprengte diese neo-orthodoxe Auffassung die 4 
dische „Gesellschaft“ nicht minder, als es die Reformer ta 
und der Endeffekt mußte zwangsläufig der gleiche sein. Aı 
beim westlichen Orthodoxen war die Thorah nicht mehr ni 
der sie tragenden jüdischen Gesellschaft und ihrer homlı 
genen Atmosphäre verbunden und auf sie bezogen, sd 
dern mußte sich im Bewußtsein des einzelnen in eine Sum 
von Geboten und Verboten aufspalten. Hier aber eben v 
läuft die psychologische und soziologische Verbindungsli 
zur „Reform“, so daß es vom Standpunkt der Wirku 
aus keinen allzu großen Unterschied ausmachte, daß + 
Orthodoxe alle Gebote und Verbote sorgfältig beach 
der Liberale aber nur noch einen Teil oder gar überhau 
keine. Der Neo-Orthodoxie kam wohl auch kaum die außa 
ordentliche Tragweite des Umstandes zum Bewußtsein, di 
sie im Zeitalter der Emanzipation auf das Privileg der eid 
nen jüdischen Gerichtsbarkeit verzichtete. Der westlid 
Orthodoxe, so sagt Max Wiener, sehe „sein Ideal darin, d 
möglichst großes Quantum des in gesonderte Bestimmunei 
aufgesplitterten Willens des göttlichen Gesetzgebers od 
dessen autoritativer Ausleger zu vollziehen, ohne danach | 
fragen, was aus der Gesellschaft wird, innerhalb derer ei 
solche Bemühung doch erst eisentlichen Sinn empfängt 
Diesen Verfall der jüdischen Gesellschaft konnte auch d 
sogenannte „Irennungs-Orthodoxie“ nicht verhindern, den 
Anhänger aus den allgemeinen Synagogengemeinden austi 
ten, um dort nicht von einer liberalen Mehrheit majorisik 
zu werden, die eigene Gemeinden begründeten und für u 
das liberale Judentum fortan nicht mehr als Judentum g: 
sondern als eine völlig andere Religion, mit der sie nid 
verband als gemeinsame Reminiszenzen. Diejenigen Ort 
doxen aber, die in den anderen Gemeinden verblieben, fa 
den in der Regel rasch den Anschluß an den „Konservat 
mus“, von dort zum „Liberalismus“ und endgültigen Abfg 

Nach einer längeren, mit nutzloser Avologetik gefüll 
Lethargie raffte sich die Orthodoxie endlich auf und grü 
dete 1912 den „Weltbund Agudath Jissrael“ („Bund Israel 


‚er Gründungsversammlung führte Jakob 

ir ‚daß die Agudah (wie man nach der hebräi- 
Grammatik sagen muß, wenn das „Jissrael“ fortge- 
n wird) weder ein „Verein“ noch ein „Zweckverband“ 
„dessen Bedeutung sich in der Verwirklichung irgend- 
ner Einzelzwecke erschöpft“. Vielmehr gehe es um die 
de belebung des „K’lal Jissrael“ („jüdische Gemein- 
oder „jüdischer Gesamtorganismus“). Deutlich emp- 
Rosenheim die Fragwürdigkeit einer von der jüdischen 
schaft losgelösten Orthodoxie: „Unsere Kinder nun 
in der Atmosphäre, die sie umgibt, täglich vor der 
t, ihre jüdische Aufgabe als etwas künstlich Erson- 
5, Unnatürliches, als einen guten Einfall anzusehen, den 
e Sonderlinge, der Welt zum Trotze, durchzusetzen sich 
‚enommen haben. Wir müssen ihnen daher den Zusam- 
jInhang wiedergeben mit K’lal Jissrael, nicht nur den gei- 
n Zusammenhang mit der Vergangenheit, sondern auch 
mit der gegenwärtigen jüdischen Masse, müssen sie 
stellen in eine Organisation, die auf dem Wurzelboden 
'Thorah die ganze Fülle aller lebendigen jüdischen See- 
ie Geschwister neben und füreinander wachsen und 
eihen läßt.“ Dem entspricht es, daß die Agudah auch 
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- jüdischen Volke zu sprechen, und $ 1 ihrer Satzung 
et: „Agudas Jissroel (die aschkenasische Aussprache von 
ath Jissrael) erstrebt die Lösung der jeweiligen Auf- 
des durch die Thorah konstituierten jüdischen Volkes 
eiste der Thorah.“ 


ie Agudah hat also die Notwendigkeit einer Rekonstruk- 
der jüdischen Gesellschaft voll begriffen; denn nichts 
sres ist letzten Endes mit „K’lal Jissrael“‘ gemeint. Es 
- ein großes Verdienst der Agudah, daß sie die Hemmun- 


Orthodoxie und Zionismus 


re völlig neuartige Problematik wurde für die Ortho- 
in der Bewegung des modernen politischen Zionismus 
fbeschworen, die Ende der neunziger Jahre in West- 
pa entstand, rasch den Osten und nach dem ersten 
tkrieg auch einen größeren Teil Westeuropas eroberte, 
dann schließlich angesichts der nationalsozialistischen 
bgrome nahezu das ganze Weltjudentum mit Ausnahme 
rt Sowjet-Union (wo der Zionismus als staatsfeindlich ver- 
ist) zu umfassen. Seinem Wesen nach ist der Zionis- 
‚ein verpäteter Ausläufer der Aufklärung und der Ro- 
ik. Teils aus einem verletzten Ehrgefühl, teils aus derEin- 
t heraus, daß der vom neunzehnten Jahrhundert gläubig 
jartete „Fortschritt“ die Judenfrage doch nicht löse, suchte 
ie Dinge nicht nur durch die Einwanderung nach Pa- 
na, sondern auch durch ein deutliches und offenes Be- 
tnis zum Judentum zu wenden. Da aber auch der Zio- 
us ein großenteils säkularisiertes Judentum vorgefunden 
tte, das für die Bürde des „Gesetzes“ nicht mehr zu ge- 
nnen war, so erhob er die physische Zugehörigkeit zum 
lischn Volk zum ausschlaggebenden Kriterium des 
deseins, während die Religion nach dem Beispiel der mo- 
nen Staaten zur „Privatsache“ erklärt wurde. Er war 
zwar bereit, eine neue jüdische Gesellschaft 
ıbauen, aber notfalls ohne das „Gesetz“. Diese jüdi- 
1e Gesellschaft freilich soll, in Palästina auf einer breiten 
s entstehen, so daß der Fuß der sozialen Pyramide von 
ischen Bauern und Arbeitern, die Spitze aber von den 
fen gebildet wird, die bisher von den Juden haupt- 
hlich ausgeübt worden sind. Die neue Gesellschaft soll 
o von der anormalen Struktur befreit werden, die das 
snnzeichen des Judentums in der Diaspora gewesen Ist. 


ie Orthodoxie spaltete sich in der Frage der Stellung 
n Zionismus, wobei die Kontroversen oft eine ungewöhn- 
Schärfe annahmen. Die überwältigende Mehrheit nahm 
chst eine antizionistische Haltung ein. Diese gründete 
vor allem auf die betont neutrale und. indifferente 
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Stellung des Zionismus der Religion gegenüber. Man argu- 


r Hemmungen verspürt als Samson Raphael Hirsch, 


worden ist (vgl. Europa-Arciv S. 57 ff.). Ei ” 


mentierte, daß die Existenz und Erhaltung. des FE | 
Volkes sich nicht lohne, wenn die Thorah ihre zentrale 
Stellung verliere und aus dem ‚am gadosch“ ein „Volk wie 
alle anderen“ werde. Zudem mußte der Orthodoxie die ur- 
sprünglich von der „haskalah“ (Aufklärungsbewegung un 
ter den Ostjuden im neunzehnten Jahrhundert) ausgehend: 
und vom Zionismus aufgegriffene Wiedergeburt des He- 
bräischen als Umgangssprache ein Greuel sein; denn di 5 
bedingt den Gebrauch des „laschon gadosch“ (heilige Spra- 
che) zu profanen Zwecken. So verständlich die orthodoxe 
Reaktion in dieser Hinsicht ist, so wenig ist sie freilic 
historisch zu begründen. Die Orthodoxie mußte überd 
durch eine stärkere Einwanderung zionistischer Juden nach 
Palästina eine Säkularisierung des Heiligen Landes befürch- 
ten. In Palästina entstanden denn auch häufig genug stz 
Spannungen zwischen der Orthodoxie und Angehörigen | 
sonders des linken zionistischen Flügels, weil diese die 
Sabbatruhe nicht respektierten. N  .. 


Während der antizionistische Teil der Orthodoxie sich 
später in der Agudah organisierte, gründete ein anderer 
schon 1902 den „Misrachi“ (Zusammenziehung von „mer 
kas ruchani“, das ist „geistiges Zentrum“) im Rahmen d 
zionistischen Weltverbandes. Vom Standpunkt des „Mi: 
rachi“ aus sind auch die säkularisierten Juden immer 
Juden und potentielle Träger des Thorah-Gedankens 
denen man die Verbindung nicht abreißen lassen darf. De 
Misrachi erkannte klar die der zionistischen Bewegun 
innewohnende Kraft und glaubte daher, diese Kraft nicht 
durch eine Selbstausschaltung der Orthodoxie von vornherei 
den säkularisierenden Tendenzen überlassen zu dürfen. De 
Misrachi umfaßt heute rund ein Fünftel des organisierte. 
Weltzionismus, während die Stärke der Agudah heut 
schlecht abzuschätzen ist, wenn man auch sagen kann, d 
ihr wesentlichster Teil durch Hitler im Osten ermor 


Die Ereignisse in Deutschland haben freilich de 
nistisch-agudistischen Auseinandersetzung vieles an $ı 3% 
genommen. Die Agudah hatte die Besiedlung Palästinas „im 
Geiste der Thorah“ zwar von Anfang an als Programm in 
ihre Satzung aufgenommen. Aber teils beruhte dieses 
gramm auf einer alten religiösen Pflicht, die auch in 
Diaspora nie vergessen wurde, teils war es gegen den 
nismus im Sinne einer Konkurrenz gerichtet. Der Zioni 
seinerseits begrüßte auch die agudistische Siedlung, ve 
stärkte sie doch durch die bloße Tatsache, daß sie den ‚,Jischur 
(die Gesamtheit der jüdischen Einwohner Palästinas) ver- 
größerte, seine eigentliche politische Position gegen Araber 
und Briten, gleichgültig, ob die agudistischen Siedler das im 
Sinne hatten oder nicht. Angesichts der Katastrophe, die « 
Judentum betroffen und das Ausmaß der es bedrohenden 
Gefahr gezeigt hat, ist die Agudah heute, wesentlich i 
reiter zu einer Kooperation mit der Jewish Agency al } 
zuvor, wobei ihre Verbindungen natürlich hauptsächlich 
über den Misrachi laufen. Andererseits ist die Jewish 
Agency mit Rücksicht auf die beiden großen orthodoxen 
Organisationen, die beide ihre Jugend- und Arbeiterver- 
bände haben und in Palästina gesetzestreue Arbeitersied- 
lungen („gibbuzim“) unterhalten, natürlich gezwungen, ihre 
Bedürfnisse in Palästina selbst mehr und mehr zu berück- 
sichtigen. TR 

Es gibt wenig zuverlässige Nachrichten über das Schick- 
sal der rund zweieinhalb Millionen Juden in der Sowjet- 
Union, und man weiß daher nicht, wieweit sie der von den 
Sowjets propagierten „roten Assimilation“ (wie ein zionisti- 
scher Ausdruck lautet) erlegen sind oder nicht. Sie sind je- 
denfalls ohne jeglichen Zusammenhang mit dem Weltjuden- 
tum. Das Leben der agudistischen Gemeinden in den angel- 
sächsischen Ländern ist durch eine Reihe von Emigranten 
aus deutschen orthodoxen Kreisen, vor allem aus Frank- 
furt und Berlin, wesentlich aktiviert worden. 


In den letzten hundertfünfzig Jahren ist die jüdische 
Welt von drei vernichtenden Katastrophen getroffen wor- 
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den. Die eine brachte die Emanzipation und die mit ihr ver- 
bundene Assimilation im Westen; sie höhlte die Substanz 
des Judaismus aus, zerschlug die jüdische Gesellschaft und 
entfernte sozusagen auf friedlichkem Wege Millionen von 
Juden aus der jüdischen Gemeinschaft. Die zweite war die 
bolschewistische Revolution, welche zweieinhalb Millionen 
mit einer überwältigenden orthodoxen Mehrheit von der 
Entwicklung des Weltjudentums plötzlich abschnitt. Die 


dritte waren Hitlers Pogrome, die mit den sechs Millionen 


Juden gerade die Ostjuden vernichteten, welche nicht nur 
(misrachistische und agudistische) 
sondern vor allem auch noch eine echte 


Mehrheit hatten, 
jüdische Gesellschaft bildeten. Die Orthodoxie kann nicht 


hoffen, in der Diaspora, etwa in den Vereinigten Staaten, 


wo heute die meisten Juden wohnen, eine jüdische „Gesell- 
schaft“ zu rekonstruieren: es ist nicht einzusehen, welche 
Faktoren dort der überwältigenden assimilatorischen Ver- 
führungskraft, die von der Umwelt ausgeht, ernstlich ent- 


; ER gegenwirken sollen, so daß ausgerechnet dort der Prozeß 
der Auflösung der jüdischen Gesellschaft wieder rückgängig. 


‚gemacht werden könnte. 


Daß die „Thorah“ nur in einer echten Gesellschaft, nicht 
aber in einer bloßen „Gemeinde“ verwirklicht werden kann, 
darüber ist sich die Orthodoxie heute klar. Wie daher auch 
immer ihre Einstellung zum Zionismus ist, so ist sie sich 
dessen bewußt, daß auch sie mit dem zionistischen Versuch, 
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steht und fällt. In der Tat hängt von dem Gelingen ( 
zionistischen Vorhabens die Frage ab, ob es einige Ge 
rationen später überhaupt noch Juden und Judaismus geb 
wird. Diese echte Existenznot erklärt zur Genüge die Li 
denschaft, mit der das Judentum um Palästina kämpft. Sei 
Bedeutung geht für es weit über die eines bloßen „Ay 
hinaus. 
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AUGUST 1947 


1. AUGUST 1947:  : 
Der Revisionsentwurf des britisch-ägyptischen Vertrages von 1936, 
er von Ägypten zurückgewiesen worden war, wird in London in 
rm eines Weißbuches veröffentlicht. n 

ägyptische Ministerpräsident Nokraschy Pascha führt Bespre- 
chungen mit Präsident Truman und Außenminister Marshall ir 
" Washington. £ 
er Sicherheitsrat der UN fordert die Niederlande und Indonesien 
f, ihren Streitfall durch „ein Schiedsgericht oder andere fried- 
liche Mittel“ beizulegen.- 
ee 2. AUGUST 1947: 
Irygve Lie fordert im Rahmen seines Berichts über die Ernäh- 
gslage in einzelnen europäischen Ländern sofortige Maßnahmen 
zur Behebung der drohenden Ernährungskrise. h 
Die indonesische Regierung erklärt sich mit den Beschlüssen des 
Weltsicherheitsrats unter der Bedingung einverstanden, daß die 
ppen hinter die Demarkationslinie von 1946 zurückgezogen 
den. ; He 
jetrussische Truppen besetzen österreichische Olraffinerien in 
bau, die teilweise Eigentum britisch-amerikanischer Gesell- 


Anläßlich der durch die italienische Nationalversammlung be- 
senen Ratifizierung des Friedensvertrages richtet Außenmini- 
Marshall an den italienischen Außenminister Sforza eine Bot- 
‚ die dem italienischen Volk die Hilfe der Vereinigten Staa- 
eim Wiederaufbau zusichert. 

gehende Umbildung des burmesischen Kabinetts Thakin Nu, 
In dem zwischen Bulgarien und Jugoslawien abgeschlossenen Bei- 
s- und Freundschaftspakt verzichtet Jugoslawien auf die bul- 


schen Reparationen. 

a \ 3. AUGUST 1947: 
Der britische König gibt seine Zustimmung zur Ernennung von 
iscount Mountbatten zum Generalgouverneur von Indien und 
ohammed Ali Jinnah zum Generalgouverneur von Pakistan. 


? 4. AUGUST 1947: 

Staatssekretär im amerikanischen Außenministerium, Clayton, 
amerikanischen Botschafter in London und Paris, Douglas und 
ry, und der Berater General Clays, Murphy, treffen sich in 
zu Beratungen über die europäische Wirtschaftslage. 

einer Protestnote an die Sowjet-Union lehnt Großbritannien 
sowjetischen Vorschlag ab, die Ratifizierung der Friedensver- 
äge mit den ehemaligen Verbündeten Deutschlands aufzuschie- 

bis diese selbst die Friedensverträge ratifiziert haben. 

er Abstimmung im Unterhaus über die Deutschlandpolitik 
die britische Regierung mit 298 gegen 102 Stimmen das 
trauensvotum. : 

' Die indonesischen und niederländischen Streitkräfte stellen ihre 


 Feindseligkeiten ein. 
Fa, 5. AUGUST 1947: 
ı britischen Unterhaus wird der Entwurf eines Wirtschaftsge- 
tzes eingebracht, das außerordentliche Regierungsvollmachten zur 
ehebung der gegenwärtigen Wirtschaftskrise in Großbritannien, 
sbesondere hinsichtlich der Kontrolle des Arbeitseinsatzes vor- 
$ 18 
Die französische Regierung sagt ihre Teilnahme an der Konferenz 
der Stellvertretenden Außenminister im Oktober in London zu. 
Der ägyptische Ministerpräsident Nokraschy Pascha und der bri- 
tische Vertreter Sir Alexander Cadogan geben vor dem Weltsicher- 
heitsrat ihre Erklärungen über den ägyptischen Konflikt ab. 
N“ Der Weltjudenkongreß in der Schweiz fordert die Aufhebung 
ler Einwanderungsbeschränkungen für Juden nach Palästina. 


6. AUGUST 1947: 
‚ Die französische Regierung lehnt das Abkommen über eine allge- 
meine Lohnerhöhung um elf Prozent, das zwischen dem franzö- 
‚sischen Gewerkschaftsbund und den Arbeitgebeiverbänden ge- 
schlossen wurde, endgültig ab. : 
Rücktritt der. spanischen Exilregierung Llopis in Paris. 
Spaltung der Sozialdemokratischen Partei in Ungarn. 
. Beginn des Prozesses gegen den früheren Führer der bulgarischen 
Opposition, Nikolas Petkoff, in Sofa. 

7. AUGUST 1947: 
Außenminister Marshall gibt bekannt, daß die Vereinigten Staaten 
einen Sieben-Millionen-Dollar-Kredit der Export-Import-Bank an 
a Ungarn gesperrt haben. 
Die polnische Regierung bittet die Vereinigten Staaten um erneute 
Überprüfung ihres Beschlusses, Polen nach der Beendigung der 
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‚ Die Vereinigten Staaten laden die Sowjet-Union ein, als eine } 


UNRRA-Lieferungen von amerikanischen Hilfslieferungen ausz’ 
schließen. : Mn H 
Der amerikanische Vertreter im Internationalen Kontrollrat fü 
Japan, George Atcheson, lehnt einen sowjetischen Fragebogei 
über private Handelsbeziehungen mit Japan und über die Jap: 
nische Industrieproduktion ab. an “| 
Staatspräsident Tildy unterzeichnete das von der ungarischen N; 
tionalversammlung gebilligte Gesetz zur Ratifizierung des ungä 
rischen Friedensvertrages. 1 


8. AUGUST 1947: Ei 
Verletzung des Waffenstillstandes 


in Indonesien durch erneu 
Kampfhandlungen zwischen indonesischen. und niederländisch 
Streitkräften. | 

9. AUGUST 1947: Ä 
Der amerikanische, der britische und der französische Oberbefehlj] 
haber in Österreich erheben bei den sowjetischen Behörden 
Österreich Einspruch gegen die sowjetische Besetzung der Olraff 
nerien in der Lobau. | 
Beginn des ersten internationalen Pfadfindertreffens (Jambore® 
nach dem Kriege in Moisson, Frankreich. ) 


10. AUGUST 1947: 2 
Premierminister Atilee fordert das britische Volk auf, zur ‚Über 
windung der Wirtschaftskrise dem neuen Plan der Resierd 
durch Anstrengung und Opferbereitschaft zum Erfolg zu verhelfet 

11. AUGUST 1947: 1 
In London werden ein Handelsvertrag und ein Zahlungsabkomme 
für Lieferung von Lebensmitteln aus Ungarn nach Großbritannic 
unterzeichnet. ° & 
Heftige Debatte im britischen Unterhaus zwischen Opposition 
Labour-Partei über das Wirtschaftsgesetz. | 


12. AUGUST 1947: “ 
Der belgische Senat nimmt den Gesetzentwurf über die Billigu 
des Übereinkommens für die belgisch-niederländisch-luxemburgisck 
Zollunion an. 
Beginn der britisch-amerikanischen Besprechungen in Washingt« 
über die Frage der Ruhrkohlenförderung. 


13. AUGUST 1947: a; 
Der britische König erteilt dem Wirtschaftsgesetz, das der br 
tischen Regierung außergewöhnliche Vollmachten zubilligt, sei 
Zustimmung; das Gesetz erlangt somit Rechtskraft. 
Die ungarische Sozialistische Partei lehnt die von dem stellvertr 
tenden ungarischen Ministerpräsidenten und Führer der ungarisch 
Kommunistischen Partei, Matyas Rakosi, geforderte Verschmelzut 
der Sozialistischen mit der Kommunistischen Partei ab. 

Nokraschy Pascha stellt im Sicherheitsrat den Antrag, zum 1. 
tember 1947 die Rücknahme der britischen Truppen aus Ägypta 


anzuordnen. 

.14. AUGUST 1947: | 
Nach dreimonatigen amerikanisch-italienischen Verhandlungs 
streichen die Vereinigten Staaten von den italienischen Krieg 
schulden eine Summe von ungefähr einer Milliarde Dollar u 
geben eingefrorenen italienischen Besitz in den Vereinigten Sta 
ten in Höhe von 66 Millionen Dollar freı. $ 
Der britische Minister für die Commonwealth-Beziehungen, Lo 
‚Addison, übernimmt die Funktionen des aufgelösten Indienmin 
steriums. Der bisherige Unterstaatssekretär für Indien, Arth 
Henderson, wird ihm als Staatsminister für die Commonwealtll 
Beziehungen und erster Vertreter zugeteilt. J 
Beginn des Jahreskongresses der französischen Sozialistische 


Partei in Lyon. 

15. AUGUST 1947: FH 
Die Machtübertragung Großbritanniens an die beiden neuen in 
dischen Dominien Pakistan und Indien tritt offiziell in Kraft. Di 
Führer der Moslemliga, Ali Jinnah, übernimmt das Amt des Ga 
neralgouverneurs von Pakistan, und Viscount Mountbatien win 
nach Niederlegung des Amtes: als Vizekönig Generalgouverne 
von Indien. 4 
Eröffnung der Panamerikanischen Konferenz in ‘Petropolis b 
Rio de Janeiro zur Ausarbeitung eines gemeinsamen amerika 
nischen Verteidigungsabkommens, bei der unter anderem die Ve 
einigten Staaten durch Außenminister Marshall, Argentinien durı 
Außenminister Juan Bramuglia und Brasilien durch Außenmin 
ster Paul Fernandes vertreten sind. 3 


i 
m 
) 


* 


vorgesehenen elf Nationen an der japanischen Friedenskonferer 


teilzunehmen. - 


LS “216. AUGUST: 1947: ° 
Viderspruch zur Konvention von 1880 fordert die ägyptische 
erung Frankreich, Großbritannien und die Vereinigten Staa- 
auf, ihr fremde Kriegsschiffe künftig zehn Tage vor Passieren 
Suez-Kanals anzumelden. 
Führer der konservativen Opposition warnt Churchill das bri- 
e Volk vor einer Unterwerfung unter totalitären Zwang, 
‚ehemalige Führer der aufgelösten bulgarischen Bauernpartei, 
kolas Petkoff, wird vom bulgarischen Gerichtshof wegen Hoch- 
at zum Tode verurteilt. 
5 ; 17. AUGUST 1947: 
nn eines Prozesses in Krakau gegen Anhänger der polnischen 
ernpartei Mikolajezyks, denen zur Last gelegt wird, Spionage 
nsten fremder Mächte getrieben zu haben. 


# 18. AUGUST 1947: 
elle Aufforderung der amerikanischen und der britischen Re- 
sung an den sowjetrussischen Vertreter im Alliierten Kontroll- 
‚in Sofia, den Aufschub der Hinrichtung des bulgarischen Op- 
sitionsführers Peikoff von der bulgarischen Regierung zu ver- 


{ fnung der Exportmesse 1947 in Hannover durch den Präsi- 
en des Zweizonen-Wirtschaftsrates, Dr. Erich Köhler. i 
nn britisch-amerikanischer Finanzbesprechungen in London. 


19. AUGUST 1947: 
‚britischen und amerikanischen, Deiegierten auf der Ruhrkohlen- 
ferenz in Washington einigen sich grundsätzlich über die Bil- 
2 einer gemeinsamen Kontrollbehörde für den Ruhrkohlen- 


20. AUGUST 1947: 

ritische Schatzkanzler Hugh Dalton ordnet die vorübergehende 
ränkung der Konvertierbarkeit des Pfundes Sterling in 
ar an. 
sral de Gaulle kündigt an, daß die von ihm gegründete fran- 
che Sammlungsbewegung bei den bevorstehenden Gemeinde- 
n Kandidaten aufstellen wird. 
rozeß gegen die 23 nationalsozialistischen deutschen Ärzte 

issensthaftler werden durch das amerikanische Militärgericht 
ürnberg 7 Angeklagte zum Tode verurteilt, 5 zu lebenslangem 
haus und 4 zu Freiheitsstrafen von 10 bis 20 Jahren. 


21. AUGUST 1947: 
Sowjet-Union protestiert bei der britischen und der amer:ka- 
ien Regierung gegen die Londoner Dreimächte-Besprechungen 
das Ausmaß der deutschen Industrieproduktion und bezeichnet 
onferenz. die ohne Teilnahme der Sowjet-Union zusammen- 
n wird, als eine Verletzung des Potsdamer Abkommens. 
nzbesprechungen in Washington zwischen britischen und ameri- 
nischen Delegierten. Leiter der britischen Finanzabordnung ist 
- Wilfrid Eady. 
r indonesische Ministerpräsident Sjarifuddin fordert die Fort- 
ng des Kampfes gegen die Niederländer. 
Ben 22. AUGUST 1947: 
mmentritt der britisch-amerikanisch-französischen Konferenz in 
don über die Festsetzung einer erhöhten deutschen Industrie- 
oduktion. 
Me Sowjet-Union weist den von der britischen und der amerika- 
#schen Regierung ausgesprochenen Wunsch auf Intervention bei 
r bulgarischen Regierung zwecks Überprüfung des Schuldspruchs 
d des Todesurteils gegen Petkoff zurück. 
Juden, denen die Einreise nach Palästina von den britischen 
den nicht gestattet wurde, weigern sich, von ihren Schiffen aus 
rankreich an Land zu gehen. 
i 23. AUGUST 1947: 
tritt des griechischen Kabinetts Maximos. 
amerikanische Außenministerium beschuldigt Jugoslawien, Bul- 
rien und Albanien, die Bemühunsen des Sicherheitsrats, alle 
tsachen über den Bürgerkrieg in Griechenland zu sammeln. sa- 
rt zu haben. 
rumänische Kabinett ratifiziert den rumänischen Friedensvertrag. 
S 24. AUGUST 1947: 
ı französischen Parlament bilden 55 Abgeordnete der Parteien 
r Mitte und der Rechten eine „überparteiliche Aktionsgruppe“. 
er zufolge handelt es sich um Anhänger der Sammlungsbewe- 
ng de Gaulles. i SUR 
ranzösische Sozialistische Partei und die Republikanische Volks- 
ei kündigen an. daß jeder ihrer Abgeordneten ‚selbsttätig aus 
sr Partei scheidet, wenn er sich der „überparteilichen Aktions- 
uppe“ anschließt. Fre e ne 
e Vereinigten Staaten senden der sowjetrussischen Regierung 


FH ' L 


‚reisen außerhalb des Sterling-Bereichs. 


_ Unterzeichnung eines bulgarisch-jugoslawischen Handel, 

Dr. Kurt Schumacher fordert die Übergabe der Verwaltun 
Ruhrgebiets in deutsche Hände und die Rückgabe der dur 
Russen übernommenen Fabriken in der Ostzone. 


, 25. AUGUST 1947: N 
Eröffnung der dritten Jahreskonferenz der Ernährungs- und Lan 
wirtschaftsorganisation der UN in Genf, deren Ziel die Gründ 
eines ständigen Welternährungsrates ist. h 
Nach Mitteilung des französischen Kriegsministeriums hab 

20 Prozent der deutschen Kriegsgefangenen in Frankreic 
schlossen, als freiwillige Arbeiter in Frankreich zu bleiben. 
Die jugoslawische Nationalversammlung ratifiziert den italienis 
Friedensvertrag. } De 
Die bulgarische Nationalversammlung ratifiziert den bulga 


Friedensvertrag. 

26. AUGUST 1947: Ri 
Beginn der Commonwealth-Konferenz in Canberra über die 
nische Friedensregelung. Ze 
Der belgische Ministerpräsident und Außenminister Spaak 
sich in Brüssel gegen das Vetorecht der Großmächte aus. 


27. AUGUST 1947: 
Als 'erste Sparmaßnahme zur Beseitigung des Defizits in de 
«tischen Zahlungsbilanz von 600 Millionen Pfund Sterling ve 
die britische Regierung eine Kürzung der Lebersmittel- und 
zinzuteilungen und eine erhebliche Finschränkung der A 
Beginn der Außenministerkonferenz der vier skandinavis 
der Schweden (Unden), Norwegen (Lange), Dänemark (Ras 
und Island (Benediktsson) in Kopenhagen. SE 
Der Leiter des Planungsausschusses des amerikanischen 
ministeriums, George Kennan, begibt sich nach Paris zu dring: 
Beratungen im Zusammenhang mit dem Marshall-Plan zum wiı 
schaftlichen Wiederaufbau Europas. x vs 
Der neue Ministerpräsident und. Außenminister der spanisch- 
blikanischen Exilregierung, Alvaro del Albornoz, der de 
republikanischen Partei angehört, gibt die Zusammensetzun 
Kabinetts bekannt. 
Eröffnung des Prozesses in Nürnberg g 
1G-Farben-Konzerns. > 
Die französische Nationalversammlung nimmt das Statut 
gerien an. Die Kommunisten enthalten sich der Stimme. 


28. AUGUST 1947: E 
Herauseabe eines Kommuniquds über die Dreimächte-Bespre h 
gen in London, das eine Erweiterung der deutschen Industrie 
duktion vorsieht. Die französische Regierung macht eine A 


Vorbehalte. 

N 239. AUGUST 1947: RN 
Das Präsidium des Obersten Sowjets ratifiziert die Frieden 
träge mit den fünf ehemals mit Deutschland verbündeten Sta 
Italien, Rumänien, Ungarn, Bulgarien und Finnland, ; 
In einer Note an dıe Vereinigten Staaten verweist die sowji 
Regierung darauf, daß die Einberufung einer Elfmächte-Kon 
zur Vorbereitung des japanischen Friedensvertrages eine 
legenheit des Außenministerrats sei. 
In einer Note an die Sowjet-Union schlagen die Verei 
Staaten eine Viermächte-Konferenz — das heißt eine Konfe 
der Vereinieten Staaten, Großbritanniens, der Sowjet-Union 
Chinas — für den 8. September 1947 vor, um die Verwirklichu 
der koreanischen Unabhängigkeit zu beschleunigen. Be 
Veröffentlichung des Berichts Präsident Trumans an den Ko 
über amerikanische Hilfeleistungen während der ersten drei 
nate dieses Jahres. - 1 nr 
Bildung einer neuen griechischen Einparteienregierung der 
partei unter Ministerpräsident Konstantin Tsaldaris. 
Für die zweite Hälfte des Jahres 1947 wird die französische 
fuhr aus den Dollarländern um zwei Drittel verringert. 

30. AUGUST 1947: r 

Der sowjetische Oberbefehlshaber in Österreich, General Kurassox 


weist den Protest der anderen Alliierten gegen die russische Be 
schlagnahme der Ölraffinerien in der Lobau mit der Begründun 


zurück, daß die Anlagen unter deutsches Eigentum im Ausland 


fallen. “ 


Verhandlungen in Washington zwischen Großbritannien und den 


Vereinigten Staaten über das Datum der Rückberufung der noch. 


in Griechenland stehenden britischen Truppen. 


31. AUGUST 1947: 


Die Parlamentswahlen ın Ungarn ergeben einen Sieg für dıe 
Kommunistische Partei. An nächster Stelle stehen die Demokra- 


tische Volkspartei und die Partei der Kleınen Landwirte. 


Der britische Oberbefehlshaber und Hohe Kommissar ın Österreich, ER 
Sir James Steele, wird zum Gereraladjutanten im britischen Kriegs- 


ministerıum ernannt. 
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AN DIESER FOLGE ARBEITETEN MIT: 


Wilhelm Bauer, Berlin, geb. 19. März 1904 | Winfried Martini, Endorf (Oberbayern), geb. 4. Juni 1905 || 
Gertrud Becker, Frankfurt am Main, geb. 27. August 1918 Robert Nieschlag, Berlin, geb. 25. März 1905 | 
Wilhelm Cornides, Oberursel (Taunus), geb. 27. Juli 1920 | Wilfried Tenholt,; Oberursel (Taunus), geb. 1. September 1915 | 
Erika Feldmann, Oberursel (Taunus), geb. Il. August 1917 | Ernst Umlauff, Frankfurt am Main, geb. 29. Oktober 1896 
Dr. Hermann Hackert, 7 29. Juli 1947 ' Hermann Volle, Oberursel (Taunus), geb. 8. April. 1917 


: REDAKTIONELLE ANMERKUNGEN 


Nachdem wir bereits in der Juli- und August-Folge den üblichen Umfang des „Europa-Archivs“ um ein wesentliches erweiterh 
hatten — die Juli-Nummer erschien mit 112, die August-Nummer mit 64 Seiten —, geht auch die vorliegende Folge mit 72 Seiten 
beträchtlich über den von uns seinerzeit angekündigten Durchschnittsumfang von 48 Seiten hinaus. Dies geschah, um in Ausnutzung 
der günstigeren Witterungsverhältnisse unseren Lesern möglichst viel Material an die Hand zu geben, ehe die zu erwartenden pro) 

 duktionsstörenden Einflüsse des Winters auftreten. 

' Für das letzte Quartal des Jahres 1947 und den Anfang des Jahres 1948 werden wir uns jedoch voraussichtlich gezwung 

sehen, zu dem ursprünglichen Umfang von 48 Seiten zurückzukehren. Wir hoffen, daß unsere Leser diesen zeitbedingten Schwan 
kungen mit Verständnis begegnen werden. Unsererseits werden wir alles daransetzen, den Umfang des „Europa-Archivs“ wieder 


erweitern, sobald die technischen Voraussetzungen dazu gegeben sind. 
? \ * 


Die in letzter Zeit zahlreich einlaufenden Anfragen veranlassen uns, mitzuteilen, daß wir vorläufig noch nicht in der Lage sindk 
Einzelthemen außerhalb unseres Veröffentlichungsplanes zu bearbeiten. Der Aufbau des Archivs, die Durchführung der laufendes) 
Redaktionsarbeiten und die vielfach notwendigen langfristigen Planungsarbeiten beanspruchen alle verfügbaren Kräfte unserer Mit 
arbeiter so stark, daß wir zur Zeit noch keine zusätzlichen Aufträge annehmen können, Sollten wir uns in der Lage schen, Einzel 
aufträge zu bearbeiten, so wird das an (dieser Stelle mitgeteilt werden. 1 


BERICHTIGUNGEN 


Seite 422 linke Spalte, 2. Zeile von unten; statt Tharwal: Ministerpräsident Tharwat. 

Seite 426 Nachtrag: Abschnitt „Soziale Verhältnisse“. Im April 1947 durch die Presse bekanntgewordene Ergebnisse einer neuer 

Volkszählung in Ägypten beziffern die Bevölkerung des Landes auf 19 042000 Menschen. Das bedeutet eine Dichte vor 
19,2 Menschen, auf den Kulturboden bezogen eine solche von etwa 540 Menschen je Quadratkilometer, Nil 

Seite 428 rechte Spalte, zweiter Absatz; statt Dscharabub: Dsdiagkbub (Giarabub). 

Seite 665 linke Spalte, DIE FRAU VON HEUTE; statt Alldeutscher Verlag: Allgemeiner Deutscher Verlag. 

Seite 777 erster Absatz, 7. Zeile; britisch-französischer Bündnisvertrag, statt vom 4. Januar: vom 4. März 1947. | 

Seite 875 rechte Spalte, letzte Zeile; statt zu denen deutsche Beamte zugezogen wurden: zu denen deutsche Beamte nicht zuger 
zogen wurden. di 

Seite 814 unter der Tabelle; lies: Der Binnenhandel im Kriege. 

Seite 835 rechte Spalte, 6. Zeile von unten; lies: Mitchell, Edwin Valentine. 
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